
ISSN 0007–3121

DER BÜRGER IM STAAT

Bundestagswahl 2013

3–2013

BiS2013_03_ums.indd   u1BiS2013_03_ums.indd   u1 23.07.13   07:4323.07.13   07:43



•••••••••••••••••••••••••••••••••

INHALT

Karl-Rudolf Korte 132
Die Bundestagswahl 2009 – Wählen im Schatten der Krise  132

Frank Decker 141
Aktuelle Entwicklungen der Parteienlandschaft 141

Christoph Bieber 149
Die Piratenpartei als neuer Akteur 149

Norbert Kersting 155
Wutbürger und andere soziale Bewegungen  155

Herfried Münkler 166
Die jüngste Krise der parlamentarischen Demokratie 166

Axel Murswieck 171
Vier Jahre Schwarz-Gelb: eine Bilanz  171

Andrea Römmele 182
Konkurrenten um die Kanzlerschaft: Angela Merkel und 
Peer  Steinbrück 182

Frank Brettschneider 190
Wahlkampf: Funktionen, Instrumente und Wirkungen 190

Dieter Roth 199
Zur Funktionsweise der Wahlforschung  199

Hans Meyer 208
Das Bundestagswahlrecht 2013   208

Uwe Andersen 218
Bundestagswahlen: 1949 bis 2009 218

HEFT 3–2013
63. JAHRGANG
ISSN 0007-3121

„Der Bürger im Staat” wird von der Landeszentrale 
für politische Bildung Baden-Württemberg herausgegeben.

DIREKTOR DER LANDESZENTRALE
Lothar Frick

REDAKTION
Siegfried Frech, siegfried.frech@lpb.bwl.de

REDAKTIONSASSISTENZ
Barbara Bollinger, barbara.bollinger@lpb.bwl.de

ANSCHRIFT DER REDAKTION
Staffl enbergstraße 38, 70184 Stuttgart
Telefon 0711/164099-44, Fax 0711/164099-77

HERSTELLUNG
Schwabenverlag Media der Schwabenverlag AG
Senefelderstraße 12, 73760 Ostfi ldern-Ruit
Telefon 0711/4406-0, Fax 0711/442349

GESTALTUNG TITEL
Bertron.Schwarz.Frey, Gruppe für Gestaltung, Ulm

GESTALTUNG INNENTEIL
Ingrid Gerlach, Schwabenverlag Media 
der Schwabenverlag AG 

VERTRIEB
Süddeutsche Verlagsgesellschaft Ulm
Nicolaus-Otto-Straße 14, 89079 Ulm
Telefon 0731/9457-0, Fax 0731/9457224
www.suedvg.de

Preis der Einzelnummer 3,33 EUR.
Jahresabonnement 12,80 EUR Abbuchung.

Bitte geben Sie bei jedem Schriftwechsel mit 
dem Verlag Ihre auf der Adresse aufgedruckte 
Kundennummer an. 

Namentlich gezeichnete Beiträge geben nicht 
unbedingt die Meinung des Herausgebers und 
der Redaktion wieder.

Für unaufgefordert eingesandte Manuskripte 
übernimmt die Redaktion keine Haftung.

Nachdruck oder Vervielfältigung auf elektronischen Daten-
trägern sowie Einspeisung in Datennetze nur 
mit Genehmigung der Redaktion. Antisemitismus heute

THEMA IM FOLGEHEFT

DER BÜRGER IM STAAT

BiS2013_03_ums.indd   u2BiS2013_03_ums.indd   u2 23.07.13   07:4323.07.13   07:43



130

Die Wahl zum 18. Deutschen Bundestag 
findet am 22. September 2013 statt. 
Mehrere Tendenzen dürften die Wahl-
prognosen im Vorfeld der Wahl und das 
Wahlergebnis selbst prägen: Es sind 
die sinkende Wahlbeteiligung, die ho-
hen Schwankungen im Wahlverhalten 
sowie der Umstand, dass das bundes-
deutsche Parteiensystem mit merklich 
schwächer gewordenen Volksparteien, 
einhergehend mit dem Aufkommen „jun-
ger“ Parteien, seine Wirkungen entfal-
tet. Fast fünfzig Prozent der Wähler sind 
kurz entschlossen und entscheiden sich 
erst in den letzten Tagen. 

Mit Blick auf die Bundestagswahl 2013 
sind im Vorfeld der Wahl mehrere As-
pekte von Interesse:

 l Wenn Wahlen einer Bilanz gleich-
kommen, in der die „Leistungen“ der 
Bundesregierung bewertet werden, 
stellt sich die Frage, was im „politi-
schen Gedächtnis“ der Wählerinnen 
und Wähler seit der Bundestagswahl 
2009 haften blieb?
 l Parteien prägen zweifelsohne den 

politischen Diskurs und sie sind Trä-
ger politischer Meinungs- und Wil-
lensbildung. Die Veränderung der 
deutschen Parteienlandschaft hat zu 
einem „fluiden“ System geführt, das 
mehrere Spielarten der Koalitionsbil-
dung in sich birgt.
 l Als die Piraten im September 2011 in 

das Berliner Abgeordnetenhaus ge-
wählt wurden, nährten sie die Hoff-
nung auf eine andere, bessere Politik. 
Im Mai 2012 erreichten sie in den 
Umfragen bundesweit bis zu 13 Pro-
zent. Gegenwärtig gewinnt man 
eher den Eindruck, dass sich die Pira-
tenpartei „auf Kurssuche“ befindet. 
Ist die Piratenpartei eine „Eintagsflie-
ge“ oder trägt sie zur Erweiterung 
des Parteiensystems bei?
 l Was  wird sich mit der Reform des 

Wahlrechts verändert? Welche Hin-
tergründe und Auswirkungen hat die 
Wahlrechtsreform?
 l Wenn die Behauptung stimmt, dass 

ein deutlicher Trend vom Stamm- 
über den Wechselwähler zum eher 
unpolitischen „Gesinnungswähler“ 
im Wahlverhalten erkennbar ist, 
kommt den Wahlkampagnen und 
Wahlkampfstrategien bei einem ins-
gesamt weniger berechenbaren 
Wählerverhalten eine besondere 
Bedeutung zu. Sind die herkömmli-
chen Wahlkampfstrategien in Zeiten 
des Internets überhaupt noch wirk-
mächtig?
 l Wahlentscheidungen sind reichlich 

komplexe Vorgänge. Welche Rolle 

spielen hierbei die Spitzenkandida-
tin bzw. der Spitzenkandidat? Wel-
che ihnen zugesprochene Hand-
lungs- und Problemlösekompetenz ist 
ausschlaggebend? Warum werden 
Wahlentscheidungen immer kurzfris-
tiger getroffen?

Insgesamt ist die Lage nicht vergleich-
bar mit der von 2009 – so Karl-Rudolf 
Korte, der einen Rückblick auf die letzte 
Bundestagswahl anstellt. Die Bundes-
tagswahl von 2009 kann wie folgt cha-
rakterisiert werden: (1) Die Wählermo-
bilisierung stand einzigartig im Schat-
ten der Großen Koalition und der öko-
nomischen Krise. (2) Einen Kampf um 
trennscharfe alternative Positionen 
suchte man im Wahlkampf vergeblich. 
Letztlich war für Angela Merkel, ausge-
stattet mit dem Bonus der Kanzlerin, 
diese Form der politischen Auseinan-
dersetzung günstig, da die Strategie 
der asymmetrischen Demobilisierung 
die SPD entscheidend schwächte. (3) 
Was bei der Wahl 2009 zählte, war die 
Ausstrahlung ökonomischer Kompe-
tenz. Angesichts der Wirtschafts- und 
Finanzkrise breitete sich ein Sicherheits-
konservatismus aus, bei dem es sich pri-
mär um Wohlstandssicherung drehte.

Frank Decker skizziert die Entwicklung 
des deutschen Parteiensystems seit der 
Bundestagswahl 2009: Nach der 2005 
erfolgten Fusion der PDS und der Wahl-
alternative Arbeit und soziale Gerech-
tigkeit hat sich eine Fünfparteienstruktur 
etabliert. Aufgrund hausgemachter Pro-
bleme sank die Resonanz für Die Linke 
jedoch merklich. Ihr droht der Rückfall in 
die Rolle einer ostdeutschen Regional-
partei. Von der Schwäche der Linken 
konnte jüngst die Piratenpartei profitie-
ren. Junge, netzaffine Wähler und auch 
Protestwähler bescherten den Piraten 
einen Höhenflug, der nur kurz währte. 
Der im Frühjahr 2013 entstandenen Al-
ternative für Deutschland (AfD) mangelt 
es bisher an zugkräftigem Personal. 
Ausgangslage für die Bundestagswahl 
2013 sind somit zwei annähernd gleich 
starke Formationen (Schwarz-Gelb und 
Rot-Grün), die vermutlich nicht in der La-
ge sein werden, eine Mehrheit zu bil-
den. Grundsätzlich ist neben einer Gro-
ßen Koalition und verschiedenen Drei-
erbündnissen auch eine schwarz-grüne 
Zweierkoalition möglich. Wenn Dreier-
bündnisse ausscheiden, bleibt letztlich 
nur die Alternative Schwarz-Rot oder 
Schwarz-Grün. 

Die Piratenpartei hat seit ihren Wahler-
folgen in den Jahren 2011 und 2012 zu 
Veränderungen im politischen Kommu-

nikationsverhalten geführt und den Par-
teienwettbewerb angeregt. Christoph 
Bieber rekapituliert den Werdegang 
der Piratenpartei und erörtert die we-
sentlichen Merkmale der innerparteili-
chen Kommunikation sowie Organisati-
on. Die Digitalisierung und Basisorien-
tierung haben für die Parteistruktur 
durchaus ambivalente Auswirkungen: 
Aus der Partizipationsorientierung re-
sultieren zwar Offenheit, Dynamik und 
niedrige Beteiligungshürden, bringen 
jedoch eine hohe Fluktuation in den Füh-
rungsämtern, eine inkonsistente Pro-
grammentwicklung und Außenpräsen-
tation mit sich. Insofern ist der Bundes-
tagswahlkampf 2013 eine weitere Pha-
se in der Organisationsentwicklung der 
Partei, gleichzeitig aber auch eine Be-
währungsprobe im politischen Betrieb.

Wurde in den ersten Jahrzehnten der 
Bundesrepublik der Gang zur Wahlur-
ne als die wichtigste Form der politi-
schen Partizipation verstanden, ist seit 
den 1970er-Jahren ein Anwachsen de-
monstrativer, direktdemokratischer und 
deliberativer Formen der politischen 
Beteiligung zu beobachten. Mit den De-
monstrationen gegen die Großprojekte 
Stuttgart 21, Flughafen Berlin Branden-
burg haben diese Varianten der politi-
schen Partizipation, die ein Beleg für 
die Unzufriedenheit mit der etablierten 
Politik sind, eine neue Qualität bekom-
men. Die zeitgeschichtliche Analyse von 
Norbert Kersting zeigt, dass die Akzep-
tanz für demonstrative Formen politi-
scher Beteiligung und für Protest quer 
durch alle Altersschichten merklich ge-
stiegen ist. Wenn auch der politische 
Protest revitalisiert wurde, ist der Wahl-
akt – so das Fazit – immer noch die von 
Bürgerinnen und Bürgern am häufigsten 
genutzte Partizipationsform. 

Herfried Münkler konstatiert in seinem 
Essay eine schleichende Transformati-
on der parlamentarischen Demokratie. 
Demokratien leben von drei Vorausset-
zungen: Dies ist zunächst die Fähigkeit 
der politischen Institutionen, politische 
Entscheidungsprozesse in eine parla-
mentarische Eigenrhythmik umzugestal-
ten, um handlungsfähig zu bleiben. Eine 
weitere Voraussetzung besteht in der 
Hervorbringung von Alternativen, zwi-
schen denen es sich zu entscheiden 
lohnt. Und schließlich lebt die Demokra-
tie von mündigen Bürgerinnen und Bür-
gern, die über politische Kenntnisse ver-
fügen. Indikator für die jüngste Krise der 
parlamentarischen Demokratie ist die 
Geschwindigkeit ökonomischer Prozes-
se, welche die Eigenrhythmik des politi-
schen Systems außer Kraft setzen. Die 
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Verkündigung der Alternativlosigkeit 
kommt verstärkend hinzu und lässt die 
Macht der besseren Argumente schwin-
den. Dies geht mit einem Vertrauensver-
lust der Bürgerinnen und Bürger einher. 
Die Vernünftigkeit parlamentarischer 
Entscheidungen wird angezweifelt, De-
liberation wird zum Dauerzustand, de-
mokratische Strukturen erodieren zuse-
hends.

Nach vier Jahren ist die politische Bi-
lanz der schwarz-gelben Koalition 
durchaus gemischt. Die Bilanz der Jahre 
2009 bis 2013 offenbart, wie es Bundes-
kanzlerin Angela Merkel selbst formu-
lierte, eine Regierungspolitik der „klei-
nen Schrit te“. Alex Murswieck erörtert, 
ausgehend vom zögerlichen Start der 
Regierung im Herbst 2009, wichtige Po-
litikergebnisse und Reformbaustellen in 
zentralen Politikfeldern. In einem weite-
ren Schrit t wird die Rolle der Mitregen-
ten und Vetospieler skizziert, welche die 
Spielräume des Regierens in der Legis-
laturperiode 2009 bis 2013 begrenzt 
haben. Verstärkend kamen Probleme 
der politischen Führung hinzu, die dem 
Anspruch, aus einem Guss regieren zu 
wollen, abträglich waren und dem Ver-
trauen in die Regierung geschadet ha-
ben. 

Politische Botschaften werden seit jeher 
mit einem „Gesicht“ verknüpft. Bei an-
stehenden Wahlen rücken die Kandida-
ten deshalb vermehrt ins Rampenlicht. 
Andrea Römmele erörtert am aktuellen 
Beispiel des Bundestagswahlkampfes 
mit Bundeskanzlerin Angela Merkel und 
dem Spitzenkandidaten der SPD, Peer 
Steinbrück, das Phänomen der Persona-
lisierung von Wahlkämpfen. In einem 
ersten Schrit t wird der Begrif f der Perso-
nalisierung mittels dreier Dimensionen 
definieren. Daran anschließend wer-
den die beiden Spitzenkandidaten der 
Bundestagswahl 2013 analysiert: Wo 
liegen ihre Stärken und Schwächen? 
Welche Themen favorisieren und prä-
sentieren sie? In einem weiteren Schrit t 
werden Angela Merkel und Peer Stein-
brück aus der Sicht der Wählerschaft 
diskutiert. Und schließlich geht es um 
die Fragen, welche Rolle Kandidaten in 
den unterschiedlichen Modellen der 
Wahlentscheidung spielen und wie es 
um die Gewichtung von Partei iden tifi-
ka tion, Themen und Personen beim 
Wahlentscheid bestellt ist.

In Wahlkämpfen wird nichts dem Zufall 
überlassen. Modernes Wahlkampfma-
nagement setzt sich aus den Ein zel-
schrit  ten Analyse, Planung, Umsetzung 
und Evaluation zusammen. Frank Brett-

schneider erörtert entlang dieser Pha-
sen die unterschiedlichen Facetten der 
politischen Kommunikation, die Be-
standteile eines jeden Wahlkampfes 
sind. In der Analysephase werden von 
professionellen Wahlkampfstäben Ein-
stellungen und Themenpräferenzen ver-
schiedener Wählergruppen eruiert. An-
gesichts einer fragmentierten Wähler-
schaft, abnehmender Parteiidentifikati-
on und einem sinkenden Anteil von 
Stammwählern ist die optimale Passung 
zwischen Themenmanagement, Kandi-
datenimage und Wahlkampftaktik ein 
zentraler Bestandteil der Planungspha-
se. Umsetzung meint die eigentliche 
Wahlkampagne, die aus traditionellen 
Wahlkampfinstrumenten (Wahlplaka-
ten, Straßenwahlkampf, Medienarbeit) 
sowie aus Online-Instrumenten (soziale 
Medien und soziale Netzwerke) be-
steht und vor der Wahl hochtourig um 
die Wählergunst buhlt. 

Wahlforschung erscheint vielen wie ein 
Buch mit sieben Siegeln. Was hat es mit 
den oft zitierten Daten der Wahlfor-
schung auf sich? Wer sind die Nachfra-
ger und Nutznießer und wie gehen sie 
mit den Ergebnissen um? Wahlfor-
schung ist zunächst eine akademische 
Disziplin, der es darum geht, mit nach-
vollziehbaren Verfahren den Vorgang 
der Wahlentscheidung zu analysieren. 
Seriöse Wahlforscher arbeiten theorie-
geleitet und wenden Instrumente und 
Methoden der empirischen Sozialfor-
schung an. Die Resultate der Wahlfor-
schung werden in den Medien einem 
breiten Publikum zugänglich gemacht, 
dabei jedoch popularisiert und häufig 
als „politische Stimmungsdaten“ in pro-
gnostischer Absicht benutzt. Die Frage-
stellungen der Wahlforscher hingegen 
sind vor allem retrospektiv. Sie wollen 
eine Antwort auf die Frage geben: Wer 
hat wen gewählt und warum? Vor dem 
Hintergrund dieser Fragestellung erläu-
tert Dieter Roth die Intentionen, Instru-
mente und Arbeitsweise der Wahlfor-
schung. 

Bei den Wahlen zum 18. Deutschen 
Bundestag findet erstmals das refor-
mierte Wahlrecht Anwendung. Die 
Wahlrechtsänderungen sind am 9. Mai 
2013 in Kraft getreten und sollen Vorga-
ben des Bundesverfassungsgerichts 
umsetzen. Das Gericht hatte die Rege-
lungen des Sitzzuteilungsverfahrens im 
Bundeswahlgesetz für nichtig erklärt. 
Ein Hauptanliegen der Wahlrechtsre-
form ist die Änderung des Sitzzutei-
lungsverfahrens mit dem Ziel, das soge-
nannte negative Stimmgewicht zu be-
seitigen. Dieser Begrif f beschreibt eine 

Paradoxie des alten Wahlrechts: Ein 
Mehr an Zweitstimmen konnte für eine 
Partei in bestimmten Konstellationen 
weniger Sitze im Deutschen Bundestag 
bedeuten und umgekehrt ein Weniger 
an Zweitstimmen mehr Sitze. Hans Mey-
er erörtert die Vorgeschichte sowie die 
Grundentscheidung der 2013 in Kraft 
getretenen Reform. Er erläutert den ent-
scheidend geänderten Paragraphen 
und schildert das neue, mehrere Schrit-
te umfassende Verfahren der Sitzvertei-
lung im Einzelnen. Vielfach wurde die 
Befürchtung geäußert, das neue Wahl-
recht könne zu einer erheblichen Ver-
größerung des Bundestages führen. Ob 
dies eintrit t und wie lange die Reform 
Bestand haben wird, bleibt abzuwar-
ten. 

Betrachtet man die Bundestagswahlen 
von 1949 bis 2009, zeigen sich über die 
Zeit hinweg Konstanten und Verände-
rungen. Die einzelnen Bundestagswah-
len haben die politische Entwicklung 
der Bundesrepublik Deutschland so-
wohl geprägt als auch gespiegelt. Uwe 
Andersen gibt einen zeitgeschichtli-
chen Überblick über die Bundestags-
wahlen von 1949 bis 2009. Er skizziert 
die einzelnen Wahlen, bettet sie in den 
jeweiligen zeitgeschichtlichen Kontext 
ein und benennt die gesellschaftlich 
bzw. politisch prägenden Kräfte. Ein 
besonderes Augenmerk wird dabei auf 
die Schlüsselwahlen von 1949, 1969 
und 1990 gerichtet. Die Charakterisie-
rung der einzelnen Bundestagswahlen 
berücksichtigt das politische Umfeld, 
die wahlrechtlichen Rahmenbedingun-
gen, die wichtigsten Aspekte des Wahl-
ergebnisses sowie die Regierungsbil-
dung. Abschließend werden langfristi-
ge Tendenzen (Wahlbeteiligung und 
Wahlverhalten, die Veränderung der 
Parteienlandschaft, die Sitzverteilung 
im Deutschen Bundestag sowie Kons-
tanten und Veränderungen in der Re-
gierungsbildung) aufgezeigt. 

Allen Autorinnen und Autoren, die we-
sentlich zum Entstehen des Heftes bei-
getragen haben, sei an dieser Stelle ge-
dankt. Dank gebührt nicht zuletzt dem 
Schwabenverlag und Ingrid Gerlach in 
der Druckvorstufe für die stets gute und 
effiziente Zusammenarbeit.

 Siegfried Frech
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DIE BUNDESTAGWAHL 2009 IM RÜCKBLICK

Die Bundestagswahl 2009 – 
Wählen im Schatten der Krise 
Karl-Rudolf Korte

Die Ausgangslage des Parteienwettbe-
werbs ist im Wahljahr 2013 eigenartig. 
Einer hohen Unzufriedenheit mit der 
Bundesregierung steht eine gleicherma-
ßen hohe Zustimmung für die Kanzlerin 
gegenüber. Ein „entspannter Fatalis-
mus“ (Köcher) lässt sich ebenso messen 
wie sorgenvolle Zufriedenheit – überall 
stabile Ambivalenzen, die kein schlüssi-
ges Bild ergeben. Was am Ende ein 
Gewinner thema sein könnte – eher Ge-
rechtigkeit oder eher Sicherheit – ent-
scheidet sich erst im September. Die 
Lagerformationen stehen aus Mobili-
sierungsgründen antagonistisch gegen-
über. In der Sache liegen die Mitte-
Parteien eng beieinander. Wählerinnen 
und Wähler erkennen leicht lagerüber-
greifende Angebote, zumal beide Blö-
cke noch im Frühjahr 2013 über keine 
erkennbare Mehrheit verfügen. Ob am 
Ende die Piraten oder die Alternative 
für Deutschland (AfD) für ein Vielpartei-
en-Parlament sorgen, kann noch nicht 
ausgeschlossen werden. Denn fast fünf-
zig Prozent der Wähler sind kurz ent-
schlossen und entscheiden sich für die 
Wahl erst in den letzten Tagen. Insge-
samt ist die Lage unvergleichbar mit der 
von 2009 – so das Fazit von Karl-Rudolf 
Korte. Auch die Demoskopie leidet an 
Gewissheitsschwund. Niemals zuvor 
wichen die Ergebnisse der Umfrageins-
titute so deutlich von den faktischen Er-
gebnissen ab wie in der Serie von Land-
tagswahlen 2012/13. I

Die Bundestagswahl 2009 war ein 
Solitär

Die Bundestagswahl von 2009 war ein 
Solitär: Die Wählermobilisierung stand 
einzigartig im Schatten der Großen Ko-
alition und der Weltwir tschaftskrise. 
Sowohl der Parteienwettbewerb in 
Deutschland als auch die Einstellungs-
profile der Wählerinnen und Wähler 
korrelierten mit dem Sonderformat der 
Großen Koalition und der ökonomi-
schen Krisenkonstellation. 
Die Wählermobilisierung der großen 
Parteien CDU/CSU und SPD verlief vor 
dem Hintergrund der gemeinsam ge-
führten Großen Koalition äußerst 
schleppend (Korte 2013: 117ff.). Sowohl 
Bundeskanzlerin Angela Merkel als 

auch der Kanzlerkandidat (und vormali-
ger Vizekanzler) der SPD, Frank-Walter 
Steinmeier, waren in der Phase der aku-
ten Wirtschaftskrise auf wechselseitige 
Kooperation im Krisenmanagement an-
gewiesen, so dass es beiden Kandida-
ten schwer fiel, glaubhaft die alte Rhe-
torik parteipolitischer Lagerbildung 
wieder aufzunehmen. Das Wahlvolk 
hatte noch gut in Erinnerung, wie Merkel 
und ihr früherer Finanzminister Peer 
Steinbrück (SPD) im Oktober 2008 ge-
meinsam versprachen, dass die Einla-
gen der privaten Konten sicher seien, 
um ein Gefühl der Sicherheit bei den 
Bürgerinnen und Bürgern wiederherzu-
stellen. Die kooperative Haltung und 
Wertschätzung zwischen den Spitzen-
akteuren der beiden ehemaligen Regie-
rungsparteien prägte auch den Wahl-
kampf und führte zu einem reduzierten 
Parteienwettbewerb.
Einen Kampf um trennscharfe alternati-
ve Positionen suchte man im Bundes-
tagswahlkampf 2009 deshalb vergeb-
lich. Weder fanden sich klar unter-
scheidbare Gesellschaftsentwürfe wie 
beispielsweise in der früheren Kampag-
ne der Union „Freiheit oder Sozialis-
mus“, noch streitbare Kontroversen wie 
die Frage nach der Wiederbewaffnung 
oder Westbindung in der älteren oder 
die Beteiligung am Krieg im Irak in der 
jüngeren Vergangenheit in den Positio-
nen der Parteien wieder (Blätte 2010). 
Letztlich war für Merkel, ausgestattet 
mit dem Bonus der Kanzlerin, diese Form 
der politischen Auseinandersetzung 
günstiger, da die Strategie der asym-
metrischen Demobilisierung die SPD 
entscheidend schwächte. Das Wahl-
volk zeigte sich äußerst wechselfreudig. 
Viele Bürgerinnen und Bürger gingen 
ohne Hoffnungen, jedoch auch ohne 
Befürchtungen zur Wahl, an Pauschal-
versprechungen glaubte man nicht 
mehr.

Bestätigung des asymmetrischen, 
changierenden Fünfparteiensystems 

Hatten die Bundestagswahlen 2005 
noch die Qualität von so genannten cri-
tical elections, bestätigten die Bundes-
tagswahlen 2009 diesen zunächst nur 
als Tendenz wahrgenommenen Trend 
eines sich verändernden Parteiensys-
tems auf Bundesebene: Es wird nie mehr 

so sein, wie es einmal war. Mit dieser 
Bundestagswahl etablierte sich ein 
asymmetrisches, changierendes Fünf-
parteiensystem mit neuer Qualität und 
weit reichenden Konsequenzen nun-
mehr auch auf Bundesebene. Der zent-
rale Grund dafür ist der zunehmende 
Erfolg der ehemals kleinen Parteien seit 
der Bundestagswahl 2002, die immer 
stärker von der Schwäche der Volkspar-
teien (besonders der SPD) profitierten 
und zu mittelgroßen Parteien geworden 
sind: Die FDP (plus 4,8 Prozent), aber 
auch Die Linke (plus 2,2 Prozent) und 
Bündnis 90/Die Grünen (plus 2,6 Pro-
zent) legten im Vergleich zur letzten 

Einen Kampf um 
trennscharfe 
alternative Positi-
onen suchte man 
im Bundestags-
wahlkampf 2009 
vergeblich. Letzt-
lich war für 
Angela Merkel, 
ausgestattet mit 
dem Bonus der 
Kanzlerin, diese 
Form der politi-
schen Auseinan-
dersetzung günsti-
ger, da die Strate-
gie der asymmet-
rischen Demobili-
sierung die SPD 
entscheidend 
schwächte.
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Bundestagswahl 2005 noch einmal 
deutlich zu.
Deutlicher als jemals zuvor stehen sich 
somit nun zwei konträr konturierte Poli-
tikmodelle im Bundestag an den Rän-
dern gegenüber: altsoziale Besitz-
standswahrung bei der Linken und libe-
rale Marktbefreiung bei der FDP. Zum 
Triumph der Kleinen bei der Wahl ge-
hört der Konzentrationsprozess der 
Volksparteien Union und SPD, die nur 
noch 56,8 Prozent der Stimmen auf sich 
vereinen – in den 1970er-Jahren er-
reichten beide Parteien zusammen noch 
mehr als 90 Prozent der Stimmen. Als di-
rekte Konsequenz hieraus wird die tra-
ditionelle Lagerbildung durch neue Va-
rianten der Regierungsbildung auf 
 einem wachsenden Koalitionsmarkt er-
setzt. 
Neue lagerübergreifende Koalitionen 
werden denkbar, bislang gescheiterte 
Regierungsformate wie Minderheitsre-
gierungen (2010 bis 2012 in Nordrhein-
Westfalen) könnten zu einer Option 
werden. Aber auch Dreierbündnisse 

jenseits der Ampel-Koalition bieten 
zwar unpopuläre, jedoch mögliche Ant-
worten auf das Fünfparteiensystem 
(Switek 2010).
Dahinter steht nicht nur eine Schwä-
chung der Volksparteien auf dem kom-
plexen Wählermarkt. Wichtiger ist der 
Erosionsprozess der Volksparteiende-
mokratie, der zeitgleich damit einher-
ging. Denn die Schwächung der Volks-
parteien hängt nicht primär mit abneh-
mender Mitgliederzahl zusammen. Viel-
mehr sind die Volksparteien weitgehend 
basislos geworden und damit immer 
weniger gesellschaftlich verankert. Ih-
nen fehlt die notwendige Repräsentati-
vität, um konfliktsensibel agieren zu 
können. Sie sind immer weniger Binde-
glied in der Funktionslogik des reprä-
sentativen parlamentarischen Systems, 
kein Resonanzraum mehr für Stimmun-
gen. Solche Organisationen sind ohne 
eigenen Standort Spielball für alles, 
abhängig von der politischen Großwet-
terlage.

Wahlkampf und Wahlergebnis

Weitere Besonderheiten kennzeichne-
ten den Wahlkampf und das Wahler-
gebnis (Korte 2010a; Korte 2009b; For-
schungsgruppe Wahlen 2009; Infratest 
dimap 2009a; Jung u. a. 2010):
 l Die Wählermobilisierung verlief äu-

ßerst schleppend. Kontroverse, emo-
tionale, skandalträchtige inhaltliche 
Auseinandersetzungen, die einem 
Wahlkampf das spezifische Marken-
zeichen verleihen, fehlten. Die Große 
Koalition zelebrierte ihre gemeinsa-
me Regierungsbilanz, ohne jedoch 
einen Koalitionswahlkampf führen zu 
wollen. Die Kanzlerin, die einen ext-
rem kanzlerzentrierten und präsi-
dentiellen Wahlkampf führte, ließ in 
keiner Phase eine Polarisierung auf-
kommen. Jede Idee nahm sie dank-

DIE BUNDESTAGSWAHL 2009 –
WÄHLEN IM SCHATTEN DER KRISE

 

BiS2013_03_umbr.indd   133BiS2013_03_umbr.indd   133 23.07.13   07:3723.07.13   07:37



134

bar auf: Keine Experimente! Mit so 
einem Vermeidungswahlkampf auf 
Samtpfoten erzwang sie systema-
tisch und strategisch professionell ei-
ne Demobilisierung der SPD.
 l Kanzlerin und Kanzlerkandidat (in 

der Doppelrolle des Vizekanzlers) 
gingen ungewöhnlich „sanft“ mitein-
ander um. Persönliche Angrif fe zwi-
schen beiden blieben aus (Murs-
wieck 2009: 12ff.).
 l Angela Merkel ist in der Geschichte 

der Bundesrepublik Deutschland die 
erste Bundeskanzlerin, die mit zwei 
verschiedenen Koalitionen (Große 
Koalition und Kleine Koalition) re-
giert.
 l Die Bundestagswahlen weisen mehr 

Veränderung in den Stimmenanteilen 
auf als alle Bundestagwahlen seit 
1957 (Weßels 2009a: 33ff.). Rund 13 
Millionen Wähler bewegten sich im 
Vergleich zur Bundestagswahl von 
2005 von einer Partei zur anderen 
oder zu den Nichtwählern. Knapp 29 
Prozent aller Wähler des Jahres 
2005 entschieden sich um.
 l Der Vorsprung der Union (mit dem 

zweitschlechtesten Ergebnis seit 
1949) vor der SPD (mit dem schlech-
testen Ergebnis der Nachkriegsge-
schichte) war mit 10,8 Punkten so 
groß wie seit 1957 nicht mehr. Nie-
mals zuvor hat eine Partei bei Bun-
destagswahlen zweistellig verloren 
wie die SPD: ein Verlust von 11,2 
Punkten.
 l Die Qualität des Parteienwettbe-

werbs hat sich nachhaltig durch die 
Wahl verändert (Decker 2009; Lö-
sche 2009): die Verfestigung des 
Fünfparteiensystems; die Bekräfti-
gung des bipolaren Systems zweier 
zumindest koalitionspolitisch ab-
grenzbarer Lager; das weitere Ab-
schmelzen des Konzentrationspro-
zesses der traditionellen Volkspar-
teien Union und SPD (nur noch 56,8 
Prozent, in den 1970er-Jahren noch 
über 90 Prozent); der Dekonzentrati-
onsprozess verlief zeitgleich mit dem 
Aufstieg von mittelgroßen Parteien.
 l Niemals zuvor haben sich weniger 

Bürgerinnen und Bürger an der Bun-
destagswahl beteiligt als 2009. Rund 
18 Millionen Menschen (soviel Ein-
wohner wie in Nordrhein-Westfalen 
leben) wählten nicht. Insgesamt nah-
men 70,8 Prozent der 62.168.489 
Wahlberechtigten an der Abstim-
mung teil. Damit verringerte sich das 
Beteiligungsniveau um 6,9 Prozent-
punkte gegenüber 2005 (77,7 Pro-
zent). Es gingen fast 30 Prozent der 
Wahlberechtigten nicht zur Wahl. 
Verlierer waren vor allem die Volks-
parteien: 1,1 Millionen Stimmen gab 
die CDU, 2,2 Millionen die SPD an 
die Nichtwähler ab. Seit der ersten 

Tabelle 1: Wahlentscheidung in sozialen Gruppen, Bundestagswahl 2009, 
Wahltagsbefragung

Parteianteile nach Alter und Geschlecht, Zweitstimme 2009

CDU/
CSU SPD FDP Linke B90/

Grüne Sonstige

Gesch lecht
Männlich 31 23 17 13 9 8
Weib l ich 36 23 13 11 13 5
A l te r
18–29 J. 27 16 17 12 14 14
30 – 44 J . 33 20 16 12 12 7
45 –59 J . 31 24 14 14 13 5
60+ 42 28 12 10 6 2
Al te r/Gesch lecht
18–29 J. Mann 25 16 19 12 11 18
18 –29 J .  F rau 29 17 14 12 18 9
30 – 44 J .  Mann 31 19 18 12 11 9
30 – 44 J .  F rau 35 21 15 11 14 6
45 –59 J .  Mann 30 25 16 15 11 4
45 –59 J .  F rau 32 24 13 13 15 4
60+ Mann 38 29 14 11 5 3
60+ F rau 45 28 10 8 6 2

Parteianteile nach Berufsgruppen, Zweitstimme 2009

CDU/
CSU SPD FDP Linke B90/

Grüne Sonstige

Er werbs ta tus
Berufstätig 32 21 16 12 12 7
Rentne r 41 29 12 11 5 2
Arbe i t s los 16 19 9 31 11 14
Beru f sgruppen
Arbeiter 31 25 13 16 7 8
Anges te l l te 33 24 15 12 12 5
Beamte 36 26 12 8 15 4
Se lbs t s tändige 36 15 24 8 13 5
Landwi r te 58 12 15 9 3 3
Gewerkschaf t smi tg l ied
Ja 25 34 9 17 10 5
Nein 35 21 16 11 11 6
Gewerkschaf t/A rbe i te r
Mitglied 24 34 10 18 6 7
Ke in Mi tg l ied 33 21 15 16 7 8
Gewerkschaf t/Anges te l l te
Mitglied 22 34 9 18 12 4
Ke in Mi tg l ied 35 22 16 10 12 6

Parteianteile nach Konfession, Zweitstimme 2009

CDU/
CSU SPD FDP Linke B90/

Grüne Sonstige

Konfess ion
Katholisch 44 20 15 6 10 5
Evange l i sch 33 26 14 10 12 6
Ke ine 22 21 15 22 12 8

Bei den Tabellen summieren sich die Werte in einer Zeile auf 100 Prozent (run-
dungsbedingt können Abweichungen von +/– 2 Prozente auftreten).
Quelle: Forschungsgruppe Wahlen 2009
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Bundestagswahl von 1949 war die 
Wahlbeteiligung niemals zuvor so 
stark zurückgegangen wie 2009. 

Paradoxien des Wahlkampfes

Wie eine gedehnte Phase der Ent-
schleunigung lag die Ferienzeit unmit-
telbar vor der Hochzeit des Bundes-
tagswahlkampfes. Ein Viertel aller 
Wähler entscheiden mittlerweile erst in 
der letzten Woche, welcher Partei sie 
ihre Stimme geben (Weßels 2009a: 33; 
Petersein 2009). Wer nicht mobilisiert, 
verliert die Wahl. Doch was konkret, 
welche Wahlkampfaktion die Stimmab-
gabe der Wähler bewirkt, kann die 
Wahlkampfforschung bis heute nur ru-
dimentär beantworten (Schoen 2005: 
89ff.). Strategische Mobilisierung war 
im Superwahljahr 2009 mit besonderen 
zusätzlichen Schwierigkeiten konfron-
tiert, um Wähler in Zeiten der Großen 
Koalition ausreichend zu mobilisieren. 
Zu beobachten waren eine Reihe von 
Paradoxien – also scheinbar oder tat-
sächlich unauflösbare Widersprüche 
(Korte 2010a: 21ff.).

Umrechnungs-Paradoxon
Da existierte eine vom Bundesverfas-
sungsgericht höchstrichterlich als „wi-
dersinnig“ eingestufte Paradoxie, die 
mit den Überhangmandaten und dem 
sogenannten nega tiven Stimmeneffekt 
zusammenhing: Ein Mehr an Stimmen 
konnte zu einem Weniger an Mandaten 
führen (dazu auch Nohlen 2009: 
179ff.).1 Erst 2013 änderte der Gesetz-
geber das Bundestagswahlrecht (Korte 
2013: 52). Dabei gehören Überhang-
mandate praktisch zur Geschichte des 
Bundestages. SPD und CDU haben 
wechselseitig und periodisch davon 
profitiert. Das Novum hätte 2009 darin 
bestehen können, dass rechnerisch ei-
ne Regierungsmehrheit ausschließlich 
über derartige Überhangmandate zu-
stande gekommen wäre. Wie hoch wä-
re dann die politische Legitimität der 
Regierung gewesen – zumal in Zeiten 
der Wirtschaftskrise, in der drastische 
Verteilungskonflikte erwartbar zuneh-
men? Darüber wurde öffentlich disku-
tiert. Die Frage nach der Legitimität 
stellte sich zugespitzt, weil das Bundes-
verfassungsgericht dieses Umrech-
nungsverfahren explizit als „widersin-
nig“ und „willkürlich“ tituliert hatte. Das 
galt im Besonderen für den sogenann-
ten negativen Stimmeneffekt (Behnke 
2009): Gewinnt eine Partei in einem 
Bundesland, in dem sie Überhangman-
date hat, aufgrund eines höheren Zweit-
stimmenanteils rein rechnerisch einen 
weiteren Listenplatz dazu, so kommt 
dieser dort eben wegen der Überhang-
mandate nicht zum Tragen. Er folgt die-

se Verschiebung aber zu Lasten eines 
Landes, in welchem der Partei keine 
Überhangmandate zustehen, so geht 
dieses Mandat dort effektiv verloren, 
und im Bundestag verliert die Partei 
trotz der Stimmengewinne einen Sitz. 
Genau dieser Fall drohte für die CDU 
2005 bei der Nachwahl in Dresden ein-
zutreten. Entsprechend erfolgte eine 
taktische Mobilisierung der Wählerkli-
entel, mit der Erststimme die Union und 
mit der Zweitstimme möglichst eine an-
dere Partei zu wählen. In der Konse-
quenz dieser Umrechungs-Paradoxien 
könnten sich die Parteien gezielt wie in 
den USA sogenannte „Battle-Wahlkrei-

se“ heraussuchen und extrem regionali-
siert mobilisieren. Die Union erhielt 
diesmal alle 24 Überhangmandate (21 
CDU und 3 CSU). Für die Kanzlermehr-
heit spielen diese Mandate jedoch kei-
ne signifikante Rolle.

Abwahl-Paradoxie
Auch das Regierungsformat der Großen 
Koalition führte zu Kuriositäten. Wähler 
wollen als Hauptmotiv gerne eine Re-

Niemals zuvor haben sich weniger Bürgerinnen und Bürger an der Bundestagswahl 
beteiligt als 2009. Rund 18 Millionen Menschen wählten nicht. Insgesamt nahmen 
70,8 Prozent der über 62 Millionen Wahlberechtigten an der Abstimmung teil. Damit 
verringerte sich die Beteiligung um 6,9 Prozentpunkte gegenüber 2005.
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gierung abwählen oder zumindest poli-
tische Macht neu verteilen. Das konnte 
2009 aber nicht gelingen, denn die 
Große Koalition wollte gar nicht mehr 
antreten und führte auch keinen Koaliti-
onswahlkampf. Von Beginn an galt die 
Große Koalition als strategische Ge-
meinschaft der Wahlverlierer (Korte 
2005: 12ff.; Thaysen 2006: 582ff.). 
Rechnerisch wurde eine Fortsetzung 
zwar nicht ausgeschlossen, aber poli-
tisch dafür auch nicht geworben.

Ungleichzeitigkeits-Paradoxon
Mobilisieren war für Parteistrategen im 
Wahljahr 2009 auch deshalb so schwer, 
weil es besonderer, zusätzlicher Erklä-
rungen über die Parteisympathien be-
durfte. Wie erklärte sich das „Gelb-Fie-
ber“, das Umfragehoch der FDP in der 
Wirtschafts- und Finanzkrise? Hatten 
die Liberalen nicht zum Chor der markt-
radikalen Befürworter gehört, wobei 
zügel- und regellose Märkte ursächlich 
doch mit zu den Auslösern der Krise ge-
rechnet werden können? Krisengewin-
ner müsste hingegen eigentlich eine 
Partei wie Die Linke sein, die als Allein-
stellungsmerkmal linke Kapitalismuskri-
tik salonfähig machte. Doch ein Krisen-
bonus war für Die Linke in den Umfragen 
nicht erkennbar. In der Wahrnehmung 
vieler Wähler hätten die Umfragedaten 
für beide Parteien normalerweise in ent-
gegengesetzte Richtungen verweisen 
müssen. Die Erklärungen für die Phäno-
mene ergeben sich sachlogisch: Nicht 
Sympathie und Rechthaberei waren im 
Wahljahr gefragt, sondern ökonomi-
sche Sachkompetenz, die wiederum ei-
ne Mehrzahl der Wähler bei der FDP, 
aber nicht bei den Linken verortet sah 
(Infratest dimap 2009b: 13).

„Lindenstraßen-Paradoxon“
Wer die Große Koalition als Dauerserie 
ohne absehbares Ende verhindern woll-
te, musste die Parteien der Großen Koa-
lition wählen. Nur wenn die Volkspar-
teien genügend Stimmen erhalten wür-
den, konnte es am Ende für kleine Koali-
tionen reichen. 

Abschwung-Paradoxon
Phasen wirtschaftlichen Abschwungs 
waren bislang immer schwierige Rah-
menbedingungen, um wiedergewählt 
zu werden. Auch diese Regel schien 
2009 durchbrochen zu werden. Trotz ei-
nes historisch einmaligen Minus-
Wachstums (Rezession in Höhe von fünf 
Prozent) deuteten die Umfragedaten bis 
kurz vor dem Wahltag nicht daraufhin, 
dass sich die Kanzlerschaft Merkel dem 
Ende zuneigen würde. Die Fortsetzung 
der Großen Koalition hätte ihre Kanz-
lerschaft ebenso gesichert, wie nicht 
völlig unwahrscheinliche schwarz-gel-
be oder schwarz-grüne Mehrheiten. Für 
das Gros der Wählerinnen und Wähler 
stand vor der Wahl fest, dass Merkel I 
auch Merkel II sein wird – trotz der Ab-
schwungphase.

Ampel-Paradoxon
Die SPD hatte ein zusätzliches Ampel-
Paradoxon geschaffen. Sie kämpfte of-
fiziell gegen Schwarz-Gelb und plaka-
tierte bereits im Europawahlkampf die 
„Finanzhaie“ gegen die FDP. Anderer-
seits brauchte sie dringend die Libera-
len nach 18 Uhr am Wahlsonntag. Denn 
nur eine Ampel-Koalition (Rot-Gelb-
Grün) schien Steinmeier realistischer-
weise ins Kanzleramt zu bringen.
Mobilisierungen der eigenen Anhänger 
im Wahljahr 2009 waren für die CDU 
und die SPD – auch unabhängig von 
diesen Paradoxien – extrem schwierig. 

Denn weder Merkel noch Steinmeier 
sind Wahlkampfheroen. Sie sind als Ex-
zentriker der Parteiendemokratie an die 
Spitze der Partei bzw. in das Amt des 
Kanzlerkandidaten gekommen (Mielke 
2009a: 9ff.). Innerparteilich belastbare 
Kampfgemeinschaften ergeben sich 
daraus nicht automatisch. Die leise pro-
grammatische Revolution (Perger 2009), 
die Merkel im Bereich der Gesell-
schafts-, Familien-, Integrations- und 
Umweltpolitik „ultrapragmatisch“ voll-
zogen hat, verunsicherte konservative 
Stammwähler (Korte 2009a: 11). Stein-
meier konnte noch weniger als Merkel 
auf eine enthusiastische Unterstützung 
im eigenen Lager hoffen. Dafür galt er 
zu sehr als „Schröderianer“ und blieb in 
Mithaftung für die Agenda 2010 (Miel-
ke 2009b: 229ff.). Besonders herausge-
hobene Mobilisierungseffekte waren 
diesmal auch nicht vom TV-Duell zu er-
warten, das 2005 immerhin fast 20 Mil-
lionen Zuschauer über fast die gesamte 
Ausstrahlungsdauer vor die Fernsehge-
räte lockte (Maurer u. a. 2006). Das TV-

Abbildung 1: Parteikompetenzen 2009 (in Prozent)

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen 2009
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Duell 2009 hatte eher den Typus eines 
Selbstgesprächs unter Kabinettsmit-
gliedern (Birnbaum/Schäuble 2009: 2). 

Die Leistungsbilanz der Regierung 
konnte kein Thema sein, denn dafür wa-
ren Merkel und Steinmeier gemeinsam 

verantwortlich. Nur um Zukunftskompe-
tenz konnte gestrit ten werden.
Ein Multioptionswahlkampf war wahr-
scheinlicher als ein polarisierender La-
gerwahlkampf, da die Wettbewerbs-
konstellation in Zeiten der Großen Koa-
lition changierender und unkalkulier-
barer daherkam als im Jahr 2005. Das 
Wählerprofil hatte sich gewandelt. 
Wählerische Wähler nehmen tendenzi-
ell zu (Schultze 2009: 9; Weßels 2009a: 
33ff. und 2009b: 9ff.). Wechselwähler-
Wahlkämpfe sind die strategische Ant-
wort. Immer weniger Wählerinnen und 
Wähler entscheiden zudem über immer 
mehr. Der Nichtwähleranteil hat in den 
letzten Jahren zugenommen, was 
Wahlergebnisse weniger repräsentativ 
macht, aber keineswegs weniger demo-
kratisch (Merkel 2009: 13ff.). In den 
letzten 20 Jahren hat sich der Anteil der 

Tabelle 2: Die Profile der Spitzenpolitiker (in Prozent)
Merkel und Steinmeier: Wer kann …

Merkel Steinmeier Kein 
 Unterschied

für mehr Arbeitsplätze sorgen 19 12 58
aus der Wirtschaftskrise führen 36 12 45
für soziale Gerechtigkeit sorgen 20 29 44

Merkel und Steinmeier: Wer ist …/Wer hat …

Merkel Steinmeier Kein 
 Unterschied

glaubwürdiger 28 12 56
sympathischer 38 22 35
mehr Sachverstand 31 12 46
durchsetzungsfähig 48 15 31

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen 2009
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Wechselwähler bei Bundestagswahlen 
verdoppelt. Immer weniger Wählerin-
nen und Wähler sind parteipolitisch ge-
bunden, immer mehr wechseln ihre Par-
teipräferenzen in immer kürzeren Ab-
ständen. Dennoch ist der Wähler kein 
Flugsand, sondern in der Regel – trotz 
gewachsener Volatilität – einer Partei 
prinzipiell mehr zugeneigt als einer an-
deren. Deutlicher verändert hat sich 
hingegen der Grund der Wahlentschei-
dung, der immer häufiger leistungsori-
entiert und immer weniger milieu- bzw. 
bindungsorientiert ableitbar ist. Leis-
tungsorientiertheit bezieht sich auf ei-
nen konkreten Zukunftsnutzen und eine 
Zukunftssicherheit, die für die individu-
elle Wahlentscheidung wichtig ist 
(Mielke/Eith 2009: 308ff.). Grundsätz-
lich sind die Wähler rationaler in ihrer 
Wahlentscheidung, das bedeutet, dass 
der Anteil der Koalitionswähler mit be-
wusstem Stimmensplit ting zugenommen 
hat. Problematisch bleibt der Anteil der 
unpolitischen Gesinnungswähler, die 
stimmungsgetrieben, spontan, kurz ent-
schlossen wählen, wobei die Begrün-
dung oft eher ästhetischen als politi-
schen Kategorien entspringt. Bei knap-
pen Wahlentscheidungen können auch 
diese Wähler wahlentscheidend wer-
den. Die Grundtrends des wählerischen 
Wählens haben sich auch bei der Bun-
destagswahl 2009 bestätigt bzw. sogar 
noch intensiviert. Mehr Wählerinnen 
und Wähler als jemals zuvor (13 Millio-
nen) orientierten sich zwischen 2005 
und 2009 neu. Bei der letzten Bundes-
tagswahl ließ sich somit die höchste in 
der Bundesrepublik verzeichnete Vola-
tilität beobachten (Weßels 2009b).

Wahlkampf im Zeichen der 
Wirtschafts- und Finanzkrise

Die Wirtschafts- und Finanzkrise stellte 
das Politikmanagement unter extreme 
Bedingungen von Komplexität und Un-
sicherheit (Korte 2010b). Ebenso galt 
dies für die Wahlkampfstrategie und 
den Parteienwettbewerb. Strategische 
Momente verschaffen einer Kanzler-
schaft den immerwährenden Eintrag ins 
Geschichtsbuch (Korte 2009a: 11). Die 
Finanz- und Wirtschaftskrise gehörte 
zweifellos seit 2008 zu solchen markan-
ten Schlüsselereignissen, die aus der 
Enge des situativen Regierens ein Reser-
vat der Schlauheit machen können (Sco-
bel 2008). Die Krise vernichtete politi-
sche Gewissheiten in einer ähnlichen 
Geschwindigkeit, wie die Finanzakro-
baten das Kapital. Weniger Schulden, 
ausgeglichene Haushalte, Reduzierung 
der Staatsquote – das klingt mittlerwei-
le wie frühe Vorgeschichte. Damit fraß 
die Krise auch ein Stück demokratische 
Normalität. Wie wirkt sich dieser Ge-

wissheitsschwund auf politische Einstel-
lungen aus? Die Große Koalition hatte 
wenige Monate vor ihrem selbst beab-
sichtigten Ende erstmals auch ein gro-
ßes Mandat zum Handeln erhalten. Bei 
Angela Merkel schien sich bislang das 
Besondere ihrer Kanzlerschaft auf das 
Ausnahmeformat der Koalition zu be-
ziehen und immer wieder auf die Aner-
kennung, als erste deutsche Frau zur 
Kanzlerin gewählt worden zu sein (Kor-
te 2010d). Doch erst in dem Moment, in 
dem die Ökonomie ihre Leit funktion für 
die Politik verloren schien, im Schatten 
des Zeitenbruchs, hatte sie den strate-
gischen Moment, der ihre Kanzlerschaft 
unvergessen machen konnte – ein Kipp-
Punkt des Regierens, der allerdings in 
den Machtverlust oder souverän in die 
zweite Kanzlerschaft führen konnte.
Es herrschte ratlose Ruhe. Kaufmän-
nisch-kühl betrachteten die Wähler das 
Krisenszenario. Das Primat der Politik 
schien zurückgekehrt. Die Regierungen 
erkämpften sich Tageserfolge, ohne zu 
verhehlen, dass ihre Entscheidungen 
hinter dem Schleier des Nicht-Wissens 
fallen. Auf der Suche nach dem Schuldi-
gen für die Krise fehlte die Wut der Emp-

fänger. Insofern war auch nicht prog-
nostizierbar, wie sich politische Einstel-
lungen der Wähler bis zum Wahltag 
krisenbedingt änderten. Radikalisierte 
sich die Straße? Oder galt das Haupt-
augenmerk der individuellen Absiche-
rung? Konnte unter solchen Bedingun-
gen die Große Koalition ein neuer Ort 
der Reputation als Krisengewinner für 
eine bürgerliche Wählerallianz aus Be-
rechenbarkeit und Angst sein?
Vieles deutete darauf hin, dass im 
Wahljahr 2009 noch weniger als bisher 
die Sympathie der Kandidaten oder der 
Parteien entscheidend war. Was zählte, 
waren offenbar Er fahrung im Krisenma-
nagement und ökonomische Kompeten-
zausstrahlung. Denn unsichere Wähler 
wählen keine unsicheren Politiker (Del-
hees u. a. 2008). Wähler haben mehr-
heitlich ein feines Gespür dafür, ob der 
Kandidat als populistischer „Volksbe-
lauscher“ daherkommt oder als Prob-
lemlöser. Der öffentliche Diskurs hatte 
sich verändert. Sicherheit schlug Ge-
rechtigkeit: Aus der Renaissance der So-
zialstaatsräson nach 2005 entwickelte 
sich die Renaissance der Politik, aus der 
Frage nach sozialer Gerechtigkeit wur-

Das Auf und Ab 
der Kurse im Han-
delssaal der 
Wertpapierbörse 
in Frankfurt am 
Main. Was bei der 
Wahl 2009 zählte, 
war die Ausstrah-
lung ökonomi-
scher Kompetenz. 
Angesichts der 
Wirtschafts- und 
Finanzkrise brei-
tete sich ein 
Sicherheitskonser-
vatismus aus, bei 
dem es sich pri-
mär um Wohl-
standssicherung 
drehte.
picture alliance/dpa
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de die Suche nach Sicherheit. Das 
Grundgefühl einer Risikokultur hatte 
sich in allen Schichten ausgeweitet. Ein 
sozialpolitischer Sicherheitskonserva-
tismus breitete sich aus, bei dem es sich 
primär um Wohlstandssicherung dreh-

te, kombiniert mit einem biedermeierli-
chen Rückzug ins Private und einem Ver-
trauensvorschub gegenüber dem Staat 
(Embacher 2009; Korte 2007).
Der Wahlabend bestätigte diese An-
nahmen. Die Kanzlerin sprach in der 

Fernsehrunde der Parteivorsitzenden 
vom „Weiterentwickeln“ der von der 
Großen Koalition initiier ten Gesetze 
(Schwarz 2009: 277ff.; Lohse/Wehner 
2009). Sie bezeichnete sich präsidial 
als „die Kanzlerin aller Deutschen“. 
Schwarz-Rot-Gelb schien das Ergebnis 
der Wahl zu sein: eine dosierte, konti-
nuitäts- und sicherheitsverbürgte Wei-
terentwicklung auf dem wohl fahrts-
staat lichen Pfad. Zumindest bis zur 
Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen 
am 9. Mai 2010 sollte dieser sicherheits-
konservative Kurs öffentlich tragen.

Kleine Koalition ohne 
Überhangmandate

Rechnerisch reichte es am Wahltag für 
die Wiederauflage der CDU/CSU-FDP-
Koalition. Überhangmandate2 waren 
nicht notwendig, um die Kanzlermehr-
heit sicherzustellen. Nach elf Jahren bil-
dete das bürgerliche Lager eine Kleine 
Koalition, wie sie auch in allen großen 
Flächenländern der Bundesrepublik im 
Jahr 2009 existierte. 
Die Koalitionsverhandlungen sollten bis 
zum 9. November 2010 abgeschlossen 
sein, da die neue Regierung die interna-
tionalen Staats- und Regierungschefs 
zum 20-jährigen Jubiläum des Falls der 
Mauer begrüßen wollte (Korte 2010c: 
77ff.). Insofern gehörten die Verhand-
lungen mit 18 Tagen (5. bis 23. Oktober 
2009) in der Chronologie von Koaliti-
onsverhandlungen zu den kürzesten. 
Der Koalitionsvertrag „Wachstum, Bil-
dung, Zusammenhalt“ enthielt insge-
samt 84 Prüfvermerke und Prüfaufträge, 
so dass der Interessensausgleich zwi-
schen den Koalitionspartnern in zentra-
len Fragen in die Verhandlungen wäh-
rend der Legislaturperiode vertagt wur-
de.
Nach nur wenigen Wochen sollte beim 
Wachstumsbeschleunigungs-Gesetz 
eine neue Machtarchitektur erkennbar 
werden. Die Mehrheit im Bundesrat 
stand für Schwarz-Gelb auf dem Spiel, 
weil vor allem Schleswig-Holstein die 
Mehrkosten der Steuerumverteilung 
nicht mittragen wollte. Von den Struk-
turmerkmalen des Regierens (Korte/
Fröhlich 2009: 73ff.) waren insofern die 
Machtpotenziale der Parteiendemo-
kratie in der Kleinen Koalition für die 
Kanzlerin wichtiger als in Zeiten der 
Großen Koalition. Der Wettbewerb 
zielte nicht vorrangig auf die Konkur-
renz zwischen Bund und den Ländern, 
sondern auf den Wettbewerb inner-
halb der Kanzlerpartei – und dies au-

Abbildung 2: Die wichtigsten Probleme 2009 (in Prozent)

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen 2009
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ßerhalb der dafür vorgesehenen parla-
mentarischen Verfahren.
Die Verlagerung zentraler Vorhaben 
aus den Koalitionsvereinbarungen in 
die Verhandlungsprozesse der Legisla-
turperiode bestimmte das öffentliche 
Bild der „Wunschkoalition“, die schon 
wenige Tage nach der Regierungsbil-
dung das Kabinett umbilden musste 
(Sturm 2009: 56ff.; Elger u. a. 2009). Vor 
allem die Steuerkontroversen ließen die 
Regierung als extrem uneinheitlich er-
scheinen.3 Dieser Eindruck setzte sich in 
den weiteren Monaten fort und prägte 
das Bild von Schwarz-Gelb bis hinein 
ins Wahljahr 2013.
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ANMERKUNGEN

1 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
3.7.2008.
2 Insgesamt gab es 24 Überhangmandate: 21 
für die CDU und drei für die CSU (Korte 2013: 
68).
3 Vor den Koalitionsverhandlungen forderte 
die CDU Steuersenkungen von 15, die CSU von 
25 und die FDP von 35 Milliarden Euro. Im Koa-
litionsvertrag einigte man sich schließlich auf 
Entlastungen von insgesamt 24 Milliarden Euro, 
die im Laufe der Legislaturperiode umgesetzt 
werden sollten, aber wie alle anderen Forderun-
gen auch unter einem generellen Finanzierungs-
vorbehalt standen. Öffentlicher Streit entbrann-
te dann im Januar 2010: Die FDP forderte eine 
rasche Umsetzung zum 1.1.2011, während sich 
die CSU dafür aussprach, erst die Steuerschät-
zung im Mai 2010 abzuwarten. Wenige Tage 
später beschloss der CDU-Vorstand trotz vorhe-
riger Kritik einiger Ministerpräsidenten einstim-
mig die „Berliner Erklärung“, die eine Steuer-
strukturreform ab 2011 bei gleichzeitigem Hin-
weis auf Abbau der Neuverschuldung erwähn-
te.
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PARTEIENSYSTEM UND MÖGLICHE REGIERUNGSKONSTELLATIONEN

Aktuelle Entwicklungen der Parteienlandschaft
Frank Decker

Frank Decker skizziert in seinem Beitrag 
die Entwicklung des deutschen Partei-
ensystems seit der Bundestagswahl 
2009: Nach der 2005 erfolgten Fusion 
der ostdeutschen PDS und der Wahlal-
ternative Arbeit und soziale Gerechtig-
keit hat sich in Deutschland eine Fünf-
parteienstruktur etabliert. Aufgrund 
hausgemachter Probleme sank die Re-
sonanz für Die Linke jedoch merklich. 
Ihr droht der Rückfall in die Rolle einer 
ostdeutschen Regionalpartei. Von der 
Schwäche der Linken konnte jüngst die 
Piratenpartei profitieren. Nicht nur jun-
ge und netzaffine Wähler, sondern auch 
Protestwähler bescherten den Piraten 
einen Höhenflug, der allerdings nur 
kurz währte. Ein weiteres Kennzeichen 
des deutschen Parteiensystems ist die 
Schwäche rechtsextremistischer und 
rechtspopulistischer Parteien, deren Er-
scheinungsbild viele Wähler abschreckt. 
Der im Frühjahr 2013 entstandenen Al-
ternative für Deutschland (AfD) mangelt 
es bisher an zugkräftigem Personal. 
Ausgangslage für die Bundestagswahl 
2013 sind somit zwei annähernd gleich 
starke Formationen (Schwarz-Gelb und 
Rot-Grün), die im Rahmen der Fünfpar-
teienstruktur vermutlich nicht in der La-
ge sein werden, eine Mehrheit zu bil-
den. Grundsätzlich ist neben einer 
Großen Koalition und verschiedenen 
Dreierbündnissen auch eine schwarz-
grüne Zweierkoalition möglich. Schei-
den Dreierbündnisse aus, bleibt letzt-
lich die Alternative Schwarz-Rot oder 
Schwarz-Grün. I

Die Linke als fünfte Kraft im 
Parteiensystem: Auf dem Rückweg 
zur ostdeutschen Regionalpartei?

Mit der Entstehung der gesamtdeut-
schen Linkspartei ist die Entwicklung 
des deutschen Parteiensystems 2005 in 
eine neue Phase getreten. Der Über-
gang von der Viereinhalb- zur Fünfpar-
teienstruktur wurde möglich, nachdem 
sich in den alten Ländern 2005 eine Ab-
spaltung von der SPD gebildet und die-
se mit der ostdeutschen PDS zur Partei 
Die Linke fusioniert hatte. Die Gründung 
der Wahlalternative Arbeit & soziale 
Gerechtigkeit (WASG) erfolgte aus Pro-
test gegen die von der rot-grünen Bun-
desregierung unter Kanzler Gerhard 
Schröder betriebenen Arbeitsmarkt- 

und Sozialreformen. Ihr lag also keine 
neue Konfliktlinie zugrunde, sondern 
die Kritik, dass sich die Herkunftspartei 
von ihrer traditionellen Position auf der 
sozialökonomischen Achse zu weit ent-
fernt habe. Symbolhaft markiert wurde 
dies durch die Person des früheren SPD-
Vorsitzenden Oskar Lafontaine, dessen 

Übertrit t zur WASG eine wesentliche 
Voraussetzung für den Erfolg der Partei 
in den alten Bundesländern bildete.
Auch nach dem – endgültigen (?) – Ab-
gang Lafontaines müsste Die Linke um 
ihre Position als fünfte Partei eigentlich 
nicht fürchten. Das organisatorische 
Fundament der im Osten bestens ver-

Gregor Gysi, Fraktionsvorsitzender der Linken im Bundestag, spricht am 15.6.2013 
während des Parteitags in Dresden. Nach der Fusion der ostdeutschen PDS und der 
Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit (WASG) hat sich in Deutschland 
2005 eine Fünfparteienstruktur etabliert. Aufgrund hausgemachter Probleme sinkt die 
Resonanz für die Die Linke merklich. Ihr droht der Rückfall in die überwunden 
geglaubte Rolle einer ostdeutschen Regionalpartei. picture alliance/dpa
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netzten PDS und die neue Aktualität der 
Verteilungsfragen geben ihr alle Chan-
cen, auf dem 2009 erreichten Niveau zu 
verharren. Die gleichzeitige Bedienung 
des regionalistischen und sozialökono-
mischen Cleavages verspricht eine sta-
bile Wählerkoalition, obwohl die Partei 
durch die Westausdehnung ihre reine 
Ost-Identität verliert. Symptomatisch 
dafür ist, dass sich die Wählerzusam-
mensetzung auch in den neuen Ländern 
in Richtung der sozial benachteiligten 
Gruppen verschiebt. Dennoch geriet 
das Projekt der gesamtdeutschen Linken 
nach der Bundestagswahl rasch ins Sto-
cken. War Die Linke 2011 in sieben von 
zehn Landtagen der alten Bundesrepu-
blik vertreten, scheiterte sie bei den 
Landtagswahlen in Schleswig-Holstein 
(2012), in Nordrhein-Westfalen (2012) 
und Niedersachsen (2013) an der Fünf-
Prozent-Hürde; dasselbe Schicksal 
könnte ihr im September in Hessen be-
vorstehen. Damit droht die Partei in die 
Rolle zurückzufallen, die sie ab 2005 ei-
gentlich überwinden wollte, nämlich 
die einer (reinen) Regionalpartei des 
Ostens. 
Ursächlich für diese Entwicklung waren 
(und sind) vor allem hausgemachte 
Schwierigkeiten. Die wenig professio-
nell agierenden Landesverbände in 
den alten Ländern, das wechselseitige 
Misstrauen zwischen der neuen West- 
und der alten Ost-Linken sowie ständi-
ge Querelen in der Parteiführung ver-
mittelten der Öffentlichkeit den Ein-
druck, dass die Partei in erster Linie mit 
sich selbst beschäftigt war. Zudem hat 
die Radikalisierung der Partei ihr deut-
lich geschadet. Wer nach „Wegen zum 
Kommunismus“ (Gesine Lötzsch) fahn-
det, wer, wie die damaligen Vorsitzen-
den Lötzsch und Klaus Ernst, dem lang-
jährigen kubanischen Diktator Fidel 
Castro überschwänglich zum 85. Ge-
burtstag gratuliert, oder wer im Partei-
programm von 2011 einen „System-
wechsel“ propagiert, darf sich über 
ausbleibende Resonanz nicht wundern. 
Im Westen konnte die Linke deshalb zu-
letzt kaum noch davon profitieren, dass 
sie von den Wählern weniger als ge-
staltende Kraft denn als Protestpartei 
geschätzt wird. (Im Osten trif f t vermut-
lich das eine wie das andere zu.) 
Hinzu traten schwierigere Umfeldbe-
dingungen. Die Überlagerung der in-
nenpolitischen Agenda durch die Euro-
Krise machte es für die Linke schwer, 
Gegenposition zu beziehen. Öffentlich 
vernehmbarer (und Resonanz verspre-
chender) Widerstand gegen die von 
Regierung und SPD/Grünen gemeinsam 
vertretene Krisenpolitik kommt heute vor 
allem von „rechts“ – auch aus Teilen des 
Regierungslagers. Die günstige wirt-
schaftliche Entwicklung der Bundesre-
publik erlaubte es der Partei zudem nur 

begrenzt, mit dem Gerechtigkeitsthema 
zu punkten. SPD und Grüne haben ihre 
Wettbewerbssituation gegenüber der 
Linken unterdessen verbessern kön-
nen – zum Teil wegen des natürlichen 
Oppositionseffekts, zum Teil, weil sie, 
wie im Falle der SPD, durch programma-
tische Korrekturen verloren gegange-
nes Vertrauen zurück gewannen.

Die Piratenpartei – der kurze 
Frühling einer Protestpartei

Zum unverhofften Profiteur der Schwä-
che der Linken wurde – vorüberge-
hend – die Piratenpartei. Beginnend mit 
der Abgeordnetenhauswahl im Sep-
tember 2011 in Berlin, gelang es der erst 
2006 gegründeten neuen Gruppierung 
in kurzer Folge, vier Mal hintereinander 
in ein Landesparlament einzuziehen. 
Nachdem die Piraten bei der Bundes-
tagswahl 2009 und allen nachfolgen-

den Landtagswahlen nur ein schmales 
Kernwählersegment von etwa zwei Pro-
zent erreicht hatte, war die Öffentlich-
keit zunächst geneigt, ihren Berliner 
Sensationserfolg als Ausreißer abzutun 
und auf die dort besonders günstigen 
lokalen Bedingungen zurückzuführen. 
Mit den weiteren Erfolgen im Saarland, 
in Nordrhein-Westfalen und in Schles-
wig-Holstein musste diese Einschät-
zung korrigiert werden. Die Piraten 
sprachen, wie die Wahlanalysen zeig-
ten, offensichtlich nicht nur die netzaffi-
nen Themenwähler an, die die Positio-
nen der etablierten Parteien in diesem 
Feld als hoffnungslos rückständig emp-
fanden. Sie fungierten jetzt auch als 
Sammelbecken von Unzufriedenen und 
Protestwählern, die der Politik und ihren 
herkömmlichen Vertretern generell 
überdrüssig waren.
Von entscheidender Tragweite für den 
Erfolg der Piraten dürfte gewesen sein, 
dass Themen- und Protestpartei bei ih-

Ein Mitglied der 
Piratenpartei auf 
dem Landespar-
teitag in Neu-
münster (22.6. 
2013). Von der 
Schwäche der Lin-
ken konnte jüngst 
die Piratenpartei 
profitieren. Junge 
und netzaffine 
Wähler und Wäh-
lerinnen sowie 
Protestwähler 
bescherten den 
Piraten einen 
Höhenflug, der 
allerdings nur 
kurz währte. Pro-
grammatische 
Unbestimmtheit, 
eine hohe Fluktua-
tionsrate an der 
Parteispitze sowie 
eine unzurei-
chende Außen-
darstellung zeitig-
ten Probleme.
picture alliance/dpa
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nen keinen Gegensatz bilden. Denn ne-
ben der „Freiheit im Netz“ geht es dem 
Neuankömmling ja vor allem darum, die 
Möglichkeiten der digitalen Kommuni-
kation für mehr demokratische Teilhabe, 
also für politische Partizipation nutzbar 
zu machen. Hier liegt der thematische 
Konnex zur Ansprache der Protestwäh-
ler, deren Unzufriedenheit und Miss-
stimmung sich gerade aus der Wahr-
nehmung speist, im politischen System 
kein Gehör zu finden. Statt sie lediglich 
populistisch auszubeuten, möchte die 
Piratenpartei den Unzufriedenheitsge-
fühlen ein programmatisches Funda-
ment geben. Damit gewinnt sie Glaub-
würdigkeit unter ihren Anhängern und 
kann einen Teil der potenziellen Protest-
wählerschaft besser ansprechen als Die 
Linke oder die in der Bundesrepublik 
noch weniger erfolgsfähigen rechten 
Protestalternativen.
Dennoch erscheint es zweifelhaft, ob 
sich die Piraten im Parteiensystem auf 

Dauer festsetzen können. Der Höhen-
flug in den Umfragen, der die Partei 
nach der Euphorie der Landtagswahler-
folge im Frühsommer 2012 zeitweilig in 
den zweistelligen Bereich katapultierte, 
währte nur kurz. Als Protestpartei hat-
ten die Piraten offenkundig in hohem 
Maße von der Verunsicherung der Be-
völkerung im Zuge der Euro-Krise profi-
tiert. Nachdem sie anfangs darauf ver-
trauen konnten, dass von ihnen abseits 
der Netzpolitik keine Antworten auf die 
anstehenden politischen Probleme er-
wartet würden, erwies sich die pro-
grammatische Unbestimmtheit der Par-
tei in der Außendarstellung zunehmend 
als Problem. Den nur durch das Meta-
thema Partizipation und Transparenz 
zusammengehaltenen Neuankömmlin-
gen fiel die Entwicklung gemeinsamer 
inhaltlicher Positionen sichtlich schwer. 
Zugleich verstrickten sie sich in Wider-
sprüche. Ihre Aktivisten mussten lernen: 
Politische Führung in der Partei und der 

Fraktion funktioniert nicht ohne „ge-
schützte Räume“. Das Transparenzziel 
wurde durch die Anonymisierung und 
Pseudonymisierung im Internet Lügen 
gestraft. Zudem war die Partizipations-
bereitschaft der Piratenmitglieder kei-
neswegs größer als bei den anderen 
Parteien. Die Selbstentzauberung ver-
stärkte nicht nur die innerparteilichen 
Konflikte, sondern führte auch dazu, 
dass die Medien, die den Aufstieg der 
neuen Partei fast ausnahmslos mit un-
verhohlener Sympathie begleitet hat-
ten, ihr nun deutlich kritischer begegne-
ten. 

Die Schwäche des parteiförmigen 
Rechtspopulismus und -extremis-
mus: ein bleibender Zustand?

Warum es in der Bundesrepublik nicht 
zur flächendeckenden Etablierung ei-
ner rechtspopulistischen oder -extre-
mistischen Partei gekommen ist, bleibt in 
gewisser Weise eine Rätselfrage. Frag-
mentierungstendenzen des nationalen 
Lagers mündeten zwar in den 1980er-
Jahren in eine „drit te Welle“ des Rechts-
extremismus. Auf ihr zogen die 1983 als 
Abspaltung von der CSU entstandenen 
Republikaner (REP) drei Mal, die 1987 
gegründete Deutsche Volksunion (DVU) 
des – 2013 verstorbenen – Münchener 
Verlegers Gerhard Frey neun Mal und 
die NPD vier Mal in Landesparlamente 
ein. Letztgenannte war bereits 1964 ins 
Leben gerufen worden, konnte aber 
nach Wahlerfolgen in der zweiten Hälf-
te der 1960er-Jahre erst wieder im Jahre 
2004 an ihre damalige Stärke anknüp-
fen, nachdem sie das Bundesland Sach-
sen gezielt zur Hochburg auszubauen 
wusste. Inzwischen hat die gegenüber 
früheren Jahrzehnten deutlich radikali-
sierte NPD die Führungsrolle im rechts-
extremen Lager übernommen, während 
die einst so verheißungsvoll gestarteten 
Republikaner nur noch ein Schattenda-
sein fristen. Von einem Durchbruch auf 
der nationalen Ebene bleibt der harte 
Extremismus der NPD weit entfernt – bei 
der Bundestagswahl 2009 fiel die Par-
tei gegenüber ihrem schwachen Ergeb-
nis von 2005 noch einmal um 0,1 auf 1,5 
Prozentpunkte zurück.
Ein Grund für diese Schwäche liegt ge-
rade im Extremismus der NPD, der auf 
viele Wähler abschreckend wirkt und 
die Entwicklung einer populistischen 
Strategie der Wähleransprache verei-
telt. Allerdings sind in der Bundesrepub-
lik auch ideologisch gemäßigtere Grup-
pierungen, die eine solche Strategie 
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verfolgt haben, bisher nicht zum Erfolg 
gekommen. Weder ist der Versuch ge-
lungen, eine bereits bestehende Partei 
auf rechtspopulistische Pfade zu führen, 
den man dem verstorbenen FDP-Politi-
ker Jürgen W. Möllemann unterstellt 
hat, noch waren Neugründungen wie 
die Hamburger Statt-Partei, der Bund 
Freier Bürger oder die Schill-Partei in 
der Lage, ihre Anfangserfolge zu wie-
derholen und über die regionale Ebene 
auszudehnen. Heute richten sich die 
Hoffnungen auf eine Alternative im bür-
gerlich-konservativen Lager einerseits 
auf die Freien Wähler, die jedoch auf-
grund ihrer organisatorischen wie ideo-
logischen Heterogenität und fehlender 
bekannter Persönlichkeiten kaum in der 
Lage sein dürften, in diese Rolle hinein-
zuschlüpfen. Auf der anderen Seite hat 
sich im Frühjahr 2013 mit der neu for-
mierten Alternative für Deutschland 
(AfD) eine eurokritische Partei zusam-
mengefunden, die mit dezidiert bundes-
politischem Anspruch auftrit t. 
Die am 14. April 2013 offiziell gegrün-
dete Partei, die vom Hamburger VWL-
Professor Bernd Lucke angeführt wird, 
möchte zur Bundestagswahl und zur 
Landtagswahl in Hessen antreten. Ihre 
Protagonisten stammen hauptsächlich 
aus dem Umfeld von Union und FDP; 
prominente Überläufer befinden sich 
bislang allerdings nicht darunter. Ne-
ben dem Mangel an zugkräftigem Per-
sonal könnte sich eine mögliche Unter-
wanderung durch rechtsextreme Kräfte 
als Hauptproblem der neuen Gruppie-
rung erweisen. Darüber hinaus scheint 
das Misstrauen der deutschen Bevölke-
rung gegenüber dem Euro nicht so stark 
ausgeprägt, dass das Thema eine nen-
nenswerte Mobilisierung verspricht. 
Dennoch sorgt die Gründung der AfD 
bei den Unionsparteien für eine gewis-
se Unruhe. Nachdem diese in den letz-
ten Jahren manche angestammten Posi-
tionen geräumt haben (unter anderem 
in der Familien- und Frauenpolitik, beim 
Atomausstieg und beim Mindestlohn), 
dürften Gelegenheiten für eine Konkur-
renz von rechts auch in anderen Politik-
feldern bestehen. Befragungen zeigen, 
dass die AfD ungeachtet ihres konser-
vativ-bürgerlichen Profils mit dem Euro-
Thema zudem Wählerinnen und Wäh-
ler aus dem linken Lager zu sich herü-
berziehen kann. Als Protestpartei trit t 
sie damit zum Teil in die Fußstapfen der 
Linken und der im Abstieg begrif fenen 
Piratenpartei.
Gemessen am Wandel der gesell-
schaftlichen Konfliktstrukturen verfügt 
der Rechtspopulismus hierzulande über 
ein ähnlich großes Unterstützerpoten-
zial wie in anderen europäischen Län-
dern. Sein bisheriges Scheitern geht in-
sofern eher auf angebotsseitige Fakto-
ren zurück; es verweist auf mangelnde 

politische Gelegenheiten, organisatori-
sche Defizite und das allgemein un-
günstige Umfeld für rechtsextremisti-
sche oder -populistische Bestrebungen, 
die aufgrund der nachwirkenden natio-
nalsozialistischen Vergangenheit stig-
matisiert sind. Eine nicht minder große 
Rolle dürfte das Vorhandensein funktio-
neller Äquivalente spielen, die Protest-
stimmungen absorbieren oder in ande-
re Kanäle lenken. So wie etablierte Par-
teien wenig Skrupel zeigen, sich nöti-
genfalls selbst in Populismus zu üben, so 
verfügt dieser in Gestalt der Bild-Zei-
tung über ein mächtiges publizistisches 
Sprachrohr. Die heftige Debatte um die 
islamkritischen Thesen des früheren 
Bundesbankvorstands und SPD-Politi-
kers Thilo Sarrazin im Sommer 2010 hat 
gezeigt, wie sich der rechte Protest in 
Deutschland jenseits der elektoralen 
Arena entlädt. Zugleich unterscheidet 
das hohe Niveau an rechtsextrem oder 
fremdenfeindlich motivierter Gewalt 
die Bundesrepublik von Ländern mit 
starken rechtspopulistischen Parteien 
(wie z. B. Österreich).

Die Ausgangslage vor der 
Bundestagswahl 2013

Welche Koalition wird die Bundesrepu-
blik nach dem 22. September 2013 re-
gieren? Die Antwort darauf hängt zum 
einen – natürlich – vom Ergebnis der 
Bundestagswahl ab, das vorgibt, wel-
che Konstellationen überhaupt mehr-
heitsfähig sind. Das Format einer Mehr-
heitsregierung kann dabei als gesetzt 
gelten. Minderheitskabinette sind auf 
der Bundesebene hierzulande noch 
nicht gangbar, auch wenn manche Poli-
tologen sie sich herbeiwünschen. Zum 
anderen hängt die Koalitionsbildung 
von der Bereitschaft der Parteien ab, 
miteinander Regierungsbündnisse zu 
schließen. Diese Bereitschaft können sie 
in Form entsprechender Koalitionsaus-
sagen – positiver wie negativer – vor 
der Wahl offenlegen oder nicht. Im 
letztgenannten Fall wird die Wahlent-
scheidung zu einer Rechnung mit Unbe-
kannten: In welche Koalition eine Stim-
me fließt, hängt dann allein vom Willen 
der Parteien bzw. Parteiführungen ab 
und kann vom Wähler nicht (mehr) be-
einflusst werden.
Problematisch wird die Koalitionsbil-
dung, wenn die politisch möglichen 
bzw. von den Parteien gewünschten Ko-
alitionen nicht mehrheitsfähig und 
gleichzeitig die rechnerisch möglichen, 
also mehrheitsfähigen Koalitionen poli-
tisch nicht möglich sind. Im schlimmsten 
Fall ist die Regierungsbildung dann 
ganz blockiert, sodass als Ausweg nur 
vorgezogene Neuwahlen bleiben. Eine 
solche Situation bestand z. B. nach der 

Landtagswahl 2008 in Hessen. Auf-
grund des vergifteten Verhältnisses von 
CDU und SPD schied hier sogar eine 
Große Koalition als Notlösung aus, wie 
sie auf der Bundesebene 2005 in einer 
vergleichbaren Konstellation gebildet 
worden war. 
Der Ausgang der Bundestagswahl 
2009, bei der es trotz der Verfestigung 
der Fünfparteienstruktur wieder zur 
Mehrheit für eine der beiden Wunsch-
koalitionen reichte, dürfte ein Intermez-
zo bleiben. Er führte freilich zu einem 
Rückzug von Schwarz-Gelb und Rot-
Grün in das eigene Lager und bremste 
die Bereitschaft der Parteien, ihr Koaliti-
onsverhalten zu flexibilisieren. Weder 
hat sich die FDP für ein Ampelbündnis 
mit SPD und Grünen geöffnet (trotz zag-
hafter Annäherungsversuche in Nord-
rhein-Westfalen), noch waren SPD und 
Grüne willens, von ihrer ablehnenden 
Haltung gegenüber Koalitionen mit der 
Linken abzurücken. Deren Niedergang 

Für die jetzige 
Grünen-Führung 
um Jürgen Trittin, 
Claudia Roth und 
Renate Künast ist 
die Bundestags-
wahl 2013 wohl 
die letzte Chance, 
noch einmal in 
Regierungsämter 
zu gelangen. Bei 
einem Gang in die 
Opposition wür-
den sie ihre Par-
teiämter an eine 
jüngere Genera-
tion abgeben.
picture alliance/dpa
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in den alten Bundesländern verstärkte 
die bipolare Logik, indem er in mehre-
ren Ländern die Ablösung schwarz-gel-
ber durch rot-grüne (Nordrhein-West-
falen, Niedersachsen und – dort zusam-
men mit dem Südschleswigschen Wäh-
lerverband – Schleswig-Holstein) bzw. 
grün-rote (Baden-Württemberg) Lan-
desregierungen ermöglichte. Dies hat 
bei SPD und Grünen die Hoffnung auf 
eine eigene Mehrheit auch im Bund ge-
nährt, die wegen der dort ungefährde-
ten Position der Linken allerdings schwer 
zu erreichen sein dürfte.
Die Ausgangslage für den 22. Septem-
ber ähnelt folglich eher derjenigen von 
2005 als von 2009: Es stehen sich zwei 
annähernd gleich starke Formationen 
(Schwarz-Gelb und Rot-Grün) gegen-
über, die im Rahmen der fortbestehen-
den Fünfparteienstruktur vermutlich 
nicht in der Lage sein werden, eine 
Mehrheit zu bilden. Einen bedeutenden 
Unterschied gibt es allerdings, wenn 

man die internen Stärkeverhältnisse be-
trachtet. Während die FDP im „bürgerli-
chen“ Lager nach 2009 einen beispiel-
losen Absturz erlebte, der unmittelbar 
den Unionsparteien zugute kam, haben 
sich die Kräfteverhältnisse im linken La-
ger stetig in Richtung des kleineren Part-
ners – der Grünen – verschoben, deren 
Stimmenanteil heute etwa halb so groß 
ist wie derjenige der SPD. (1998 lag er 
nur bei einem Fünftel.) Wahlarithme-
tisch hat das zwei Konsequenzen. Zum 
einen sichert es der Union einen ver-
lässlichen Vorsprung vor den Sozialde-
mokraten, womit ihr automatisch eine 
Schlüsselrolle bei der Regierungsbil-
dung zufällt. Zum anderen führt es da-
zu, dass neben einer Großen Koalition 
und den verschiedenen Varianten eines 
Dreierbündnisses auch eine schwarz-
grüne Zweierkoalition mehrheitsfähig 
wäre. Scheiden die Dreierbündnisse 
aus politischen und/oder arithmeti-
schen Gründen aus, reduzieren sich die 

Möglichkeiten der Regierungsbildung 
insofern auf die Alternative Schwarz-
Rot oder Schwarz-Grün. Im Folgenden 
soll gezeigt werden, warum dabei mehr 
Argumente für Schwarz-Rot sprechen, 
also die Wiederauflage der Großen 
Koalition.

Die Neuauflage der Großen 
Koalition als realistischstes Szenario

Geht es um den Macht- und Ämterer-
werb, sind die Chancen für Schwarz-
Grün unter dem Strich besser als für 
Schwarz-Rot. Für die jetzige Grünen-
Führung um Jürgen Trit tin, Claudia Roth 
und Renate Künast wäre es wohl die 
letzte Chance, noch einmal in Regie-
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rungsämter zu gelangen. Bei einem 
Gang in die Opposition würde sie ihre 
Parteiämter an eine jüngere Generation 
abgeben. Die Union könnte in einem 
Bündnis mit den Grünen wiederum mehr 
Ministerämter für sich reklamieren als in 
einer Großen Koalition. Bei der SPD 
kann man das Ämtermotiv dagegen ge-
ringer veranschlagen. Kanzlerkandidat 
Peer Steinbrück hat bereits erklärt, dass 
er als Minister in einer Großen Koalition 
nicht zur Verfügung steht, und Partei-
chef Sigmar Gabriel würde die Über-
nahme des Fraktionsvorsitzes einem Ka-
binettseintrit t vermutlich vorziehen. 
Was die inhaltlichen Schnittmengen 
angeht, dürfte der Union eine Verstän-
digung mit der SPD in den meisten Poli-
tikfeldern leichter fallen als mit den 
Grünen. Dies gilt insbesondere für die 
Gestaltung der Energiewende, obwohl 
dort mit dem Atomausstieg das größte 
Hindernis für Schwarz-Grün inzwischen 
entfallen ist. Auch in den gesellschafts-
politischen Fragen stehen die Grünen 
eher links von der SPD, für ihre steuerpo-
litischen Vorschläge gilt dasselbe. Ob 
eine schwarz-grüne Koalition die ab-
sehbaren Konflikte würde meistern kön-
nen, bleibt fraglich. 
Während der Union die Regierungsver-
antwortung ausweislich ihrer Umfrage-
werte nicht geschadet hat, müssten SPD 
und Grüne fürchten, bei einem Regie-
rungseintrit t von den Wählern abge-

straft zu werden. Das größere Risiko 
liegt dabei aufgrund der zu erwarten-
den Fallhöhe bei den Grünen. Bei der 
SPD wirkt zwar das Trauma der Großen 
Koalition von 2005 bis 2009 nach, aller-
dings ist diese mit der heutigen Situati-
on kaum vergleichbar. Einiges spricht 
dafür, dass die Juniorrolle den Sozial-
demokraten diesmal nicht so schaden 
würde wie bei der letzten Wahl. Große 
Koalitionen müssen keineswegs immer 
nur dem größeren Partner zum Vorteil 
gereichen – dies zeigen empirische Un-
tersuchungen. 1969 hatte die SPD den 
Machtwechsel schließlich auch aus der 
Rolle des Juniorpartners heraus ge-
schafft. Der Absturz der Sozialdemo-
kraten bei der Bundestagswahl 2009 
ging maßgeblich darauf zurück, dass 
sie bereits vorher sieben Jahre regiert 
und den Kanzler gestellt hatten. In einer 
ähnlichen Situation dürften 2017 die 
Unionsparteien mit Angela Merkel ste-
cken, wenn sie bis dahin weiter regie-
ren. Dies könnte das Bedürfnis nach ei-
nem Austausch der führenden Regie-
rungspartei wecken.
Schwarz-Grün wird als Koalition von 
der Wählerschaft weniger geschätzt 
als Schwarz-Rot. Seine Akzeptanz 
nimmt jedoch in dem Maße zu, wie es 
als mögliche Alternative zu den gängi-
gen Koalitionsformaten in der öffentli-
chen Diskussion ins Spiel kommt. Wenn 
die Grünen-Führung trotz klarer Präfe-

renz für ein rot-grünes Bündnis ein Zu-
sammengehen mit der Union nach der 
Wahl nicht kategorisch ausschließt, 
kann sie sich darin durch aktuelle Um-
fragen bestärkt fühlen. Danach emp-
fehlen rund zwei Drit tel der Wähler, 
aber auch ihrer eigenen Anhänger der 
Partei ein Offenhalten der Koalitions-
frage, während sich nur ein Drit tel für 
ein ausschließliches Bekenntnis zu Rot-
Grün ausspricht. 
Was für die Akzeptanz in der Wähler-
schaft gilt, gilt auch für die parteiinterne 
Akzeptanz. Schwarz-Grün würde von-
seiten der Parteiführungen einen höhe-
ren Begründungsaufwand gegenüber 
der Parteibasis verlangen als Schwarz-
Rot. Die schwerste Aufgabe hätte ver-
mutlich die Grünen-Spitze, die ein Zu-
sammengehen mit der Union nur legiti-
mieren könnte, wenn sie in den Koaliti-
onsverhandlungen für die eigene Seite 
ein Maximum herausholte (was die Ver-
handlungen naturgemäß belasten wür-
de). Die schwarz-grünen bzw. schwarz-
grün-gelben Koalitionen in Hamburg 
und im Saarland haben zwar gezeigt, 
dass sich Mitglieder und Delegierte 
vom Schwenk in das bürgerliche Lager 
gegebenenfalls überzeugen lassen; al-
lerdings kann das vorzeitige Scheitern 
dieser Koalitionen kaum als ermutigen-
des Signal für die Bundesebene be-
trachtet werden.

Abbildung 1: Entwicklung der parteipolitischen Kräfteverhältnisse seit der Bundestagswahl 2009

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen
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Die Konstellation im Bundesrat hat bei 
der Koalitionsbildung in der Vergan-
genheit keine Rolle gespielt. Bei der jet-
zigen Wahl könnte sich das erstmals 
ändern. Tatsächlich ist es bislang noch 
nie vorgekommen, dass eine neue Koa-
lition auf Bundesebene in der Länder-
kammer eine Mehrheit gegen sich hat-
te. Eine schwarz-grüne Koalition würde 
im Bundesrat nach jetzigem Stand über 
keine einzige Stimme verfügen. Würde 
Bayern nach der Landtagswahl am 15. 
September wieder von der CSU alleine 
regiert, wären es ganze sechs. Diesen 
stünden sieben „reine“ Oppositions-
stimmen (des SPD-Senats in Hamburg 
und der rot-roten Regierung in Branden-
burg) und – bei einem Wahlsieg von 
Rot-Grün in Hessen – 56 Stimmen „ge-
mischt“ zusammengesetzter Koalitio-
nen gegenüber, wobei von den letzte-
ren 52 Stimmen auf Länder entfallen, 
die die SPD (mit)regiert. Die Sozialde-
mokraten säßen damit bei allen zustim-
mungspflichtigen Gesetzen, zu denen 
z. B. auch die Steuergesetze gehören, 
als „unsichtbarer“ Regierungspartner 

gleichsam mit am Tisch. Die Grünen 
könnten das nutzen, um in den Verhand-
lungsprozessen über Bande zu spielen 
und dadurch ihre Durchsetzungsmacht 
in einer Koalition mit der Union erhö-
hen. Dass CDU und CSU sich auf eine 
solche Konstellation einlassen, ist kaum 
vorstellbar.
Auch eine Große Koalition hätte im Bun-
desrat heute anders als 2005 keine ei-
gene Mehrheit. Ihr würde allerdings 
schon die Zustimmung zweier gemischt 
regierter Länder genügen, um auf die 
notwendigen 35 Stimmen zu kommen. 
Angesichts der Stärkeverhältnisse in 
der Länderkammer wären hier vor allem 
die rot-grünen Regierungen gefragt, 
was die SPD gewiss von vornherein in 
ihr Kalkül ziehen würde. Diese könnte 
damit, auch wenn sie in der Koalition 
der schwächere Teil ist, mit der Kanzler-
partei faktisch auf Augenhöhe agieren. 
So wie die politikinhaltlichen Schnitt-
mengen sind auch die habituellen und 
personellen Verträglichkeiten zwischen 
Union und Grünen mittlerweile so groß, 
dass sie ein Zusammengehen prinzipiell 

ermöglichen würden. Dies gilt für die 
Führungsspitze und Mandatsträger 
mehr als für die Funktionäre und Mit-
glieder, während auf der Ebene der 
Wähler zwar Gemeinsamkeiten mit 
Blick auf Status, Bildungsabschluss und 
Einkommen bestehen, die Lebenswelten 
sich aber ansonsten deutlich unter-
scheiden. In dieser Hinsicht überschnei-
det sich die Unions-Wählerschaft immer 
noch stärker mit jener der SPD als mit 
den Grünen-Wählern, mag das Bündnis 
von „alter“ und „neuer“ Bürgerlichkeit 
auch noch so oft beschworen werden. 
Indem sie sich koalitionspolitisch festle-
gen, nehmen Parteien die Gründe der 
Koalitionsbildung bereits vor den Wah-
len vorweg. Koalitionsaussagen dienen 
primär der Stimmenwerbung, dürfen 
aber andererseits dem Erwerb von Re-
gierungsmacht und der Durchsetzung 
politikinhaltlicher Ziele nicht im Wege 

Eine Sitzung des 
Bundesrates. Die 
Konstellation im 
Bundesrat hat bei 
der Koalitionsbil-
dung in der Ver-
gangenheit keine 
allzu große Rolle 
gespielt. Bei der 
jetzigen Wahl 
könnte sich dies 
erstmals ändern.
picture alliance/dpa
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stehen. Wie die SPD nach der Land-
tagswahl in Hessen 2008 erfahren 
musste, kann es unkalkulierbare Folgen 
haben, wenn ein gegebenes Koalitions-
versprechen nach der Wahl gebrochen 
wird. Die Parteien stehen insofern vor 
einer schwierigen Gratwanderung: Sie 
müssen sich bei der Partnerwahl beken-
nen und doch so flexibel sein, dass an-
dere Bündnisse möglich bleiben. 
Die strategische Herausforderung stellt 
sich vor allem bei Schwarz-Grün. Dass 
eine Große Koalition als Auffanglösung 
immer „gehen“ muss, gehört hierzulan-
de zum festen Kern der parlamentari-
schen Kultur. Bei Schwarz-Grün jedoch 
gibt es diese Selbstverständlichkeit 
(noch) nicht. Von Union und Grünen 
wird deshalb eine Aussage erwartet, ob 
sie ein Bündnis als Alternativkoalition 
definitiv ausschließen. Nachdem sie 
das bei der letzten Wahl schon nicht 
getan haben, dürften sie sich auch dies-
mal hüten, eine solche Aussage zu tref-
fen. Die Hintertür für ein Zusammenge-
hen wird also offen bleiben – unbe-
schadet der klaren Erstpräferenz für 
Schwarz-Gelb bzw. Rot-Grün. 
Reicht es am 22. September für keine 
der beiden „Wunschkoalitionen“ zur 
Mehrheit, wird der Union als – vermut-
lich deutlich – stärkster Partei die 
Schlüsselrolle bei der Regierungsbil-
dung zukommen. Bei ihr liegt am Ende 
die Wahl, ob sie lieber mit den Sozial-
demokraten oder den Grünen koalieren 
möchte. Strategisch wäre eine Entschei-
dung für die Grünen gewiss reizvoller, 
doch würde die Partei damit ein kaum 
kalkulierbares Wagnis eingehen. Einer-
seits liefe sie Gefahr, die FDP als „gebo-
renen“ Wunschpartner zu verlieren, die 
sich dann im Gegenzug ihrerseits für 

Bündnisse mit SPD und Grünen öffnen 
würde. Andererseits wäre das Risiko 
hoch, dass eine schwarz-grüne Koaliti-
on vor Ablauf der Legislaturperiode 
zerbricht. Insbesondere die politikin-
haltlichen Aspekte, aber auch die insti-
tutionelle Konstellation sprechen des-
halb dafür, dass die Union auf Nummer 
sicher geht und die SPD als für sie „pfle-
geleichteren“ Regierungspartner vor-
zieht.
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WERDEGANG UND MERKMALE DER PIRATENPARTEI

Die Piratenpartei als neuer Akteur
Christoph Bieber

Die Piratenpartei hat seit ihren Wahler-
folgen in den Jahren 2011 und 2012 zu 
Veränderungen im politischen Kommuni-
kationsverhalten geführt und den Partei-
enwettbewerb angeregt. Die neue, sich 
noch formierende Partei ist ein Impulsge-
ber für die etablierten Akteure und Insti-
tutionen des politischen Systems gewor-
den. Christoph Bieber rekapituliert den 
Werdegang der Piratenpartei und erör-
tert die wesentlichen Merkmale der in-
nerparteilichen Kommunikation sowie 
Organisation. Die Digitalisierung und 
Basisorientierung haben für die Partei-
struktur durchaus ambivalente Aus-
wirkungen: Aus der Partizipationsorien-
tierung resultieren zwar Offenheit, 
Dynamik und niedrige Beteiligungshür-
den, jedoch auch eine hohe Fluktuation 
in den Führungsämtern. Dies ist nachtei-
lig für eine dauerhafte Programment-
wicklung wie auch für die Außenpräsen-
tation der Partei. Insofern ist der 
Bundestagswahlkampf 2013 eine weite-
re Phase in der Organisationsentwick-
lung der Piratenpartei, gleichzeitig aber 
auch ein Bewährungsprobe im politi-
schen Betrieb. I

Inmitten der Parteiformierung

In der vergangenen Legislaturperiode 
hat die Piratenpartei im Schnelldurch-
lauf die Entwicklung einer politischen 
Organisation erlebt, für die dahin meist 
ein gutes Jahrzehnt notwendig war: von 
der öffentlichen Sichtbarkeit und der 
ersten Teilnahme an Wahlkämpfen hin 
zu einer flächendeckenden Organisa-
tions- und Mitgliederstruktur bis hin zum 
Einzug in mehrere Länderparlamente 
und die Einbindung in den politischen 
Mainstream-Diskurs. Auch wenn noch 
nicht alle Indikatoren für einen nachhal-
tigen Entwicklungserfolg erreicht sind 
(vgl. Niedermayer 2013: 9), so haben 
die Piraten in kurzer Zeit für Verände-
rungen sowohl im politischen Kommuni-
kationsverhalten wie auch den Partei-
enwettbewerb gesorgt – zugleich sind 
sie nicht nur eine der seltenen Neuerun-
gen in der Parteienlandschaft, sondern 
auch einer der wenigen deutschen „Ex-
portartikel“ im Bereich Internet und 
Netzkultur.
Der nachfolgende Beitrag1 rekapituliert 
den Werdegang der Piratenpartei und 
benennt wesentliche Merkmale der in-

nerparteilichen Kommunikation und Or-
ganisation. Dabei darf nicht außer acht 
gelassen werden, dass die Piratenpar-
tei trotz der großen Entwicklungssprün-
ge eine noch „unfertige“ Gruppierung 
ist – seit ihrer formalen Gründung im 
Herbst 2006 sind knapp sieben Jahre 
vergangen, eine breitere Öffentlichkeit 

ist mit der Bundestagswahl 2009 auf die 
Piraten aufmerksam geworden. Erst 
durch die Wahlerfolge auf Landesebe-
ne in den Jahren 2011 und 2012 hat die 
eigentliche Karriere als „effektive Par-
tei“ begonnen. In der Entwicklung hin 
zur Bundestagswahl zeigt sich, dass der 
Prozess der Parteiformierung noch 

Ein Mitglied der Piratenpartei beim Bundesparteitag in Neumarkt (11.5.2013). In der 
vergangenen Legislaturperiode hat die Piratenpartei im Schnelldurchgang die Ent-
wicklung einer politischen Organisation erlebt. Trotz großer Entwicklungssprünge ist 
die Piratenpartei eine noch „unfertige“ Gruppierung. Seit ihrer Gründung im Herbst 
2006 sind knapp sieben Jahre vergangen, eine breitere Öffentlichkeit ist mit der Bun-
destagswahl 2009 auf die Piraten aufmerksam geworden picture alliance/dpa
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längst nicht abgeschlossen ist: die Pira-
ten tragen die Züge einer „Bewegungs-
partei“ (Lucardie 2013: 71), deren Wer-
degang alles andere als klar vorstruktu-
riert ist. Insofern stellt der Bundestags-
wahlkampf 2013 einerseits eine weitere 
Phase der Organisationsentwicklung 
dar, andererseits einen Belastungstest 
im politischen Echtbetrieb, der den neu-
en Akteur mit vielfältigen Anforderun-
gen und Aufgaben konfrontiert.

Entstehung und Entwicklung der 
Piratenpartei 

Gegründet wurde die Piratenpartei 
Deutschland im September 2006. Ein 
wesentlicher Impuls ging dabei von der 
schwedischen Piratpartiet aus, die sich 
zu Beginn desselben Jahres formiert 
hatte. Die erste Teilnahme an einer 
Wahl in Deutschland datiert auf den Ja-
nuar 2008 zurück, damals waren die Pi-
raten bei den hessischen Landtagswah-
len vertreten und erreichten 0,2 Prozent 
der Wählerstimmen. Besser bekannt 
wurde die Gruppierung im Laufe des 
Jahres 2009 – ein Schlüsselereignis war 
dabei die Europawahl vom 7. Juni. Hier 
erreichte die Piratenpartei in Deutsch-
land einen Stimmenanteil von 0,9 Pro-
zent (229.464 Stimmen), was immerhin 
eine Wahrnehmung als „Kleinstpartei“ 
nach sich zog.
Auch außerhalb von Wahlen und Wahl-
kämpfen geriet die Piratenpartei in den 
Fokus der Öffentlichkeit. In Deutschland 
sorgten vor allem die sogenannte #zen-
sursula-Kampagne2 sowie die im Mai 
2009 gestartete E-Petition „Internet – 
Keine Indizierung und Sperrung von In-
ternetseiten“ beim Deutschen Bundes-
tag für Aufmerksamkeit.3

Die genauere Betrachtung der Mitglie-
derzahlen entlang der wesentlichen 
Meilensteine legt inzwischen fünf Ent-
wicklungsphasen der Piratenpartei4 na-
he:
1. Gründungsphase:
(9/2006–6/2009)
2. Wachstumsphase I:
(6/2009–9/2009)
3. Stagnation/Stabilisierung I:
(9/2009–9/2011)
4. Wachstumsphase II:
(9/2011–7/2012)
5. Stagnation/Stabilisierung II:
(7/2012–5/2013)
Nach der Gründung im Jahr 2006 wa-
ren zunächst nur wenige hundert Partei-
mitglieder eingeschrieben, etwa zwei 
Jahre lang blieben die Piraten eine 
kaum wahrgenommene Kleinstpartei. 
Ein schwacher Mitgliederzuwachs ist im 
Frühjahr 2009 zu verzeichnen. Rückbli-
ckend wird deutlich, dass die Zustim-
mung des Bundestags zum „Zugangser-
schwerungsgesetz“ im Juni der zentrale 

Auslöser für ein explosionsartiges Mit-
gliederwachstum in der zweiten Ent-
wicklungsphase gewesen ist – der Juni 
2009 markiert die Initialzündung für 
das Erstarken der Piratenpartei in 
Deutschland. In der Folgezeit stand die 
Positionierung der Partei im Vorfeld der 
Bundestagswahl 2009 im Mittelpunkt – 
die formalen Regelungen trugen zum 
Strukturaufbau bei: das Sammeln von 
Unterstützer-Unterschriften für die Zu-
lassung zur Wahl verlegte die Aktivität 
vieler Mitglieder in den Offline-Raum. 
Dadurch wurde die Partei einer neuen 
Klientel bekannt und die Aktiven konn-
ten erste Er fahrungen für den Straßen-
wahlkampf sammeln – angesichts einer 
vor allem auf Online-Kommunikation 
basierenden Debattenkultur war dieser 
„Zwang zur Analogisierung“ ein erster 
wichtiger Schrit t in Richtung politischer 
Organisationswirklichkeit.
Die erste Wachstumsphase endete un-
mittelbar nach der Bundestagswahl – 
bis zum Jahresende flachte der Anstieg 
der Mitgliederzahlen ab, das Jahr 2010 
ist gekennzeichnet von einer Stabilisie-
rung bei etwa 12.000 Mitgliedern. In 
diese drit te Entwicklungsphase fielen 

verschiedene Wahlen auf Landes- und 
Kommunalebene, bei denen die Stim-
menanteile der Piratenpartei bei ca. 
zwei Prozent stagnierten.5 Die organi-
sationsinterne Entwicklung spiegelte 
ein gebremstes Wachstum: Neumitglie-
der waren vor allem dort aktiv, wo Land-
tagswahlen vor der Tür standen. Ohne 
Wahlen blieben die Mitgliederzahlen 
der Landesverbände bestenfalls stabil 
oder gingen leicht zurück.6

Die vierte Entwicklungsphase begann 
mit der Wahl zum Berliner Abgeordne-
tenhaus im September 2011 – parallel 
zu den Umfragewerten stiegen auch 
die Mitgliederzahlen des Landesver-
bandes an. In den Monaten bis zum 
Jahresende meldeten sich etwa 8.000 
Neumitglieder an, so dass die Partei zu 
Beginn des Jahres 2012 mehr als 20.000 
Mitglieder zählte und zur siebtgrößten 
Parteiorganisation in Deutschland ge-
worden war.
Diese Phase muss rückblickend als „un-
gesundes Wachstum“ bezeichnet wer-
den, das die interne Organisations-
struktur der Piratenpartei noch immer 
herausfordert. Aufgrund einer konse-
quenten Ausrichtung auf die Parteibasis 

Bundesparteitag 
der Piraten in 
Neumarkt (11.5. 
2013). Aufgrund 
einer konsequen-
ten Ausrichtung 
auf die Parteibasis 
haben die Piraten 
auf die Einrich-
tung eines Dele-
giertensystems 
verzichtet, 
zugleich ist hier 
ein Element des 
„Markenkerns“ 
verortet: die 
Beteiligung an der 
innerparteilichen 
Willensbildung 
unterscheidet sich 
grundlegend von 
den Organisati-
onsprozessen der 
etablierten Mit-
gliederparteien.
picture alliance/dpa

C
hr

is
to

p
h 

B
ie

b
er

BiS2013_03_umbr.indd   150BiS2013_03_umbr.indd   150 23.07.13   07:3823.07.13   07:38



151

haben die Piraten auf die Einrichtung 
eines Delegiertensystems verzichtet, 
zugleich ist hier ein Element des „Mar-
kenkerns“ verortet: die Beteiligung an 
der innerparteilichen Willensbildung 
unterscheidet sich fundamental von den 
Organisationsprozessen der etablier-
ten Mitgliederparteien. Auch die Bun-
desparteitage der Piraten wirken zwar 
als zentrales Parteiorgan, werden in der 
Satzung aber völlig zutreffend als „Mit-
gliederversammlung auf Bundesebene“ 
bezeichnet. Diese formale Festschrei-
bung stärkt tatsächlich die einfachen 
Mitglieder, führt aber auch zu Proble-
men bei der internen Entscheidungsfin-
dung und -vorbereitung (vgl. Klecha/
Hensel 2013: 16–37).
Die im Gegensatz zu den übrigen Par-
teien deutliche Fokussierung auf die Ba-
sis zieht eine scheinbare „Entschei-
dungsschwäche“ des Vorstands nach 
sich, die vor allem im Frühjahr 2013 zu 
einer negativen Wahrnehmung der Pi-
ratenpartei in der breiten Öffentlichkeit 
geführt hat. Hier wird die Spannweite 
externer Erwartungen deutlich, die an 
die Partei herangetragen werden: ins-
besondere die politische Konkurrenz, 

aber auch die professionelle Berichter-
stattung konfrontiert die Piraten mit Fra-
gen zur Kampagnenorganisation, ihrer 
Programmatik oder thematisiert die Per-
sonalentscheidungen der Partei im Vor-
wahlkampf. Aus einer Perspektive auf 
die mittel- und langfristige Organisati-
onsentwicklung einer Partei, die noch 
immer eine Findungs- bzw. Orientie-
rungsphase durchläuft, sind dies auf-
grund der kurzfristigen Ausrichtung auf 
den Wahltermin jedoch eher nachran-
gige Entscheidungen.
Darüber hinaus erschwert das weitge-
hende Fehlen professioneller Strukturen 
wie Geschäftsstellen und (bezahlten) 
Parteiangestellten zusätzlich das Ma-
nagement der gewachsenen Mitglie-
derorganisation. Ausnahmen stellen je-
doch die Landtagsfraktionen in Berlin, 
Schleswig-Holstein, dem Saarland und 
Nordrhein-Westfalen dar. Bedingt 
durch die strukturellen Entwicklungsvor-
teile – für die Fraktionsarbeit gibt es fi-
nanzielle Ressourcen und ein von den 
Parlamenten vorgegebenes Arbeitspro-
gramm – entstehen hier neue Machtzen-
tren innerhalb der Parteistruktur. Waren 
zuvor die Landesverbände oder einzel-

ne Arbeitszusammenhänge die treiben-
den Kräfte für die personelle wie inhalt-
liche Weiterentwicklung der Partei, so 
leisten inzwischen die formalen Frakti-
onsinfrastrukturen Impulse für eine – 
durchaus umstrit tene und nicht immer 
gradlinig verlaufende – Professionali-
sierung (vgl. zur Entwicklung der Berli-
ner Fraktion Koschmieder 2012 sowie 
Klecha/Hensel 2013: 72–79). Die Er fol-
ge bei den Landtagswahlen im Zeit-
raum von September 2011 bis Mai 2012 
markieren zudem den bisherigen Höhe-
punkt der Organisationsentwicklung – 
in dieser zweiten Wachstumsphase der 
Parteievolution stiegen die Mitglieder-
zahlen bis auf über 30.000 an.
Seit dem Sommer 2012 stagnieren die 
Mitgliederzahlen, und unter dem Ein-
druck eines drastischen Abschwungs in 
den Meinungsumfragen zu Jahresbe-
ginn 2013 findet vorerst keine nennens-
werte Ausweitung der organisatori-
schen Basis statt. Dennoch ist festzuhal-
ten, dass die Entwicklung der Piraten-
partei einen deutlichen Kontrapunkt zur 
allgemeinen Situation der Mitglieder-
parteien in Deutschland darstellt – 
während bei allen anderen etablierten 
Parteien auf Bundesebene (mit Ausnah-
me von Bündnis 90/Die Grünen) die 
Zahlen rückläufig sind, ist es den Piraten 
gelungen, Menschen zur aktiven Mitar-
beit in einer politischen Partei zu bewe-
gen – das gilt insbesondere für jüngere 
Alterskohorten. Das Durchschnittsalter 
der Piraten liegt nur knapp über 30 Jah-
ren, bei den übrigen Parteien ist diese 
Altersgruppe meist nur noch im einstelli-
gen Prozentbereich vertreten.

Programmatische Schwerpunkte

In der Gründungsphase standen für die 
Piratenpartei nahezu ausschließlich auf 
das Internet bezogene Themen im Vor-
dergrund (z. B. Datenschutz, Urheber-
recht, Software-Patente, Open Access). 
Im Zuge des Wachstumsprozesses seit 
2009 hat jedoch eine Differenzierung 
stattgefunden. Neben Sachthemen 
spielen auch Fragen zur Organisation 
politischer Prozesse, die Herstellung 
von und der Umgang mit Transparenz 
sowie innerparteiliche Kommunikation 
und Entscheidungen eine wichtige Rol-
le. 
Vor allem in den Programmplatt formen 
zu den Landtagswahlen zwischen 2009 
und 2012 wurden länderspezifische 
Themen hinzugefügt (z. B. Öffentlicher 
Personennahverkehr in Berlin, Energie-
politik in Nordrhein-Westfalen und in 

DIE PIRATENPARTEI
ALS NEUER AKTEUR

 

BiS2013_03_umbr.indd   151BiS2013_03_umbr.indd   151 23.07.13   07:3823.07.13   07:38



152

Schleswig-Holstein) sowie neue The-
menfelder wie Verbraucherschutz und 
Bildungspolitik ergänzt. Voraussichtlich 
wird sich diese Ausweitung der Themen 
auch im Wahlprogramm zur Bundes-
tagswahl zeigen, wenngleich hier 
„netzpolitische“ Gegenstände starke 
Berücksichtigung finden dürften. Dies 
ist insofern naheliegend, da viele der 
ursprünglichen „Piraten-Themen“ über 
Bundesgesetze geregelt werden. Ein 
aktuelles Beispiel ist das im März 2013 
durch den Bundestag beschlossene 
Leistungsschutzrecht für Verlage oder 
die ebenfalls auf bundespolitischer 
Ebene geführte Debatte um Netzneu-
tralität. 
Eine ideologische Verortung der Piraten 
innerhalb des Parteienspektrums fällt zu 
diesem frühen Zeitpunkt der Organisa-
tionsentwicklung schwer, gerade weil 
die hohe Dynamik der Programment-
wicklung bislang vor allem auf Landes-
ebene stattgefunden hat und daher un-
ter dem Schlagwort „Platt formneutrali-
tät“ in verschiedene Richtungen zielt 
(vgl. Seemann 2012). Ein Blick auf die 
thematischen Schwerpunktsetzungen 
jenseits der „Netzpolitik“ legt jedoch ei-
ne Einordnung im eher „linken“ Partei-
spektrum nahe, versehen mit einer post-
materiellen Werteorientierung und ei-
ner stärker libertären Ausprägung (vgl. 
Debus/Faas 2012).
Aufschlussreich ist der Blick auf das the-
matische Angebot und den im Zeitver-
lauf scheinbar pragmatischer werden-
den Umgang mit der Programmentwick-
lung. Mit der Ausrichtung auf die gesell-
schaftliche Bedeutung lassen sich hier 
Ansätze eines „politischen Projekts“ er-
kennen, das für bestimmte – allerdings 
auch recht kleine – Bevölkerungsgrup-
pen besonders attraktiv erscheint (vgl. 
Lucardie 2013: 65f.; Marschall 2012). 
Die allmähliche Abwendung von einer 
„single issue“-Orientierung hin zu einer 
Partei mit Vollprogramm wird ergänzt 
von der wählerseitigen Einschätzung, 
dass die Piratenpartei insbesondere in 
der Modernisierung politischer Mei-
nungsbildungs- und Entscheidungsver-
fahren ein zusätzliches Thema mit pro-
grammatischer Qualität bearbeitet: 
„Den Piraten gelingt es offenkundig, die 
Unzufriedenheit mit dem bestehenden 
System durch ihre neue, offenere, parti-
zipativere, direktere Art, Demokratie zu 
betreiben, in positive Bahnen zu lenken 
und daraus Wasser für ihre Antriebs-
mühlen (bzw. -schrauben) zu machen“ 
(Debus/Faas 2012: 208)
Somit kann der „Verfahrensorientie-
rung“ der Piratenpartei ein durchaus 
programmatischer Charakter zugewie-
sen werden – jenseits der immer „nor-
maler“ werdenden Palette politischer 
Sachthemen erhält die kreative Ausein-
andersetzung und Modernisierung von 

Routinen der Partei- und Parlamentsar-
beit den Status eines wichtigen Allein-
stellungsmerkmals.

Digitalisierung von Partei-
organisation und -kommunikation

Deutlich wird diese „produktive Selbst-
bezogenheit“ beim Blick auf die Gestal-
tung innerparteilicher Prozesse. Seit 
2006 wird die Piratenpartei von einem 
ehrenamtlichen Vorstand geführt, der 
im Jahresrhythmus neu gewählt wird. Ei-
ne personelle Konstanz ist somit nur be-
dingt gewährleistet, allerdings wurden 
in den vergangenen Jahren mehrere 
Mitglieder des Vorstandes sukzessive 
auf unterschiedliche Posten berufen 
(z. B. Vorsitzender, Stellvertreter, Beisit-
zer), so dass längere Vorstandsbeteili-
gungen entstanden sind. Auf den in der 
Regel zweimal jährlich statt findenden 
Bundesparteitagen sind theoretisch al-
le formal registrierten und Beitrag zah-
lenden Parteimitglieder stimmberech-
tigt. Durch das Fehlen eines herkömmli-
chen Delegiertensystems soll eine brei-
te Beteiligung der Mitgliederbasis 
sowohl an der Personalauswahl wie 
auch an thematischen Debatten garan-
tiert und zugleich die Ausbildung von 
Führungszirkeln vermieden werden.
Das Organisationsleben der Piraten-
partei ist gekennzeichnet von der Arbeit 
in lokalen Kleingruppen („Crews“) so-
wie themenbasierten Kooperationen 
(„Arbeitsgruppen“). Ein wichtiges Rück-
grat ist dabei das Piratenwiki (http://
wiki.piratenpartei.de), in dem die viel-
fältigen Aktivitäten dokumentiert wer-
den. Außerdem werden darüber auch 
innerparteiliche Entscheidungen koor-
diniert, die – wie bei den herkömmli-
chen Parteien – vom Bundesparteitag 
als oberstem Parteiorgan getroffen 
werden. Die massive Nutzung der On-
line-Kommunikation im Vorfeld der Ent-
scheidungen hat bislang einen wesent-
lichen Beitrag zur internen Stabilisie-
rung der Piratenpartei geleistet (vgl. 
Bieber/Lewitzki 2012).
Die Digitalisierung der Parteienkommu-
nikation zeigt sich auch in der Nutzung 
der Software „Liquid Feedback“, die 
von einigen Untergliederungen als 
Werkzeug zur organisationsinternen 
Kommunikation eingesetzt wird. Auf 
dieser Platt form können Mitglieder Fra-
gen und Anträge zur Programmentwick-
lung, Parteiorganisation oder dem poli-
tischen Tagesgeschäft stellen, die dann 
von anderen Nutzern bewertet und dis-
kutiert werden können. Innerhalb des 
Systems sind auch Stimmrechtsübertra-
gungen an andere Mitglieder möglich, 
die dann als mehrfach stimmberechtig-
te „Superdelegierte“ fungieren und er-
heblichen Einfluss auf die innerparteili-

chen Entscheidungsprozesse nehmen 
können. Wenngleich das System kei-
neswegs flächendeckend in der gesam-
ten Parteiorganisation eingesetzt wird, 
dient diese Praxis inzwischen auch an-
deren Parteien als Vorbild zur Moderni-
sierung ihrer Parteienkommunikation. 
Eingeprägt hat sich für die Summe der-
artiger digitaler Innovationen der Be-
grif f der „Liquid Democracy“ als neuar-
tige Verbindung von Elementen direkter 
und repräsentativer Demokratie unter 
Zuhilfenahme digitaler, interaktiver Me-
dienumgebungen (vgl. dazu einführend 
Adler 2013).
Die aus dem Experimentieren mit neuen 
Beteiligungsformaten folgende, über-
aus kontroverse Diskussion um die Ein-
führung einer „Ständigen Mitglieder-
versammlung“ als neues Parteiorgan 
hat gezeigt, dass ein radikaler Bruch mit 
den etablierten Verfahren der Entschei-
dungsfindung bei den Piraten bislang 
noch nicht er folgt ist. Dennoch finden 
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sich im durch den Neumarkter Bundes-
parteitag im Mai 2013 beschlossenen 
Satzungsänderungsantrag SÄA 003 
durchaus Ansätze für eine dezentrale, 
internetbasierte Entscheidungsfindung 
(vgl. zum komplizierten Abstimmungs-
verfahren Westermayer 2013b). Es han-
delt sich dabei keineswegs um eine de-
tailgetreue Überführung der Prinzipien 
von „Liquid Democracy“ in den Arbeits-
prozess der Bundespartei, eine flexible 
Stimmweitergabe per Delegation ist 
auch weiterhin ausgeschlossen. Aller-
dings etabliert der Beschluss ein alter-
natives Entscheidungsverfahren: „Die 
Mitglieder fassen in einem Basisent-
scheid einen Beschluss, der einem des 
Bundesparteitags gleichsteht.“ Die zu-
gehörige Entscheidungsordnung X011 

legt ergänzend fest, dass „Abstimmun-
gen (…) elektronisch, per Urne oder 
Brief, oder auf einem Parteitag erfolgen 
(können)“. Ermöglicht wird so die Beteili-
gung aller Mitglieder an regelmäßig 
durchgeführten Online-Abstimmungen, 
die den gleichen Status wie ein Offline-
Parteitagsbeschluss einnehmen.7

Die Folgen von Digitalisierung und radi-
kaler Basisorientierung für Parteistruk-
tur und -organisation sind bislang am-
bivalent einzuschätzen: Einerseits resul-
tiert aus der deutlichen Partizipationso-
rientierung eine hohe Offenheit und 
Dynamik der Parteiarbeit mit niedrigen 
Beteiligungshürden und dem einfachen 
Zugang zu verbindlichen Entschei-
dungsprozessen. Andererseits ist eine 
hohe Fluktuation in den Führungsämtern 

festzustellen, was Schwierigkeiten für 
die dauerhafte Programmentwicklung 
wie auch für die Präsentation und Au-
ßenkommunikation der Partei nach sich 
zieht – besonders deutlich zeigte sich 
dies zu Beginn des Jahres 2013 in der 
anhaltenden Debatte um Rolle und Per-
sonal des Bundesvorstandes, die einen 
erheblichen Teil zum Umfragetief der Pi-
ratenpartei im Vorfeld der Bundestags-
wahl beigetragen hat.

Zusammenfassung und Ausblick

Die noch junge Parteigeschichte zeigt 
bemerkenswerte Entwicklungs- und 
Lernkurven, auf die nach einer „Testpha-
se“ der Einzug in vier Länderparlamente 
(Berlin, Saarland, Schleswig-Holstein, 
Nordrhein-Westfalen) gefolgt ist. Den-
noch ist eine dauerhafte Etablierung im 
deutschen Parteiensystem keinesfalls 
garantiert, wie das deutliche Verfehlen 
der Fünf-Prozent-Hürde in Niedersach-
sen im Januar 2013 angedeutet hat. 
Auch bei den im Jahresverlauf anste-
henden Landtagswahlen (Bayern, Hes-
sen) sowie der Bundestagswahl 2013 
handelt es sich jeweils um eigenständi-
ge Organisations- und Wahlprozesse, 
die keineswegs den Charakter von „cri-
tical elections“ erhalten müssen, die das 
„politische Projekt“ insgesamt in Frage 
stellen (vgl. dazu auch Klecha/Hensel 
2013: 86f.).
Der seit Mitte 2012 dauerhafte Ab-
schwung in den Meinungsumfragen 
weist jedoch darauf hin, dass sich ein 
radikal basisorientierter Ansatz nicht 
gut mit den Mechanismen der moder-
nen Mediendemokratie vereinbaren 
lässt. Die Absage an einen starken Par-
teivorstand und prominente Spitzen-
kandidaten zugunsten flacher Hierar-
chien und lang anhaltender themati-
scher Unschärfe mag zwar zum An-
spruch eines neuen, digitalen und 
flexiblen Parteiakteurs passen, ist in die 
breite Öffentlichkeit allerdings kaum 
vermittelbar. Zugleich wird die Arbeit 
der vier Piratenfraktionen sowie das öf-
fentliche Auftreten des vorhandenen 
Führungspersonals und die Tauglichkeit 
der Kandidatenlisten für die Bundes-
tagswahl einer kritischen Prüfung unter-
zogen. In einem Wahljahr bestimmt das 
Austarieren der innerparteilichen Dy-
namiken im Verbund mit den Belastun-
gen durch die anstehenden Kampag-
nen die Er folgsaussichten der Piraten-
partei.
Jenseits der organisationsinternen Ent-
wicklung bei den Piraten sind allerdings 

Die Digitalisierung der Parteikommunikation ist durchaus ambivalent: Einerseits resul-
tiert aus der Partizipationsorientierung eine hohe Offenheit und Dynamik der Partei-
arbeit mit niedrigen Beteiligungshürden und dem einfachen Zugang zu Entscheidungs-
prozessen. Andererseits bereitet dies Schwierigkeiten bei der dauerhaften Programm-
entwicklung wie auch für die Präsentation und Außendarstellung. picture alliance/dpa
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auch zahlreiche „Piratisierungseffekte“ 
bei der politischen Konkurrenz sowie im 
institutionellen Bereich des politischen 
Systems zu beobachten. So werden die 
etablierten Parteien im Wahlkampf wie-
der einmal Anlauf zu „modernen“ On-
line-Kampagnen nehmen und dabei 
stärker als bisher auf die Internet-Per-
formance der Piraten achten. Erwäh-
nenswert sind hier die Wahlkampf-Vor-
bereitungen der Grünen, die mit der Ur-
wahl ihres Spitzenduos Trit tin und Gö-
ring-Eckhardt sowie vor allem mit dem 
Mitgliederentscheid zum Wahlpro-
gramm eigene Beteiligungsprojekte 
lanciert haben, die Ähnlichkeiten zu 
den Entscheidungsverfahren der Pira-
ten aufweisen (vgl. http://www.grue-
ner-mitgliederentscheid.de). Die On-
line-Debatte zur Gewichtung der 
„Schlüsselprojekte“ des Wahlpro-
gramms durch die Parteibasis vermischt 
analoge und digitale Verfahren, so 
dass bisweilen von „blended participa-
tion“ gesprochen wird (vgl. Westermay-
er 2013a). Auch die SPD hatte bereits 
2011 im Vorfeld des Bundesparteitags 
mit einem teilhabeorientierten Format 
experimentiert – dabei wurde ein Pro-
grammbaustein mit der Software „Ad-
hocracy“ entwickelt, die auch bereits 
für die Arbeit der Enquetekommission 
„Internet und digitale Gesellschaft“ im 
Bundestag eingesetzt worden war (vgl. 
Hanel/Marschall 2013).
Abschließend ist festzuhalten, dass die 
Piratenpartei trotz sinkender Werte in 
den Meinungsumfragen und den 
Schwierigkeiten bei der Kampagnen-
führung zur Bundestagswahl auch wei-
terhin als Impulsgeber für etablierte Ak-
teure und Institutionen des politischen 
Systems in Deutschland wirken kann. 
Die kontinuierliche Einbindung unter-
schiedlicher Formen der Online-Kom-
munikation in den politischen Prozess, 
oft als ergebnisoffene, für die eigene 
Organisationsstruktur mitunter riskante 
Experimente, konfrontiert die gesamte 
Parteienlandschaft intensiv mit den ver-
netzten Öffentlichkeitsstrukturen digi-
taler, interaktiver Medienumgebungen. 
Die Bundestagswahl 2013 kann zu einer 
Verstetigung dieser Konstellation füh-
ren, wenn es der Piratenpartei gelingt, 
die Fünf-Prozent-Hürde zu übersprin-
gen. Die Piraten könnten dann als par-
lamentarischer Akteur auf Bundesebe-
ne neue Innovationsressourcen mobili-
sieren, müssten sich aber auch im bun-
despolitischen Prozess bewähren. Im 
Falle eines Scheiterns dürften vor allem 
die Fraktionen in den Länderparlamen-
ten profitieren, die durch ihren allmähli-
chen Konsolidierungsprozess zu neuen, 
vergleichsweise haltbaren innerpartei-
lichen Machtzentren aufrücken. Eine 
weitere Einflussgröße für die künftige 
Entwicklung der Piratenpartei stellen 

schließlich die Wahlen zum Europäi-
schen Parlament im Frühjahr 2014 dar. 
Auf dieser supranationalen Bühne ge-
nießt die Piratenpartei Deutschland ei-
ne gänzlich andere Stellung als im nati-
onalen Rahmen – während sie hierzu-
lande vor allem die Rolle als Herausfor-
derer in einem etablierten System 
übernehmen, gelten die Piraten auf-
grund ihrer Er folge in den vergangenen 
Jahren für viele europäische Neugrün-
dungen als Vorbild. Im Verbund mit der 
besonderen europäischen Dimension 
vieler netzpolitischer Kernthemen kann 
diese Nebenwahl für die Piraten durch-
aus als Motivationspool für eine weite-
re Entwicklungsphase fungieren.
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ANMERKUNGEN

1 Der Text basiert auf der einführenden Dar-
stellung in Bieber 2012 und nimmt darüber hin-
aus Elemente aus weiteren Publikationen des 
Verfassers zum Thema auf.
2 Der Begriff „#zensursula“ ist ein „Hashtag“, 
der das Suchen von bestimmten Inhalten auf der 
Kurznachrichten-Plattform Twitter erleichtern 
soll. Die „Wortmarke“ hatte sich schnell zu einer 
Chiffre für die restriktive, kontrollorientierte Po-
sition der Bundesregierung in Gestalt von Minis-
terin Ursula von der Leyen in der Debatte um 
digitale Bürgerrechte entwickelt (vgl. dazu Bie-
ber 2010).
3 Die offizielle Dokumentation der Petition fin-
det sich unter https://epetitionen.bundestag.
de/index.php?action=petition;sa=details;peti
tion=3860. Interessanter Weise hat die E-Petiti-
on zur Netzneutralität vom Mai 2013 (https://
epetitionen.bundestag.de/petitionen/ _2013/ _ 
04/_23/Petition_41906.nc.$$$.a.u.html) eine 
ähnlich dynamische Resonanz hervorgerufen 
und die Debatte um netzpolitische Entscheidun-
gen des Bundestages intensiviert.
4 Aktuelle Mitgliederzahlen finden sich im 
Wiki der Piratenpartei, das als zentrales Infor-
mationsarchiv, aber auch als wichtige Kommu-
nikationsplattform dient. Die Angaben zur Mit-
gliederentwicklung in den einzelnen Landesver-
bänden finden sich unter http://wiki.piraten-
partei.de/Mitglieder.
5 Eine Übersicht zu den Wahlergebnissen lie-
fert http://de.wikipedia.org/wiki/Piratenpar-
tei_ Deutschland.
6 Ein ähnlicher Effekt lässt sich für die Zeit seit 
den Wahlen in Nordrhein-Westfalen im Mai 
2012 beobachten.
7 Ausgenommen sind Sachverhalte, „die dem 
Bundesparteitag vorbehalten sind oder eindeu-
tig dem Parteiprogramm widersprechen“ (Sat-
zungsänderungsantrag 003, online einsehbar 
unter http://wiki.piratenpartei.de/Antrag: Bun 
des parteitag_2013.1/Antragsportal/ S%C3% 8 
4 A003). Die zugehörige Entscheidungsordnung 
für Basisentscheide X011 klärt die genaueren 
Regularien, in der stets auch „herkömmliche“ 
Beteiligungsformen (Papier, Urne) zugelassen 
sind (online einsehbar unter http://wiki.piraten-
partei.de/Antrag: Bun desparteitag_2013.1/An-
tragsportal/X011).Prof. Dr. Christoph Bieber ist seit Mai 
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POLITISCHE BETEILIGUNG IM WANDEL

Wutbürger und andere soziale Bewegungen 
Norbert Kersting

Wurde in den ersten Jahrzehnten der 
Bundesrepublik der Gang zur Wahlurne 
als die wichtigste Form der politischen 
Partizipation verstanden, ist seit den 
1970er-Jahren ein Anwachsen demons-
trativer, direktdemokratischer sowie 
delibe rativer Formen der politischen 
Beteiligung zu beobachten. Mit den De-
monstrationen gegen Großprojekte 
(Stuttgart 21, Flughafen Berlin Branden-
burg) haben diese Varianten der politi-
schen Partizipation, die ein Beleg für 
die Unzufriedenheit mit der etablierten 
Politik sind, eine neue Qualität bekom-
men. Die zeitgeschichtliche Analyse 
von Norbert Kersting zeigt, dass die 
Akzeptanz für demonstrative Formen 
politischer Beteiligung und für Protest 
quer durch alle Altersschichten merklich 
gestiegen ist. Jedoch sind es nach wie 
vor Personen mit einer hohen Schulbil-
dung, die viele Bürgerinitiativen und 
den politischen Protest dominieren. Hin-
zu kommt, dass politisches Engagement 
an Ressourcen (z. B. Zeitsouveränität, 
Kenntnisstand, materielle Absicherung) 
gebunden ist. Wenn auch der politische 
Protest revitalisiert wurde, ist der Wahl-
akt – so das Fazit – immer noch die von 
Bürgerinnen und Bürgern am häufigsten 
genutzte Partizipationsform. I

Varianten politischer Partizipation

Mit den Protesten um Stuttgart 21 hat 
politische Partizipation einen neuen 
Stellenwert bekommen. Politische Parti-
zipation lässt sich dabei zunächst vier 
Bereichen von Demokratie zuordnen, 
die jeweils unterschiedliche Instrumente 
und Logiken beinhalten: (1) repräsenta-
tive, (2) direkte, (3) deliberative sowie 
(4) demonstrative Demokratie (Kersting 
2013). 
Die repräsentative Demokratie basiert 
vor allem auf dem Parteienwettbewerb. 
Hierzu zählt in erster Linie die Beteili-
gung an Wahlen auf den unterschiedli-
chen Ebenen des politischen Systems, 
aber auch die Mitarbeit in einer Partei 
und die Kandidatur um Ämter und Man-
date. Ebenfalls zur numerischen Demo-
kratie gehörend – aber von der reprä-
sentativen Demokratie deutlich diffe-
renzierbar – ist die direkte Demokratie. 
Hierunter werden z. B. Bürger- und 
Volksentscheide, Petitionen, Initiativen 
und Referenden zusammengefasst. 

Während die repräsentative Demokra-
tie partei- und personenorientiert ist, 
stehen bei der direkten Demokratie 
eher sachbezogene Entscheidungen im 
Vordergrund. Als drit ter Bereich politi-
scher Partizipation bzw. Konzeption 
von Demokratie ist ihre deliberative Va-
riante zu nennen. Diese basiert z. B. auf 
offenen Foren als Konsens suchenden 
Beteiligungsinstrumenten, aber auch 

auf modernen Beiräten (vgl. Kersting 
2004, 2008). 
Als vierte Form mit eigenen Be tei li-
gungs formen ist die demonstrative De-
mokratie bzw. symbolische Demokratie 
anzuführen. Diese umfasst zum Beispiel 
das Schreiben von Leserbriefen, die 
Teilnahme an politischen Demonstratio-
nen, aber auch die Teilnahme an ge-
walttätigen Ausschreitungen und politi-

Gegner des Bahnprojekts Stuttgart 21 demonstrieren mit einem Plakat, das den 
baden-württembergischen Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann zeigt, in Stutt-
gart gegen den Weiterbau des Bahnprojekts. Mit den Protesten um Stuttgart 21 hat 
politische Partizipation einen neuen Stellenwert bekommen. picture alliance/dpa
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sche Gewalt gegen Sachen und Perso-
nen. 

Tabelle 1: Politische Beteiligung und 
Demokratie

Repräsentative 
Demokratie

Direkte 
 Demokratie

Wahlen Initiative
Entscheid

Demonstrative 
Demokratie

Deliberative 
 Demokratie

Demonstration,
Leserbrief, Unter-
schriftenaktion
Sitzblockade, 
Beset zung

Forum
Planungszelle
Moderne Beiräte

Quelle: Eigene Darstellung, Norbert Kersting

Tabelle 1 fasst die vier Konzepte zusam-
men und stellt einzelne Partizipations-
varianten vor. Im Folgenden soll nicht im 
Detail auf die Krise der repräsentativen 
Demokratie und auf postdemokratische 
Trends eingegangen werden. Ebenso 
kann weder auf den Boom direktdemo-
kratischer Beteiligungsverfahren noch 
auf den deliberative turn, d. h. den Trend 
zu neuen dialogischen Verfahren ein-
gegangen werden. (Zu den verschiede-
nen Aspekten demokratischer Innovati-
onen sowie zu möglichen Evaluations-
kriterien vgl. Kersting 2008). Evaluation 
von politischer Partizipation beruht 
grundsätzlich auf den demokratischen 
Prinzipien der Offenheit, Rationalität, 
Machtkontrolle und Effektivität (Kers-
ting 2004). Hieraus lassen sich Indikato-
ren wie Repräsentativität und Transpa-
renz ableiten. Darauf bauen auch die 
Kritikpunkte an den neuen direktdemo-
kratischen und deliberativen Verfahren 
auf, die unter dem Stichwort „Tyrannei 
der Partizipation“ insbesondere die 
mangelhafte Repräsentativität dieser 
Instrumente in den Mittelpunkt rücken 
(Kersting 2013; Geißel/Kersting 2013). 
Dennoch werden die zuvor erwähnten 
Verfahren zunehmend als zentrale An-
reicherung des in großen Nationalstaa-
ten vorherrschenden Prinzips der reprä-
sentativen Demokratie angesehen.
Eine vermehrte Bürgerbeteiligung führt 
nicht zu einer befürchteten Entrationali-
sierung des politischen Prozesses. Im 
Gegenteil, besonders jene Gruppe, die 
das gesamte Spektrum konventioneller 
Aktivitäten ausschöpft und zudem auf 
die legalen Protestaktivitäten zurück-
greift, entspricht weitgehend den Lehr-
buchvorstellungen vom mündigen Bür-
ger (Gabriel 1989: 149). 

Demonstrative Demokratie und 
soziale Bewegungen

Demonstrative Demokratie umfasst un-
terschiedliche Formen symbolischer zi-
vilgesellschaftlicher punktueller Partizi-
pation, die zumeist die Unzufriedenheit 
mit Politik, Politikern und politischen 
Rahmenbedingungen deutlich macht. 
Dabei reicht das Spektrum von appella-
tiven Leserbriefen über demonstrativen 
Protest bis hin zu konfrontativen gewalt-
tätigen Ausschreitungen, das heißt Ge-
walt gegen Sachen und Personen. Im 
Folgenden können nicht alle Fallbei-
spiele zu demonstrativem symbolischem 
Protest (z. B. Leserbriefe) noch zu zivilem 
Ungehorsam dargestellt werden. De-
monstrationen sind eine Form symboli-
scher Partizipation, die appellativen 
Charakter wie auch Formen des sozia-
len Ungehorsams umfassen kann.
Demonstrative Partizipation umfasst ei-
ne Vielzahl unterschiedlicher Instrumen-
te – so sind hierunter zum Beispiel die 
Teilnahme an genehmigten und unge-

nehmigten Demonstrationen ebenso zu 
finden wie die Arbeit in einer Bürgerini-
tiative. Als klassische konventionelle 
Formen können zum Beispiel die Teil-
nahme an Unterschriftensammlungen 
oder Leserbriefe gelten. Online-Protest 
nutzt andere Kommunikationskanäle für 
die Mobilisierung, wobei ein Trend zur 
blended democracy deutlich wird, d. h. 
zur Vermischung von digitalen und ana-
logen, von Online- und Offline-Verfah-
ren (vgl. Kersting 2012). 
Demonstrative Demokratie beinhaltet 
Beteiligungsformen, welche die gesam-
te Spannbreite aller Typologien von 
konventioneller und unkonventioneller 
Beteiligung (Barnes/Kaase 1979) um-
fassen, aber dennoch insbesondere un-
ter dem Eindruck zunehmenden politi-
schen Protests seit Stuttgart 21 vor allem 
durch Demonstrationen geprägt sind. 
Als ein zentrales Charakteristikum kann 
neben der Nicht-Verfasstheit und Infor-
malität ein weiterer Aspekte in den Vor-
dergrund gehoben werden: die Initiie-
rung derartiger Beteiligungsinstrumen-

Auftakt der 
1968er-Bewegung 
war der studenti-
sche Vietnamkon-
gress und die 
damit verbundene 
Demonstration. 
Unterschiedliche 
Einstellungen zu 
zivilem Ungehor-
sam und politi-
schem Protest 
prägten in den 
1960er-Jahren die 
Unterschiede zwi-
schen der jungen 
und älteren Gene-
ration.
picture alliance/dpa
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te. Demonstrative Partizipation ist viel-
fach im „Invented Space“ zu verorten. 
Im Gegensatz zu den repräsentativen 
Beteiligungsinstrumenten, die stärker im 
„Invited Space“ top down organisiert 
werden, entwickelt sich demonstrative 
Partizipation häufig bottom up aus der 
Zivilgesellschaft heraus und kann hierü-
ber eine besondere intrinsische Motiva-
tion zur Beteiligung generieren.
Deutlich wird auch der Kontrast zwi-
schen Verfasstheit und Nicht-Verfasst-
heit bzw. Legalität und Legitimität. We-
niger deutlich illegales rechtswidriges 
Verhalten wie zum Beispiel Gewalt ge-
gen Sachen und Personen, aber auch 
Sitzblockaden und Besetzungen zeigen 
deutlich unterschiedliche Akzeptanz-
muster in unterschiedlichen Milieus und 
über unterschiedliche Zeitpunkte hin-
weg (Kersting 1998). Unterschiedliche 
Einstellung zu zivilem Ungehorsam, ge-
waltlosem Widerstand wie auch ge-
walttätigem politischem Protest präg-
ten insbesondere in den 1960er-Jahren 
die Unterschiede zwischen der jungen 

und älteren Generation. Diese Genera-
tionenunterschiede scheinen sich umzu-
kehren und zu verwischen.

Demonstrative und symbolische 
Demokratie – Trends und Zeitreihen

Seit dem Protest gegen Stuttgart 21 
wird häufig eine Zunahme politischen 
Protests in Deutschland konstatiert 
(Kersting/Woyke 2012). Dabei zeigen 
sich demonstrative Protestformen im Zu-
sammenhang mit der Finanz- und Schul-
denkrise in vielen europäischen Län-
dern (z. B. Großbritannien, Spanien), 
aber auch in Form von Demokratisie-
rungsprozessen zum Beispiel in Nordaf-
rika („Arabischer Frühling“). Über die 
neuen Informations- und Kommunikati-
onstechnologien stehen neue Formen 
der Mobilisierung zur Verfügung. 
Bis in die frühen 1970er-Jahre wurde 
der starke Fokus der Deutschen auf 
Wahlen kritisiert. Konstatierten Gabriel 
Almond und Sidney Verba noch Ende 

der 1950er-Jahre in Deutschland eine 
„Schönwetterdemokratie“, entwickelte 
sich hieraus spätestens in den Siebzi-
gern eine „partizipatorische Revoluti-
on“ (Kaase 1982). Max Kaase (1982: 
182) widerlegt das von Almond und Ver-
ba (1963) festgestellte Partizipations- 
und Identifikationsdefizit somit bereits 
für die 1970er-Jahre. Die Protestbereit-
schaft der Deutschen war allerdings 
auch 1974 im internationalen Vergleich 
nur schwach ausgeprägt (vgl. Uehlinger 
1988). Sie ging zwischen 1974 und 1980 
nochmals deutlich zurück. An demonst-
rativen Partizipations for men (Unter-
schriftenaktionen und Demonstratio-
nen) nahmen durchschnittlich 13 bis 17 
Prozent der seinerzeit Befragten teil. 
Mit der partizipativen Öffnung in den 
1970er-Jahren und nach der deutschen 
Wiedervereinigung in den 1990er-Jah-
ren entwickelte sich Deutschland zur 
vollwertigen Demokratie. Galten die 
Deutschen bis in die 1970er-Jahre als 
protestarm, so hat sich dieses insbeson-
dere mit den Protesten gegen Stuttgart 
21 geändert. 
Bei genauer Beobachtung zeigt sich je-
doch, dass politische Demonstrationen 
episodisch in der bundesdeutschen Ge-
schichte anzutreffen sind (Taylor/Jodice 
1983; Hutter/Teune 2012). Dabei wech-
seln häufig die Themen: Bis in die 
1970er-Jahre waren Demonstrationen 
durch Autoritarismus- und Demokratie-
debatten geprägt, während in den da-
rauffolgenden Jahren zunächst die Frie-
densbewegung große Demonstratio-
nen evozierte und 1989 die Wiederver-
einigung im Vordergrund stand.

Sven Hutter und Simon Teune (2012) ha-
ben die Protestereignisse und ihren Be-
teiligten sowohl für Ost- als auch für 
Westdeutschland von 1950 bis etwa 
2002 untersucht. Dabei wird sowohl der 
Protest der frühen 1950er-Jahre (in etwa 
150 Veranstaltungen und Veranstaltun-
gen) mit bis zu insgesamt 1,5 Millionen 
Teilnehmenden, der Boom am Ende der 
1960er-Jahre mit einer Vielzahl von et-
wa 300 Demonstrationen, aber relativ 
geringer Beteiligung von weniger als 
100.000 Beteiligten sowie die Beteili-
gungswelle zu Beginn der 1980er-Jah-
re, die nahezu 3,5 Millionen Bürgerin-
nen und Bürger in Demonstrationen mo-
bilisierte. Politischer Protest erreichte 
einen weiteren Höhepunkt zu Beginn 
der 1990er-Jahre mit über 300 Protest-
veranstaltungen allein in Westdeutsch-
land und zusätzlich etwa 200 Protesten 
in den neuen Bundesländern. Insge-
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samt stieg die Beteiligung auf über fünf 
Millionen Bürger.

Außerparlamentarische Opposition 
und Studentenbewegung
Die Proteste der späten 1960er-und frü-
hen 1970er-Jahre fanden in Deutsch-
land vor dem Hintergrund einer nur 
schwach ausgeprägten Erinnerungspo-
litik und einer durch den Wiederaufbau 
geprägten Transition vom autoritären 
Regime im Nationalsozialismus in Rich-
tung demokratischer Bundesrepublik 
statt (Kersting/Woyke 2012). Dabei wa-
ren weiterhin klassische Sozialmilieus, 
insbesondere im urbanen Arbeitermili-
eu, noch existent, zeigten aber bereits 
deutliche Erosionserscheinungen (Cas-
tells 1975). Klassische Protestformen der 
Arbeiter (1. Mai-Kundgebungen) sowie 
der Friedensbewegung (Ostermärsche) 
fanden eher punktuell statt. Bei der au-
ßerparlamentarischen Opposition der 
späten 1960er-Jahre mit den Protest-
wellen der Studentenbewegung lag der 
Fokus auch auf nationaler sozialer Ge-
rechtigkeit, aber in deutlich höherem 
Maße auf internationaler Solidarität mit 
den Befreiungsbewegungen in Latein-
amerika und Afrika. Die Unterstützung 
der Anti-Apartheid-Bewegung, Kritik 
am autoritären persischen Schahre-
gime wie auch später die Unterstützung 
der Befreiungsbewegungen in Kuba, 
Nicaragua und anderen lateinamerika-
nischen Ländern prägten das Protest-
verhalten insbesondere in den 1970er-
Jahren. 

Umweltthemen und Frieden
Die „Neuen sozialen Bewegungen“ in 
den späten 1970er- und 1980er-Jahren 

hatten einen starken Fokus auf Umwelt-
themen und Frieden (Brand 2011). In der 
Zeit des Kalten Krieges war insbeson-
dere das Thema Nachrüstung relevant. 
Auch in dieser Zeit wurde der Protest 
vorwiegend von studentischen Grup-
pen getragen, die sich vehement gegen 
Sozialabbau und insbesondere gegen 
den Abbau im Bildungsbereich zur 
Wehr setzten und zunehmend Umwelt-
themen aufgrif fen. Ökologische Protes-
te konzentrierten sich auf die Anti-Atom-
kraft-Bewegung, die mit der Gründung 
der Grünen und ihrem Einzug in die 
Landtage sowie in den Bundestag ei-
nen zusätzlichen Schub erhielt. Proteste 
fokussierten auf die Diskussion um die 
Atommüllzwischen- und Atommüllend-
lager (Gorleben) und auf die Castor-
Transporte. 

Proteste nach der Wiedervereinigung
Der Protest gegen das DDR-Regime 
brachte dieses letztendlich zum Zusam-
menbruch und kann mit als ein Grund 
angesehen werden, dass das neue Be-
teiligungsinstrument insbesondere in 
den neuen Bundesländern auf starke 
Akzeptanz und Resonanz stieß. Fragen 
zur Frauengleichstellung wurden nur 
sporadisch oder nur in kleineren Grup-
pen aufgegrif fen. In zunehmendem Ma-
ße wurden Themen der Multikulturalität 
in großen Demonstrationen – als Reakti-
on auf ausländerfeindliche Anschlä-
ge – vorgetragen. Proteste gegen den 
militanten Rechtsradikalismus (Rostock-
Lichtenhagen, Hoyerswerda, Mölln) 
und entsprechende Gegenbewegun-
gen kamen zwar nach der Wiederverei-
nigung auf, letztere fanden in der Ge-
sellschaft aber immer weniger Unter-

stützung und wurden lediglich von 
Randgruppen getragen. Der Friedens-
bewegung gelang es, über den Irak-
krieg auf breiter Basis zu mobilisieren. 
Gleiches gelang in vielen Bundeslän-
dern über den Protest gegen die Einfüh-
rung von Stu dien ge büh ren. Dennoch 
zeigen sich von 2001 bis zur Bankenkri-
se kaum nennenswerte Protestwellen. 
Dies überrascht, da mit den neuen Infor-
mationstechnologien neue Möglichkei-
ten der Mobilisierung gegeben sind. 
Trotz erleichterter Mobilisierungsmög-
lichkeiten kam es zu einem Rückgang 
politischen Protests (Rucht 2012). 

Stuttgart 21
Erst der breite Protest und die staatli-
chen Reaktionen im Rahmen des Baus 
von Stuttgart 21 initiier ten neue Protest-
bewegungen. Diese gingen einher mit 
einem starken Protest in Bezug auf die 
Bankenkrise, einem Zustimmungsschub 
für Bündnis 90/Die Grünen als Folge 
des Reaktorunglücks von Fukushima so-
wie der Neugründung der Piratenpartei 
und ihrem Einzug in einige Länderparla-
mente.
Stuttgart 21 beschreibt den Protest um 
eines der teuersten Bahnprojekte in 
Deutschland, in dem der ca. 80 Jahre al-
te Kopfbahnhof der Stadt zum unterirdi-
schen Durchgangsbahnhof mit ange-
schlossenem Dienstleistungs- und Ein-
kaufszentrum umgebaut werden soll 
(Kersting/Woyke 2012). Die bereits seit 
1994 existierenden ersten Verträge 
zwischen der Bahn, dem Bund, dem 
Land und der Stadt Stuttgart sehen Kos-
ten von etwa fünf Milliarden Euro vor. 
Die 1996 gegründete Bürgerinitiative 
konnte im Sommer 1997 keinen Bürger-
entscheid initiieren. Die im Februar 2010 
begonnenen Bauarbeiten basierten 
bereits auf einer Kostenexplosion und 
waren von Räumungen im August 2010 
begleitet. Die Konflikte eskalierten im 
September 2010 mit Demonstrationen 
und einem starken Polizeieinsatz. Hier-
bei kam es im Rahmen der Räumung zu 
gewalttätigen Auseinandersetzungen 
zwischen Demonstranten und Polizei. 
Die Proteste führten im Oktober 2010 zu 
einem Schlichtungsverfahren, das letzt-
endlich unter massiven Auflagen den 
Weiterbau des Tiefbahnhofs nahe leg-
te. Unter anderem wurde die Bahn zu 
einem Stresstest verpflichtet, der die 
Leistungsfähigkeit des neuen Bahnhofs 
deutlich machen sollte.
Nachdem im Juli 2011 ein Gutachten 
die Leistungsfähigkeit attestierte, wur-
de am gleichen Tag vom Schlichter Hei-
ner Geißler eine lediglich drei Milliar-
den teurer kombinierte Tief- und Kopf-
bahnhof-Variante vorgeschlagen. Dies 
wurde von der Bahn abgelehnt. Im No-
vember 2011 kam es sodann zu einer – 
von der neuen grün-roten Landesregie-

Abbildung 1: Entwicklung des Protestvolumens in Deutschland

Quelle: Hutter/Teune 2012: 12.
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rung unterstützten Volksabstimmung, in 
der sich eine knappe Mehrheit von et-
wa 53 Prozent der Bevölkerung für den 
Weiterbau aussprach.

Occupy-Bewegung
Die weltweite Banken- und Finanzkrise 
führte in vielen Ländern zu unterschied-
lichen Austeritätsprogrammen und hier-
aus resultierend insbesondere im südli-
chen Europa zu Demonstrationen ge-
gen die Sparpolitik der Regierungen. Im 
Mai 2011 demonstrierten breite Grup-
pen gegen die Auswüchse des globa-
len Finanzkapitalismus. In Zeltstädten 
besetzten die Indignados (Empörten) 
zentrale Plätze in Madrid. Mehr als 

1000 Städte in über 82 Ländern folgten 
diesem Protest. Im Mai 2012 wurde über 
eine Vielzahl von Organisationen (Ge-
werkschaften, Attac) Occupy-Demonst-
rationen und Proteste initiier t. Dabei de-
monstrierten zwischen 25.000 und 
30.000 Bürgerinnen und Bürger für die 
Ziele der Occupy-Bewegung, denen 
dabei etwa 5.000 Polizisten gegen-
überstanden.
Am Verfassungstag der USA am 17. Sep-
tember 2011 wurde von konsumkriti-
schen kanadischen Zeitschriften die Be-
setzung der Wall Street, dem finanziel-
len Zentrum der USA, vorangetrieben 
(Kersting/Woyke 2012). Die Kampagne 
Occupy Wall Street weitete sich auf über 

100 Länder aus. Die Bewegung konzen-
trierte sich auf vielfältige Ziele wie poli-
tische Beteiligung, Konsumkritik und 
Bürgerfreiheiten. Bezüglich der Banken 
forderte sie eine stärkere Kontrolle der 
Finanzwirtschaft und höhere Steuern. 
Zudem setzte sich für den Abbau sozia-
ler Ungleichheit und stärkere wohl-
fahrtsstaatliche Strukturen ein. In der 
Mehrzahl der Länder – wie zum Beispiel 
Spanien mit einer hohen Jugendar-
beitslosigkeit – waren es insbesondere 
Jugendliche, die den Protest trugen. Sie 
fanden innerhalb der Bevölkerung trotz 
Besetzung öffentlicher Räume eine brei-
te Unterstützung. Dennoch kam es spä-
testens 2012 zum Abbau vieler Camps, 
aber auch zu neuen Protesten im Rah-
men von weiteren Austeritätsprogram-
men (z. B. Griechenland 2013).
Demonstrativer Protest basiert, wie die 
historische Analyse gezeigt hat, in der 
Regel auf einer kollektiven politischen 
Unzufriedenheit, dem Vorhandensein 
einer kritischen Masse, d. h. organisato-
risch Agierenden sowie der Existenz 
günstiger Rahmenbedingungen als win-
dows of opportunity. Letzteres umfasst 
nicht nur die Erwartung positiver, nicht-
repressiver staatlicher Reaktionen, son-
dern vielmehr eine positive Erwartungs-
haltung in Bezug auf die Er folge des 
Protests (Rucht 2012).
Ersteres zeigt sich auch an einer deut-
lich höheren Akzeptanz des Bankenpro-
tests, für den 87 Prozent Verständnis äu-
ßern (TNS Emnid 2011). Gleichzeitig 
sind ebenfalls 79 Prozent der über 
18-jährigen Wahlberechtigten laut For-
schungsgruppe Wahlen (2011) der Mei-
nung, dass weltweite Demonstrationen 
gegen die Macht der Banken gut seien 
und nur sechs Prozent sehen diese als 
nicht gut an. Über 50 Prozent würden 
sich engagieren, wenn in ihrer Umge-
bung Großprojekte wie zum Beispiel 
Kraftwerke oder Flughäfen gebaut wer-
den sollten (Infratest dimap 2011).

Akzeptanz und Partizipationsniveau 

Als zentrale Beteiligungsinstrumente im 
Bereich der demonstrativen Demokratie 
sind vor allem genehmigte Demonstrati-
onen zu nennen. Umfragen seit dem En-
de der 1980er-Jahre zeigen Unterschie-
de im politischen Verhalten sowohl in 
Bezug auf die Bereitschaft des Engage-
ments als auch bei den unterschiedli-
chen Aktivitäten. Lag die Bereitschaft 
zum Engagement am Ende der 1990er-
Jahre sowohl in West- wie auch in Ost-
deutschland bei etwa 30 Prozent der 

Die Kampagne Occupy Wall Street breitet sich im Herbst 2011 auf über 100 Länder 
aus. In der Mehrzahl der Länder waren es insbesondere Jugendliche, die – mit Guy 
Fawkes-Masken verkleidet – den Protest trugen. Sie fanden innerhalb der Bevölkerung 
durchaus eine breite Unterstützung. picture alliance/dpa
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Bevölkerung, so stieg sie in den folgen-
den Jahren auf etwa die Hälfte der Be-
völkerung, um bis 2008 wiederum leicht 
auf ein Drit tel zurückzufallen. Im Unter-
schied zur bekundeten Bereitschaft zum 
Engagement liegt das tatsächliche En-
gagement etwa zehn Prozent unter den 
angegebenen Werten, welche die Be-
reitschaft messen. So war im Jahre 2002 
etwa ein Drit tel der Bevölkerung bei De-
monstrationen aktiv. Im Jahre 2008 ist 
nur noch jeder Fünfte aktiv engagiert. 
(Diese Zahlen geben keine Auskunft 
über das erst 2008 einsetzende Enga-
gement im Rahmen der Bankenproteste 
und zu Stuttgart 21.)
Ungenehmigte Demonstrationen wer-
den von etwa zehn Prozent der Bevölke-
rung als legitimes Mittel angesehen. 
Dabei sind die Unterschiede zwischen 
Ost- und Westdeutschland marginal. In 
jüngster Zeit zeigt sich ein stärkeres Res-
sentiment in West- wie in Ostdeutsch-
land, wo weniger als vier Prozent an un-
genehmigten Demonstrationen teilge-
nommen haben.
Eine Beteiligung bei Unterschriften-
sammlungen konnten sich Ende der 
1990er-Jahre mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung vorstellen, wobei es insbe-
sondere in Ostdeutschland zu einem 
starken Anstieg auf 70 Prozent kam. 
Dies reflektiert sich auch am tatsächli-
chen Verhalten: Im Westen beteiligten 
sich etwas weniger als die Hälfte, im 
Osten etwas mehr als die Hälfte der Be-
völkerung an Unterschriftensammlun-
gen. 
Die Mitgliedschaft in Bürgerinitiativen 
zeigt nach einem leichten Anstieg der 
Partizipationsbereitschaft bis 2002 im 
Westen auf 56 Prozent (im Osten bis auf 
43 Prozent) einen Rückgang auf 34 bzw. 
28 Prozent. Real haben sich 2008 ledig-
lich zwölf Prozent im Westen und neun 
Prozent im Osten in einer Bürgerinitiati-
ve engagiert. 
Die nicht verfassten unkonventionellen 
und oft auch illegalen Beteiligungs for-
men wie zum Beispiel Verkehrsblocka-

den, Besetzungsaktionen, Gewalt ge-
gen Personen und Sachen werden nur 
von einer kleinen Minderheit von etwa 
drei Prozent in Betracht gezogen. Ledig-
lich etwa ein Prozent hat hier bereits Er-
fahrung gesammelt. Nur Verkehrsblo-
ckaden erreichen mit neun Prozent eine 
relativ hohe Zustimmung.

Ebenen und Ziele d emonstrativer 
Beteiligung

Die partizipative Revolution setzte vor 
allem auf der lokalen Ebene ein und 
führte nachhaltig zur Politisierung der 
kommunalen Handlungsfelder. Mehr 
als die Hälfte aller Proteste hat die Kom-
munen als Adressaten (Barnes/Kaase 

Tabelle 2: Beteiligung an Protestformen

Bekundete Bereitschaft:
Prozentanteil
„Würde ich tun.“

Berichtetes Handeln:
Prozentanteil
„Habe ich bereits getan.“

West Ost West Ost  
Jahr 1988 1998 2002 2008 1998 2002 2008 1988 1998 2002 2008 1998 2002 2008
Unterschriften-
sammlung

– 56 75 65 58 72 70 – 39 65 49 37 60 55

Genehmigte 
 Demonstration

– 34 50 36 34 49 39 – 16 32 23 16 35 22

Ungenehmigte 
Demonstration

8 10 13 8 7 14 8 3 4 8 4 2 11 4

Bürgerinitiative 41 31 56 34 21 43 28 12 9 20 12 6 14 9

Datenbasis: Allbus 1988–2008; eigene Berechnungen; Westle 2004.

Mit einer Men-
schenkette 
demonstrieren 
mehrere Tausend 
Teilnehmer in der 
Nähe des Kern-
kraftwerks Bruns-
büttel (24.4.2010). 
Das Konfliktfeld 
Atomkraft erfuhr 
insbesondere in 
den 1980er-Jah-
ren einen neuen 
Stellenwert und 
löste in der Folge 
zahlreiche Anti-
Atom-Proteste 
aus.
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1979). 60 bis 90 Prozent der Bürgeriniti-
ativen fokussieren auf kommunalpoliti-
sche Fragen.

Leider sind keine aktuellen detaillier ten 
Zeitreihenanalysen zum Protestverhal-
ten vorhanden. Sowohl internationale 

Studien (Taylor/Jodice 1983) wie auch 
nationale Projekte (vgl. Rucht u. a. 1998) 
wurden aufgrund mangelnder finanzi-
eller Mittel abgebrochen. Im Folgenden 
können deshalb aktuelle Trends nicht 
quantifiziert werden.
Die Analyse von sozialen und politi-
schen Protestformen und sozialen Be-
wegungen im Zeitraum zwischen 1970 
und 1996 in Westdeutschland machen 
deutlich, dass die Mehrzahl des Pro-
tests sich im Bereich Arbeit festmacht. 
Hier können mehr als 1.400 Demonstra-
tion aufgezeichnet werden, die zu zwei 
Drit teln lokalen Ursprungs sind und mit 
60 Prozent an die Arbeitgeber adres-
siert sind. Weitere 30 Prozent richten 
sich direkt an den Staat. Ein weiteres 
wichtiges Konflikt feld ist die Friedens-
frage mit über 1.000 Demonstrationen 
und Protesten. Diese sind deutlich stär-
ker auf nationaler Ebene (etwa 30 Pro-
zent) verortet und richten sich an staatli-
che Institutionen. Hiermit verknüpft sind 
etwa 660 Anti-Atom-Proteste, die etwa 
zur Hälfte die lokale und regionale Ebe-
ne betreffen und ähnlich wie die Frie-
densdemonstrationen etwa zu sieben 
Prozent auch eine internationale Aus-
richtung haben. Das Konflikt feld Atom-
kraft und Atomwaffen hängt eng mit 
dem Thema Umwelt zusammen, dass 
insbesondere seit den 1980er-Jahren 
einen neuen Stellenwert er fährt. In dem 
Untersuchungszeitraum sind etwa 500 
Proteste zu verzeichnen. Diese sind zu 
etwa 40 Prozent auf der lokalen und re-
gionalen Ebene angesiedelt und etwa 
zu einem Drit tel auf der nationalen Ebe-
ne zu verorten. Adressaten sind dabei 
mit 60 Prozent staatliche Institutionen, 
aber auch zu etwa einem Drit tel private 
Unternehmen.

Tabelle 3: Ebene und Ziel von Protestbewegungen, Westdeutschland 1970–1996 
(in %)

Ebene Arbeit Frieden Umwelt Anti-Atom Frauen

Lokal/regional 66,3 44,5 40,4 45,0 38,7

Staat 19,5 17,8 22,1 22,1 19,0

National 13,5 28,1 33,4 26,2 39,3

International 0,7 9,6 4,2 6,7 3,0

TOTAL 100 100 100 100 100

N 1610 1096 503 656 168

Ziel
Staat 37,6 94,3 60,6 70,4 62,1

Parteien 1,4 0,8 0,4 1,6 0,9

Arbeitgeber/Firmen 59,6 1,0 30,2 25,6 12,1

Andere Interessengruppen 0,7 0,9 0,7 0,9 8,6

Andere Ziele/unklar 0,8 2,9 8,1 1,4 16,4

TOTAL 100 100 100 100 100

N 1424 971 454 554 116

Quelle: Rucht u. a. 1998

WUTBÜRGER UND ANDERE
SOZIALE BEWEGUNGEN
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Repräsentativität

Politische Beteiligungsinstrumente ha-
ben unterschiedliche Niveaus an Betei-
ligung. Grundsätzlich haben repräsen-
tative Beteiligungsinstrumente – z. B. 
Wahlen – und direktdemokratische Be-
teiligungsinstrumente als Formen der 
numerischen Demokratie deutlich höhe-
re Beteiligungsquoten. Deliberative 
Verfahren haben bei weitem nicht eine 
derartige breite Teilnahme. Demonstra-
tive Verfahren können in Einzelfällen ei-
ne breite Mobilisierung erreichen. Ein 
Beispiel hier für sind die Friedensde-
monstrationen von 1981 bis 1983. Im Ju-
ni 1982 gingen in Bonn 400.000 De-
monstranten gegen den sogenannten 
NATO-Doppelbeschluss zur Raketen-
stationierung auf die Straße. Dennoch 
sind diese als nationale Demonstratio-
nen nicht vergleichbar mit Bundestags-
wahlen, bei denen immer noch über 70 
Prozent der wahlberechtigten Bevölke-
rung erreicht werden. Hieraus resultiert 
ein unterschiedlicher Grad an Legitima-
tion.

Politische Beteiligung und 
Bildungsabschluss
Somit bleibt Wählen in allen Schichten 
die am häufigsten genutzte Partizipati-
onsform. Dagegen fällt bei der Teilnah-
me an Unterschriften aktionen die Grup-
pe mit geringerem Schulabschluss stark 
ab. Dies haben 67 Prozent der Gruppe 
mit Fachabitur und nur 37 Prozent der 
Gruppe ohne Schulabschluss bzw. mit 
nur einem Hauptschulabschluss bereits 
getan. Die Spaltung nach dem Bildungs-
abschluss gilt auch für genehmigte De-
monstrationen (38 Prozent/21 Prozent) 
und vor allem für den Online-Protest 
(16 Prozent/2 Prozent). Die demonstrati-
ven Beteili gungs formen (offline wie on-
line) werden kaum von der Gruppe mit 
niedrigerem Bildungsgrad genutzt.
Die Untersuchung der Offenheit von 
Partizipationsinstrumenten konzentriert 
sich auf die Analyse unterschiedlicher 
sozialer Gruppen und Milieus. Beteili-
gungsferne Gruppen besitzen spezifi-

sche Charakteristika. Dabei liegt ein 
Schwerpunkt auf unterschiedlichen 
Altersgruppen, Personen mit Migrati-
onshintergrund, unterschiedlichem Bil-
dungsniveau, unterschiedlichen Formen 
von Erwerbstätigkeit und Arbeitslosig-
keit sowie Unterschieden nach dem Ge-
schlecht. Bisherige Analysen zeigen, 
dass es häufig zu einer Überlappung 
von unterschiedlichen negativen Fakto-
ren kommt. So zeigen sich Kongruenzen 
bezüglich des Bildungsniveaus und der 
Herkunft aus Gruppen mit Migrations-
hintergrund (Kersting 2013). 

Politische Partizipation und 
Altersgruppen
In unterschiedlichen Altersgruppen 
zeigt sich eine deutliche Veränderung 
im politischen Engagement. Während 
das Engagement bei demonstrativen 
Verfahren bislang häufig insbesondere 
der jüngeren Generation vorbehalten 
war, zeigen sich deutliche Tendenzen 
steigenden Engagements bei älteren 
Alterskohorten. Die Beteiligung der 40- 
bis 60-Jährigen „Babyboomer“ und da-
rüber hinaus nimmt deutlich zu. Die 
„neuen Alten“ zeigen über einen länge-
ren Zeitraum nach der Pensionierung 
hinweg starke Beteiligungsraten. Dies 
hat unterschiedliche Ursachen. Ein 
Grund liegt mit Sicherheit in der höhe-
ren Zeitsouveränität im Gegensatz zu 
den Jugendlichen, die durch achtjähri-
ge Gymnasialzüge sowie Bachelor- und 
Masterstudiengänge stark in die gesell-
schaftliche Etablierung eingebunden 
sind. Insbesondere männliche Pensio-
näre haben oft die nötigen Ressourcen 
wie Zeit, Kenntnisstand und finanzielle 
Absicherung, um sich politisch engagie-
ren zu können.
Empirisch lässt sich keine überdurch-
schnittliche Unzufriedenheit der „Pro-
testierer“ mit dem politischen System 
nachweisen. Die Unzufriedenheit kon-
zentriert sich insbesondere auf das Par-
teiensystem und auf die Politiker. Es sind 
weiterhin Personen mit einer hohen 
Schulbildung, die viele Bürgerinitiativen 
und politischen Protest dominieren.

Aktuelle Fallbeispiele sind die Demons-
trationen gegen den Stuttgarter Bahn-
hof und gegen den Bau des Flughafens 
Berlin Brandenburg. Hier zeigt sich eine 
deutliche Männerdominanz bei den 
Protestierenden bei Stuttgart 21 und in 
noch höherem Maße bei den Protestie-
renden gegen den Flughafen Berlin 
Brandenburg (Göttinger Institut für De-
mokratieforschung 2010, 2011). Schaut 
man sich die unterschiedlichen Alters-
gruppen an, so sind bei Stuttgart 21 im 
Jahr 2010 etwa 20 Prozent der Beteilig-
ten über 55 Jahre, während diese Grup-
pe beim Protest gegen den Flughafen 
Berlin Brandenburg in 2011 sogar rund 
45 Prozent ausmacht. Die Zahl der Teil-
nehmenden mit einem höheren Bil-
dungsabschluss überwiegt. Bei Stutt-
gart 21 verfügen nahezu vier Fünftel der 
Teilnehmenden über Abitur, einen Uni-
versitätsabschluss oder eine Promotion. 
Beim Protest gegen den Flughafen Ber-
lin Brandenburg hatten gar rund 61 Pro-
zent einen Universitätsabschluss oder 
eine Promotion.
Die aktuellen Proteste weisen eine deut-
lich unterschiedliche Basis für politische 
Partizipation und politischen Protest in 

Tabelle 4: Politische Partizipation in Deutschland nach Schulabschluss (2008)

Partizipationsform (Fach-)Abitur Kein Abschluss/
Hauptschule

Wählen 87 82
Unterschrif tensammlung 67 37
Demonstration, genehmigt 38 21
Öffentliche Diskussion 38 10
Bürgerinitiative 16 7
Online-Protest 16 2
Demonstration, ungenehmigt 7 1

Datenbasis: Allbus 2008, eigene Berechnungen

Stuttgart 21-Geg-
ner demonstrieren 
im Herbst 2012 
gegen den unge-
wöhnlich harten 
Polizeieinsatz am 
30. September 
2010, bei dem 
durch den Einsatz 
von Wasserwer-
fern Menschen 
verletzt wurden. 
Bei den jüngsten 
Protesten nimmt 
die Beteiligung 
der „neuen Alten“ 
deutlich zu. 
Demonstrative 
Verfahren sind 
nicht mehr nur 
jüngeren Genera-
tionen vorbehal-
ten.
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Form eines hohen Anteils älterer Bürger 
auf. Analysen zeigen, dass sich die älte-
re Generation aus den 1960er-Jahren 
von der „60plus-Generation“ im Jahre 
2010 merklich unterscheidet. Politisches 
Engagement startet deutlich später. Zu-
meist engagiert man sich, wenn „die 
Kinder aus dem Gröbsten raus sind“. 

Geschlechtsspezifische Unterschiede
Engagement-Studien wie (z. B. der Frei-
willigen Survey) zeigen, dass in der jun-
gen Generation Frauen und Männer bis 
etwa 25 gleichmäßig aktiv sind. Mit der 
Familiengründung öffnet sich allerdings 
eine Schere in der Beteiligung. Wäh-
rend bei Männern die Beteiligung zu-
nimmt, bleiben Frauen weitgehend zu-
rück und scheinen sich auf die Familien-
arbeit zu konzentrieren. 
In diesen Jahren nimmt das Engage-
ment eher ab und kann, obwohl es im 
Alter häufig wieder ansteigt, nicht mehr 
das Niveau der männlichen Gruppe er-
reichen. Große Teile der Frauen schei-
nen sich nicht wieder politisch wie auch 
sozial zu engagieren. Eine breite Betei-
ligung und eine erneute Mobilisierung 
gelingen kaum. Frauen werden in dieser 

Tabelle 5: Sozialstruktur der Protestierenden (Stuttgart 21, Flughafen Berlin 
Brandenburg); Angaben in Prozent

Stuttgart 21 
(2010)

(N=910)

Flughafen Berlin 
Brandenburg 

(2011) (N=708)

Geschlecht männlich 59,7 65,1

weiblich 40,3 34,9
Alter unter 15 0,2 –

16–25 8,5 0,6

26–35 17,9 5,7

36–45 27,1 20,6

46–55 26,6 28,6
56–65 13,0 24,7

über 65 6,7 19,8

Bildungsabschluss Noch Schüler/-in 2,1 0,5

Kein Abschluss 0,2 –

Hauptschule 2,5 2,3
Realschule 15,9 14,3

(Fach-)Abitur 25,1 19,9

Noch Student/-in 5,7 1,8

Universitätsabschluss 42,1 51,3

Promotion/Habilitation 6,4 10,0

Quelle: Göttinger Institut für Demokratieforschung (2010, 2011); eigene Darstellung
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Altersgruppe lediglich in sozialen Be-
reichen aktiv (z. B. bei Tafeln). Männer 
dominieren hier nahezu alle Betei li-
gungs formen. Im Gegensatz zu den 
1960er- und 1970er-Jahren sind somit 
nicht mehr die Jugendlichen vornehm-
lich Träger des Protestes. Neuerdings ist 
die mittlere Generation – wenn auch 
auf einem geringeren Niveau – deutlich 
eher zu Protest bereit und aktiv. Diese 
Gruppen werden bestärkt durch eine 
neue Seniorengeneration. Diese „neu-
en Alten“ verfolgen neue Aktivitätsfor-
men. Sie sind länger engagiert und fin-
den ihre individuelle Selbstverwirkli-
chung in politischen Organisationen 
und Protestgruppen („Hütet euch vor al-
ten Männern, denn sie haben nichts 
mehr zu verlieren.“ – so George Bernard 
Shaw). Detaillier te Analysen des politi-
schen Protests zeigen, dass ältere gut 
situierte Altersgruppen zunehmend po-
litischen Protest nutzen: „Die Sitzblo-
ckade hat die Mitte der Gesellschaft 
erreicht“ (Dieter Rucht).

Die Homogenität dieser Gruppe zeigt 
sich in ihrem höheren Bildungsgrad, 
aber auch in ihrer hohen Ressourcen-
ausstattung in Bezug auf Zeit und Ein-
kommen. Auch hier sind die typischen 
beteiligungsfernen Gruppen, die aus 
prekären Beschäftigungsverhältnissen 
entstammen, unterrepräsentiert. Dies 
prägt die Themenwahl. Lediglich bei 
Protesten gegen Banken wurde die sozi-
ale Frage aufgegrif fen. Hier fanden 
Obdachlose in begrenztem Maß in den 
Camps Unterschlupf. In der Regel han-
delt es sich hierbei aber eher um Rand-
gruppen der Gesellschaft.
Gleichzeitig scheint ein Trend zur Domi-
nanz der sozialen Berufe beim politi-
schen Engagement gebrochen. Zuneh-
mend sind es Vertreter technischer Be-
rufe, die den Bürgerprotest tragen. Da 
es sich bei den Konflikten häufig um 
technologische Großprojekte handelt, 
ist hier die Frage relevant, inwieweit in 
diesen Bevölkerungsgruppen eher tech-
nikfeindliche oder technikgläubige Ein-
stellungen dominieren.

Fazit

Beteiligung im Bereich der demonstrati-
ven Demokratie ist ein zentraler Be-
standteil von allen politischen Systemen 
und nicht nur von autoritären Regimen. 
Demonstrative Beteiligung hat häufig 
einen starken symbolischen Wert und 
konzentriert sich in vielen Fällen als Pro-
test gegen bestehende Defizite im poli-
tischen System. Als punktuelle Protest-
form und in ihrer individuellen Ausprä-
gung wie in ihren breiten organisierten 
Formen als soziale Bewegungen stellt 
sie in der Regel eine legitime Beteili-
gungsform dar, die sich aus der Pers-
pektive der Engagierten gegen indivi-
duelles Fehlverhalten politischer Eliten, 
gegen systemische Defizite (Demokra-
tiedefizite) sowie gegen politische Fehl-
entscheidung richtet.
Verdikte wie das „Primat der Ökonomie“ 
oder die „Alternativlosigkeit von Ent-
scheidungen“ förderten politisches 
Nicht-Engagement. Politische Nichtbe-
teiligung war lange Zeit geprägt durch 

Wahlurnen in einer Lagerhalle bei München. Im Vergleich zu demonstrativen Formen der Beteiligung haben repräsentative Beteili-
gungsinstrumente – wie zum Beispiel Wahlen – und direktdemokratische Formen deutlich höhere Beteiligungsquoten.
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politische Apathie und politischen Zy-
nismus. Apathisch waren diejenigen mit 
geringen politischen Kenntnissen und 
einem daraus resultierenden mangeln-
den politischen Engagement (vgl. Kers-
ting 1994). Zynisch hingegen waren die 
Gruppen, die sich nicht engagierten, 
da sie zwar politische Kenntnisse besa-
ßen, aber eine Beteiligung im politi-
schen System als Zeitverschwendung 
ansahen. Diese Empörten sind durch 
die neue Welle der politischen Beteili-
gung erneut aktiviert worden. Inwieweit 
es gelingt, diese Gruppe nachhaltig 
und längerfristig in den politischen Pro-
zess einzubinden und sie in die Ent-
wicklung von neuen gesellschaftlichen 
Entwürfen zu integrieren, bleibt eine 
Kernfrage der politischen Beteiligungs-
forschung und -praxis der nächsten De-
kaden.
Soziale Bewegungen werden nicht nur 
durch den Legitimationsverlust des poli-
tischen Systems gefördert, sondern 
auch durch höhere Bildung und ein ge-
stiegenes politisches Selbstwertgefühl 
innerhalb der Bevölkerung. Protest wird 
zunehmend anerkannt und soziale Be-
wegung wird Normalität. Über die Nut-
zung von neuen Informationstechno-
logien kommt es im Bereich der Mobili-
sierung sowie beim Aufbau von Netz-
werken zu einer Professionalisierung 
(Kersting 2012).
Auch wenn die Beteiligung bei Wahlen 
zurückgeht, geschieht dies bei anderen 
Beteiligungsformen in erheblich höhe-
rem Maße (Kersting 2008). Der Rück-
gang von politischer Beteiligung wird 
durch einen Trend zur Abstimmung im 
Internet ersetzt (vgl. Kersting 2012). Re-
ale soziale Netzwerke und soziales Ka-
pital gehen aufgrund des Individuali-
sierungstrends zurück und werden 
durch nicht gleichwertige soziale Netz-
werke im Internet nicht hinreichend er-
setzt.
Auch wenn politische Beteiligung insge-
samt zurückgeht, hat politischer Protest 
neue Themenbereiche und Problem-
lagen aufgegrif fen bzw. revitalisiert. 
Die großen gesellschaftlichen Gegen-
sätze wie Arbeit und Kapital, Frieden, 
Umwelt sowie Geschlechtergerechtig-
keit stehen erneut auf der Tagesord-
nung. Gleichzeitig zeigt sich, dass neue 
Bevölkerungsgruppen – insbesondere 
ältere Generationen – sich zunehmend 
engagieren.
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Committees 10 des Internationalen Poli-
tologenverbandes IPSA zu „Electronic 
Democracy“ und langjähriges Vorstands-
mitglied des Research Committees 5 zu 
„Comparative Studies on Local Govern-
ment and Politics“. Sein Forschungs-
schwerpunkt liegt neben der international 
vergleichenden Forschung zu Lokalpolitik 
und Multilevel Governance, Electronic 
Democracy, Post-Parlamentarismus und 
Verfassungsreform im Bereich demokrati-
scher Innovation und der Verknüpfung 
direktdemokratischer mit neuen dialogi-
schen Beteiligungsinstrumenten.
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DIE SCHLEICHENDE EROSION DER DEMOKRATIE

Die jüngste Krise der parlamentarischen 
Demokratie
Herfried Münkler

Herfried Münkler konstatiert in seinem 
Essay eine schleichende und weitge-
hend unbemerkte Transformation der 
parlamentarischen Demokratie. Demo-
kratien leben von drei Voraussetzun-
gen: Dies ist zunächst die Fähigkeit der 
politischen Institutionen, politische Ent-
scheidungsprozesse in eine parlamen-
tarische Eigenrhythmik umzugestalten, 
um handlungsfähig zu bleiben. Eine 
weitere Voraussetzung besteht in der 
Hervorbringung von Alternativen, zwi-
schen denen es sich zu entscheiden 
lohnt. Und schließlich lebt die Demokra-
tie von mündigen Bürgerinnen und Bür-
gern, die über ein gewisses Niveau an 
Bildung und politischen Kenntnissen 
verfügen. Indikator für die jüngste Krise 
der parlamentarischen Demokratie ist 
die Geschwindigkeit ökonomischer Pro-
zesse, welche die Eigenrhythmik des 
politischen Systems außer Kraft setzen. 
Die Verkündigung der Alternativlosig-
keit von Entscheidungen bzw. das Feh-
len von Alternativen kommt verstärkend 
hinzu und lässt die Macht der besseren 
Argumente schwinden. Dies geht mit 
Vertrauensverlust und einer schwinden-
den Partizipationsbereitschaft der Bür-
gerinnen und Bürger einher. Die 
Vernünf tigkeit parlamentarischer Ent-
scheidungen wird angezweifelt, Deli-
beration wird zum Dauerzustand und 
demokratische Strukturen erodieren 
zusehends. I

Ist das Potenzial unserer Demokratie 
erschöpft?

Das Ende der parlamentarischen De-
mokratie ist schon einige Male verkün-
det worden – und dann ist die Todge-
sagte aus der tiefen Krise, in die sie tat-
sächlich oder angeblich geraten war, 
gestärkt hervorgegangen. Wer davon 
spricht, wir seien in die Spätphase des 
Parlamentarismus eingetreten, sollte al-
so gute Argumente haben. Dieses Mal 
ist freilich nicht vom abrupten Ende ei-
ner Epoche oder dem schlagartigen 
Zerfall einer politischen Ordnung die 
Rede, sondern von deren allmählicher 
Erosion. Und obendrein ist – im Unter-
schied zu den Ankündigungen vom En-
de des Parlamentarismus in der Weima-
rer Zeit – keine alternative politische 

Ordnung in Sicht, die als Nachfolgemo-
dell vorgestellt werden könnte. Die 
jüngste Krise der parlamentarischen 
Demokratie ist eine ihrer schleichenden 
Transformation. Sie verläuft weithin un-
bemerkt. Das ist das Problem.
Ausdrücklich ist, wenn von einer Krise 
der parlamentarischen Demokratie die 
Rede ist, damit nicht gesagt, dass die 
Ära der Demokratie zu Ende ginge; es 
ist vielmehr eine bestimmte Form der de-
mokratischen Ordnung, deren Potenzial 
offenbar erschöpft ist. Aber die parla-
mentarische Demokratie ist nicht ir-

gendeine Form, sondern die, die auf ei-
ne ebenso elegante wie effektive Weise 
Deliberation und Dezision, öffentliche 
Beratung und abschließende Entschei-
dung miteinander verbunden hat. Sie 
hat sich als ein überaus gelungenes Ar-
rangement zur Qualitätsverbesserung 
politischer Entscheidungen erwiesen. 
Durch wiederholte öffentliche Beratung 
sollen Beschlüsse, die sonst aus Augen-
blicksstimmungen heraus gefällt wür-
den, tunlichst vermieden werden, wäh-
rend gleichzeitig Ausführung und Kont-
rolle in einem System der Checks and 

Das Parlament bil-
det den Dreh- und 
Angelpunkt der 
parlamentari-
schen Demokratie. 
Ihm obliegt das 
Gesetzgebungs- 
sowie das Steuer- 
und Haushalts-
recht.
picture alliance/dpa
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Balances voneinander getrennt worden 
sind. Die Repräsentanten kontrollieren 
sich gegenseitig und haben die Mög-
lichkeit, sich wechselseitig in den Arm zu 
fallen, wenn sie etwas für falsch oder 
gefährlich halten. In diesem Sinn ist die 
parlamentarische Demokratie die Lö-
sung eines Rätsels, an dem die Theoreti-
ker wie Praktiker der Demokratie lange 
gearbeitet haben.

Das Parlament als Dreh- und 
Angelpunkt

Die im 18. Jahrhundert in England und 
den USA „erfundene“ parlamentarische 
Demokratie sollte die Fehler vermeiden, 
an denen die antike Demokratie zu-
grunde gegangen ist: die unmittelbare 
Entscheidungsgewalt des Volkes in Ge-
stalt der Volksversammlung, den ver-
hängnisvollen Einfluss begabter Redner 
und Agitatoren auf das Volk und nicht 

zuletzt die zumeist irrationalen Stim-
mungsschwankungen, denen direkt-de-
mokratische Entscheidungen unterlie-
gen. 
Vor allem in den USA, wo sich die An-
hänger einer Regierung für das Volk und 
durch das Volk mit den Fehlern der anti-
ken Demokratie intensiv beschäftigt ha-
ben, suchte man nach institutionellen 
Arrangements zur Vermeidung dieser 
Fehler. 
So entstand die parlamentarische De-
mokratie im atlantischen Raum in ihren 
unterschiedlichen Varianten: hier mit ei-
nem direkt gewählten Präsidenten, dort 
mit einem von der Parlamentsmehrheit 
abhängigen Kabinett, in allen Fällen 
aber mit einem Parlament im Zentrum, 
dem das Gesetzgebungs- sowie das 
Steuer- und Haushaltsrecht oblag. Das 
Parlament bildet den Dreh- und Angel-
punkt dieser Form der Demokratie.

Parlamentarische Eigenrhythmik und 
Handlungsfähigkeit

Aber die parlamentarische Demokratie, 
die vor einem Vierteljahrhundert mit 
dem Zusammenbruch des Sowjetkom-
munismus zum universalen Verfassungs-
modell avancierte, hängt an Vorausset-
zungen, die alles andere als selbstver-
ständlich sind. Die erste dieser Voraus-
setzungen ist die Möglichkeit zur 
Entschleunigung von Entscheidungspro-
zessen – oder präziser: die Fähigkeit 
der politischen Institutionen, politische 
Entscheidungsprozesse ihrer eigenen 
Rhythmik gemäß umzugestalten und 
dabei externe Temporalitäten der par-
lamentarischen Eigenrhythmik zu unter-
werfen. Das war die Voraussetzung da-
für, dass das Parlament das Heft des 
Handelns in die Hand bekam und von 
der Exekutive nicht überspielt werden 
konnte. Die seltenen Fälle, in denen sich 
die Eigenrhythmik des Parlaments nicht 
durchsetzen ließ, wurden als extrakon-
stitutionelle Ausnahmen eingehegt, so 
dass sie nicht überhand nahmen oder 
mit der Zeit gar zur Regel wurden. In den 
Anfängen des Parlamentarismus, etwa 
bei John Locke, war dies die Prärogative 
des Herrschers in außenpolitischen Fra-
gen. Das hat sich als ein gefährliches 
Einfallstor für die Entbindung der Regie-
rung gegenüber der parlamentarischen 
Kontrolle erwiesen, und deswegen wur-
de mit der Zeit dieser Ausnahmebereich 
immer weiter geschlossen. Zugegeben: 
Atommächte haben eine starke Präro-
gative des Präsidenten. Aber hier han-
delt es sich um ein unbedingt zu ver-
meidendes Szenario, den absoluten 
Ausnahmefall. Seit Mitte des 20. Jahr-
hunderts stand er für die Grenze parla-
mentarischer Entscheidungsverfahren.

Parlamentarische Systeme bringen 
Alternativen hervor

Die zweite Voraussetzung der parla-
mentarischen Demokratie ist, dass die 
zur Entscheidung anstehenden Proble-
me zu alternativen Antworten zuge-
spitzt werden, so dass sich das Volk bei 
der Wahl zwischen mindestens zwei 
Möglichkeiten entscheiden kann. Die 
parlamentarische Demokratie ist, mit 
anderen Worten, ein System zur Ver-
meidung von Alternativlosigkeit bzw. 
zur Hervorbringung von Alternativen, 
und so weist sie dem am Politikprozess 
nicht unmittelbar beteiligten Volk doch 
noch die entscheidende Rolle zu: Es ent-
scheidet, indem es über die Zusammen-

DIE JÜNGSTE KRISE
DER PARLAMENTARISCHEN
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setzung des Parlaments befindet, über 
die Richtung und Anlage der in den 
nächsten Jahren betriebenen Politik. 
Die wiederholte Konstatierung von Al-
ternativlosigkeit bedeutet somit, dass 
sich die parlamentarische Demokratie 
in einer gefährlichen Krise befindet. 
Für diese Krise zeichnet im Übrigen we-
niger die Regierung als die Opposition 
verantwortlich. Das Versagen der Op-
position bei der Formulierung alternati-
ver Antworten auf politische Herausfor-
derungen läuft auf die Entmachtung des 
Volkes als grundlegender Entscheider 
des Politikprozesses hinaus. Man hat 
die Opposition in der parlamentari-
schen Demokratie auch als „Reservere-
gierung“ oder „Regierung im Warte-
stand“ bezeichnet. Das ist zu wenig: Sie 
muss der Träger eines alternativen Pro-
gramms bei der Bearbeitung der gro-
ßen Herausforderungen sein. Pointiert: 
die Zukunft der parlamentarischen De-
mokratie hängt an der Fähigkeit der 
Opposition ab, eine Alternative zur Re-
gierungspolitik zu entwickeln. Wo sie 
dazu über längere Zeit nicht fähig oder 
nicht willens ist, erodiert die parlamen-
tarische Demokratie. Franz Müntefe-
rings viel zitierte Formel, der zufolge 
Opposition „Mist“ sei, mag für die in der 
Opposition befindliche Partei aus einer 
Reihe von Gründen zutreffen; für die 
parlamentarische Demokratie stimmt 
das nicht – außer man begreift Mist als 
Lebenselixier. Eine rege Opposition ist 
das definitive Kennzeichen der parla-
mentarischen Demokratie. Expertenre-
gierungen oder „große Koalitionen“, 
bei denen die Rolle der Opposition 
marginalisiert ist, müssen darum Aus-
nahmen für schwierige Situationen blei-
ben.

Politisch kenntnisreiche Bürger 
sind unerlässlich

Die drit te Voraussetzung der parlamen-
tarischen Demokratie besteht darin, 
dass die Wahlbevölkerung diese Alter-
nativen auch begreifen und beurteilen 
können muss. Das ist in jüngster Zeit un-
ter dem Einfluss von PR-Agenturen als 
bloßes Vermittlungsproblem dargestellt 
worden. Das ist es wohl immer auch, 
aber vor allem wird hier ein gewisses 
Niveau an Bildung und politischen 
Kenntnissen auf Seiten der Wählenden 
vorausgesetzt. Der Bürger muss wissen, 
worum es geht, welche Folgen mit den 
zur Debatte stehenden Alternativen 
verbunden sind und wie sich seine Inte-
ressen in der je präferierten Politik wie-
derfinden. Der Qualitätsverbesserung 
politischer Entscheidungen durch ent-
schleunigte Beratung im Parlament kor-
respondiert die individualisierte Ent-
scheidung der Wähler in Form von 

Stimmzettel und Wahlkabine. Auch 
wenn man sich vorher mit Freunden und 
Bekannten ausgetauscht hat – im Wahl-
akt ist jeder für sich allein. Und in die-
sem Augenblick ist er auf seine eigene 
Urteilskraft angewiesen, die ihm sagt, 
was richtig ist, was in seinem Interesse 
liegt, was dem Gemeinwohl dient. Oh-
ne ein gewisses Bildungsniveau der Be-
völkerung ist eine parlamentarische De-
mokratie nicht möglich. Vier oder fünf 
Jahre nämlich müssen die Bürgerinnen 
und Bürger zu den Folgen ihrer Wahl 
stehen. Deswegen sollten sie möglichst 
genau wissen, wofür und wogegen sie 
sich entscheiden. Massive Proteste ge-
gen eine gewählte Regierung sind im-
mer auch ein Zeichen dafür, dass die 
Bürger bei der Wahl nicht gewusst ha-
ben, worauf sie sich mit ihrer mehrheitli-
chen Stimmentscheidung eingelassen 
haben. Die Ursache dafür muss nicht im-
mer bei der Regierung liegen.
Diese drei Bedingungen müssen mehr 
oder weniger erfüllt sein, wenn die par-
lamentarische Demokratie funktionie-
ren soll. Das war in der Vergangenheit 

mitunter nicht der Fall, und prompt ge-
riet diese Form politischer Ordnung in 
Schwierigkeiten. Aber nach einiger Zeit 
stellten sich die erforderlichen Voraus-
setzungen wieder her – oder wurden 
von außen wiederhergestellt –, und der 
parlamentarisch-demokratische Politik-
prozess kam wieder in Schwung. War-
um also soll die gegenwärtige Krise der 
Anfang vom Ende der parlamentari-
schen Demokratie sein? Ist es womög-
lich doch bloß ein weiterer Problemkor-
ridor, auf dessen Durchschreiten eine 
neue Blüte der ebenso bewährten wie 
robusten Ordnung der parlamentari-
schen Demokratie folgt?

Ökonomische Prozesse 
heben die Eigenrhythmik auf

Dagegen spricht, dass es seit einiger 
Zeit nicht mehr gelingt, die Temporalität 
wir tschaftlicher Prozesse und die Eigen-
rhythmik des politischen Systems zu syn-
chronisieren: Börsen und Banken be-
stimmen das Tempo der Entscheidun-

Blick auf die Börse 
in Paris. Seit eini-
ger Zeit gelingt es 
nicht mehr, die 
Temporalität wirt-
schaftlicher Pro-
zesse und die 
Eigenrhythmik des 
politischen Sys-
tems zu synchroni-
sieren. Börsen und 
Banken bestim-
men das Tempo 
der Entscheidun-
gen, und die Par-
lamente humpeln 
hinterher.
picture alliance/dpa
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gen, und die Parlamente humpeln hin-
terher. Dabei sind es keineswegs nur die 
Folgen der Globalisierung, sondern 
auch die Beschleunigungseffekte der 
modernen Kommunikations- und Infor-
mationstechnologie, in deren Folge die 
Politik derart unter Zeitdruck geraten ist, 
dass die Regierung das Parlament per-
manent vor vollendete Tatsachen stellt. 
Das Parlament nickt nur noch ab, was 
von der Exekutive unter dem Druck der 
Börsen und Rating-Agenturen verkün-
det worden ist. Europäische Union (EU) 
und Euro, die eigentlich als suprastaat-
liche Bollwerke gegen verselbständigte 
Märkte hatten dienen sollen, zeitigen 
seit geraumer Zeit die entgegengesetz-
ten Effekte: Sie wirken mit an der Margi-
nalisierung der nationalen Parlamente, 
insofern ihnen gegenüber nun auch 
noch die Brüsseler Vereinbarungen der 
Regierungschefs ins Feld geführt wer-
den: Wer an diesen Beschlüssen rüttele, 
rufe bloß die Finanzspekulanten auf 
den Plan, heißt es dann. Statt den Zeit-
druck zu vermindern, haben EU und Eu-
ro ihn zuletzt weiter erhöht.

Entschleunigung der 
Entscheidungsprozesse …

Darauf sind zwei Reaktionen möglich: 
die Entschleunigung der Entscheidungs-
prozesse, bis das Parlament wieder ins 
Zentrum des Geschehens gerückt ist, 
oder eine Beschleunigung der demo-
kratischen Kontroll- und Mitwirkungs-
vorgänge, bis die Demokratie beim Ent-
scheidungstempo der Banken und Bör-
sen mithalten kann. Die erste Linie ver-
trit t das Bundesverfassungsgericht, das 
selbst ein Element der Entschleunigung 
ist. Die Regierung soll wieder der Bera-
tungs- und Entscheidungsrhythmik des 
Parlaments unterworfen werden. So viel 
Zeit muss sein! Aber auf die Beschleuni-
gungsdynamik der Herausforderungen 
hat das Gericht keinen Einfluss. Es hängt 
an den Vorstellungen des klassischen 
Territorialstaates, dessen Grenzen im-
mer auch Kontrollposten seines politi-
schen Zeitregimes waren. Im Verlaufe 
der Globalisierung sind diese Posten 
jedoch geräumt oder gestürmt worden. 
Hier steht keiner mehr, der die Zeitrhyth-

men der globalen Wirtschaft auf die 
des nationalen politischen Systems 
transformieren würde. Und es gibt wohl 
auch keinen mehr, der dies könnte – 
auch wenn einige Politiker gerne so tun, 
als ob dies möglich wäre, wenn man sie 
nur machen ließe.

… oder Beschleunigung der Politik?

Das entgegengesetzte Reaktionsmo-
dell wird von der Piratenpartei vertre-
ten: Beschleunigung der Politik, bis sie 
das gleiche Tempo hat wie die Wirt-
schaft. Das ist in parlamentarischen For-
men freilich unmöglich, läuft es doch auf 
eine Entkoppelung von Dezision und 
Deliberation hinaus. Die Beschleuni-
gung kommt dadurch zustande, dass 
die Stimmbürger online sind und perma-
nent abstimmen: Liquid Democracy. Zeit 
für Nachdenken, Beratschlagen und 
das Einholen weiterer Informationen 
bleibt nicht. Unausgesetzt muss ent-
schieden und die „Gefällt mir“- oder 
„Gefällt mir nicht“-Taste gedrückt wer-
den. Der Bürger kann dadurch so schnell 
werden wie der Börsenmakler. Aber er 
bewegt sich zwangsläufig auf niede-
rem Kompetenzniveau. Er bewegt sich 
im Mainstream dessen, was in der öf-
fentlichen Meinung gerade angesagt 
ist. Man kann davon ausgehen, dass 
populistische Stimmungen dadurch im 
Politikprozess an Relevanz gewinnen. 
Die parlamentarische Demokratie ist – 
auch – ein Modus zur Begrenzung po-
pulistischer Einflüsse, indem sie diese 
den ernüchternden Effekten einer re-
flektierenden Debatte ausgesetzt hat. 
Obendrein spaltet sich die Bürgerschaft 
in der Liquid Democracy in die, die per-
manent abstimmen, und jene, die das 
nur gelegentlich tun. Wer die Beschleu-
nigung des Politikprozesses will, muss 
die Idee einer politischen Gleichheit 
der Bürger aufgeben. E-Democracy ist 
die Oligarchie derer, die permanent on-
line sind und es sich leisten können, ei-
nen Blick auf die Politik zu haben. Sie ist 
eine Machtprämie für alle, die im Büro 
oder zu Hause arbeiten.

Die Macht der besseren Argumente 
schwindet

Zuletzt hat kaum etwas die Funktions-
weise der parlamentarischen Demokra-
ten mehr beschädigt als die ständige 
Verkündung der Alternativlosigkeit von 
Entscheidungen. Solches mag sachlich 
richtig sein oder nicht – der demokrati-
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sche Prozess ist nun einmal auf der For-
mulierung von Alternativen begründet. 
Wo dies unmöglich ist, wird die Demo-
kratie zur bloßen Fassade. Offenbar 
sind die Problemlagen inzwischen so 
kompliziert und undurchschaubar, dass 
Komplexitätsreduktionen zur Entwick-
lung politischer Alternativen kaum noch 
möglich sind. Die parlamentarische 
Opposition traut sich jedenfalls keinen 
klaren Gegenentwurf zu, sondern ver-
liert sich in Mäkeln und Meckern. Die 
Folge dessen ist eine um sich greifende 
Politikverdrossenheit. Inzwischen ver-
zichtet ein Großteil der Bürgerschaft 
auf die Minimalpartizipation des Wahl-
akts. Stattdessen kehren einige Bürger 
im Gestus der Empörung auf die politi-
sche Bühne zurück.
Immer größere Teile der Bevölkerung 
bezweifeln nämlich, dass eine Reihe 
von politischen Entscheidungen, die 
längst gefällt wurden, sachgerecht und 
vernünftig sind. Flughafenerweiterun-
gen und Bahnhofsneubauten, Trassen-
führungen und Industrieansiedlungen 
sehen sich, nachdem sie längst im Parla-

ment beschlossen und in die Planungs- 
oder Bauphase eingetreten sind, mit 
massivem Widerstand konfrontiert. Die 
Häufung der Bürgerproteste, ihre Dauer 
und Intensität sind Indikatoren für ein 
schwindendes Vertrauen der Menschen 
in die Vernünftigkeit von Parlamentsent-
scheidungen. Stattdessen werden mehr 
Volksbefragungen, Referenden und vor 
allem Mediationen gefordert. Die Folge 
dessen wäre (und ist bereits) eine weite-
re Entschleunigung der Politikprozesse; 
die Deliberation wird zum Dauerzu-
stand, wenn konsensfähige Dezisionen 
nicht mehr möglich sind. Auch das ist ein 
Modus, in dem die parlamentarische 
Demokratie erodiert.
Die parlamentarische Demokratie wird 
freilich nicht schlagartig verschwinden; 
es ist keine überzeugende Alternative in 
Sicht bzw. die ins Spiel gebrachten 
Neuentwürfe blockieren sich wechsel-
seitig. Also werden weiterhin Anbauten 
errichtet, bei denen Elemente direkter 
Demokratie zur Stützung der parlamen-
tarischen Struktur dienen sollen. Gleich-
zeitig wird der Vorrang der Regierung 

gegenüber dem Parlament zum Regel-
fall, während die Partizipationsbereit-
schaft der Bürger weiter schwindet. An 
ihre Stelle treten Nichtregierungsorga-
nisationen, die allgemeine Werte und 
Normen bewirtschaften und dies mit 
spektakulären Bildern sichtbar machen. 
Die Epoche des Parlamentarismus war 
eine der Vorherrschaft des Wortes; das 
Bild war nur eine Illustration des Ge-
sagten. Das mit den Mitteln der Spra-
che entwickelte Argument war wichti-
ger als die unter optischen Eindrücken 
entstandenen Empfindungen. Die Ord-
nung des Politischen, die in der parla-
mentarischen Demokratie ihren organi-
satorischen Ausdruck fand, beruhte auf 
einer Überzeugungskraft, die sich auf 
die Macht des besseren Arguments ver-
ließ. Im Zeitalter der Bilder ist das nicht 
mehr der Fall, und keiner weiß das bes-
ser als die Nichtregierungsorganisatio-
nen, deren Aktionen – man denke an 
Greenpeace – oft nur der Produktion 
um Aufmerksamkeit heischender Bilder 
dienen. Je mehr Bilder und je spektaku-
lärer diese Bilder, desto höher ist das 
Spendenaufkommen, von dem diese 
Organisationen leben. Der Mausklick 
bei der Dauerabstimmung im Internet 
und die steuerlich abzugsfähige Spen-
denbescheinigung treten an die Stelle 
dessen, was früher Wahlakt und politi-
sches Engagement waren. Einige wer-
den diese Entwicklung als Demokrati-
sierung bezeichnen. Was wir beobach-
ten, ist freilich bloß das allmähliche En-
de der parlamentarischen Demokratie. 
Wohlgemerkt: Es ist kein plötzliches, 
sondern ein allmähliches Ende, es fehlt 
ihm das Spektakuläre, und deswegen 
vollzieht es sich auch weitgehend unbe-
merkt.

Prof. Dr. Herfried Münkler, geb. 1951, 
1981 Promotion, 1987 Habilitation. 
Seit 1992 ist er Professor für Politikwis-
senschaft an der Humboldt-Universität 
zu Berlin. Gründungsmitglied der Ber-
lin-Brandenburgischen Akademie der 
W issenschaften; zahlreiche Gastpro-
fessuren; mehrere Rufe. Veröffentlichun-
gen (Auswahl): Die Deutschen und ihre 
Mythen (2009); Mitte und Maß. Der 
Kampf um die richtige Ordnung (2010).
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Ein Schild weist den Weg in ein Wahllokal zum Volksentscheid zur Hamburger Schulre-
form (18.7.2010). Die Häufung der Bürgerproteste ist ein Indikator für das schwin-
dende Vertrauen der Menschen in die Vernünftigkeit parlamentarischer Entscheidun-
gen. Stattdessen werden Volksbefragungen, Referenden und Mediationen gefordert. 
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DIE REGIERUNGSPOLITIK DER „KLEINEN SCHRITTE“

Vier Jahre Schwarz-Gelb: eine Bilanz 
Axel Murswieck

Nach vier Jahren ist die politische Bi-
lanz der schwarz-gelben Koalition 
durchaus gemischt und uneinheitlich. 
Die Bilanz der Jahre 2009 bis 2013 of-
fenbart, wie es Bundeskanzlerin Angela 
Merkel selbst formulierte, eine Regie-
rungspolitik der „kleinen Schritte“. Axel 
Murswieck erörtert, ausgehend vom 
zögerlichen Start der Regierung im 
Herbst 2009, wichtige Politikergebnis-
se und Reformbaustellen in zentralen 
Politik feldern. In einem weiteren Schritt 
wird die Rolle der Mitregenten und Ve-
tospieler – auch innerhalb der Koaliti-
on – skizziert, welche die Spielräume 
des Regierens in der Legislaturperiode 
2009–2013 begrenzt haben. Verstär-
kend kamen Probleme der politischen 
Führung hinzu, die dem Anspruch, aus 
einem Guss regieren zu wollen, abträg-
lich waren und dem Vertrauen in die 
Regierung geschadet haben. I

Einleitung

Von der im Oktober 2009 aus CDU/
CSU und FDP unter Bundeskanzlerin An-
gela Merkel gebildeten Koalition wur-
de erwartet, dass sie auf der Grundla-
ge der Politikergebnisse der Großen 
Koalition ein eigenständiges Reform-
profil gegenüber den verschiedenen 
wirtschaftlichen und sozialen Heraus-
forderungen entwickeln würde. Die 
 Bilanz der Großen Koalition fiel unter-
schiedlich aus. Zum einen gab es be-
deutsame Reformen, etwa die Födera-
lismusreform, die Unternehmenssteuer-
reform, die Einführung des Elterngeldes 
und die Erhöhung des Renteneinstiegs-
alters auf 67 Jahre. Schließlich konnte 
auf die sich 2008 ausbreitende Finanz- 
und Wirtschaftskrise umfangreich re-
agiert werden. Auf der anderen Seite 
konnten jedoch bestimmte Strukturre-
formen (Gesundheit, Pflege und Min-
destlohn) nicht realisiert werden. Die 
Große Koalition erschien in vielen Be-
reichen daher als „ein Interregnum auf 
dem Weg zu passenden Mehrheiten“ 
(Zohlnhöfer 2009: 213; Egle/Zohlnhöfer 
2010: 595).
Hatte die schwarz-gelbe Koalition die 
passenden Mehrheiten für ein kohären-
tes und gemeinsames Regierungspro-
gramm? Immerhin galt die christlich-li-
berale Koalition als die ideologisch ho-
mogenste aller arithmetisch möglichen 

minimalen Gewinnkoalitionen (Saal-
feld 2010: 184). Aber bereits die Koaliti-
onsverhandlungen fanden in einem Kli-
ma politischer Unsicherheit statt. Der 
am 26.10.2009 unterzeichnete Koaliti-
onsvertrag führte sofort zu vehementen 

Auseinandersetzungen über dessen In-
terpretation und Umsetzung. Es war ein 
unvollständiger Vertrag mit vielen dila-
torischen Formelkompromissen (Saal-
feld 2010: 184). Es war ein notleidender 
Koalitionsvertrag, der Nachverhand-

In ihrer Regierungserklärung am 10.11.2009 stellte Angela Merkel auf der Grundlage 
des Koalitionsvertrages das gemeinsame Regierungsprogramm der „christlich-libera-
len Koalition der Mitte“ vor. picture alliance/dpa
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lungen provozierte und an dessen Zu-
standekommen die Kanzlerin sich äu-
ßerst indolent verhielt (Prantl 2010). In 
ihrer Regierungserklärung am 10.11. 
2009 stellte die Bundeskanzlerin auf 
Grundlage des Koalitionsvertrages das 
gemeinsame Regierungsprogramm der 
„christlich-liberalen Koalition der Mitte“ 
vor. Sie forderte eine schonungslose 
Analyse, um insbesondere die Folgen 
der internationalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise zu überwinden. Sie nannte 
fünf zentrale Aufgaben für die zukünfti-
ge Regierungspolitik:
„Erstens. Wir müssen die Folgen der in-
ternationalen Finanz- und Wirtschafts-
krise überwinden.
Zweitens. Wir müssen das Verhältnis 
der Bürgerinnen und Bürger zu ihrem 
Staat verbessern.
Drit tens. Wir müssen Antworten auf die 
Veränderungen des Altersaufbaus fin-
den.
Viertens. Wir müssen einen zukunftsfes-
ten Umgang mit den weltweiten natürli-
chen Ressourcen finden und dazu einen 
globalen Ordnungsrahmen aufbauen.
Fünftens. Wir müssen das Verhältnis von 
Freiheit und Sicherheit in der Innen- und 
Außenpolitik angesichts neuer Bedro-
hungen weiter festigen“ (Regierungser-
klärung am 10.11.2009).1 
Im Folgenden werden nachstehende 
Aspekte behandelt: der Fehlstart der 
Regierung, die Politikergebnisse in den 
wichtigsten Politikfeldern, die Rolle von 
Mitregenten und Vetospielern sowie 
Probleme der politischen Führung.

Der misslungene Regierungsbeginn

Auch in den deutschen Medien ist zwi-
schenzeitlich die 100-Tage-Bilanzkritik 
einer Regierung zur Gewohnheit ge-
worden. Die symbolische Bedeutung 
der ersten 100 Tage geht zurück auf den 
amerikanischen Präsidenten Franklin D. 
Roosevelt, der 1933 in den ersten 100 
Tagen das richtungsweisende Gesetz-
gebungsprogramm des New Deal initi-
ierte. Die 100-Tage-Evaluierung der Re-
gierung Merkel wurde in allen Medien 
negativ bilanziert. Die Kennzeichnun-
gen reichten von der „Chaos-Koalition“ 
(Handelsblatt, 3.2.2010) bis zur Einord-
nung als „Übergangsregierung“ (Geis/
Ulrich 2010). Bei Umfragewerten der 
Koalition von 38 Prozent im Mai 2010 – 
der niedrigste Wert für Union und FDP 
seit zehn Jahren – stehe die Regierung 
vor einem Scherbenhaufen (Denkler 
2010). Bereits vier Wochen nach dem 
Regierungsbeginn gab es den ersten 
Ministerrücktrit t (Franz Josef Jung als 
Arbeitsminister). Der Streit ohne Pause 
hatte zwei Dimensionen. Zum einen gab 
es personenbezogene Kontroversen 
über unterschiedliche Einschätzungen 

von Reformabsichten – so etwa zwi-
schen Gesundheitsminister Philipp Rös-
ler und dem CSU-Chef Horst Seehofer 
über die weitreichenden gesundheits-
politischen Reformvorhaben (Die Zeit, 
26.11. 2009). Hierzu gehört auch die ve-
hemente Kritik am Politikstil von Guido 
Westerwelle, der sowohl in seiner Rolle 
als Außenminister (Reisebegleitungen), 
als auch in seiner Position als Parteivor-
sitzender (Äußerungen zum Arbeitslo-
sengeld II) monatelang für Schlagzeilen 
sorgte (Schlieber u. a. 2010; Zastrow 
2010), bis er im April 2011 seinen Rück-
trit t als Parteivorsitzender und Vize-
kanzler erklärte. Zum anderen bezieht 
sich die Negativbilanz auf den pro-
grammatischen und legislativen Be-
ginn. Auch hier zeigte sich, dass die Ris-
se nicht zwischen linken und rechten La-
gern, sondern mitten durch die Drei-
Parteien-Koalition verliefen. So etwa 
konnte keine Einigung über die im Koali-
tionsvertrag beschlossenen Steuersen-
kungen erzielt werden. Auch der ange-
kündigte Umbau des Gesundheitssys-
tems führte zu keinen Resultaten. Das 
einzige konkrete Ergebnis war das 
Wachs tumsbesch leun igungsgese t z 
vom Dezember 2009 mit Entlastungen 

für Unternehmer und Firmenerben und 
die Erhöhung von Kinderfreibeträgen 
und dem Kindergeld. Aber auch die (im 
Koalitionsvertrag auf Wunsch der FDP) 
Einführung des ermäßigten Mehrwert-
steuersatzes für das Hotelgewerbe, 
was eine heftige Debatte über die Kli-
entelpolitik der Regierung auslöste. Die 
negative Beurteilung der Regierungsar-
beit setzte sich über die symbolischen 
100 Tage fort und erreichte nach der 
Wahlniederlage in Nordrhein-Westfa-
len am 9.5.2010 Mitte 2010 ihren Tief-
punkt. Von einer „blockierten Republik“ 
war die Rede (Brössler 2010). Umfragen 
im Juni 2010 zum Zustand der Koalition 
ergaben, dass nur 17 Prozent der Be-
fragten mit der Regierung zufrieden wa-
ren, 24 Prozent einen Wechsel zu einer 
Großen Koalition befürworteten und 47 
Prozent sich für Neuwahlen ausspra-
chen (ARD-Deutschlandtrend Extra, Ju-
ni 2010).
Mitte Juni 2010 sollte ein Neuanfang 
mit dem Schwerpunkt auf Haushalts-
konsolidierung und Schuldenbremse 
gemacht werden. Beschlossen wurde im 
Sommer 2010 von der Bundesregierung 
ein Sparpaket mit einem Volumen von 
90 Milliarden Euro. Bis Ende 2011 konn-

Bundeskanzlerin 
Angela Merkel 
gibt am 26.10. 
2011 im Plenar-
saal des Bundes-
tags ihre Stimme 
zur Stärkung des 
Euro-Rettungs-
schirms EFSF ab. 
In der Euro-Krise 
dominierte die 
Bundeskanzlerin 
das Regierungs-
handeln. Ihr 
gelang es, bei den 
jeweiligen Abstim-
mungen die not-
wendigen Mehr-
heiten zu errei-
chen. 
picture alliance/dpa
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te der Bund allerdings erst ein Drit tel 
der Einsparungen beziehungsweise 
Mehreinnahmen verbuchen (FAZ, 
8.6.2010: 9; IW Nr. 35, 1.9.2011). Insge-
samt kann jedoch seit der zweiten Hälf-
te 2010 mit Schwankungen ein positiver 
Trend in der Einschätzung der Regie-

rungsarbeit verzeichnet werden (vgl. 
Abbildung 1). War zu Regierungsbe-
ginn noch für 54 Prozent der Bevölke-
rung die Arbeitslosigkeit das wichtigste 
Thema, sank diese Kennziffer Mitte 
2010 auf 32 Prozent.

Regierungsprogramm und 
Politikfelder

Im Folgenden werden die wichtigsten 
programmatisch-legislativen Aktivitä-
ten und Ergebnisse in den in der Regie-
rungserklärung genannten Politikfel-
dern erörtert. Ende 2010 war klar, dass 
die Wunschkoalition endgültig zu einer 
Vernunftehe geworden war. In fast allen 
Politikfeldern gab es weiterhin Kontro-
versen oder eine einseitige Dominanz in 
der politischen Führung der Bundes-
kanzlerin. Bemerkenswert für die Pro-
grammentwicklung sind zwei Aspekte: 
Erstens gab es eine Schwerpunktbil-
dung durch nicht vorhergesehene Ereig-
nisse, also nicht im Koalitionsvertrag 
vorgesehene – so die Euro-Krise und die 
Energiewende. Zweitens gab es Politik-
wechsel durch Kehrtwenden: Wehr-
pflicht, Atomausstieg, Homo-Ehe, Min-
destlohn und Frauenquotenpolitik.

Wirtschafts- und Finanzpolitik
Nach der Wirtschafts- und Finanzkrise 
2008/2009 folgte im Oktober 2009 die 
von Griechenland ausgelöste Staats-
schuldenkrise, die sogenannte Euro-Kri-
se. Das bis in die Gegenwart anhalten-
de Krisenmanagement zur Euro-Krise 
war die „Stunde der Exekutive“. Wie be-
reits während der Krise 2008/2009 do-
minierte auch in der Euro-Krise die Bun-
deskanzlerin das Regierungshandeln. 
Sie führte maßgeblich die Verhandlun-
gen zu den sogenannten Rettungsschir-
men bis hin zum Fiskalpakt und der Eini-
gung zur Bankenaufsicht. Das Außenmi-
nisterium, der Koalitionspartner und die 
Opposition wurden keine zentralen Ak-
teure bei den Verhandlungsprozessen. 
Daher war es erstaunlich, dass es der 
Kanzlerin gelang, bei den jeweiligen 
Abstimmungen die notwendigen Mehr-
heiten zu erreichen (vgl. Tabelle 1).
Die Bundesregierung hat daran mitge-
wirkt, dass Reformen auf den Weg ge-
bracht wurden, die kurz vorher noch un-
denkbar erschienen. So der Fiskalpakt, 
die Bankenaufsicht und die geplante 
Finanztransaktionssteuer. Dennoch ist 
die Euro-Krise nicht beendet. Es gilt wei-
terhin, den Teufelskreis zwischen den 
drei großen Krisenherden – der Staats-
schuldenkrise, der makro öko no mi schen 
Krise und der Bankenkrise – zu durch-
brechen (Sachverständigenrat 2012). 
Die Kanzlerin erhält gute Noten für das 
Krisenmanagement in der Euro-Krise. 
65 Prozent der Befragten sind der Mei-
nung, dass Angelika Merkel in der Euro-
Krise richtig und entschlossen gehan-
delt hat (ARD-Deutschlandtrend, April 

Abbildung 1: Zustimmung zur Arbeit der Bundesregierung
Die Bundesregierung macht ihre Arbeit eher …

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer, 21.11.2009–26.4.2013
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2013), und eine wachsende Mehrheit 
von aktuell 76 Prozent geht davon aus, 
dass der Euro die Krise übersteht (ARD-
Deutschlandtrend, Mai 2013).
Als weiterer Schwerpunkt soll die Steu-
erpolitik erwähnt werden. In keinem an-
deren Bereich ist die Bilanz von so we-
nig Er folgen geprägt. Keines der Ver-
sprechen, die Union und Liberale 2009 
unter der Überschrift „einfach, niedrig, 
gerecht“ gegeben hatten, wurde einge-
löst. Es gab minimale Entlastungen wie 
beim erwähnten Wachstumsbeschleu-
nigungsgesetz, bei der Einführung des 
Arbeitnehmerpauschbetrages oder der 
Absetzbarkeit des Arbeitszimmers (Hul-
verscheidt 2013; Siems 2013). Größere 
Reformvorhaben wurden jedoch nicht in 
Angrif f genommen, wie etwa die im Ko-
alitionsvertrag angekündigte Reform 
zur Mehrwertsteuer. Die eigens zur Re-
form der Mehrwertsteuer eingesetzte 
Kommission hat bis heute nicht getagt 
(Bundesrechnungshof 2013). Viele Ver-
suche zur angekündigten Steuerverein-
fachung wurden sowohl von den Oppo-
sitions- als auch Koalitionsparteien blo-
ckiert. So wurde das vom Bundesrat im 
Dezember 2012 beschlossene Steuer-
vereinfachungsgesetz 2013 (BT Druck-
sache 684/12) von der Bundesregie-
rung im Januar 2013 in weiten Teilen 
abgelehnt, so dass das letzte größere 
Steuervorhaben dieser Legislaturperio-
de vor dem Aus steht (Bohsem 2013). 
Ferner wurde der von der Bundesregie-

rung beschlossene Gesetzentwurf zum 
Jahressteuergesetz 2013 vom 23.5.2012 
bis heute nicht zum Abschluss geführt. 
Mehrere Vermittlungsverfahren im Ver-
mittlungsausschuss scheiterten bisher. 
Der nächste Termin für den Vermitt-
lungsausschuss ist der 5.6.2013 (NWB 
Verlag 2013). Hintergrund der Verzöge-
rung ist, dass der Bundestag einen vom 
Vermittlungsausschuss mehrheitlich be-
schlossenen Einigungsvorschlag – der 
auch die steuerliche Gleichstellung ein-
getragener Lebenspartnerschaften ein-
schloss – am 17.1.2013 abgelehnt hat. 

Verhältnis von Bürgern zu ihrem 
Staat – Gesellschaftspolitik
Dieser Bereich der Regierungserklä-
rung bezieht sich vor allem auf den Be-
reich der Beschäftigungs- und Arbeits-
marktpolitik. Hervorgehoben wird, was 
nicht zur Disposition steht: Die Tarifau-
tonomie, die Mitbestimmung, die Be-
triebsverfassung und der Kündigungs-
schutz. Es gab aber durchaus einige 
wichtige Reformgesetze. Im Februar 
2011 wurde die durch das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 9.2. 
2011 notwendige Hartz IV-Reform ver-
abschiedet (neue Regelsätze und Bil-
dungspaket für Kinder). Vorausgegan-
gen waren monatelange Kontroversen 
zwischen Regierung und Opposition, 
die dann schließlich zur Einigung im 
Vermittlungsausschuss führten. Im Sep-
tember 2011 wurde eine umfassende 

Reform der Förderinstrumente für Ar-
beitslose verabschiedet (Gesetz zur 
Verbesserung der Eingliederungschan-
cen am Arbeitsmarkt – BT Drucksache 
17/6277 und 17/6853). Dadurch soll die 
Integration in Erwerbsarbeit beschleu-
nigt und die öffentlich geförderte Be-
schäftigung neu geordnet werden. Im 
Haushaltsbegleitgesetz vom 1.1.2013 
wurde der Wegfall der Beteiligung des 
Bundes an den Kosten der Arbeitsförde-
rung beschlossen. Um die bessere Nut-
zung von im Ausland erworbenen Aus-
bildungsnachweisen für den deutschen 
Arbeitsmarkt zu erleichtern, wurde im 
November 2011 das Berufsqualifikati-
onsgesetz beschlossen (BGBL.IS.2515 
vom 6.12.2011). Für den Bereich der 
Fachkräftesicherung kam es zu umfang-
reichen Maßnahmen und Verbesserun-
gen, etwa durch die „Fachkräfteoffensi-
ve“ oder das „Aktionsprogramm Pers-
pektive Wiedereinstieg“ (Jahreswirt-
schaftsbericht 2013: 90ff.). 
Zur Erleichterung der Zuwanderung 
ausländischer Fachkräfte trat am 
1.8.2012 das Gesetz zur Umsetzung der 
Hochqualifizierten-Richtlinie in Kraft 
und damit die Einführung des neuen 
Aufenthaltstitels „Blaue Karte EU“.
Die Ablehnung von einheitlichen Min-
destlöhnen durch die Koalition hat 
 weiterhin für die Legislaturperiode Be-
stand. Im März 2013 wurde vom Bun-
desrat ein Gesetzentwurf zur Einfüh-
rung eines gesetzlichen flächendecken-

Tabelle 1: Maßnahmen zur Euro-Krise – Rolle Parlament und Bundesverfassungsgericht

Titel der Maßnahme Abstimmungen Parlament Rolle BVerfG

Währungsunion-Finanzstabilisierungs-
gesetz (Grundlage für finanzielle Hilfe 
für Griechenland)

Am 7. Mai 2010 vom Bundestag mit 390 
Stimmen angenommen.
Bundesrat stimmt zu.

8. Mai 2010 – Zurückweisung Eilantrag 
auf einstweilige Anordnung gegen Ge-
setz.

Gesetz zur Übernahme von Gewähr-
leistungen im Rahmen eines europäi-
schen Stabilisierungsmechanismus

Am 21.5.2010 vom Bundestag mit 319 
der anwesenden 587 Abgeordneten an-
genommen.
Bundesrat stimmt zu.

Verfassungsbeschwerde Peter Gauwei-
ler (CSU).
Klage am 7.9.2011 zurückgewiesen.

Erweiterung des Euro-Rettungsfonds – 
EFSF

Am 29.9.2011 vom Bundestag mit 523 
Stimmen angenommen.

Verhandlungsmandat der Regierung zur 
Ausweitung des EFSF bis eine Billion 
 Euro

Am 26.10.2011 erteilt der Bundestag mit 
503 Stimmen das Mandat.

Neues Rettungspaket für Griechenland Am 27.3.2012 vom Bundestag mit 496 
Stimmen angenommen, aber ohne Kanz-
lermehrheit.

Europäischer Fiskalpakt (Haushaltsdiszi-
plin und Schuldenbremse)

Am 29.6.2012 vom Bundestag mit 
2/3-Mehrheit angenommen.
Bundesrat: 15 von 16 Ländern stimmen 
zu.

ESM-Rettungsschirm
(nun permanent)

Am 29.6.2012 vom Bundestag mit 
2/3-Mehrheit angenommen, aber ohne 
Kanzlermehrheit.
Bundesrat: 15 von 16 Ländern stimmen 
zu.

12.9.2012 – Eilanträge der Linksfraktion 
und einzelner Abgeordneter der CSU, 
FDP und SPD abgelehnt.

Quelle: Eigene Zusammenstellung. Zu den Inhalten und Maßnahmen vgl. Bundesregierung/Themen/Euro und Landeszentrale für politische Bildung 
 Baden-Württemberg 2012 (Euro-Krise)
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den Mindestlohnes verabschiedet. Seit 
der Wahl in Niedersachsen verfügen 
die von SPD und Grünen geführten Län-
der erstmals seit 14 Jahren hier wieder 
über eine eigene Mehrheit.
Insgesamt kann die Regierung eine gute 
Arbeitsmarktbilanz vorweisen, die aber 
nach Ansicht des Instituts der deutschen 
Wirtschaft zu einem wesentlichen Teil 
auf die Agenda 2010 zurückzuführen ist 
(IW 2013).

Politik des demographischen Wandels
In Rückgrif f auf den Koalitionsvertrag 
gehören in diesen Bereich mehrere Poli-
tikfelder. In der Gesundheitspolitik kam 
es nach monatelangem Streit zwischen 
allen drei Koalitionsparteien im Novem-

ber 2010 zur Verabschiedung des Fi-
nanzierungsgesetzes der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV). Damit wur-
de der Einstieg in die Umstellung der 
GKV-Finanzierung auf einkommensun-
abhängige Beitragspauschalen vollzo-
gen, also die Entkoppelung von Arbeits-
kosten und Ausgaben für die Gesund-
heit, wie in der Regierungserklärung 
formuliert wurde. Ein Weg in Richtung 
der von der FDP geforderten „Kopfpau-
schalen“ beziehungsweise „Gesund-
heitsprämien“. Steigende Gesundheits-
kosten sollen so nicht mehr zu Lasten 
des Faktors Arbeit gehen. Der Arbeitge-
berbeitrag wurde auf 7,3 Prozent fest-
geschrieben (Simon 2011).

Ebenfalls im November 2010 wurde das 
Arzneimit telmarktneuordnungsgesetz 
beschlossen, welches die Einführung di-
rekter Preisverhandlungen zwischen 
GKV-Spitzenverband und den Arznei-
mittelherstellern vorsah. Ferner wurden 
die Krankenkassen dem allgemeinen 
Wettbewerbsrecht unterstellt. Diese 
Maßnahme und der Einstieg in private 
Pflege-Zusatzversicherungen durch das 
Gesetz zur Neuausrichtung der Pflege-
versicherung vom Oktober 2012 waren 
Bestandteile des Koalitionsvertrages. 

Die schwarz-gelbe 
Koalition brachte 
zahlreiche Initiati-
ven zur Politik des 
demographischen 
Wandels auf den 
Weg. Im April 
2012 wurde die 
ressortübergrei-
fende Demogra-
phiestrategie 
„Jedes Alter zählt“ 
vorgelegt. Im 
Oktober 2012 und 
März 2013 wur-
den unter Beteili-
gung gesellschaft-
licher Gruppen 
zwei Demogra-
phiegipfel durch-
geführt.
picture alliance/dpa
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Nicht Teil des Vertrages war die Ab-
schaffung der Praxisgebühr zum 1. Ja-
nuar 2013.
In der Familienpolitik gab es insbeson-
dere bedeutsame Veränderungen in 
der Kinderbetreuung, die gleicherma-
ßen für Arbeit und Bildung wichtig sind. 
Durch vielfache Projekte und Zuschüsse 
in Millionenhöhe soll ein bedarfsge-
rechtes Angebot an Betreuungsplätzen 
gesichert werden. Ab 1. August 2013 
gibt es den Rechtsanspruch auf einen 
Betreuungsplatz für Kinder vom vollen-
deten ersten bis zum vollendeten drit ten 
Lebensjahr (eingeführt bereits 2008 
durch die Große Koalition). Schließlich 
wurde das weiterhin umstrit tene Betreu-
ungsgeld nach dem Betreuungsgeldge-
setz zum 1.8.2013 eingeführt (BMFSFJ).
In der Bildungspolitik wurde zum 1.4. 
2011 das Deutschlandstipendium ein-
geführt, um eine einkommensunabhän-
gige Förderung von leistungsstarken 
und engagierten Studierenden zu er-
möglichen (BMBF). Die Bildungsausga-
ben des Bundes sind von 6,2 Milliarden 
Euro in 2009 auf 7,3 Milliarden Euro in 
2012 gestiegen (BMBF 2013: 32). Nach 
Zahlen von 2010 lagen die Ausgaben 
für Bildung und Forschung bei 234,5 
Milliarden Euro. Das sind 9,5 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) (Statis-
tisches Bundesamt 2012: 6). In der Re-
gierungserklärung wurden zehn Pro-
zent des BIP bis 2015 als Ziel genannt. 
Die Erhöhungen der Bundesausgaben 
wurden durch das Zukunftsinvestitions-
gesetz, den Kinderbetreuungsausbau, 
den Hochschulpakt, die Exzellenzinitia-
tive und andere Sonderprogramme mit 
bewirkt.
Schließlich gab es zahlreiche Initiativen 
zur Politik des demographischen Wan-
dels selbst. Im April 2012 wurde die res-
sortübergreifende Demographiestrate-
gie „Jedes Alter zählt“ vorgelegt, zwei 
Demographiegipfel unter Beteiligung 
gesellschaftlicher Gruppen im Oktober 
2012 und im Mai 2013 durchgeführt und 
im Oktober 2012 das Demographiepor-
tal des Bundes und der Länder gestar-
tet.
In den Bereich Gesellschaftspolitik ge-
hören auch die im Koalitionsvertrag 
nicht enthaltenen Maßnahmen zur 
rechtlichen Gleichstellung eingetrage-
ner Lebenspartnerschaften. Das Bun-
desverfassungsgericht hat durch sein 
Urteil zum Adoptionsrecht für Homose-
xuelle erneut eine Agenda-Setting-
Funktion wahrgenommen und bis Juni 
2014 legislative Maßnahmen ange-
mahnt. Die rot-grün dominierte Länder-
kammer hat im März 2013 beschlossen, 
dem Bundestag einen Gesetzentwurf 
zur Öffnung der Ehe für Homosexuelle 
vorzulegen. Der Antrag wurde unter-
stützt von der SPD, den Grünen, der Lin-
ken und der FDP. Ebenfalls im März hat-

te der Bundesrat (ohne FDP) einen Ge-
setzentwurf für die steuerliche Gleich-
stellung homosexueller Partnerschaften 
beschlossen. Auch der Bundesrat hat 
damit eine Agenda-Setting-Funktion 
ausgeübt.

Umweltpolitik
Die Umweltpolitik der Koalition wurde 
durch die nicht geplante Politik zur Ener-
giewende beherrscht. In der Regie-
rungserklärung hieß es: „…dass die 
Kernenergie für eine Übergangszeit als 
Brückentechnologie ein unverzichtba-
rer Teil unseres Energiemixes bleibt“. 
Dieses Leitziel war Bestandteil des am 
5.9.2010 vorgelegten Energiekonzeptes 
der Koalition, das eine Verlängerung 
der Laufzeiten für die Atomkraftwerke 
beinhaltete. Die Bundeskanzlerin be-
zeichnete den nach monatelangem Ko-
alitionsstreit gefundenen Energiekon-
sens als „Revolution im Bereich der Ener-
gieversorgung“. Durch die Reaktorkata-
strophe von Fukushima im März 2011 

wurde in kürzester Zeit die energiepoli-
tische Kehrtwende vollzogen und die 
sofortige Stilllegung von sieben Atom-
reaktoren sowie der Ausstieg aus der 
Kernenergie beschlossen. Dieser Be-
schluss erfolgte Ende Mai 2011 im Koa-
litionsausschuss, eine Art „Selbster-
mächtigung der Exekutive“ (Füchtjohann 
2011). Die entsprechenden Gesetze 
wurden im Juni 2011 vom Bundestag 
verabschiedet. Obwohl mit dem Schlag-
wort Energiewende fortan die Politik 
des Atomausstiegs bezeichnet wurde, 
ist der Begrif f vorab auch im Sinne des 
Ausbaus der erneuerbaren Energien 
benutzt worden. Mitte 2011 begann der 
Umbau der deutschen Energieversor-
gung in Richtung erneuerbarer Energi-
en und mehr Energieeffizienz. Es be-
gann eine rege legislative-programma-
tische Aktivität. Bereits Mitte Juni 2011 
wurde das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz novelliert. Von Mitte Juni bis Ende 
2012 wurden insgesamt achtzehn legis-
lativ-programmatische Einzelmaßnah-

Die Umweltpolitik 
der Koalition 
wurde durch die 
nicht geplante 
Energiewende 
beherrscht. In sei-
nem 10-Punkte-
Programm vom 
August 2012 zur 
Energie- und 
Umweltpolitik 
bezeichnete 
Umweltminister 
Peter Altmaier die 
Energiewende als 
die größte wirt-
schaftspolitische 
Herausforderung 
seit dem Wieder-
aufbau.
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men vollzogen, u. a. auch die Einführung 
eines jährlichen Monitoring-Berichts 
„Energie der Zukunft“ im Dezember 
2012 zur Überprüfung der Umsetzung 
des Energiekonzeptes (vgl. Jahreswirt-
schaftsbericht 2013: 102ff.). In seinem 
10-Punkte-Programm vom August 2012 
zur Energie- und Umweltpolitik bezeich-
nete Umweltminister Peter Altmaier die 
Energiewende als größte wirtschafts-
politische Herausforderung seit dem 
Wiederaufbau (BMUNR 2012). 
Die bisherige Bilanz diesbezüglich fällt 
jedoch weitgehend negativ aus. So ur-
teilt das Institut der deutschen Wirt-
schaft, dass die Energiewende auch 
nach zwei Jahren der Ausrufung keine 
realistische Umsetzungsperspektive hat 
(IW 2013a). Ferner ist die von Umwelt-
minister Altmaier vorgeschlagene 
Strompreisbremse nach offizieller Be-
kanntgabe des Kanzleramtes vom 20.4. 
2013 für diese Legislaturperiode ge-
scheitert. Der Sachverständigenrat für 
Wirtschaft kommt zu folgendem Urteil: 

„Aus Sicht der Umwelt-, Energie- und 
Wirtschaftspolitik gilt es, diese drei 
Großbaustellen der Energiewende in 
einem Gesamtkonzept zu verzahnen, 
bei dem die Abfolge der Reformschrit te 
und Fördermaßnahmen aufeinander 
abgestimmt wird. Ein solches Konzept 
ist jedoch bisher nicht zu erkennen. Ins-
besondere gibt es keine Anzeichen da-
für, dass beim Zubau der erneuerbaren 
Energien die bislang erreichte Integrati-
onsfähigkeit des Systems, allem voran 
der Stand des Netzausbaus, berück-
sichtigt wird. Hier wird offenbar zu Las-
ten des Gemeinwohls das Motto ‚Je 
mehr und je schneller, desto besser’ ver-
folgt“ (Sachverständigenrat 2012: 260). 
Eine notwendige umfassende Reform 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
wird es in dieser Legislaturperiode nicht 
mehr geben. Zur Negativbilanz der Um-
weltpolitik gehört auch der gescheiter-
te Gipfel zur Umweltpolitik im Mai 2010 
in Kopenhagen. Ein Scheitern, so noch 
in der Regierungserklärung formuliert, 

würde die internationale Klimapolitik 
um Jahre zurückwerfen. Die Außenpoli-
tische Reputation der Bundeskanzlerin 
in der Klimapolitik („Klimakanzlerin“) ist 
als Machtressource weggefallen. 

Sicherheit – Innen und Außen
Insgesamt sind die Aussagen des Koali-
tionsvertrages zur inneren Sicherheit 
und zur Außenpolitik durch Kontinuitäts-
linien geprägt. In der Außenpolitik 
bleibt der überparteiliche Konsens – mit 
Ausnahme der Linken – in den Grund-
überzeugungen erhalten. Ein in der 
Großen Koalition noch vorhandener 
Dissens über den Einsatz der Bundes-
wehr im Innern wurde durch das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
3.7.2012 beseitigt. Das Bundesverfas-
sungsgericht erlaubt den Einsatz der 
Bundeswehr im Inneren mit militärischen 
Mitteln, allerdings nur in „Ausnahmesi-
tuationen katastrophischen Ausmaßes“ 
(BVerfG Pressemitteilung Nr. 63/2012 
vom 17.8.2012; Klasen 2012). Dieser in-
nenpolitische Tabubruch war nicht Be-
standteil des Koalitionsvertrages. Der 
zweite Dissens in der Großen Koalition 
über den EU-Beitrit t der Türkei wurde im 
Koalitionsvertrag von Schwarz-Gelb 
durch den Kompromiss einer Ergebnis-
offenheit der Verhandlungen vorerst 
beigelegt. 
Eines der zentralen Ereignisse war die 
im Koalitionsausschuss im Dezember 
2012 beschlossene Aussetzung der 
Wehrpflicht zum 1.7.2011 und die damit 
eingeleitete umfangreiche Reform der 
Bundeswehr. Diese historische Wei-
chenstellung wurde im Koalitionsver-
trag noch ausgeschlossen, obwohl die 
FDP dafür eingetreten war. Bedeutsam 
war für die außenpolitische Rolle 
Deutschlands im Bündnisgefüge die 
Entscheidung, sich bei der UN-Resoluti-
on zu Libyen im März 2011 zu enthalten 
und damit an der NATO-Intervention 
zur Umsetzung der Resolution nicht mit-
zuwirken. Die gewichtige Rolle Deutsch-
lands verblieb in der EU. „Die außen- 
und sicherheitspolitische Marginalisie-
rung Deutschlands kontrastiert zudem 
deutlich mit der dramatischen Aufwer-
tung des Gewichts Deutschlands inner-
halb der EU“ (Maull 2012). Schließlich 
ist zu erwähnen, dass das in der Regie-
rungserklärung genannte Ziel, bis 2015 
0,7 Prozent des BIP für Entwicklungspo-
litik bereitzustellen, vorerst nicht er-
reicht werden konnte. Der Wert stieg 
allerdings von 0,35 Prozent in 2009 auf 
0,39 Prozent in 2011 (BMZ 2013: 29).
Wie bereits in der Großen Koalition lag 
auch in der Regierung „Merkel II“ ein 
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Schwergewicht auf dem Thema Sicher-
heit. Eine der bislang ungelösten Aufga-
ben der Koalition betrif f t die Reform der 
Vorratsdatenspeicherung. Das Gesetz 
zur Neuregelung der Telekommunikati-
onsüberwachung zur Umsetzung einer 
entsprechenden EU-Richtlinie wurde im 
November 2006 vom Bundestag be-
schlossen und trat zum 1. Januar 2008 
in Kraft. Im März 2010 erklärte das Bun-
desverfassungsgericht die Vorratsda-
tenspeicherung für verfassungswidrig. 
Unter anderem haben die unterschiedli-
chen Positionen von Innenministerium 
(CDU/CSU) und Justizministerium (FDP) 
zu den Verzögerungen beigetragen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat im-
mer wieder auch schon vorher Korrektu-
ren am Datenschutz verfügt, so beim 
Lauschangrif f, dem Luftsicherheitsge-
setz und der Online-Durchsuchung. In 
einem der letzten Urteile vom April 2013 
wurden Teile der umstrit tenen Anti-Ter-
ror-Datei beanstandet und bis 2015 
Nachbesserungen gefordert (Biermann 
2013). Zum Erfolg geführt werden konn-
te hingegen im März 2013 das eben-
falls kontrovers diskutierte Bundesmel-
degesetz. Es geht auf einen Entwurf der 
Bundesregierung von August 2011 zu-
rück und wurde nach einem Verfahren 
im Vermittlungsausschuss schließlich 
auch vom Bundesrat im März 2013 be-
schlossen. Der Datenschutz markierte 
auch in der jetzigen Koalition ein Feld 
zukünftig notwendiger Problemlösun-
gen. 

Politische Führung und 
Regierungsprogramm
Die Regierungstätigkeit der Koalition 
lässt sich in fünf Bereiche unterteilen: 
 l Maßnahmen zur Umsetzung des Ko-

alitionsvertrages, so etwa im Bereich 
der Steuer- und Gesundheitspolitik, 
ohne dass es zu den angekündigten 
umfassenden Reformen kam. 
 l Maßnahmen, ausgelöst durch nicht 

vorhersehbare Ereignisse, so etwa 
die Euro-Krise und der Atomausstieg.
 l Maßnahmen zur Neuformulierung 

von Politikzielen im Sinne politischer 
Kehrtwenden, so etwa Abschaffung 
der Wehrpflicht und auch Energie-
wende. 
 l Maßnahmen zur Nachbesserung 

vorheriger Politikentscheidungen, so 
etwa im Datenschutz.
 l Maßnahmen zur Aufschiebung von 

Politikentscheidungen, die durchaus 
als politische Kehrtwenden einzu-
ordnen sind, so etwa Homo-Ehe, 
Ehegattensplit ting, Mindestlohn und 
Frauenquote.

Es ergibt sich der Befund einer in Bezug 
auf Zielerreichung, Leistungs- und Prob-
lemlösungsperformanz gemischten und 
uneinheitlichen Bilanz. Es war, wie die 
Bundeskanzlerin es selbst formulierte, 

Tabelle 2: Wirtschaftliche Rahmendaten

Arbeitslosenquote in Prozent bezogen auf

Alle zivilen Erwerbs personen Abhängig zivile 
Erwerbs personen

Jahr, Monat
Insgesamt Jugendliche unter 

20 Jahren

2013, April 7,1 3,3 7,9

2013, Januar 7,4 3,4 8,2

2012, Januar 7,3 3,3 8,2

2011, Januar 7,9 3,4 8,9

2010, Januar 8,6 3,8 9,6

2009, Oktober 7,7 4,1 8,6

Quelle: Statistisches Bundesamt; URL: www.destatis.de

Entwicklung der Staatsquote

Jahr

insgesamt darunter
Gebiets körperschaften Sozialversicherung

In Relation zum BIP in %

2012 45,0 25,5 19,5

2011 45,3 25,7 19,6

2010 47,7 27,4 20,3

2009 48,2 27,1 21,1

Quelle: Bundesfinanzministerium; URL: www.bundesfinanzministerium.de

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten
(Steuer- und Sozialbeitragseinnahmen des Staates)

Jahr

Abgrenzung der Volkswirtschaftli-
chen Gesamt rechnungen

Abgrenzung der Finanzstatistik

Abgaben-
quote

Steuer-
quote

Sozial-
beitrags-

quote

Abgaben-
quote

Steuer-
quote

Sozial-
beitrags-

quote

2012 40,4 23,4 17,0 38,5 22,5 16

2011 39,6 22,7 16,9 38,0 22,1 15,9

2010 38,9 22,0 16,9 37,1 21,3 15,8

2009 40,4 23,1 17,3 38,3 22,1 16,2

Quelle: Bundesfinanzministerium; URL: www.bundesfinanzministerium.de

Beitragsentwicklung in der Sozialversicherung (2009 –2013)

Jahr
Renten-

versicherung
Kranken-

versicherung
Arbeits-
losenver-
sicherung

Pflege-
versicherung

Gesamt

2013 18,9 15,5 3,0 2,05 39,45

2012 19,6 15,5 3,0 1,95 40,1

2011 19,9 15,5 3,0 1,95 40,4

2010 19,9 14,9 2,8 1,95 39,6

2009 19,9 14,9 2,8 1,95 39,6

Quelle: URL: sozialpolitik-aktuell.de

Staatsschuldenquote in % des BIP

2014 78,4

2013 80,8

2012 81,7

2011 80,5

2010 82,5

2009 74,5

Quelle: Bundesfinanzministerium; URL: www.bundesfinanzministerium.de
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eine Regierungspolitik der „kleinen 
Schrit te“, ohne Visionen und langfristi-
ge Strategien. So erfolgte beispielswei-
se das „Leadership in crisis“ in der Euro-
Krise ohne eine geschlossene europa-
politische Konzeption (Leitzbach 2012). 
Die ambivalente politische Leistungsbi-
lanz führte nicht zu einer eindeutigen 
Akzeptanz des Regierungsbündnisses 
durch die Bürger. Das steht im Gegen-

satz zu den durchaus günstigen wirt-
schafts- und sozialpolitischen Rahmen-
daten, wie in Abbildung 2 auszugswei-
se dargelegt.
Wie lässt sich diese Diskrepanz erklä-
ren, und was hat die zu Regierungsbe-
ginn durchaus vorhandenen politischen 
Spielräume eingeschränkt? Gab es res-
tringierende politische Bedingungen? 
Das Bundesverfassungsgericht hat so-

wohl unterstützend als auch hemmend 
gewirkt. Als wirklicher Vetospieler trat 
es nicht hervor, wohl aber als Agenda-
Setter in vielen Politikbereichen (u. a. 
Hartz IV-Reform, Datenschutz, Adopti-
onsrecht eingetragener Lebenspartner, 
Wahlrecht). Andererseits hat es vielfach 
das Regierungshandeln unterstützt, so 
vor allem in der Euro-Krise bei gleichzei-
tiger Aufwertung von Parlamentsvorbe-
halten und der Rolle des Haushaltsaus-
schusses. 
Auch der Bundesrat hat keine wirklichen 
Politikblockaden verursacht, wohl aber 
durch die Anrufung des Vermittlungs-
ausschusses als Mitregent fungiert. Von 
2009 bis 16.1.2013 wurde der Vermitt-
lungsausschuss 25-mal angerufen. Da-
von wurden 14 Gesetze verkündet und 
zehn nicht. Im Mai 2013 waren noch sie-
ben Gesetze im Vermittlungsausschuss 
anhängig. Im Vergleich zur Großen Ko-
alition, in der der Vermittlungsausschuss 
lediglich 18-mal angerufen wurde (5-
mal in den ersten drei Jahren, nach Ver-
lust der gleichgerichteten Mehrheiten 
ab Anfang 2009 13-mal), ist zwar eine 

Der Zweite Senat 
beim Bundesver-
fassungsgericht in 
Karlsruhe eröffnet 
eine Verhandlung. 
Das Bundesver-
fassungsgericht 
hat sowohl unter-
stützend als auch 
hemmend gewirkt. 
Als wirklicher 
Veto-Spieler trat 
es nicht hervor, 
wohl aber als 
Agenda-Setter in 
vielen Politikberei-
chen.
picture alliance/dpa

Zu Abbildung 2: Wie beurteilen Sie die allgemeine Wirtschaftslage in Deutsch-
land? 
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Zunahme zu verzeichnen, die aber als 
moderat einzustufen ist, insbesondere 
im Vergleich zur Regierung „Schröder I“ 
(75-mal) und „Schröder II“ (100-mal) 
(Bundesrat 2013; Bundesanzeiger 
2009). Von den im Bundestag verab-
schiedeten Gesetzen gingen bis April 
2013 2,4 Prozent auf Initiativen des Bun-
desrates zurück, in der Großen Koaliti-
on waren es 3,3 Prozent, bei „Schröder 
I“ 3,9 Prozent und „Schröder II“ 4,2 Pro-
zent. Auffallend ist allerdings, dass zum 
Ende der schwarz-gelben Koalition im 
März 2013 der Bundesrat in unüblichem 
Maße initiativ wurde und elf Vorschläge 
dem Bundestag und der Bundesregie-
rung unterbreitet hat, darunter auch die 
eigenen Gesetzesentwürfe zur Ab-
schaffung des Betreuungsgeldes und 
die Öffnung der Ehe für Homosexuelle 
(Bundesrat 2013a; Bundesrat 2013b; 
Bundestag 2013).Der Bundespräsident 
wurde nur einmal als potentieller Mitre-
gent beim Hinauszögern der Gegen-
zeichnung des ESM-Vertrages tätig. 
Die Koalitionsparteien selbst waren es, 
die in vielen Fällen die Rolle des partei-
politischen Vetospielers übernahmen, 
insbesondere die FDP und die CSU (et-
wa bei der Pflegereform, dem Betreu-
ungsgeld, der Homo-Ehe und dem Min-
destlohn). Für die FDP sei beispielhaft 
auf ihr Verhalten bei der Nominierung 
Joachim Gaucks als Bundespräsiden-
ten erinnert, sowie ihre Unterstützung 
des Bundesratsbeschlusses zur Homo-
Ehe zusammen mit den Oppositionspar-
teien genannt. Ungleich zur Großen Ko-
alition wurde der Koalitionsausschuss 
sehr oft zum informalen Entscheidungs-
gremium von Koalitionskonflikten. Die 
Bundeskanzlerin selbst nahm ihren An-
spruch eines „Durchregierens“ bereits 
zu Regierungsbeginn zurück. 
Alle diese Faktoren haben zur Begren-
zung der Spielräume beigetragen, den 
Anspruch des Regierens aus einem Guss 
verblassen lassen und dem Ansehen 
und dem Vertrauen der Regierung ins-
gesamt und einzelner Regierungsmit-
glieder geschadet. 
Ergänzend kam die Beeinträchtigung 
des politischen Führungsanspruchs der 
Kanzlerin in der Personalpolitik hinzu. 
Das betrif f t eher die exekutive Elite und 
weniger die administrative Elite. 
Neben dem politischen Desaster im Ge-
folge des zweimaligen Rücktrit ts eines 
jeweils von der Kanzlerin favorisierten 
Bundespräsidenten ist auf die zahlrei-
chen Ministerrücktrit te und die partei-
politisch motivierten Kabinettsrocha-
den zu verweisen. Insgesamt gab es 
bislang fünf Ministerrücktrit te, acht Mi-
nisterneubesetzungen (mit vier neuen 
Ministern), sowie die Veränderung in 
der Position des Vizekanzlers. In der 
Großen Koalition, der Regierung 
„Merkel I“, gab es nur drei Rücktrit te, 

hingegen in der Regierung „Schröder I“ 
verloren sieben Minister ihren Posten 
und in der Regierung „Schröder II“ kei-
ner. Auffallend ist ferner die geringe 
Zahl an führungsstarken Ministern. Her-
vorzuheben ist hierzu die, seit der Gro-
ßen Koalition, Schlüsselrolle des Fi-
nanzministers. Seine Rolle in der 
schwarz-gelben Koalition wurde durch 
den im Koalitionsvertrag verbrieften all-
gemeinen Finanzierungsvorbehalt be-
züglich der Umsetzung des Regierungs-
programms noch gestärkt. Das Füh-
rungsduo Merkel-Schäuble agierte in 
der Euro-Krise weitgehend ohne Einbe-
zug des Koalitionspartners.
Die Führungsstärke der Bundeskanzle-
rin ergab sich vor allem durch ihr Ent-
scheidungshandeln auf der euro pa po-
litischen Bühne. Gestützt wurde dieser 
Führungsanspruch durch die Machtres-
source Bundeskanzleramt. Wie in der 
Großen Koalition hat sie auch in der jet-
zigen Koalition durch eine gelungene 
Personalpolitik bei der Auswahl der Ab-
teilungsleiter und der Beibehaltung des 
Koordinators für die G-Gipfel (soge-
nannter Sherpa, der seit Kohl allen 
Kanzlern diente) für kompetente und lo-
yale Berater gesorgt. Ihr „inner circle“ 
bestand aus politisch effektiv arbeiten-
den, selbst politisch nicht im Rampen-
licht stehenden Mitarbeitern (Murs-
wieck 2009; Bannas 2011). Das galt 
 anfangs auch für den Chef des Bundes-

kanzleramtes und den Regierungsspre-
cher. Nach dem Wechsel beider Positi-
onen verminderte sich, zumindest in der 
Innenpolitik, die zentrale Koordinati-
onsfunktion des Kanzleramtes und die 
Stützung der politischen Kommunikati-
onsfähigkeit der Kanzlerin als eine der 
am wenigsten effektiv wahrgenommen 
Führungsressource. Es gibt bislang kein 
politikwissenschaftliches Konzept zur 
effektiven politischen Führung in parla-
mentarischen Demokratien. Es gibt die 
von Max Weber aufgeworfene Frage 
nach den Eigenschaften eines Politikers, 
die notwendig seien, um in einer Demo-
kratie als Führer gelten zu können. „Die 
Antwort lautet: Er sollte ein Verantwor-
tungspolitiker sein. Er sollte Machtins-
tinkt, Verantwortungsgefühl und Augen-
maß besitzen, aber auch leidenschaft-
lich einer selbst gewählten überpersön-
lichen Sache folgen, für die er durch das 
gesprochene Wort wirbt. Er sollte also 
auch reden können. Aber noch eine Ei-
genschaft fehlt. Er sollte Charisma ha-
ben“ (Schluchter 2009: 248).
Aber weder ein Regierungschef noch 
ein Minister wird normalerweise diese 
Eigenschaften alle aufweisen können. 
Aus dem „Blickwinkel der weberschen 
Soziologie kommt das Regierungssys-
tem der Bundesrepublik dem Idealtypus 
der führerlosen Demokratie relativ nah“ 
(Schluchter 2009), in dem dennoch mit 
Führungsanspruch regiert wird.

Hervorzuheben ist 
die Schlüsselrolle 
des Finanzminis-
ters. Die Rolle von 
Wolfgang 
Schäuble in der 
schwarz-gelben 
Koalition wurde 
durch den im Koa-
litionsvertrag ver-
brieften allgemei-
nen Finanzie-
rungsvorbehalt 
bezüglich der 
Umsetzung des 
Regierungspro-
gramms noch 
gestärkt.
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KÖPFE ODER THEMEN?

Konkurrenten um die Kanzlerschaft: 
Angela Merkel und Peer Steinbrück
Andrea Römmele

Politische Botschaften werden seit jeher 
mit einem „Gesicht“, d. h. mit einer Per-
son verknüpft. Bei anstehenden Wahlen 
rücken die Kandidaten deshalb ver-
mehrt ins Rampenlicht. Die Debatte um 
die Personalisierung von Wahlkämpfen 
ist seit geraumer Zeit ein Gegenstand 
der politikwissenschaftlichen For-
schung. Andrea Römmele erörtert am 
aktuellen Beispiel des Bundestagswahl-
kampfes mit Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und dem Spitzenkandidaten 
der SPD, Peer Steinbrück, zentrale Er-
gebnisse der sozialwissenschaftlichen 
(Wahl-) Forschung. In einem ersten 
Schritt wird der Begriff der Personalisie-
rung mittels dreier Dimensionen defi-
niert. Daran anschließend werden die 
beiden Spitzenkandidaten der Bundes-
tagswahl 2013 genauer analysiert: Wo 
liegen ihre Stärken und Schwächen? 
Welche Themen favorisieren und prä-
sentieren sie? In einem weiteren Schritt 
werden Angela Merkel und Peer Stein-
brück aus der Sicht der Wählerschaft 
diskutiert. Und schließlich geht es um 
die Fragen, welche Rolle Kandidaten in 
den unterschiedlichen Modellen der 
Wahlentscheidung spielen und wie es 
um die Gewichtung von Parteiidentifi-
kation, Themen und Personen beim 
Wahlentscheid bestellt ist. I

Personen oder Themen?

Köpfe statt Themen? Inhaltsleere Perso-
nalplebiszite? So werden Wahlkämpfe 
heutzutage gerne beschrieben, oft mit 
vorwurfsvollem Unterton. Schließlich 
sollten doch gerade in einer parlamen-
tarischen Demokratie wie der deut-
schen, wo sich die Wählerinnen und 
Wähler auf dem Stimmzettel zwischen 
Parteien entscheiden sollen – und nicht 
zwischen Personen –, Parteien und ihre 
jeweiligen Programme im Mittelpunkt 
stehen. Aber: Eine Partei und ein Wahl-
programm brauchen ein „Zugpferd“, ein 
„Gesicht“. Politische Botschaften wur-
den von jeher mit Persönlichkeiten ver-
knüpft, um damit ihre Bekanntheit zu er-
höhen und die öffentliche Debatte zu 
beleben. Auch heute sind beispielswei-
se viele Beobachter der neu gegründe-
ten Alternative für Deutschland (AfD) 
der Ansicht, dass die richtige Führungs-

persönlichkeit die Partei über die magi-
sche Fünf-Prozent-Hürde „zaubern“ kön-
ne. Auch auf der europäischen Ebene 
könnten die Parteien – und somit natür-
lich auch ein Stück weit Europa – mit ei-
nem bekannten Gesicht bzw. einer Per-
sönlichkeit besser vermittelbar sein. 
Die Debatte um die Personalisierung 
von Wahlkämpfen scheint mit jedem 
neuen Wahlkampf einen weiteren Hö-
hepunkt zu erreichen und ist seit gerau-
mer Zeit Gegenstand der sozialwissen-
schaftlichen Forschung. Ziel dieses Auf-
satzes ist es, am aktuellen Beispiel des 
Bundestagswahlkampfes 2013 mit Bun-
deskanzlerin Angela Merkel und dem 
Spitzenkandidaten der SPD, Peer Stein-
brück, die zentralen Ergebnisse der For-
schung darzulegen. Der Aufsatz ist in 
vier Teile gegliedert. In einem ersten 
Schrit t möchten wir den Begrif f der Per-
sonalisierung genauer definieren. Was 
verstehen wir eigentlich darunter? Dar-
an anschließend sollen die beiden Spit-
zenkandidaten genauer beleuchtet 
werden: Wo liegen ihre Stärken und 
Schwächen? In einem drit ten Schrit t sol-
len die Kanzlerkandidaten aus der Sicht 
der Wählerinnen und Wähler diskutiert 
werden. Und schließlich: Abschließend 
wird gefragt, welche Rolle Kandidaten 
in den unterschiedlichen Modellen der 
Wahlentscheidung spielen?

Was versteht man unter 
Personalisierung?

Was genau verstehen wir in den Sozial-
wissenschaften unter dem Begrif f der 
Personalisierung? Hier gilt es, drei Di-
mensionen der Personalisierung klar 
voneinander zu unterscheiden: (1) die 
Personalisierung der Wahlkampffüh-
rung, (2) die Personalisierung des Wahl-
verhaltens und schließlich (3) die Perso-
nalisierung der Medienberichterstat-
tung über Wahlkämpfe (Brettschneider 
2002; Kriesi 2011; Römmele 2005). 

Personalisierung der 
Wahlkampfführung
Die Personalisierung der Wahlkampf-
führung drückt sich vor allem in einem 
Bedeutungsgewinn der Spitzenkandi-
daten gegenüber ihren Parteien aus. Al-
lerdings zeigt ein Blick in die relevante 
Literatur sowie die jeweiligen „Drehbü-
cher“ zu Wahlkämpfen, dass die Aus-

richtung der Wahlkampfdramaturgie 
auf den Spitzenkandidaten kein neues 
Phänomen ist. „Auf den Kanzler kommt 
es an“ war das Wahlmotto der CDU 
1969 mit dem damals amtierenden Bun-
deskanzler Kurt Georg Kiesinger. 1972 
hieß es, den „Kanzler für Deutschland“ 
wählen; 1976 „Zieh mit, wähl Schmidt“ 
(Müller 1999). Er folgreich bestrit t Hel-
mut Kohl 1990 als „Kanzler der Einheit“ 
den Bundestagswahlkampf. Gerhard 
Schröders Plakate 1998 signalisierten 
„Ich bin bereit“, und 2002 blickte Schrö-
der als „Kanzler der Mitte“ aus den 
Wahlplakaten. 2009 warb Angela 

Die Ausrichtung 
der Wahlkampf-
dramaturgie auf 
den Spitzenkandi-
daten ist kein 
neues Phänomen. 
2009 warb 
Angela Merkel als 
Kanzlerin mit dem 
Slogan „Wir wäh-
len die Kanzlerin“. 
picture alliance/dpa
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Merkel als Kanzlerin mit dem Slogan 
„Wir wählen die Kanzlerin“. Viele inter-
nationale Beispiele weisen in die glei-
che Richtung. Nicht nur im präsidentiel-
len System der USA, wo die Wahlen tra-
ditionell in erster Linie Personenwahlen 
sind, spielen die Kandidaten eine zent-
rale Rolle. Auch in parlamentarischen 
Systemen wie im Vereinigten Königreich 
setzen Spitzenkandidaten auf persönli-
che Botschaften, so etwa David Came-
ron, der im Wahlkampf 2010 auf Plaka-
ten versprach „Ich werde die Schulden 
reduzieren“.
Spitzenkandidaten sind „Zugpferde“ ih-
rer Parteien im Wahlkampf, wobei es 
„Kanzlerkandidaten weder in der Ver-
fassungsordnung noch im Wahlrecht 
gibt. Es handelt sich hier um eine politi-
sche Kunstfigur, die im Bundestags-
wahlkampf 1961 von der SPD ins Leben 
gerufen wurde“ (Schmitt-Beck 2011: 
200). Kleinere Parteien ziehen üblicher-
weise nicht mit einem Kanzlerkandida-
ten in den Wahlkampf, aber die Präsen-

tation des jeweiligen Führungsperso-
nals ist auch hier in den Vordergrund 
gerückt, wie seit einigen Jahren an der 
Hervorhebung von Persönlichkeiten wie 
Guido Westerwelle, Joschka Fischer 
oder Gregor Gysi zu erkennen ist. 

Personalisierung des individuellen 
Wahlverhaltens
Die zweite Dimension des Personalisie-
rungsbegrif fs ist die des Wählerverhal-
tens. In der Regel werden hierunter zwei 
Tendenzen erfasst: Zum einen sei das 
je individuelle Wählerverhalten immer 
stärker von den Einstellungen zu den 
Spitzenkandidaten beeinflusst als von 
politischen Sachpositionen. Zum ande-
ren würden Kandidaten mehr und mehr 
aufgrund ihrer unpolitischen Persönlich-
keitsmerkmale beurteilt (u. a. Lass 1995; 
Brettschneider 2002; Klein/Ohr 2001). 
Aufgrund der in den letzten Jahrzehn-
ten massiv nachlassenden Parteibin-
dung (Dalton 2011) rücken diese Kandi-
dateneigenschaften vermehrt in den 

Vordergrund. Vor allem bei Wählerin-
nen und Wählern, die sich kaum für Poli-
tik interessieren, bieten unpolitische Ei-
genschaften der Kanzlerkandidaten ei-
ne Orientierung bei der Wahlentschei-
dung. 
Die empirische Forschung konnte diese 
hier nur kurz skizzierte These der zuneh-
menden Personalisierung des Wähler-
verhaltens allerdings nicht eindeutig 
belegen. So fasst Rüdiger Schmitt-Beck 
zusammen: „Alles in allem vermitteln 
langfristige Analysen der Bedeutung 
des politischen Führungspersonals für 
das Wählerverhalten eher den Eindruck 
trendloser Fluktuation (…). Die Effekte 
der Kandidatenbewertungen auf die 
Parteipräferenzen der Wähler variieren 
vielmehr stark von Wahl zu Wahl und 
stellen sich zudem auch nicht für alle 

KONKURRENTEN
UM DIE KANZLERSCHAFT:

ANGELA MERKEL UND PEER STEINBRÜCK
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Parteien gleich dar“ (Schmitt-Beck 2011: 
201). Und Frank Brettscheider argumen-
tiert auf empirisch überzeugender Da-
tengrundlage in eine klare Richtung: 
Erstens sei die Personalisierung des 
Wählerverhaltens, also das sogenann-
te candidate voting, bei weitem nicht so 
verbreitet wie vielfach angenommen 
und zweitens sei es alles andere als in-
haltsleer oder unpolitisch: „Die Beurtei-
lung der Kandidaten für das Amt des 
amerikanischen Präsidenten, des deut-
schen Bundeskanzlers oder des briti-
schen Premierministers durch die Bevöl-
kerung fußt sogar überwiegend oder 
doch sehr stark auf deren wahrgenom-
mener Problemlösungskompetenz. Die 
Beurteilung der Kompetenz einzelner 
Kandidaten zur Lösung bestimmter poli-
tischer Sachfragen ist also ein integra-
ler Bestandteil der Kandidatenbewer-
tung. Es handelt sich dabei um eine the-
menspezifische Kandidatenorientie-
rung“ (Brettschneider 2002: 209f.). 

Personalisierung der 
Medienberichterstattung
Die drit te Dimension des Personalisie-
rungsbegrif fes richtet sich auf die Perso-
nalisierung der Medienberichterstat-
tung. Für manche Beobachter werden 
Wahlkämpfe zunehmend zu „themenlo-
sen Personalplebisziten“ (Sarcinelli 
1987: 166), zu einer Show ohne Inhalt. 
Empirisch konnte für deutsche Wahl-
kämpfe in den Jahren 1972, 1987 und 
2002 keine wachsende Bedeutung der 
Spitzenkandidaten in der medialen Be-
richterstattung festgemacht werden – 
wobei eine Personalisierung in den Me-
dien trotzdem nicht von der Hand zu 
weisen ist. Allerdings erfolgt sie anders 
als vermutet. Die steigende Konzentrati-
on auf die Spitzenpolitiker, und hier in 
erster Linie die Minister als Fachvertre-
ter, ist ein zentrales Ergebnis (Römmele 
2005: 428). In einer international ver-
gleichend angelegten Studie, die sechs 
europäische Länder untersucht, kommt 
Hanspeter Kriesi zu der Schlussfolge-
rung: „This analysis has shown that, in 
the national elections in the six coun-
tries covered, there is neither a general 
trend towards increasing personalizati-
on in media coverage of election cam-
paigns, nor a trend towards increasing 
concentration of the media coverage 
on a limited set of top political leaders 
(‚presidentialization‘)“ (Kriesi 2011: 17).
Sicherlich lassen bestimmte Fernsehfor-
mate – allen voran die mittlerweile 
schon traditionell statt findenden TV-
Duelle – punktuell die Spitzenkandida-
ten in den Medien besonders hochle-
ben. In den USA gehören TV-Duelle seit 
den legendären Kennedy-Nixon-De-
batten 1960 zum Inventar und sind me-
diale Höhepunkte eines jeden amerika-
nischen Wahlkampfes. In Deutschland 

kennen wir diese Form des inhaltlichen 
Schlagabtausches seit 2002. Gerhard 
Schröder und Edmund Stoiber lieferten 
sich zwei verbale Duelle vor der Bun-
destagswahl – und mittlerweile sind TV-
Duelle auch fester Programmpunkt so-
wohl auf Bundes- als auch auf Ländere-
bene. Dies verwundert auch nicht, denn 
das Format passt exzellent in die medi-
ale Nachrichtenwertlogik: Duelle lie-
fern Konflikte, sind pointiert und werden 
präsentiert wie Sportereignisse: Politi-
ker „führen“, „holen auf“, „punkten“, „lie-
fern sich Steilvorlagen“ (Brettschneider 
2008). Aber auch Wählerinnen und 
Wählern kommt dieses Format entge-
gen: In 90 Minuten werden ihnen die 
wichtigsten Themen, Positionen und Un-
terschiede von Seiten der Spitzenkandi-
daten präsentiert. Doch welche Wir-
kung haben diese TV-Duelle letztend-
lich auf die Wahlentscheidung? Jüngste 
Studien weisen darauf hin, dass „TV-De-
batten durchaus in der Lage sind, das 
Bild, das die Wähler von ihnen haben 

(…), zu beeinflussen. Gelingt es ihnen 
zudem, die Debatte (aus Sicht der Zu-
schauer) zu gewinnen, schlägt sich dies 
positiv auf das individuelle Wahlverhal-
ten nieder“ (Fass/Maier 2012: 229). 

Die SPD und die Suche nach einem 
Kanzlerkandidaten

Die SPD wollte erst nach der Nieder-
sachsenwahl Ende Januar 2013 ihren 
Kanzlerkandidaten küren. Dass sich vor 
allem die Medien nicht so lange in Ge-
duld üben konnten, war zu erwarten. Ein 
Blick in die Parteistatuten und in die re-
levante akademische Literatur zeigt auf, 
dass es keine klaren Regeln zur Kür ei-
nes Spitzenkandidaten gibt – anders 
als im präsidentiellen System der USA, 
wo in Vorwahlkämpfen, den sogenann-
ten primaries, Spitzenkandidaten aus-
gesucht werden, gibt es bei uns keine 
offizielle Regelung – noch immer gilt die 
Kandidatenauswahl als ein „secret gar-

SPD-Parteitag 
2013 in Regens-
burg mit dem 
Motto „Das Wir 
entscheidet“: Der 
Spitzenkandidat 
muss sowohl 
innerhalb der Par-
tei eine hinrei-
chende Rückende-
ckung bzw. Basis 
genießen als auch 
außerhalb der 
Partei Unterstüt-
zer finden. 
picture alliance/dpa
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den of politics“ (Gallagher/Marsh 
1988). Auch sind die Kriterien, die bei 
einer solchen Suche bzw. Auswahl eine 
Rolle spielen, nicht klar formuliert und 
festgehalten – dennoch liegen sie auf 
der Hand. Der Spitzenkandidat muss 
sowohl innerhalb der Partei eine hinrei-
chende Rückendeckung bzw. Basis ge-
nießen, als auch außerhalb der Partei 
Unterstützer finden. Und er muss im Me-
dienzeitalter eine gewisse „Medien-
tauglichkeit“ an den Tag legen. So 
deutlich formulierte es auch Fraktions-
chef Frank-Walter Steinmeier in einem 
Spiegel-Interview: Von Bedeutung sei 
„wie der Kanzlerkandidat mit der eige-
nen Partei klarkommt und welche Chan-
cen er in einem Wählerpublikum außer-
halb der Partei hat (…). Natürlich spie-
len Umfragen eine Rolle“.1
In einem bis dato einzigartigen Experi-
ment kürte die SPD 1994 per Mitglieder-
umfrage ihren Kanzlerkandidaten Ru-
dolf Scharping. Auch die Urwahl der 
Grünen im aktuellen Wahlkampf 2013 

ist ein Versuch, mehr Transparenz in die 
Auswahl zu bringen. Allerdings muss 
die Zeit zeigen, ob das Modell – das 
beispielsweise in der SPD auf Landes-
ebene gelegentlich angewendet wird – 
nachgeahmt und/oder institutionali-
siert wird.
Der Deutschlandtrend von Infratest di-
map zeigte im August 2012 deutlich, 
dass es innerhalb der SPD auf ein Duell 
zwischen Frank-Walter Steinmeier und 
Peer Steinbrück hinauslaufen würde. 29 
Prozent der Deutschen hielten Stein-
brück für den besseren Kandidaten, 
dicht gefolgt von Steinmeier mit 27 Pro-
zent. Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gab-
riel war mit zwölf Prozent deutlich ab-
geschlagen. Bei SPD-Anhängern zeigte 
sich die Zuspitzung auf die beiden 
„Stones“ noch deutlicher: Jeweils 37 
Prozent der SPD-Anhänger hielten so-
wohl Steinmeier als auch Steinbrück für 
die geeigneten Kandidaten, lediglich 
14 Prozent sahen in Sigmar Gabriel den 
zukünftigen Herausforderer Angela 

Merkels. Die Umfrageforschung bietet 
zwei „Direktvergleiche“ zwischen den 
Kandidaten an, das Ranking in den Top 
Ten sowie die „K-Frage“. Im Politbaro-
meter der Forschungsgruppe Wahlen 
werden regelmäßig die Top Ten, d. h. 
die zehn beliebtesten Politiker, aufge-
führt (auf einer Skala von +5 bis -5). Hier 
nimmt Bundeskanzlerin Merkel in der 
Umfrage Ende April 2013 erneut Platz 1 
mit einem Durchschnittswert von 1,9 ein, 
gefolgt von Wolfgang Schäuble mit ei-
nem Wert von 1,2, Thomas de Maiziere 
mit 1,0 und Frank-Walter Steinmeier bei 
unverändert 0,9. Auf einen Wert von 0 
kommt der Kanzlerkandidat der SPD, 
Peer Steinbrück. Auch in der „K-Frage“ 
schneidet Steinbrück deutlich schlech-
ter ab als die Kanzlerin („Wenn man 
den Bundeskanzler direkt wählen könn-
te, für wen würden Sie sich entschei-
den? Angela Merkel oder Peer Stein-
brück?“): 60 Prozent der Befragten stim-
men für Angela Merkel, nur 25 Prozent 
für Peer Steinbrück. Ebenso ist Stein-
brücks Rückhalt in den eigenen Reihen 
noch ausbaufähig: Knapp die Hälfte 
aller SPD-Mitglieder präferiert Stein-
brück, immerhin 34 Prozent der SPD-
Mitglieder würden bei einer Direktwahl 
jedoch für Angela Merkel stimmen. In 
der Union ist die Unterstützung von An-
gela Merkel mit 96 Prozent mehr als be-
eindruckend (siehe: Infratest dimap, 
ARD Deutschlandtrend, April 2013). 

Tabelle 1: Kanzlerpräferenz nach Par-
teianhängern (in Prozent)

Angela 
Merkel

Peer 
 Steinbrück

Gesamt 60 25
CDU/CSU-
Anhänger

96 2

SPD- 
Anhänger

34 57

Quelle: Infratest dimap, ARD Deutschlandtrend, 
4.4.2013

Bei Wahlen geht es (auch) 
um Themen

Bei all diesen Erhebungen sollte jedoch 
nicht vergessen werden, dass es in 
Wahlkämpfen um Themen geht, und 
nicht (nur) um Personen. Anders gesagt: 
Egal, welchen Einfluss die oben ge-
nannten „unpolitischen Eigenschaften“ 
eines Kandidaten nun genau haben 
mögen, fest steht, dass politische Per-

KONKURRENTEN
UM DIE KANZLERSCHAFT:

ANGELA MERKEL UND PEER STEINBRÜCK

BiS2013_03_umbr.indd   185BiS2013_03_umbr.indd   185 23.07.13   07:3823.07.13   07:38



186

sönlichkeiten nicht ohne inhaltliche Bot-
schaften auskommen. 
Der Stellenwert sowie das Potenzial für 
Polarisierung und Mobilisierung dieser 
Inhalte haben sich im historischen Ver-
gleich gleichwohl deutlich verschoben. 
Wahlkämpfe in den 1950er-, 1960er- 
und 1970er-Jahren wirkten ideologisch 
aufgeladen und polarisierend: CDU 
und SPD lieferten sich heftige Auseinan-
dersetzungen zu Themen wie dem Ein-
trit t in die NATO, der Wehrpflicht, der 
Ostpolitik, der inneren Sicherheit, der 
wir tschaftspolitischen Reformen und 
der Verankerung der Bundesrepublik 
Deutschland im westlichen Bündnis. Ab 
den 1980er-Jahren näherten sich die In-
halte der großen Parteien mehr und 
mehr an.2 Das politische Angebot unter-
scheidet sich heute nicht (mehr) durch 
sich diametral gegenüberstehende, 
miteinander konkurrierende Politikent-
würfe; vielmehr werden Politikdif feren-
zen zwischen den Parteien am besten 
anhand der unterschiedlichen Gewich-
tungen der relevanten Wahlkampfthe-
men festgemacht. Parteien verfolgen 
demnach die Strategie des selective em-
phasis: Durch Selektion werden Themen 
in eine Hierarchie von relativer Wichtig-
keit gestellt (Budge/Farlie 1983). 
Die Umfrageforschung zeigt uns deut-
lich, welche Themen den Bürgerinnen 
und Bürgern „auf den Nägeln brennen“ 
(vgl. Schaubild 1). Das dominierende 
Thema des vergangenen Jahres war 
zweifelsohne die Euro- und Schulden-
krise. Zwar hat dieses Thema an seiner 
massiven Brisanz etwas eingebüßt (viel-
leicht haben die Bürgerinnen und Bür-
ger sich aber auch einfach nur daran 
gewöhnt), wird aber trotzdem noch als 

das wichtigste Problem genannt, ge-
folgt von der Arbeitslosigkeit. 
Die Vorschläge der Parteien in Deutsch-
land zu diesen beiden Themen mögen 
sich zwar unterscheiden, sie weisen je-
doch nur selten in vollständig verschie-
dene Richtungen. Und bei einem inhalt-
lich ähnlichen Angebot der Parteien 
kommt den Spitzenkandidaten eine be-
sondere Bedeutung zu: Sie machen den 
Unterschied aus! Konkret sind die bei-
den derzeit dominierenden Themen sol-
che, bei denen der Kanzlerin sowie ih-
rer Partei Kompetenzen zugesprochen 
werden. Allerdings zählen sie auch zum 
Metier des Herausforderers. So ist An-
gela Merkel als Amtsinhaberin perma-
nent in den Medien als eine zentrale Fi-
gur in der europäischen Krisenpolitik 
präsent; keine Entscheidung im Zusam-
menhang mit dem Euro wird ohne sie 
laufen. Hierbei hat sie einen präsidia-
len Führungsstil entwickelt, der medial 
noch verstärkt wird. Peer Steinbrück 
wiederum versucht sich an der Quadra-
tur des Kreises, indem er die Kanzlerin 
und die Politik ihrer Koalition kritisieren 
und Alternativen aufzeigen möchte, oh-
ne aber den grundsätzlichen Kurs einer 
Euro- und europafreundlichen Politik zu 
verlassen, den er nicht zuletzt als Fi-
nanzminister in der großen Koalition 
2005–2009 mitgetragen hat.
Dies ist ein schwieriges Unterfangen, 
zumal die Wirtschaftsdaten für Deutsch-
land noch immer als relativ positiv wahr-
genommen werden und Deutschland 
gerade auch international den Ruf ei-
nes Stabilitätsankers im krisengeschüt-
telten Euro-Raum hat. Die Wahlkampf-
forschung zeigt diesbezüglich, dass 
Amtsinhaber bei guten Konjunkturdaten 

bzw. -prognosen und wirtschaftlicher 
Kompetenz schwer zu schlagen sind. 
„It’s the economy, stupid“ – dieser 
Wahlkampfslogan Bill Clintons aus dem 
Jahre 1992 bringt die zentrale Bedeu-
tung der Wirtschaft in Wahlkämpfen 
auf den Punkt (Vavreck 2009). Und hier-
in liegt auch zum Teil der Misserfolg 
bzw. Fehlstart der SPD-Kampagne unter 
der Führung von Peer Steinbrück be-
gründet: 70 Prozent der Bürger sagen 
laut ARD Deutschlandtrend (Mai 2013), 
dass die SPD nicht deutlich mache, wie 
sie die Euro-Krise lösen möchte. Außer-
dem sind zwei Drit tel der Bürgerinnen 
und Bürger der Meinung, dass die CDU 
mit Kanzlerin Merkel eine sehr ge-
schätzte Kanzlerin hat.3

Welche Rolle spielen Kandidaten in 
Modellen der Wahlentscheidung?
Das sozialpsychologische Modell der 
Wahlforschung hat drei Faktoren iden-
tifiziert, welche die Wahlentscheidung 
maßgeblich beeinflussen: die Partei-
identifikation, Themen und Kandidaten. 

Bundeskanzlerin 
Angela Merkel in 
Brüssel kurz vor 
einem EU-Gipfel. 
Bei der Euro-und 
Schuldenkrise 
werden der Kanz-
lerin und ihrer 
Partei Kompeten-
zen zugespro-
chen. Als Amtsin-
haberin ist Angela 
Merkel permanent 
in den Medien als 
zentrale Figur in 
der europäischen 
Krisenpolitik prä-
sent.
picture alliance/dpa

Abbildung 1: Wichtige Probleme in Deutschland

Quelle. Forschungsgruppe Wahlen
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Dieses Modell wurde von amerikani-
schen Kollegen Ende der 1950er-Jahre 
entwickelt und wird häufig als Ann-Ar-
bor-Modell oder Michigan-Modell in 
der Literatur aufgeführt (Miller/Stokes 

1960). Lange Zeit galt die Parteiidentifi-
kation als die, das Wahlverhalten am 
stärksten beeinflussende Variable, flan-
kiert von den beiden im Vergleich weni-

ger wichtigen Variablen Themen und 
Personen.
Im Sozialisationsprozess erworben und 
durch Wahlen immer wieder aktuali-
siert, wirkt die Parteiidentifikation da-
bei wie ein Filter, der Wahrnehmung 
und Bewertung politischer Themen und 
Ereignisse strukturiert. Makropolitisch 
bildet die Parteiidentifikation eine wich-
tige Voraussetzung politischer Stabili-
tät. Nach dem Zweiten Weltkrieg setzt 
in den westlichen Demokratien in unter-
schiedlichem Ausmaß, wohl aber mit 
gleicher Stoßrichtung, eine Verände-
rung des Verhältnisses zwischen Partei-
en und Wählern ein (vgl. Berglund u. a. 
2005: 109). Die bisher stabilen, in der 
Sozialstruktur verankerten Parteibin-
dungen lockern sich oder lösen sich 
ganz auf. Dem sozial integrierten Bür-
ger vergangener Zeiten steht nun der 
mehr und mehr individualisierte Bürger 
gegenüber, der sich keiner sozial veran-
kerten Wahlnorm verpflichtet fühlt. 
Mit sinkender Parteiidentifikation und 
steigender Anzahl an Wechselwählern 
wachsen natürlich die Bedeutung und 
der Einfluss von Themen und Kandida-
ten. Vor allem die sogenannten unpoliti-
schen Eigenschaften eines Kandidaten 
können als information shortcut dienen. 
In anderen Worten: unpolitische oder 
rollenferne (im Gegensatz zu politi-
schen bzw. rollennahen) Merkmale der 
Kandidaten können wichtige Determi-
nanten der allgemeinen Kandidatenbe-
wertung sein (für Näheres zu dieser Un-
terscheidung siehe Campbell u. a. 
1960; Lass 1995). Welchen Einfluss rol-
lenferne Merkmale wie Sympathiewer-
te, physische Attraktivität oder Ma-
nagementqualitäten auf das eigentli-
che Wahlverhalten haben, wird von der 
Forschung nicht klar beantwortet. Un-
terschiedliche Arbeiten weisen zwar 
nach, dass unpolitische Merkmale 
wichtige Determinanten der allgemei-
nen Kandidatenbewertung sind (An-
derson/Brettschneider 2003; Gabriel/
Neller 2005) und durchaus die Wahl-
entscheidung beeinflussen (z. B. Rosar/
Ohr 2005), allerdings lassen diese For-
schungsarbeiten aufgrund der zum Teil 
sehr verschiedenen Messinstrumente, 
die benutzt werden, kaum Aussagen 
über die Entwicklung des candidate vo-
ting in Deutschland zu. Hinweise, dass 
es sich eher um situative unsystemati-
sche Schwankungen handelt, legen Jür-
gen Lass (1995) und Frank Brettschnei-
der (2002) vor. Zu ähnlichen Befunden 
kommt Jürgen Maier (2006), der den 
Einfluss von unpolitischen und politi-
schen Merkmalen auf die Bewertung 

Abbildung 2: Ann-Arbor-Modell 

Kandidatenorientierung

Parteibindung Wahlentscheidung

Themenorientierung
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der Kanzlerkandidaten bei den Bundes-
tagswahlen 1998 und 2002 vergleicht 
und keinen systematischen Bedeutungs-
zuwachs rollenferner Kandidatenmerk-
male feststellen kann. Es sind vor allem 
vier Imagedimensionen, mit deren Hilfe 
sich Wählerinnen und Wähler ein Bild 
von den zur Wahl stehenden Kandida-
ten machen: (1) die wahrgenommene 
Problemlösungskompetenz; (2) ihre ge-
nerellen politischen Management- und 
Führungskompetenzen; (3) ihre Vertrau-
enswürdigkeit und ihre persönliche In-
tegrität sowie (4) die Zuschreibung eher 
unpolitischer persönlicher Eigenschaf-
ten (vgl. Brettschneider 2002; Gabriel 
et al 2009; Ohr/Klein 2001). 
Auch in eher soziologischen Theorien 
des Wahlverhaltens kommt den kandi-
dierenden Personen eine wichtige Rolle 
zu. So ist beispielsweise für den Erklä-
rungsansatz, dass das Wahlverhalten 
der Bürgerinnen und Bürger von dem 
sozialen Milieu abhänge, dem sie an-
gehören, ebenfalls auf eine individuelle 
Ebene übertragbar. Nicht von ungefähr 
lassen alle Kandidaten von Zeit zu Zeit 
kleine Anekdoten über ihre Herkunft 
oder ihr Privatleben durchblicken, mit 
denen sich die Wähler identifizieren 
können. Und selbst für stark ökonomisch 
geprägte Erklärungen des Wahlverhal-
tens können Personen entscheidend 
sein, da sie eine wichtige Komponente 

in der Abwägung darstellen, ob mit dem 
Wahlakt auch der vom Kandidaten ver-
sprochene und vom Wähler erwartete 
Nutzen eintrit t. Darüber hinaus sind 
auch Faktoren wie etwa der Amtsbonus 
eines Amtsinhabers von großer Bedeu-
tung.

Fazit

Für die Frage, welche Person schließlich 
ins Kanzleramt einziehen darf, sind na-
türlich sehr viele Faktoren relevant; auch 
solche Faktoren, die über die hier disku-
tierten, auf die Person der Kandidaten 
bezogenen Ebene hinausgehen. Das 
politische System in Deutschland ist ein 
parlamentarisches und sieht somit vor, 
dass der Regierungschef nicht direkt, 
sondern vom Parlament gewählt wird. 
Dem gehen komplexe Aushandlungs-
prozesse zwischen Politikern und ihren 
Parteien voraus. Somit ist davon auszu-
gehen, dass zum einen den Parteien 
nach wie vor eine entscheidende Rolle 
zukommt. Eine Kandidatur kann – wie 
oben bereits angesprochen – nur durch 
den Nominierungsprozess und somit 
nach den offiziellen und den informel-
len Spielregeln der Partei errungen 
werden. Daher ist zweitens auch nicht 
klar zu sagen, ob wirklich immer die hier 
diskutierten Eigenschaften die wichtigs-

ten Faktoren für die Auswahl darstellen. 
Schließlich beziehen sich Beliebtheits- 
und Kompetenzwerte primär auf die öf-
fentliche Wahrnehmung, nicht auf die 
parteiinterne – auch wenn sie dort si-
cherlich ebenfalls eine Rolle spielen. 
Es ist also nicht umfassend, aber den-
noch legitim, auch im aktuellen Bundes-
tagswahlkampf 2013 die Rolle der Amts-
inhaberin und ihres Herausforderers 
genau unter die Lupe zu nehmen. Die 
vorangegangenen Ausführungen legen 
nahe, dass ihre Eigenschaften und vor 
allem deren öffentliche Wahrnehmung 
in hohem Maße relevant für das Wahl-
ergebnis ihrer Parteien sind. In diesem 
Sinne kann bei aller Ungewissheit, die 
derzeit besteht, konstatiert werden, 
dass Angela Merkel mit einem klaren 
Vorsprung vor Peer Steinbrück in die 
heiße Phase des Wahlkampfes gehen 
wird. Allerdings haben vergangene 
Wahlen stets gezeigt, dass eine Viel-
zahl von unberechenbaren Faktoren 
das Wahlergebnis entscheidend beein-
flussen kann. Man denke etwa an Kri-
senmomente wie die Flutkatastrophe im 
August 2002. Der amtierende Bundes-
kanzler Schröder sagte im Wahlkampf 
schnelle und großzügige Hilfe zu. In sol-
chen Szenarien sind die Amtsinhaber je 
nach konkreter Situation in einer Rolle 
gefordert, die sie selten spielen, die al-
lerdings von der Bevölkerung in ent-
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scheidenden Momenten verlangt wird. 
Auch Affären, wie es sie im Vorfeld der 
aktuellen Wahl bereits um die Honora-
re für die Vorträge von Peer Steinbrück, 
aber auch um einige Vertraute und/
oder Kabinettsmitglieder von Angela 
Merkel gab, haben stets das Potenzial, 
kurzfristig für große Effekte in der Wäh-
lergunst zu sorgen. Und selbst wenn sol-
che singulären Krisenmomente weitge-
hend ausbleiben sollten, besteht für 
beide Kandidaten die Möglichkeit – 
aber auch die Verpflichtung –, sich den 
Wählern im Wahlkampf von einer an-
deren Seite zu präsentieren. Denn per-
sönliche Kompetenz und Beliebtheit 
sind nicht per se von Dauer, sondern 
müssen kontinuierlich gepflegt und er-
neuert werden.
Die Bundeskanzlerin geht also mit ei-
nem klaren Startvorteil in ein Rennen, 
das allerdings lang ist und reichlich Ge-
legenheiten für Überraschungen und 
Wendungen geben wird.
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3 Vgl.: http://www.tagesschau.de/inland/de 
u tschlandtrend1730.pdf. Die Frage lautete: „Die 
SPD leidet zurzeit unter mangelndem Wählerzu-
spruch. Als Ursachen werden unterschiedliche 
Gründe diskutiert. Ich nenne Ihnen nun einige 
und Sie sagen mir bitte zu jedem, ob er für die 
SPD ein sehr großes Problem, ein großes Prob-
lem, ein weniger großes Problem oder kein Pro-
blem darstellt.“ 

Das im Mai 2013 
erschienene Buch 
„Steinbrück oder 
Merkel? Deutsch-
land hat die 
Wahl“ ist in Berlin 
bei einer Buchvor-
stellung zu sehen. 
Allen Umfragen 
und Prognosen 
zufolge geht die 
Bundeskanzlerin 
mit einem Start-
vorteil ins Rennen.
picture alliance/dpa
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WAHLKAMPF ALS POLITISCHE KOMMUNIKATION

Wahlkampf: 
Funktionen, Instrumente und Wirkungen
Frank Brettschneider

In Wahlkämpfen wird nichts dem Zufall 
überlassen. Modernes und systemati-
sches Wahlkampfmanagement setzt 
sich aus mehreren Einzelschritten (Ana-
lyse, Planung, Umsetzung und Evaluati-
on) zusammen. Frank Brettschneider 
erörtert entlang dieser Phasen die un-
terschiedlichen Facetten der politischen 
Kommunikation, die Bestandteile eines 
jeden Wahlkampfes sind. In der Analy-
sephase werden von Wahlkampfstäben 
Einstellungen und Themenpräferenzen 
verschiedener Wählergruppen eruiert. 
Angesichts einer fragmentierten Wäh-
lerschaft, abnehmender Parteiidentifi-
kation und einem sinkenden Anteil von 
Stammwählern ist die optimale Passung 
zwischen Themenmanagement, Kandi-
datenimage und Wahlkampftaktik ein 
zentraler Bestandteil der Planungspha-
se. Die Umset zung ist die eigentliche 
Wahlkampagne, die aus traditionellen 
Wahlkampfinstrumenten (Wahlplaka-
ten, Straßenwahlkampf, Medienarbeit) 
sowie aus Online-Instrumenten (soziale 
Medien und soziale Netzwerke) besteht 
und vor der Wahl hochtourig um die 
Wählergunst buhlt. Der Wahlerfolg 
hängt nicht zuletzt von der Medienprä-
senz und -berichterstattung ab. Medien 
können die vorhandenen Einstellungen 
der Wählerschaft aktivieren, und sie 
prägen die Wahrnehmung, die Wähle-
rinnen und Wähler von den Parteien und 
ihren Spitzenkandidaten haben. I

Die Bundestagswahl 2013

Eine entscheidende Wahl steht bevor. 
Das sagen zumindest die Wahlkämpfer 
aller Parteien. CDU und CSU wollen 
auch nach der Wahl im September die 
Regierungschefin stellen. Dafür streben 
sie eine Fortsetzung der Koalition mit 
der FDP an. Aber auch gegenüber einer 
Großen Koalition wären viele innerhalb 
der Union nicht abgeneigt, hat man mit 
ihr doch zwischen 2005 und 2009 gute 
Er fahrungen gemacht; manche sagen: 
bessere als mit der FDP. Um ihr Ziel zu 
erreichen, setzt die Union auf die Popu-
larität der Kanzlerin. Für die FDP geht es 
mal wieder ums Überleben. Lange Zeit 
im Umfragetief, können die Liberalen 
am Wahltag vermutlich mit der Unter-
stützung durch einige CDU-Anhänger 

rechnen. So ist auch ein Ergebnis deut-
lich über der Fünf-Prozent-Hürde mög-
lich. Die SPD wiederum will die Union 
ablösen. Deren Spitzenkandidat Peer 
Steinbrück, als Hoffnungsträger gestar-
tet, hat sich in der Zwischenzeit man-
ches Mal als Belastung erwiesen. Es ist 
aber gut möglich, dass sich am Ende 
das Thema „Soziale Gerechtigkeit“ für 
die SPD als wichtiger erweisen wird, als 
ihr Spitzenkandidat. Die Grünen wollen 
ihren Höhenflug der letzten Jahre fort-
setzen. Sie schrecken in ihrem Wahlpro-
gramm auch nicht davor zurück, deutli-
che Steuererhöhungen zu fordern. So 
wollen sie ihr Image als Ökologie-Partei 
um die Facette der sozialen Gerechtig-
keit ergänzen. Derzeit scheint es jedoch 
eher unwahrscheinlich, dass SPD und 
Grüne genügend Stimmen für eine ge-
meinsame Regierung auf sich vereinen 
können. Vor Schwierigkeiten steht die 
Linkspartei: Tendenziell hat sie sich bei 
den letzten Landtagswahlen zu einer 
Regionalpartei Ost zurückentwickelt. 
Daneben bleiben die Aussichten der re-
lativ neuen Parteien ungewiss: Die Pira-
ten könnten sich mit ihren Personalque-
relen selbst um die Chance gebracht 
haben, zum ersten Mal in den Deut-
schen Bundestag einzuziehen. Für die 
neu gegründete Alternative für Deutsch-
land (AfD) dürfte ihre Europa-Kritik al-
leine nicht ausreichen, um den Sprung 
ins Parlament zu schaffen. Und die Frei-
en Wähler dürften Schwierigkeiten ha-
ben, ihre lokalen und regionalen Erfol-
ge auf die Bundesebene zu übertragen. 
Alle zusammen können den im Deut-
schen Bundestag vertretenen Parteien 
aber so viele Wählerinnen und Wähler 
abspenstig machen, dass eine Koaliti-
onsbildung nach der Wahl noch schwie-
riger wird.
Es überrascht daher nicht, dass auch un-
ter den Wahlkämpfern die Anspannung 
steigt. Die Parteien sind längst im Wahl-
kampf-Modus. Ihr Wahlkampf-Mix be-
steht aus traditionellen Wahlkampfinst-
rumenten wie Medienarbeit, Straßen-
wahlkampf, Plakaten, Wahlwerbespots 
und Broschüren sowie aus Online-Inst-
rumenten wie der klassischen Home-
page und den sozialen Medien und so-
zialen Netzwerken des Web 2.0. The-
men und Kandidaten sind die Zutaten 
des Wahlkampfs. Aber was genau sind 
die Ziele von Wahlkämpfen? Welche 
Rolle spielen Themenmanagement, Ne-

gative Campaigning, Plakate und On-
line-Wahlkampf? Diesen Fragen wird im 
Folgenden nachgegangen.

Das „Wahlkampf-Dreieck“

Wähler, Parteien und Massenmedien 
bilden die Eckpunkte des „Wahlkampf-
Dreiecks“ (vgl. Abbildung 1; Brettschnei-
der 2002a). Die Wählerinnen und Wäh-
ler weisen den Parteien durch ihre 
Stimmabgabe Macht auf Zeit zu. Dabei 
spielen ihre grundlegenden Überzeu-
gungen sowie ihre aktuellen Eindrücke 
von den Parteien und ihren Spitzenpoli-
tikern eine wesentliche Rolle. Die Partei-
en wiederum müssen die Wählerinnen 
und Wähler im Wahlkampf erreichen 
und zur Stimmabgabe bewegen. Dazu 
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kommunizieren sie einerseits direkt mit 
ihnen, andererseits sind sie auf die Be-
richterstattung der klassischen Massen-
medien angewiesen. Die Journalisten 
übernehmen jedoch die Botschaften 

der Parteien meist nicht ungefiltert, son-
dern sie wählen aus (Selektion) und sie 
interpretieren und kommentieren das 
Geschehen. Wie die Massenmedien 
über die Parteien und ihre Kandidaten 

berichten, bleibt dabei nicht ohne Wir-
kung auf die Wähler (vgl. Brettschnei-
der/Rettich 2005).

Das Wahlkampfmanagement

Im modernen Wahlkampf wird kaum et-
was dem Zufall überlassen. Meist be-
ginnt die Planung frühzeitig, oft bereits 
nach der vorangegangenen Wahl: 
„Nach der Wahl ist vor der Wahl“. Die 
konkrete Wahlkampfplanung setzt spä-
testens mit der Auswahl der Spitzenkan-
didaten/ -in und mit den Vorbereitungen 
für das Wahlprogramm ein – in der Re-
gel etwa ein Jahr vor dem Wahltermin. 
Diese erste Phase endet mit den Wahl-
parteitagen, die vier bis fünf Monate 
vor der Wahl statt finden. Hier wird 
auch das zentrale Wahlkampfthema 
präsentiert: Soziale Gerechtigkeit, Um-
weltschutz, Sicherung des Wohlstands 
und der Wirtschaftskraft des Landes 
oder bürgerliche Freiheitsrechte. Es 
folgt eine Mobilisierung der eigenen 
Anhänger, die die Wahlkampfbotschaf-
ten als Multiplikatoren in die Bevölke-
rung hineintragen sollen. Mit zentralen 
Wahlkampfveranstaltungen geht diese 
zweite Phase dann in die drit te Phase 
über. Äußerlich sichtbar wird sie u. a. 
durch Wahlplakate. Sie signalisieren 
auch den bislang eher uninteressierten 
Bevölkerungsschichten, dass die „hei-
ße“ Wahlkampfphase begonnen hat. 
Hier sollen nicht nur die eigenen Anhän-
ger zur Stimmabgabe für „ihre“ Partei 
motiviert werden, sondern es sollen 
auch Unentschiedene und parteipoli-
tisch Ungebundene überzeugt werden. 
Zu den kommunikativen Höhepunkten 
zählt das „TV-Duell“ zwischen den 
Kanzlerkandidaten, das wenige Wo-
chen vor der Wahl statt findet. Es folgen 
weitere Diskussionsrunden im Fernse-
hen, zahlreiche Wahlkampfveranstal-
tungen, Wahlwerbespots sowie der 
„Get out the Vote“-Schlussspurt, also 
der 72-Stunden-Wahlkampf der letzten 
drei Tage mit Hausbesuchen und Tele-
fonaktionen.
Je komplexer Wahlen werden, desto 
wichtiger wird ein modernes und syste-
matisches Wahlkampfmanagement. 
Zwar hat sich in Deutschland noch keine 
so spezialisierte Wahlkampfindustrie 
etabliert wie in den USA, aber auch hier 
haben Parteien ihren Wahlkampf pro-
fessionalisiert (vgl. u. a. die Beiträge in 
Althaus 2001; Voigt/Hahn 2008). Der 
erste Professionalisierungsschub fand 
Ende der 1970er-Jahre bei der CDU 
statt – vor allem unter dem Wahl-

Abbildung 1: Das „Wahlkampf-Dreieck“

Quelle: Eigene Darstellung Frank Brettschneider
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kampfleiter Peter Radunski, von dem 
auch der Klassiker der Wahlkampflite-
ratur in Deutschland stammt: „Wahl-
kämpfe. Moderne Wahlkampfführung 
als politische Kommunikation“. Der 
zweite Schub ging von der SPD im Bun-
destagswahlkampf 1998 aus. Sie orien-
tierte sich an der Art der Wahlkampfor-
ganisation, wie sie aus den USA be-
kannt ist. 
Dort setzen die Präsidentschaftskandi-
daten auf political consultants – auch 
handlers oder spin doctors genannt: 
Werbefachleute, Spezialisten für me-
diengerechtes Ereignismanagement 
und für social networks, Demoskopen, 
Experten für die „Gegnerbeobachtung“ 
(vgl. Trent/Friedenberg 2000). Eine ähn-
liche Tendenz zur Verlagerung der 
Wahlkampfführung weg von der Partei-
basis hin zu Wahlkampfstäben sowie 
von Amateuren zu Wahlkampfprofis ist 
in den meisten westlichen Demokratien 
festzustellen (s. Brettschneider 2002a). 
Der war room, die Wahlkampfzentrale 
der Clinton-Kampagne von 1992, galt 
auch als Vorbild für die „Kampa“, das 
aus etwa 90 Mitarbeitern bestehende 
Strategiecenter für den Wahlkampf der 
SPD im Jahre 1998.

Wahlkampfmanagement soll 
Voraussetzungen des Wahlerfolgs 
schaffen

Systematisches Wahlkampfmanage-
ment setzt sich aus den Phasen Analyse, 
Planung, Umsetzung und Evaluation zu-
sammen. Es soll die drei Voraussetzun-
gen für einen Wahlerfolg schaffen (vgl. 
Brettschneider 2002b):
 l Die eigenen Anhänger müssen mobi-

lisiert werden. Die Mobilisierung 
hängt unter anderem davon ab, wie 
stark eine Partei ihre Grundüberzeu-
gungen und ihre Wertebasis im 
Wahlkampf vermitteln kann und wie 
stark die für eine Partei zentralen 
Themen in die öffentliche Diskussion 
gelangen. Hinzu treten das geschlos-
sene Auftreten der Partei, ihre Ab-
grenzung vom Hauptkonkurrenten 
(Richtungswahlkampf) und die Über-
zeugungskraft des politischen Füh-
rungspersonals (Problemlösekompe-
tenz und Leadership-Qualitäten).
 l Die parteipolitisch ungebundenen 

Wählerinnen und Wähler müssen 
überzeugt werden. Verfügen sie über 
eine hohe formale Bildung und ein 
ausgeprägtes politisches Interesse, 
so gelingt dies mittels der im Wahl-
kampf dominanten Themen und der 
den Parteien bei diesen Themen zu-
geschriebenen Sachkompetenz. Die 
ungebundenen Wähler mit einer 
niedrigen formalen Bildung und ei-
nem geringen politischen Interesse 

werden hingegen eher durch Ein-
zelthemen, die sie unmittelbar be-
treffen, oder durch Stimmungen di-
rekt vor der Wahl beeinflusst (vgl. 
ausführlich hierzu Brettschneider/
Rettich 2005).
 l Es muss verhindert werden, dass der 

Wahlkampf die Anhänger des geg-
nerischen Lagers stärker mobilisiert 
als die eigenen Anhänger. Auch ge-
zielte Demobilisierung ist hier mög-
lich. So wurde Angela Merkel und 
der CDU vorgeworfen, im Wahl-
kampf 2009 eine „asymmetrische De-
mobilisierung“ betrieben zu haben: 
Das taktische Vermeiden von Konflik-
ten und thematischen Zuspitzungen 
habe das Interesse von Menschen 
am Wahlkampf reduziert. Asymmet-
risch ist die Demobilisierung dann, 
wenn sie bei den Anhängern der an-
deren Parteien stärker ausfällt als bei 
den eigenen Anhängern.

Analyse: Wähler und Themen

Der „gläserne Wähler“ ist der Traum ei-
nes jeden Wahlkämpfers. Zu wissen, 
wie eine Person in der Vergangenheit 

gewählt hat, welcher Konfession sie an-
gehört, wie viel sie verdient, welchen Le-
bensstil sie pflegt und wofür sie sich in-
teressiert – all dies sind für Wahlkämp-
fer wichtige Informationen. Denn aus 
ihnen lässt sich rekonstruieren, welcher 
politischen Richtung ein Mensch zu-
neigt, ob er wählen gehen wird und ob 
er noch unentschieden ist. Und diese In-
formationen bieten die Grundlage für 
die Wahlkampfplanung, mitunter sogar 
für das im Direktmarketing für Konsum-
güter und Dienstleistungen gebräuchli-
che micro-targeting. In den USA ist es 
weit verbreitet; dort sind aus „Zielgrup-
pen“ längst „Zielpersonen“ geworden. 
Botschaften und Werbekanäle werden 
nicht mehr nach groben Zielgruppen – 
etwa die 40- bis 50-jährigen Männer, 
die Internetbegeisterten 20- bis 25-Jäh-
rigen oder die Geringverdiener in den 
Vororten von Städten – ausgewählt, 
sondern anhand der Kenntnisse, die 
man über einzelne Personen hat. Mehr 
„micro“ geht nicht. Möglich wird dies 
durch lasche Datenschutzbestimmun-
gen und eine große Freigiebigkeit der 
Bürgerinnen und Bürger, wenn es um 
persönliche Informationen geht. 
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Hinzu kommt eine verfeinerte Analyse-
technik für Millionen von Daten – und 
fertig ist der „gläserne Wähler“. Von 
ihm kennen die Wahlkämpfer das „Da-
ten-DNA-Profil“, wie es Alex Lundry 
nennt. Er war Direktor von Target Point, 
einem auf micro-targeting spezialisier-
ten Unternehmen, das 2008 für Barack 
Obamas ersten Präsidentschaftswahl-
kampf arbeitete.
Für Wahlkämpfer hat die Analyse viele 
Vorteile: Sie können Personen wirkungs-
voller mit maßgeschneiderten Botschaf-
ten ansprechen. Zudem können sie 
Geld sparen, in dem sie dort auf Wahl-
kampf verzichten, wo er sowie nichts 
bringen würde. Und sie können ganz 
präzise jene Personen mit Wahlwer-
bung überziehen, die noch unentschie-
den oder wechselbereit sind. So gelang 
es 2004 den Wahlkämpfern von Geor-
ge W. Bush, die Gruppe der an Bildung 
interessierten Hispanics-Mütter in New 
Mexico zu identifizieren. Frauen aus 
dieser Gruppe wurden dann gezielt mit 
speziellen Informationen zu einem Bil-
dungsprogramm für Kinder versorgt, 
was George W. Bush tatsächlich ein 
Stimmenplus eintrug. Perfektioniert wur-
de dieses micro-messaging im Präsident-

schaftswahlkampf 2012 von Barack 
Obama.
In Deutschland sind solche Praktiken in 
diesem Umfang und in dieser Tiefe nicht 
möglich. Die Datenschutzbestimmun-
gen sind hierzulande strenger. Daten 
werden trotzdem eifrig gesammelt. Di-
rektmarketing ist inzwischen auch in 
deutschen Wahlkämpfen üblich (vgl. 
Plehwe 2005). Und Wahlkämpfer enga-
gieren sich – Ressourcen und Zeit scho-
nend – überwiegend in jenen Stadttei-
len oder Vierteln, in denen sie einen ho-
hen Anteil noch unentschiedener Wäh-
ler verortet haben. Dafür werden 
repräsentative Bevölkerungsumfragen 
ebenso genutzt wie Daten aus der 
Wahlstatistik zurückliegender Wahlen. 
Auch kommen Fokus-Gruppen zum Ein-
satz. In ihnen diskutieren acht bis zwölf 
Personen unter Leitung eines Modera-
tors über die Slogans der Parteien, Pla-
katentwürfe oder über Themen. So ge-
winnen die Parteien detaillier te Einbli-
cke in die Denkweise verschiedener 
Wählergruppen.
Darüber hinaus beobachten Parteien 
die Entwicklung der Themenlandschaft. 
Mit Themen-Monitoring wird festge-
stellt, wie sich die eigenen Wahlkampf-

themen in den Wählergruppen und in 
der Medienberichterstattung entwi-
ckeln. Beim Themen-Scanning wird 
analysiert, welche bislang nicht beach-
teten Themen in der öffentlichen Diskus-
sion wichtiger werden. Außerdem 
schätzt man die Themen nach Relevanz 
sowie nach Chancen- und Risikopoten-
zial ein. Dafür werden mehrere Messin-
strumente miteinander verknüpft: Die 
Medienresonanzanalyse zeigt, wie 
häufig und mit welcher Tonalität klassi-
sche Massenmedien über wahlrelevan-
te Themen berichten. Das Online-Moni-
toring liefert diese Informationen für 
Online-Medien wie „Spiegel online“ 
oder „Bild.de“. Aber auch die Diskussio-
nen in Online-Platt formen, Blogs und 
Foren und in sozialen Netzwerken wer-
den verfolgt. Und aus Umfragen ist be-
kannt, welchen Wählergruppen welche 
Themen wichtig sind und wie sie die Pro-
blemlösekompetenz der Parteien be-
werten.
Zu den Erkenntnissen der Wahlfor-
schung zählt, dass die Wählerschaft im-
mer stärker fragmentiert ist und dass 
der Anteil der Stammwähler schrumpft. 
Das liegt vor allem daran, dass auf-
grund des sozialen Wandels die lang-
fristigen Bindungen von Menschen an 
Parteien nachlassen bzw. nicht mehr in 
dem Umfang entwickelt werden, wie 
dies früher der Fall war. Diese langfris-
tig stabilen psychologischen Bindun-
gen werden als Parteiidentifikation be-
zeichnet und bilden – sofern vorhan-
den – das Grundgerüst des Wählerver-
haltens. Sie werden während der 
Sozialisation erworben und verfestigen 
sich mit wiederholter Stimmabgabe für 
ein und dieselbe Partei. Weil die Partei-
identifikation fest im individuellen Ori-
entierungssystem verankert ist, wird sie 
von äußeren Einflüssen – etwa der Me-
dienberichterstattung oder den Wahl-
kampfaktivitäten – nur selten verändert.
Daneben sind kurzfristigere Faktoren 
wirksam: die Einstellungen der Wähler 
gegenüber den Parteien und den Spit-
zenkandidaten (vgl. Abbildung 2; Brett-
schneider 2002a). Welcher Partei bzw. 
welchem Kandidaten trauen die Wäh-
ler die Lösung der als wichtig erachte-
ten Probleme zu? Welcher Kandidat 
wird als führungsstärker wahrgenom-
men, welche Partei erscheint geschlos-
sener und verlässlicher? Solche Fragen 
sind vor allem für jene Wähler wichtig, 
die über keine starke Parteibindung ver-
fügen. Die Berichterstattung der Medi-
en hat bei ihnen nicht nur eine mobilisie-
rende Wirkung, sondern auch eine mei-
nungsbildende. Denn ein Großteil der 
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zur Beantwortung der oben genannten 
Fragen notwendigen Informationen 
oder Eindrücke wird über die Medien-
berichterstattung vermittelt. Zudem be-
stimmt die Medienberichterstattung zu 
einem erheblichen Teil mit, welche The-
men als lösungsbedürftig angesehen 
werden und welches Gewicht die den 
Parteien und Kandidaten zugeschriebe-
nen Kompetenzen bei der Stimmabga-
be haben (vgl. Brettschneider/Rettich 
2005).
Die Einstellungen gegenüber den Kan-
didaten und den Parteien werden je-
doch nicht nur durch Massenmedien 
geprägt, sondern auch durch den direk-
ten Kontakt (vgl. Abbildung 2). Schon 
Paul Lazarsfeld, Bernard Berelson und 
Hazel Gaudet (1968: 158) erkannten in 
ihrem Wahlkampfklassiker „The People’s 
Choice“ für die USA: „More than 
anything else people can move other 
people“. Dies trif f t auch für die Bundes-
republik zu. Deshalb setzen Parteien im 
Wahlkampf auch auf Hausbesuche, 
Straßenwahlkampf und direkte Kommu-
nikation im Web 2.0. Zusätzlich zu die-
sen direkten Kontakten werden „Paid 
Media“ eingesetzt. Dies sind Wahlwer-
bemittel, für die die Parteien bezahlen 
und die daher keinem Einfluss durch die 
Redaktionen von Massenmedien unter-
liegen: Dazu zählen Wahlzeitungen 
der Parteien, die an Haushalte verteilt 
werden, Wahlplakate, Wahlwerbe-
spots und Broschüren.

Planung: Ziele, Wahlkampftaktik, 
Themen und Kandidaten

Auf die Analyse folgt die Planung. Das 
Fundament dafür bildet die Grundhal-
tung der Partei, die sich wiederum aus 
ihrer Tradition und aus ihrem Grund-
satzprogramm ergibt. Sie wird mit der 
aktuellen Themen- und Kandidatenkon-
stellation verknüpft. Im Kern muss die 
Frage beantwortet werden: Mittels wel-
cher Wahlkampfinstrumente transpor-
tieren wir welche Botschaften an wel-
che Zielgruppen? Dazu müssen die Zie-
le festgelegt werden, die den größten 
Wahlerfolg versprechen: Ausschöp-
fung der Stammwählerschaft, Erreichen 
und Überzeugen von x Prozent der 
Wechselwähler, Steigerung des Stim-
menanteils in bestimmten Regionen 
oder Bundesländern um y Prozentpunk-
te. Auch müssen Grundsatzfragen ge-
klärt werden: Mit welcher Koalitions-
aussage zieht man in den Wahlkampf? 
Welcher Mix aus Themen-, Personen- 
und Richtungswahlkampf ist er folgver-
sprechend? Führt man eher einen Leis-
tungsbilanz- oder einen Angrif fswahl-
kampf? Welche Themen sollen in den 
Mittelpunkt gerückt werden? Wie lau-
ten die Kernbotschaften?
Für das Themenmanagement stehen 
drei Taktiken zur Verfügung (vgl. Brett-
schneider 2002b):
 l Agenda-Setting: Beim aktiven Setzen 

der politischen Tagesordnung wird 
versucht, jene Themen in der Medien-
berichterstattung und in der öffentli-
chen Diskussion zu lancieren oder sie 
dort zu halten, bei denen entweder 

die eigene Partei bzw. der eigene 
Kandidat von der Bevölkerung als 
kompetent angesehen werden oder 
bei denen die Bevölkerung bei der 
gegnerischen Partei und dem gegne-
rischen Kandidaten Defizite wahr-
nimmt.
 l Agenda-Cutting: Es wird versucht, je-

ne Themen aus der Medienberichter-
stattung und der öffentlichen Diskus-
sion fernzuhalten oder sie von dort 
verschwinden zu lassen, bei denen 
entweder die eigene Partei bzw. der 
eigene Kandidat von der Bevölke-
rung nicht als kompetent angesehen 
werden oder bei denen die Bevölke-
rung der gegnerischen Partei und 
dem gegnerischen Kandidaten mehr 
Kompetenz zuschreibt.
 l Agenda-Surfing: Wenn man das in 

der öffentlichen Diskussion existie-
rende Themen-Set nicht beeinflussen 
kann – beispielsweise weil sich ein 
Thema so aufdrängt, wie es bei der 
Elbe-Flut vor der Bundestagswahl 
2002 der Fall war –, dann wird ver-
sucht, dieses Themen-Set zum eige-
nen Vorteil zu nutzen.

Abbildung 2: Gründe für das Wählerverhalten und der Einfluss des Wahl-
kampfes

Quelle: Quelle: Eigene Darstellung Frank Brettschneider
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Auch ist zu entscheiden, in welchem Mi-
schungsverhältnis die eigenen Vorzüge 
gepriesen bzw. die vermeintlichen 
Schwächen des Kontrahenten kritisiert 
werden sollen. In den USA ist das Nega-
tive Campaigning relativ weit verbreitet. 
Es basiert auf dem Motto: Angrif f ist die 
beste Verteidigung. Die Angrif fe kön-
nen sich gegen programmatische Positi-
onen richten oder gegen persönliche 
Eigenschaften des Kandidaten. Wenn 
die Angrif fe auf die persönliche Integri-
tät des politischen Gegners zielen, As-
pekte seines Privatlebens thematisieren 
und „unter die Gürtellinie“ gehen, 
spricht man auch von einer „Schlamm-
schlacht“. Auf Negative Campaigning 
greifen in den USA vor allem Kandida-
ten zurück, die relativ unbekannt sind, in 
der Wählergunst zurückliegen oder 
über relativ geringe Wahlkampfgelder 
verfügen. 
Aber: Negative Campaigning ist eine 
Gratwanderung, denn die Angrif fe kön-
nen sich gegen den Angreifenden selbst 
wenden. In TV-Duellen verlieren Spit-
zenpolitiker immer dann die Sympathie 
und Zustimmung der Zuschauer, wenn 

sie den Gegner massiv angreifen. Vor 
allem in Krisenzeiten wollen die Men-
schen konstruktive Vorschläge, wie man 
wieder aus der Krise heraus kommt – 
parteipolitisches „Gemetzel“ ist ihnen 
dann zuwider. Dies gilt erst recht für 
Deutschland. Und dennoch wird auch 
hier Negative Campaigning praktiziert. 
In den 1960er-Jahren warf beispiels-
weise der damalige Bundeskanzler 
Konrad Adenauer dem SPD-Kanzler-
kandidaten Willy Brandt seine uneheli-
che Geburt vor. So etwas wäre heute 
zwar undenkbar. Dennoch wird der Ton 
schärfer, je näher der Wahlkampf rückt. 
Die persönliche Herabwürdigung, die 
der CDU-Steuerexperte Paul Kirchhof 
im Wahlkampf 2005 erfuhr, dürfte noch 
gut in Erinnerung sein (vgl. Brettschnei-
der 2005).
Von zentraler Bedeutung für die Pla-
nung ist die Passung von Parteithemen 
und Spitzenkandidat/-in. Den Spitzen-
kandidaten kommt bei der Vermittlung 
von Botschaften eine wichtige Aufgabe 
zu, denn sie verleihen ihrer Partei und 
dem politischen Programm Gesicht und 
Stimme. Dies ist übrigens keine Entwick-

lung der letzten Jahre. „Neben einer zu-
nehmenden Personalisierung der Wahl-
entscheidung steht die anhaltende hef-
tige Ablehnung der politischen Parteien 
schlechthin. Alle Werbeaussagen soll-
ten deshalb so stark personalisiert wer-
den, wie es nur irgend möglich ist“. Die-
se Strategie stammt aus der Wahl-
kampf- und Werbekonzeption der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle für den 
Bundestagswahlkampf 1965. Dort heißt 
es auch: „Personalisierung des Wahl-
kampfes und der Werbung bedeutet für 
die CDU = absolute Konzentration auf 
Ludwig Erhard“. Die zentrale, im Wahl-
kampf zu transportierende Frage sollte 
lauten: „Wollt Ihr Erhard oder Brandt?“ 
(zit. nach Hetterich 2000: 301). Aller-
dings waren die Wahlkämpfe der Union 
bereits seit 1953 stark auf die Person 
des Spitzenkandidaten zugeschnitten. 
Und 1969 warb sie mit dem Slogan „Auf 
den Kanzler kommt es an“ – es ging um 
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Kurt Georg Kiesinger. Die SPD hatte 
erstmals im Bundestagswahlkampf 1961 
mit Willy Brandt einen „Kanzlerkandi-
daten“ gekürt. 1965 und 1969 führte sie 
hingegen Mannschaftswahlkämpfe, um 
der Popularität Ludwig Erhards bzw. 
Kurt Georg Kiesingers eine Vielzahl von 
Persönlichkeiten entgegenzusetzen – 
etwa Karl Schiller, Alex Möller, Helmut 
Schmidt. Erst der SPD-Wahlkampf 1972 
war völlig auf den Kanzler abgestellt – 
die Bundestagswahl ging als „Willy-
Wahl“ in die Geschichte ein.

Umsetzung: Die Wahlkampagne auf 
Hochtouren

In der Umsetzungsphase sind einige 
Grundregeln für den Erfolg von Wahl-
kampagnen zu beachten (vgl. auch Ra-
dunski 1980; Beiträge in Althaus 2001): 
Themen müssen einfach kommuniziert 
werden. Kandidaten produzieren zu 
diesem Zweck Soundbites, also kurze, 
prägnante Aussagen, die eine Chance 
haben, von den Medien zitiert und von 
den Menschen erinnert zu werden. Die-
se Botschaften werden nach Möglich-
keit visualisiert. Wo dies nicht möglich 
ist, greift man zu einer bildhaften Spra-
che – Franz Münteferings „Heuschre-
cken“ als Bezeichnung für ausländische 
Finanzinvestoren sind ein Beispiel da-
für. Bilder eignen sich auch dazu, im 
Wahlkampf zu emotionalisieren. Denn 
es gilt, Herz und Verstand anzuspre-
chen. Ferner sollten die Aussagen immer 
auf die Kernbotschaften bezogen sein, 
und sie müssen permanent wiederholt 
werden. Die Wahlkampfzentrale ver-
sucht, eine durchgängige Kommunikati-
on über alle Parteigliederungen hinweg 
sicher zu stellen. Dazu gehört auch das 
Festlegen der „Botschaft des Tages“, al-
so jener Aussage, die von möglichst vie-
len in der Partei an ein und demselben 

Tag kommuniziert werden soll, damit 
die Wahrnehmungsschwelle in der öf-
fentlichen Debatte überschrit ten wird. 
Zudem ist es wichtig, flexibel und an-
passungsfähig zu bleiben, um auf ein 
sich änderndes Umfeld reagieren zu 
können. Auch sind die Wahlkampfinst-
rumente orchestriert, d. h. aufeinander 
abgestimmt einzusetzen. Zwei Fragen 
werden dabei immer wieder kontrovers 
diskutiert – nicht zuletzt in den Wahl-
kampfstäben: (1) Welche Bedeutung 
haben Wahlplakate? (2) Was ist wichti-
ger: der Online- oder der Offline-Wahl-
kampf?

Wahlplakate
Wahlplakate verschlingen einen erheb-
lichen Teil der Wahlkampfbudgets. In 
der Öffentlichkeit ist ihre Wirkung um-
strit ten. Immer wieder ist daher vor 
Wahlen der Vorschlag zu hören, auf die 
Plakatierung ganz zu verzichten. Aller-
dings will keine Partei damit anfangen. 
Und das aus guten Gründen, die für Pla-
kate allgemein sprechen: Erstens wer-
den Wahlplakate von vielen Menschen 
wahrgenommen. In einer repräsentati-
ven Umfrage vor der Bundestagswahl 
2009 gaben 77,2 Prozent der Befragten 
an, während des Wahlkampfes Wahl-
plakate wahrgenommen zu haben (vgl. 
Abbildung 3; Schmitt-Beck/Wolsing 
2010; vgl. auch Schulz 1998). Damit la-
gen sie deutlich an der Spitze aller 
Wahlwerbemittel der Parteien – noch 
vor TV-Spots, Anzeigen in der Presse so-
wie Flugblättern und Wahlkampfstän-
den. Allerdings beziehen sich die 77,2 
Prozent lediglich auf die Gesamtheit al-
ler Wahlplakate. Die einzelnen Plakat-
motive werden deutlich seltener wahr-
genommen. Die Top-Plakate erzielen 
eine Reichweite von etwa 30 bis 40 Pro-
zent. Zweitens erfüllen Wahlplakate 
wichtige Funktionen (vgl. Geise 2011; 
Schoen 2005): Durch ihre massive Prä-

senz im öffentlichen Raum signalisieren 
sie auch politisch weniger interessier-
ten Menschen, dass sich der Wahl-
kampf in seiner heißen Phase befindet. 
Auch können sie die Involvierung und 
Mobilisierung der Wähler fördern. Und 
schließlich können Parteien die ihnen 
wichtigen Themen „plakativ“ bekannt 
machen. Dies setzt allerdings gut ge-
machte, glaubwürdige und überzeu-
gende Plakate voraus.
Die meisten Plakate genügen jedoch 
nicht den Qualitätsanforderungen. Dies 
gilt vor allem für die standardmäßig 
aufgestellten Kopf-Plakate, auf denen 
ein Porträtfoto des Wahlkreiskandida-
ten zu sehen ist, nebst seinem Namen 
und seiner Parteizugehörigkeit. Auf das 
Plakatieren dieser Variante könnten 
Parteien tatsächlich verzichten. Das 
Gleiche gilt für die meisten Text-Plaka-
te. Sie werden kaum wahrgenommen, 
geschweige denn erinnert. Negativ be-
wertet werden auch Bild-Plakate mit 
dunklen oder grellen Farben sowie 

Abbildung 3: Kontakt zu Wahlwerbemitteln der Parteien vor der Bundestags-
wahl 2009

Quelle: Schmitt-Beck/Wolsing 2010
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überfrachtete Plakate. Damit Plakate 
wirkungsvoll sind, müssen sie folgende 
Voraussetzungen erfüllen: Es sollte sich 
um Bild-Plakate handeln. Bildelemente 
werden häufiger, schneller, unmittelba-
rer und positiver wahrgenommen als 
Textelemente. Sie werden besser erin-
nert als Textelemente und können bes-
ser wiedergegeben werden. Dazu müs-
sen assoziationsreiche, positiv-emotio-
nale und klare Bildmotive verwendet 
werden. Die Plakate sollten sich freund-
licher Farben bedienen und klar optisch 
gegliedert sein (vgl. Geise 2011). Vor 
allem aber müssen Bild-Plakate einen 
klaren thematischen Bezug des Motivs 
und einen kurzen, eindeutigen Slogan 
aufweisen. Dann kann es ihnen gelin-
gen, die Aufmerksamkeit auf ein Thema 
zu lenken, das für die Partei wichtig ist.

Online-Wahlkampf
Von Barack Obama wird behauptet, er 
sei der erste amerikanische Präsident, 
der seinen Wahlerfolg auch dem ge-

zielten Einsatz des Internets zu verdan-
ken hat. Campaign 2.0 – das ist weit 
mehr als nur eine Homepage, auf der 
sich die Wähler über den Kandidaten 
und seine Positionen informieren kön-
nen. Campaign 2.0 – das ist der koordi-
nierte Einsatz von E-Mail und von SMS, 
von Blogs, von sozialen Netzwerken 
wie Facebook und von Videoportalen 
wie Youtube. Die Bedeutung des Inter-
nets wächst von Wahlkampf zu Wahl-
kampf. Und das Internet ist das bevor-
zugte Informationsmedium der Erst- und 
Jungwähler (von Pape/Quandt 2010; 
Kepplinger/Podschuweit 2011).
Im Wahlkampf erfüllt die Online-Kam-
pagne drei Funktionen: Erstens erleich-
tert das Internet die interne Koordinati-
on. Das eigene Wahlkampfteam lässt 
sich mit seiner Hilfe perfekt vernetzen. 
Mobil und schnell sein, das ist das Er-
folgsrezept. Via Smartphone erhalten 
die Wahlkämpfer aus der Zentrale die 
„Botschaft des Tages“. So wissen sie, 
über welches Thema sie reden sollten 

und welche Argumente dabei einzuset-
zen sind. Zweitens wird via Internet Un-
terstützung mobilisiert. So kann sich je-
der auf den Wahlkampfseiten der Kan-
didaten bzw. Parteien als ehrenamtli-
cher Helfer eintragen. In den USA wird 
via Internet auch Geld für den Wahl-
kampf gesammelt. Barack Obama hat 
im Wahlkampf 2008 etwa 200 seiner 
insgesamt 650 Millionen US-Dollar an 
Spendengeldern online eingeworben. 
Pro Tag erreichten ihn ungefähr zwei 
Millionen US-Dollar via Internet. Meist 
waren es Kleinspender, die 25 bis 100 
Dollar zur Verfügung stellten. Und drit-
tens ist das Internet ein günstiges und 
schnelles Informationsmedium – auch 
für den Einsatz von Videos. So konterte 
Obamas Wahlkampfteam Angrif fe der 
Republikaner umgehend in 30-Sekun-
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den-Spots. Diese wurden in nur drei 
Stunden produziert und ins Netz ge-
stellt. Das populärste Video brachte es 
auf über 17 Millionen Zugrif fe. Auch in 
Deutschland finden Wahlkampfvideos 
von Parteien und Kandidaten zuneh-
mend Verbreitung. Allerdings sind sie 
oft nicht professionell gestaltet.
Vor allem aber schaffen Wahlkämpfer 
mit Hilfe des Internets den Schrit t von 
der Einweg-Kommunikation hin zur in-
teraktiven Kommunikation: Die Internet-
nutzer sind nicht nur passive Empfänger 
von Botschaften, sondern sie werden in 
ein Netzwerk integriert und können Ide-
en beitragen. Und involvierte Wähler 
sind sichere Wähler. Auf sie kann man 
zählen. Dies alles ersetzt nicht den tra-
ditionellen Wahlkampf, sondern er-
gänzt ihn. Die Bemühungen der deut-
schen Parteien wirken im Vergleich zur 
amerikanischen Campaign 2.0 jedoch 
nach wie vor recht zaghaft.

Evaluation

Bei allen Anstrengungen, den Wahl-
kampf systematisch zu planen, entwi-
ckelt er doch oft seine eigene Dynamik. 
Daher ist schließlich permanent zu prü-
fen, ob der Einsatz von Wahlkampfinst-
rumenten, Themen und Personen auch 
die erhoffte Wirkung erzielt. Gegebe-
nenfalls müssen Botschaften und Auftre-
ten nachjustiert werden.

Zusammenfassung

Wahlkämpfe können vorhandene Ein-
stellungen der Wählerinnen und Wäh-
ler aktivieren, sie können mobilisieren 
und überzeugen. Dies alles sind Voraus-
setzungen für den Wahlerfolg. Dabei 
kommt insbesondere der Medienbe-
richterstattung eine große Bedeutung 
zu. Sie prägt die Wahrnehmung, die 
viele Menschen von den Parteien und 
ihren Spitzenkandidaten haben. Und 
sie prägt die Themenagenda – also die 
Wichtigkeit, die einzelnen Wahlkampf-
themen beigemessen wird. Es verwun-
dert daher nicht, dass Wahlkämpfer 
dem Medienwahlkampf eine besonde-
re Aufmerksamkeit zuteil werden lassen. 
Wirksame Auftrit te in Nachrichtensen-
dungen, „gute Bilder“, einprägsame 
Aussagen – all das wird im Rahmen des 
Themenmanagements zu planen ver-
sucht. Über welche Wahlkampfauftrit te 
berichtet wird und wie diese bewertet 
werden, entscheiden aber nicht die 
Wahlkämpfer, sondern die Redaktionen 
der Massenmedien. Daher versuchen 
Wahlkämpfer neben dem Medienwahl-
kampf auch direkte Kontakte zu den 
Wählerinnen und Wählern aufzubau-
en. Sie bedienen sich dabei zahlreicher 

Wahlkampfinstrumente. Damit diese 
erfolgreich sind, müssen sie gut aufein-
ander abgestimmt sein. Wichtiger noch 
als die Instrumente sind jedoch die In-
halte und die Kandidaten. Alleine mit 
der Person des Kanzlers oder der Kanz-
lerin wird kein Wahlkampf gewonnen. 
Entscheidend ist die Verbindung der 
Kandidaten mit wahlrelevanten The-
men. Dementsprechend besitzt das 
Themenmanagement den größten Stel-
lenwert im Rahmen der Polit-PR.
Wahlkämpfe folgen aber keinem Stan-
dardrezept. Dafür sind die jeweiligen 
Konstellationen von Parteien, Kandida-
ten, Themen und Ereignissen meist zu 
einzigartig. Wer hat überhaupt Chan-
cen auf den Einzug in den Deutschen 
Bundestag? Unterscheiden sich die 
Parteiprogramme deutlich voneinan-
der? Verkörpern die Kandidaten glaub-
würdig die Schwerpunkte ihrer Partei-
en? Unter anderem von diesen Faktoren 
hängt es ab, wie Wahlkämpfe verlau-
fen. Aus einer Großen Koalition heraus, 
wie dies 2009 der Fall war, wird ein an-
derer Wahlkampf geführt als aus einer 
Situation heraus, in der sich politische 
Lager gegenüber stehen. Die SPD kann 
den Wahlkampf 2013 anders angehen 
als den Wahlkampf 2009. Sie setzt auf 
Angrif f und auf das Verdeutlichen von 
Unterschieden zur amtierenden Regie-
rung. Abzuwarten bleibt, ob sie dabei 
auf eine Kanzlerin trif f t, die als „nicht 
kämpfende Wahlkämpferin“ (Merta 
2013: 23) auftrit t, die sich in einem qua-
si-präsidialen Stil über den Parteien-
konflikt zu erheben versucht. Gut mög-
lich, dass die Union darauf setzt, Merkel 
als Krisenmanagerin der Euro- und 
Schulden-Krise und als Sachwalterin 
deutscher Interessen in den Mittelpunkt 
des Wahlkampfes zu rücken.
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ZIELE, INSTRUMENTE UND METHODEN DER WAHLFORSCHUNG

Zur Funktionsweise der Wahlforschung 
Dieter Roth

Wahlforschung erscheint vielen wie ein 
Buch mit sieben Siegeln. Was hat es mit 
den oft zitierten und manchmal ange-
zweifelten Daten der Wahlforschung auf 
sich? Wer sind die Nachfrager und Nutz-
nießer und wie gehen sie mit den Ergeb-
nissen um? Wahlforschung ist zunächst 
eine akademische Disziplin, der es dar-
um geht, mit nachvollziehbaren Verfah-
ren den Vorgang der Wahlentscheidung 
sorgfältig zu analysieren. Seriöse Wahl-
forscher arbeiten theoriegeleitet und 
wenden Instrumente und Methoden der 
empirischen Sozialforschung an. Die Re-
sultate der Wahlforschung werden in 
den Medien einem breiten Publikum zu-
gänglich gemacht, dabei jedoch popula-
risiert und häufig als „politische Stim-
mungsdaten“ in prognostischer Absicht 
benutzt. Die Fragestellungen der Wahl-
forscher hingegen sind vor allem retros-
pektiv. Sie wollen eine Antwort auf die 
Frage geben: Wer hat wen gewählt und 
warum? Vor dem Hintergrund dieser Fra-
gestellung erläutert Dieter Roth die In-
tentionen, Instrumente und Arbeitsweise 
der Wahlforschung. Er schildert die ein-
zelnen Schritte, die für die Gewinnung 
verlässlicher Daten und regelgerechter 
Interpretationen notwendig sind. Ab-
schließend werden Zielsetzungen und 
Funktionen der Wahlforschung skiz-
ziert. I

Wer will wann welche Ergebnisse 
der Wahlforschung?

Wahlforscher1 haben anlässlich großer 
Wahlereignisse, vor allem am Wahltag, 
aber auch unmittelbar nach Wahlen 
Hochkonjunktur, und selbst im Laufe von 
Legislaturperioden werden mittlerweile 
häufig Informationen und Einschätzun-
gen der Wahlforschung nachgefragt. 
Es geht dabei allerdings um sehr unter-
schiedliche Leistungen, für die sich zum 
einen die Öffentlichkeit und zum ande-
ren die politischen Akteure interessie-
ren.
Vor einer Wahl und vor allem je näher 
der Wahltag rückt, dreht sich fast alles 
um möglichst aktuelle Umfragewerte 
und Prognosen, kaum um Zusammen-
hänge beobachteter Phänomene oder 
gar um wissenschaftlich fundierte Erklä-
rungen. Man will wissen, wie eine Wahl 
ausgehen wird oder zumindest welche 
politischen Konstellationen nach einer 

Wahl wahrscheinlich sind. Nicht selten 
besitzen die jeweils „aktuellsten Zah-
len“ jedoch eher Wett- als Informations-
charakter, denn die Wahlforschung 
kann vor Wahlen nur Stimmungen mes-
sen und über Wahlabsichten berichten.
Am Wahltag selbst gibt es nach Schlie-
ßung der Wahllokale die „18:00 Uhr-
Prognose“ und danach, im Viertel- bis 
Halbstundentakt, Hochrechnungen bis 
zu den jeweiligen Hauptabendnach-
richten. Prognosen und Hochrechnun-
gen sind stark vom Wettkampf der Fern-
sehanstalten um Präzision und Schnel-
ligkeit geprägt. Danach wird eine 
schnelle und möglichst umfassende Be-
schreibung des Wahlergebnisses ver-
langt: Unter dem Leitsatz Wer hat wen 
gewählt? er folgt zunächst eine solide 
und möglichst zweifelsfreie Berichter-

stattung über die Fakten, eingebettet in 
die strukturellen Kontexte (z. B. Sozial-
struktur und regionale Gliederung) der 
Wahl. Und möglichst schnell sollen 
auch Warum-Fragen beantwortet wer-
den: Warum sind die Ergebnisse so und 
nicht anders? Gefragt ist dann eine grif-
fige Analyse des Verhaltens der Wähle-
rinnen und Wähler, ihrer Wahlmotive 
und der Ursachen für ihre Entscheidun-
gen.
In der Zeit zwischen Wahlen will man 
wissen, wie es um die Parteien und Poli-
tiker steht, wie politische Entwicklungen 
und Entscheidungen von der Bevölke-
rung aufgenommen und beurteilt wer-
den, welche Themen die Wählerschaft 
umtreiben oder auch nicht. Das sind die 
Anforderungen der Öffentlichkeit an 
die Wahlforschung.

Wahlabend 2009: Am Wahltag gibt es nach Schließung der Wahllokale die „18:00 
Uhr-Prognose“ und danach im Viertel- bis Halbstundentakt Hochrechnungen und Pro-
gnosen. Hochrechnungen sind stark vom Wettkampf der Fernsehanstalten um Präzi-
sion und Schnelligkeit geprägt. picture alliance/dpa
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Die Überbringer dieser Daten bzw. In-
formationen sind die Medien. Sie sind 
ein wichtiger Partner bzw. Nachfrager 
von Leistungen der Wahlforschung. Sie 
erfüllen damit eine selbstgestellte Auf-
gabe, das Volk bzw. die Wähler mög-
lichst umfassend und schnell über so 
wichtige Entscheidungen in einer De-
mokratie, wie es Wahlen nun einmal 
sind, zu informieren. Und seit es ent-
sprechende Instrumente gibt, unterrich-
ten Medien auch über Entwicklungen 
der Politik zwischen Wahlen und deren 
Bewertung durch die Gesellschaft.
Ein zweiter wichtiger Nachfrager von 
Daten der Wahlforschung sind die Par-
teien, als diejenigen Institutionen in ei-
ner Gesellschaft, die politische Interes-
sen bündeln und über Wahlen Macht 
erlangen wollen, um diese Interessen 
politisch durchzusetzen. Ihr Interesse an 
der Wahlforschung ist überlebenswich-
tig, es ist legitim und leicht nachvollzieh-
bar. Die Wünsche und Bedürfnisse der 
Parteien an die Wahlforschung sind in 
der Regel tiefer gehend und erfolgsori-
entiert. Sie können zur Kontrolle der Po-
litik der Parteien genutzt werden, aber 
natürlich auch für die Überprüfung der 
Machbarkeit politischer Projekte und 
für die Entwicklung von Strategien. Die-
se Daten erreichen in der Regel nicht 
den öffentlichen Raum. 
Es gibt aber noch einen weiteren Inter-
essenten an den Ergebnissen der Wahl-
forschung: Das ist die akademische 
Wahlforschung selbst, die der Politi-
schen Soziologie zuzurechnen ist. Es 
sind vor allem Politikwissenschaftler, 
die daran interessiert sind, theoretische 
Annahmen anlässlich von Wahlen zu 
überprüfen, um besser verstehen zu 
können, wie sich die Entscheidungsbil-
dungsprozesse der Bürgerinnen und 
Bürger vollziehen. Wahlen eignen sich 
aber auch gut zur Überprüfung von 
Messinstrumenten, denn die entspre-
chenden Daten (vor allem Umfragen 
und Inhaltsanalysen) er füllen zumeist 
hohe Standards und liegen vergleichs-
weise schnell nach einem Wahlereignis 
vor. 
Doch wer oder was ist „die Wahlfor-
schung“? Sie wird sowohl auf privat-
wir tschaftlicher als auch auf wissen-
schaftlicher Ebene betrieben. Die Me-
thoden und Vorgehensweisen sind 
nahe zu dieselben. Die zeitlichen Anfor-
derungen an Datenerhebung und Ana-
lyse und die theoretische sowie analyti-
sche Tiefe unterscheiden sich jedoch. 
Inzwischen ist der akademischen Wahl-
forschung eine eigene Insitutionalisie-
rung gelungen, deren langfristiger Be-
stand allerdings nicht gesichert ist. 
Nach wie vor werden Daten der kom-
merziellen Institute von Wissenschaft-
lern zweitgenutzt. Die gegenseitige Be-
fruchtung der verschiedenen Akteure 

hat im Vergleich zu den 1970er- und 
1980er-Jahren allerdings eher abge-
nommen. 

Woran liegt das nicht gerade hohe 
Ansehen der Wahl forschung?

Das öffentliche Ansehen der Wahlfor-
schung ist selbst in Zeiten, in denen Da-
ten stark nachgefragt werden, nicht 
sonderlich hoch. Das liegt am eklatan-
ten Missverständnis, was empirische 
Wahlforschung überhaupt leisten kann. 
Dieses Missverständnis (oder auch Un-
wissen) besteht sowohl bei den Medien 
als auch auch bei großen Teilen der Be-
völkerung. Woher aber sollten die Bür-
gerinnen und Bürger wissen, wie sie die 
veröffentlichten Daten beurteilen und 
bewerten sollen, wenn nicht aus den 
Medien? Viele Medien klären nicht 
wirklich darüber auf, was sie selbst ver-
öffentlichen, sondern benutzen Daten, 
um in der Diskussion über mögliche Ge-
winner oder Verlierer Position beziehen 
zu können oder die eigene Position zu 

erhärten – auf der Grundlage vermeint-
lich gesicherter empirischer Daten.2 
Weil Ergebnisse von politischen Umfra-
gen noch sehr oft – und insbesondere 
vor Wahlen – auf die Ergebnisse der 
„Sonntagsfrage“ reduziert und dann 
hauptsächlich als Prognosen missver-
standen werden,3 bleibt die verkürzte 
Sicht auf die Wahlforschung erhalten 
und deren Reputation gering. 
Schlagzeilen wie „Die eigentlichen Ver-
lierer der Wahl waren wieder einmal 
die Wahlforscher“ sind beliebt: nicht 
nur bei einigen Medien,4 sondern auch 
bei Politikern, die zum einen betonen, 
die Wahlen und nicht die Umfragen ge-
winnen zu wollen5, und zum anderen 
Absicht unterstellen, wenn sie „zu gut“ 
oder „zu schlecht“ im Vorfeld einer ver-
lorenen Wahl dargestellt wurden6. All 
dies suggeriert, dass veröffentlichte 
Umfragedaten nicht verlässlich sind.
In diesem Beitrag soll Stellung genom-
men werden, welche Funktion die empi-
rische Wahlforschung im öffentlichen 
Diskurs und bei den im politischen Pro-
zess Beteiligten haben könnte, wenn sie 

Die Wahlfor-
schung kennt drei 
klassische, sich 
unterscheidende 
Theorien bzw. 
Ansätze zur Erklä-
rung des Wahl-
verhaltens: die 
sozialstrukturelle 
oder auch sozio-
logische Theorie, 
den sozialpsycho-
logischen sowie 
den rationalen 
bzw. ökonomi-
schen Ansatz.
picture alliance/dpa
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als wissenschaftliche Disziplin aufge-
fasst, „nach allen Regeln der Kunst“ ar-
beiten und entsprechend rezipiert wür-
de. Es soll dabei auch kritisch reflektiert 
werden, wie die Arbeit der Wahlfor-
scher in der Regel benutzt wird. 
Bevor dies geschieht, muss allerdings 
auf einige grundsätzliche Vorausset-
zungen für die Arbeit der Wahlfor-
schung hingewiesen werden. Es werden 
einige grundlegende Zusammenhänge 
dargestellt, immer mit der Absicht, die 
bereits skizzierten Missverständnisse 
möglichst auszuräumen.

Wahlforschung ist empirische 
Wissenschaft

Wahlforschung beschäftigt sich mit po-
litischen Entscheidungen von Individu-
en oder Gruppen von Individuen. Da 
ihre Schlüsse auf Beobachtungen oder 
Befragungen Einzelner beruhen und 
diese in der Regel als Stichprobener-
gebnisse vorliegen,7 kann die Wahlfor-
schung, wie jede empirische Wissen-

schaft, nur Wahrscheinlichkeitsaussa-
gen treffen und keine objektiv richtigen 
oder falschen Aussagen machen. Be-
achtet man diese grundsätzliche Fest-
stellung nicht, so öffnet man das Tor für 
Missverständnisse und falsche Erwar-
tungen zur Präzision der Aussagen. Die 
Wahrscheinlichkeiten, mit denen Aus-
sagen gemacht werden, sollten aller-
dings Teil der Veröffentlichung sein. Es 
handelt sich dabei um die sogenannten 
statistischen Fehlerbereiche. 

Wahlforschung ist theorie geleitet 

Die Wahlforschung trif f t ihre Aussagen 
auf der Basis mindestens einer, zumeist 
jedoch mehrerer Theorien, die nicht im-
mer sofort erkennbar sind, aber den 
Grundrahmen zum Verständnis von 
Wahlentscheidungen bilden. Es gibt 
drei klassische, sich unterscheidende 
Theorien oder Ansätze zur Erklärung 
von Wahlverhalten, die zwar aufeinan-
der aufbauen, aber jeweils eigene 
Schwerpunkte setzen, mit denen sie den 

Prozess der Wahlentscheidung und die 
Entscheidung selbst nachvollziehbar 
darstellen wollen. Alle drei Ansätze 
wurden auf der Grundlage empirischer 
Erkenntnisse entwickelt oder ausdiffe-
renziert. 
 l Die sogenannte sozialstrukturelle 

oder auch soziologische Theorie des 
Wahlverhaltens geht davon aus, 
dass der Einzelne in einen sozialen 
Kontext eingebunden ist, der ihn zu 
einer bestimmten Entscheidung hin 
leitet. Dieser soziale Kontext sind sei-
ne Familie, sein Freundeskreis, seine 
Arbeitswelt, sein ökonomischer Sta-
tus, seine Religion, sein Wohnort, 
sein Alter. Zugespitzt formuliert be-
deutet dies: Der Einzelne entscheidet 
nicht individuell nach Prüfung und 
Bewertung seiner eigenen politi-
schen Interessen und Überzeugun-
gen, wen oder was er wählt, sondern 
sein Handeln wird weitgehend durch 
seine Umgebung und seine politi-
sche Sozialisation bestimmt. Kennt 
man den Kontext eines Menschen, 
dann kennt man auch sein Verhalten.
 l Die sozialpsychologische Theorie 

zur Erklärung des Wahlverhaltens 
geht von einem deutlich komplexeren 
Menschenbild aus. Zwar übernimmt 
sie die strukturellen Vorbedingungen 
des Einzelnen und bündelt sie in ei-
nem Trichter, den sie mit einem Mess-
instrument, das sie Parteiidentifikati-
on nennt, summarisch erfasst. Zusätz-
lich geht sie aber davon aus, dass die 
einzelnen Wähler in ihrer Entschei-
dung auch von den zur Lösung anste-
henden politischen Problemen und 
den Lösungsvorschlägen der Partei-
en beeinflusst werden. Und auch Po-
litikern, als politischen Führungsper-
sönlichkeiten, billigt sie einen Einfluss 
zu. Neben den strukturellen Einfluss-
faktoren werden also rationale und 
emotionale Faktoren als die Entschei-
dung mitbestimmend angesehen.
 l Die rationale oder ökonomische The-

orie des Wahlverhaltens geht dage-
gen davon aus, dass der Einzelne sei-
ne Interessen – vor allem seine wirt-
schaftlichen Interessen – klar defi-
nieren kann. Er wird dann die Partei 
wählen, die ihm den größten wirt-
schaftlichen Nutzen bringt. Man 
nennt dies „Eigennutz-Axiom“. Vor-
aussetzung für rationales Handeln 
ist allerdings, dass der Einzelne voll-
ständige Informationen über vorhan-
dene Alternativen hat. Diese Bedin-
gung ist nur mit sehr großem Auf-
wand zu erreichen, und der rationale 
Wähler muss deshalb abwägen, ob 
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die Beschaffung dieser Informatio-
nen noch mit dem zu erwartenden Er-
trag in einem positiven Verhältnis 
steht. Ansonsten – und auch im Falle 
nicht unterscheidbaren Vorteils bei 
der Wahl einer Partei gegenüber ei-
ner anderen – wird er nicht zur Wahl 
gehen. 

Die drei skizzierten Modelle zur Erklä-
rung von Wahlverhalten8 gehen also 
von unterschiedlichen Menschenbil-
dern aus bzw. stellen unterschiedliche 
Triebkräfte für Entscheidungen in den 
Vordergrund. Handeln Wähler rational 
oder emotional, selbstbestimmt oder 
fremdgeleitet, unterliegen sie eher kurz-
fristigen oder langfristigen Einflüssen 
bei ihren elektoralen Entscheidungen? 
Das sind die zentralen Fragen. Empiri-
sche Theorien treffen jedoch keine end-
gültigen Aussagen über Zusammenhän-
ge, sondern sie müssen immer wieder 
empirisch überprüft werden. Sie sind 
veränderbar bzw. mehr oder weniger 
treffsicher, weil Gesellschaften sich 
ständig verändern. Gerade Demokrati-
en müssen diesem Umstand Rechnung 

tragen. Konnten Wahlen bis in die 
1980er-Jahre noch weitgehend mit der 
sozialstrukturellen Theorie erklärt wer-
den, so gilt das nicht mehr für die Folge-
zeit, insbesondere für die Zeit nach der 
Wiedervereinigung. In unserer Gesell-
schaft schreitet nicht nur die Individuali-
sierung voran, sie wird auch vielfältiger 
und komplexer. Entscheidungsprozesse 
gestalten sich dadurch zumindest po-
tenziell komplexer. Dies gilt sowohl für 
die Ebene des Einzelnen als auch für die 
Aggregatebene. Mit der Heranziehung 
einer einzigen Theorie zur Erklärung 
von Wahlverhalten werden wir der 
Komplexität der Realität jedenfalls nicht 
gerecht. In der Praxis der Wahlfor-
schung werden daher verschiedene 
Theorien zur Erklärung von Wahlverhal-
ten herangezogen.
Der nächste Schrit t ist die Umsetzung 
der Theorien in Hypothesen, also die 
Formulierung von Wirkungszusammen-
hängen. Für die Überprüfung dieser Zu-
sammenhänge werden Indikatoren ge-
bildet. Das nennt man Operationalisie-
rung. So kann man z. B. den Einfluss des 

sozialen Status auf das Wahlverhalten 
mit den Indikatoren Bildung, Einkommen 
oder auch der Wohngegend messen. 
Und schließlich müssen die gefundenen 
Indikatoren dann sauber und zweifels-
frei er fragt bzw. gemessen werden. Das 
ist ein langer Weg, auf dem sich viele 
Hürden und Stolpersteine befinden, die 
hier aber nicht abgehandelt werden 
sollen.

Wahlforschung arbeitet haupt-
sächlich mit Individualdaten 

Die Wahlforschung arbeitet heute pri-
mär mit Individualdaten, die sie mit Hilfe 
von repräsentativen Umfragen unter 
den Wahlberechtigten bzw. den Wäh-
lern erhebt. Aggregatdaten, also Infor-
mationen über den räumlichen Kontext 
(z. B. die Arbeitslosenquote in einem 
Gebiet) oder die Ergebnisse in Wahlbe-
zirken, lassen sich nach wie vor gut zur 
Beschreibung unterschiedlichen Ver-
haltens heranziehen. Sie werden auch 
für Hochrechnungen am Wahlabend 
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eingesetzt und sind wichtig für die Re-
präsentativstatistik, aber sie taugen 
kaum für eine erschöpfende Beantwor-
tung der Frage nach dem „Warum“ einer 
Wahlentscheidung. Deshalb sind Um-
fragen für die empirische Wahlfor-
schung unverzichtbar. Sie erlauben, so-
wohl das „Wie“ als auch das „Warum“ 
eines Wahlergebnisses zu beantwor-
ten. Umfragen geben aber auch wäh-
rend einer Legislaturperiode Auskunft 
über die politische Stimmung im Land, 
zeigen Veränderungen und Trends in 
der Wählerschaft auf. Sie müssen aller-
dings auch etlichen Gütekriterien genü-
gen, weil sie sonst zu eher willkürlichen 
Aussagen führen können. 

Instrumente der Wahlforschung 

Stichprobe (Repräsentativität)
Eine professionell durchgeführte Umfra-
ge beginnt mit der Auswahl der zu be-
fragenden Personen, den sogenannten 
Zielpersonen. Da in der Regel nicht alle 
Wahlberechtigten befragt werden kön-

nen, muss eine Auswahl getroffen wer-
den, die aber für die Gesamtheit stehen 
soll. Es muss also eine Stichprobe gezo-
gen werden, die möglichst repräsentativ 
sein soll. Repräsentativ kann eine Stich-
probe nur dann sein, wenn alle Zielper-
sonen prinzipiell die gleiche Chancen 
haben, in die Stichprobe zu fallen oder 
mit anderen Worten: die Heterogenität 
der Elemente der Grundgesamtheit 
müssen auch in der Stichprobe wieder-
kehren. Die Stichprobe muss das verklei-
nerte Abbild der Grundgesamtheit sein. 
Vorraussetzung dafür ist die genaue 
Kenntnis der Struktur der Grundgesamt-
heit. Dann kann man mit einem Zufalls-
verfahren die tatsächlich zu Befragen-
den auswählen. Nur für Zufallsstichpro-
ben können Fehlerbereiche errechnet 
werden, deshalb scheiden für die Wahl-
forschung viele Verfahren, die in der 
kommerziellen Umfrageforschung ver-
wendet werden, aus.

Erhebung der Daten 
(Sauberes Handwerk)
Hat man die Zielpersonen einer Umfra-
ge ausgewählt, so müssen diese hand-
werklich sauber befragt werden. Das 
kann persönlich von Angesicht zu Ange-
sicht, telefonisch, schriftlich oder auch 
per Internet geschehen und erfolgt in 
der Regel mit einem strukturierten Fra-
gebogen, d. h. allen zu Befragenden 
werden die gleichen Fragen in gleicher 
Reihenfolge gestellt. Die Fragenformu-
lierung unterliegt harten Kriterien, die 
auf Experimenten und Erfahrungen be-
ruhen. Denn die Fragen dürfen vor allem 
niemanden überfordern, aber auch 
nicht zu sehr unterfordern, sie sollten 
von allen Befragten in gleicher Weise 
verstanden werden – trotz unterschied-
licher Bildung, Alter, Geschlecht oder 
Interessen der Zielpersonen. Das klingt 
zunächst relativ einfach oder sogar ba-
nal, ist es aber nicht. Nur die Einhaltung 
einer Vielzahl von Regeln bei der Frage-
formulierung und Fragebogenkonstruk-
tion garantiert qualitativ hochwertige 
Daten, deren Analyse der Wahrheit 
dann auch möglichst nahe kommt. 

Transparenz bei der Veröffentlichung 
Da die erhobenen Daten und die dar-
aus gewonnenen Schlüsse zur Informa-
tion der Öffentlichkeit oder aber auch 
einzelner Auftraggeber dienen, muss 
die Vorgehensweise der Wahlforscher 
überprüfbar bzw. nachvollziehbar sein. 
Das ist leider nicht immer der Fall. Die 
Profession ist allerdings bemüht und 
wird auch immer wieder von Seiten der 
Wissenschaft9 ermahnt, höchstmögli-
che Transparenz bei der Veröffentli-
chung der Daten zu gewährleisten. Ein-
richtungen (z. B. Internet-Seite „wahl-
recht.de“), die eine Vielzahl von Veröf-
fentlichungen gegenüberstellen, helfen 

dabei. Um die dortigen Umfrageergeb-
nisse zum Beispiel zur Situation der Par-
teien auf einer bestimmten Wahlebene 
(Projektion bzw. politische Stimmung) 
vergleichen und bewerten zu können, 
bedarf es Angaben wie: den Zeitpunkt 
(Zeitspanne) der Erhebung, die Metho-
de der Erhebung, die Art der Stichprobe 
inklusive Fehlerbereich, die Größe der 
Stichprobe, die Art der Gewichtung, die 
Formulierung der Frage, den Auftragge-
ber und natürlich der Name des erhe-
benden Instituts.10

Die Probleme der Praxis

Zurzeit treten hauptsächlich fünf11 Insti-
tute in der Öffentlichkeit als Lieferanten 
von aktuellen Umfrageergebnissen auf, 
die in der Medienberichterstattung zi-
tiert werden: Allensbach, Emnid, die 
Forschungsgruppe Wahlen (FGW), For-
sa, Infratest dimap. 
Die FGW beliefert mit ihren Umfrageer-
gebnissen das ZDF, das eine (meist) 
zweiwöchentliche Sendung „Politbaro-
meter“ anbietet, die es seit 1977 gibt. 
Infratest dimap arbeitet für die ARD, die 
mit den Daten die monatliche Sendung 
„Deutschland Trend“ produziert, aber 
auch wöchentliche Trenddaten veröf-
fentlicht. Die Forsa-Daten werden für 
den „Wahltrend“ von RTL benutzt und 
wöchentlich im „Stern“ veröffentlicht. 
Allensbach-Daten werden zumeist mo-
natlich in der FAZ dargestellt, Emnid-
Daten erscheinen meist bei SAT1 und 
bei Bild. In den Printmedien werden die 
Ergebnisse der „Sonntagsfrage“ in der 
Regel parallel oder kurz nach der Erst-
veröffentlichung (zweit)verwertet. An-
dere Daten, die in diesen Umfragen er-
hoben werden und aktuelle Probleme 
oder Diskussionen betreffen, werden 
nach Gutdünken, d. h. wenn die Medien 
sie gebrauchen können, in Kommenta-
ren oder thematischen Beiträgen be-
nutzt. Die Qualität der Daten wird in der 
Regel nicht problematisiert, außer wenn 
ein Institut bei der einen oder anderen 
Partei außerhalb des „Trends“ liegt.12 
Die unterschiedlichen Erhebungsme-
thoden und vor allem auch die unter-
schiedlichen Erhebungszeiträume wer-
den fast nie als Problem gesehen. Dazu 
ein aktuelles Beispiel:
Am 1. Mai 2013 veröffentlicht Forsa eine 
„neue“ Umfrage, die u. a. Spiegel-On-
line zur Headline veranlasst: „Forsa-
Umfrage, Hoeneß schadet Union. Die 
Steueraffäre von Bayern-München Prä-
sident Uli Hoeneß belastet die Union. 
CSU und CDU verlieren nach einer ak-

Durch die Brille 
der Wahlforscher 
betrachtet, inter-
essiert bei Wahlen 
vor allem die 
Frage: Wer hat 
wen gewählt und 
warum?
picture alliance/dpa
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tuellen Forsa-Umfrage an Zustimmung: 
Sie rutschen erstmals in diesem Jahr un-
ter die Grenze von 40 %. Doch weder 
SPD noch Grüne profitieren davon. For-
sa-Chef Manfred Güllner sagte dem 
‚Stern’, dass die Steueraffäre um 
Hoeneß ‚vor allem wegen dessen Nähe 
zur CSU’ der Union geschadet habe …“ 
War dies eine Schlagzeilen-taugliche 
Information? Aus der Sicht empirischer 
Wahlforschung war sie das sicher nicht! 
Es war eine theoriefreie Ad-hoc-Analy-
se.
Vergleicht man die Veröffentlichungen 
aus dem fraglichen Erhebungszeitraum, 
so gibt es bei den Werten für die CDU/
CSU keinen signifikanten Unterschied. 
Die Abweichung des Forsa-Wertes von 
einem Prozentpunkt gegenüber den üb-
rigen drei anderen Instituten liegt inner-
halb des Fehlerbereichs; auch die leicht 
unterschiedlichen Veränderungen ge-
genüber der zuletzt veröffentlichten 
Werte davor. Was sich unterscheidet, 
sind die Stichprobengrößen und die Art 
der Erhebung. Infratest und die For-
schungsgruppe Wahlen (FGW) veröf-
fentlichen Exklusiv-Umfragen (eigene 
Stichprobe) mit einer beabsichtigt kur-
zen Feldzeit und rein politischem Fra-
geninhalt. Emnid und Forsa bieten ein 
Ergebnis aus Mehrthemen-Umfragen 
mit längerer Feldzeit und höherer Fall-
zahl aus zumeist mehreren, sogenann-
ten kumulierten Stichproben. 
Man kann sich darüber streiten, wel-
ches Verfahren dem Ziel, die politische 
Stimmung zu messen, eher gerecht wird. 
Die monokausale Folgerung, dass die 
Diskussion um die Steueraffäre von 
Herrn Hoeneß einen Zustimmungsver-
lust bei der CDU/CSU bewirkt habe, ist 
auf jeden Fall unzulässig. Wenn man 
aber eine Schlagzeile braucht, dann 
muss man sich jemanden suchen, der 
diese Daten entsprechend interpretiert. 
Es handelt sich dabei um eine miss-
bräuchliche Verwendung von Umfrage-
daten, um einen klaren Regelverstoß.
Die Gegenüberstellung der vier Umfra-
gen zeigt, dass es sich bei Forsa nicht 
um eine „neue“ Erhebung und auch nicht 
um eine aktuelle oder sogar die jüngste 
Erhebung handelt, sondern um die zeit-
lich letzte Veröffentlichung. Die Erhe-
bung der Daten war weitgehend im 
gleichen Zeitraum wie bei den anderen 

Instituten. In dieser Zeit gab es aller-
dings eine ganze Reihe von politischen 
Themen, die politische Meinungen hät-
ten beeinflussen können, wie z. B. die 
Diskussion um die Frauenquote in der 
Union, der Rücktrit t des Fraktionschefs 
der CSU in Bayern und anderen Politi-
kern wegen der Beschäftigung von Fa-
milienangehörigen auf Staatskosten, es 
gab auch einen Parteitag der Alternati-
ve für Deutschland (AfD) und viele The-
men mehr. 
Die Fragen sind also: Werden die Daten 
regelgerecht erhoben und werden sie 
regelgerecht interpretiert? 

Regelgerechte Erhebung der Daten
Da die genannten Institute in Konkur-
renz zueinander stehen, darf man an-
nehmen, dass sie alles daran setzen 
werden, der Wahrheit, in diesem Fall 
der Er fassung eines gesellschaftlichen 
Tatbestands, möglichst nahe zu kom-
men. Dies heißt, dass sie unter Wahrung 
ökonomischer Kriterien (Aufwand vs. Er-
trag) alle Kenntnisse und Erfahrungen 
einsetzen werden, um zu unumstrit tenen 
Resultaten zu kommen. Sie müssen me-
thodisch auf dem aktuellen wissen-
schaftlichen Stand sein, und sie müssen 
Instrumente einsetzen, um die ange-
strebten Ziele optimal erreichen kön-
nen. 
Zur Prüfung von Instrumenten und Me-
thoden eignen sich Wahlen und die un-
mittelbar danach zur Verfügung stehen-
den Resultate außerordentlich. Dies gilt 
für die Anstrengungen der Wahlfor-
schung am Wahlabend, also die Prog-
nose des Wahlausgangs bei Schlie-
ßung der Wahllokale (exit poll) oder die 
Hochrechnungen in den Sendungen 
der Fernsehanstalten. Den wahren Wert 
gibt es nach Auszählung der Wahler-
gebnisse. An ihm kann die Genauigkeit 
der Messinstrumente überprüft werden. 
Es handelt sich dabei um die optimale 
Ziehung und Ausschöpfung einer Stich-
probe und die Gestaltung der Fragen 
bzw. Auswahl der Indikatoren.
Bei Befragungen zum Stand der Partei-
en (Stimmungsmessungen) während ei-
ner Legislaturperiode oder der Ein-
schätzung von Politikern (Beliebtheits-
messungen), aber auch der Befürwor-
tung oder Ablehnung von politischen 
Problemstellungen oder Entscheidun-

gen gibt es keinen wahren Wert. Man 
muss auf die kunstgerechte Er fassung 
oder Abfrage dieser Umstände durch 
ein befragendes Institut vertrauen. Kein 
Journalist und nur wenige Fachleute 
sind in der Regel imstande, die „Richtig-
keit“ eines Umfrageergebnisses zu be-
urteilen. Ist das Institut allerdings bei 
Wahlen, bei denen ja vergleichbare In-
strumente eingesetzt werden, er folg-
reich bzw. präzise, so steigt für den Au-
ßenstehenden die Wahrscheinlichkeit, 
dass auch ohne sofortige Überprüfbar-
keit eines Sachverhalts dieser „richtig“ 
erfasst und wiedergegeben wird. Wah-
len bieten deshalb für Institute so etwas 
wie eine indirekte Qualitätsprüfung, die 
das professionelle Ansehen deutlich 
beeinflussen kann.
Die Wahlforschung – ihre Methoden- 
und Messinstrumente, deren dauernde 
Weiterentwicklung und ihre stete Über-
prüfung durch das tatsächliche Verhal-
ten von Wählern bei Abstimmungen – 
hat also eine äußerst wichtige Funktion, 
weil sie hilf t, Transparenz in einer demo-
kratisch verfassten Gesellschaft über 
die Wichtigkeit von Problemen der Be-
völkerung und die Akzeptanz von Ent-
scheidungen der Regierenden herzu-
stellen. Das Meinungsbild in einer Ge-

Tabelle 1: Veröffentlichte Umfragergebnisse für die CDU/CSU (26.4.–1.5. 2013)

Institut Erhebungszeitraum veröffentlicht am Fallzahlen CDU/CSU

Infratest dimap 23.4.–24.4.2013 26.4.2013 1.008 40 %
FGW 23.4.–25.4.2013 26.4.2013 1.231 40 %
Emnid 18.4.–24.4.2013 28.4.2013 2.440 40 %
Forsa 22.4.–26.4.2013 1.5.2013 2.502 39 %

Quelle: http://www.wahlrecht.de 

Ein Mitarbeiter 
des Instituts für 
Demoskopie 
Allensbach im his-
torischen Archiv, 
in dem alle bisher 
verfassten Fragen 
archiviert werden. 
Die regelgerechte 
Erhebung von 
Daten setzt eine 
gründliche Formu-
lierung der Fra-
gen und solide 
Konstruktion der 
Fragebögen vor-
aus, um qualitativ 
hochwertige 
Daten zu bekom-
men.
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sellschaft ist insgesamt von großem In-
teresse für die Gesellschaft. Es muss 
allerdings regelgerecht erhoben wer-
den.

Regelgerechte Interpretation 
der Daten 
Kehren wir noch einmal zu dem oben 
genannten Beispiel zurück. Die veröf-
fentlichten Werte der vier Institute für 
die CDU/CSU sind nicht die ausgezähl-
ten Antworten auf die Wahlabsichtsfra-
ge: „Wenn am nächsten Sonntag Bun-
deswahl wäre ….“ (Rohdaten), sondern, 
auf der Basis dieser Auszählungen nach 
verschiedensten Verfahren und Ge-
wichtungen errechnete oder geschätz-
te Resultate für die verschiedenen Par-
teien. Sie werden Stimmungsbilder oder 
auch Projektionen auf ein zu erwarten-
des Ergebnis genannt und gelten nur für 
den Zeitpunkt/Zeitraum der Erhebung. 
Alle Institute betonen bei jeder sich bie-
tenden Gelegenheit, dass es sich dabei 
nicht um Prognosen für einen „mehr 
oder weniger weit“ in der Zukunft lie-
genden Wahlausgang handelt, son-
dern um Momentaufnahmen. Dies hält 
allerdings einige Medien nicht davon 
ab, diese Daten trotzdem als Prognosen 
darzustellen. Über die Jahre ist aller-

dings eine gewisse Lernfähigkeit zu be-
obachten, sodass zumindest in an-
spruchsvolleren Medien auf die be-
grenzte Aussagefähigkeit von Umfrage-
ergebnissen hingewiesen wird. Die 
Interpretation der Daten durch Journa-
listen liegt oft außerhalb des Einflussbe-
reichs der erhebenden Institute, obwohl 
es eigentlich deren Pflicht wäre, nicht 
nur Daten abzuliefern, sondern auch für 
deren professionelle Interpretation Sor-
ge zu tragen. Wenn dann allerdings 
Daten wie im Beispielfall von einem Ins-
titut bzw. dessen Leiter in der beschrie-
benen Weise interpretiert werden, muss 
man dies kritisieren. 
Um die Reaktion von Wahlberechtigten 
auf politische Ereignisse beurteilen zu 
können, bedarf es eines theoretischen 
Rahmens über das Zustandekommen ei-
ner Entscheidung bzw. der Änderung 
einer Entscheidung, in diesem Fall der 
Wahlabsicht. Die sozialpsychologische 
Theorie zur Erklärung von Wahlverhal-
ten geht z. B. davon aus, dass politische 
Probleme oder deren Behandlung durch 
die Parteien oder Politiker sehr wohl Ein-
fluss auf die Wahlentscheidung des ein-
zelnen nehmen, wenn sie (1.) wahrge-
nommen, (2.) als wichtig erachtet und 
(3.) einer Partei zugeordnet werden. Al-

lein die Parallelität eines Ereignisses mit 
der Messung einer Wahlabsicht kann 
nicht kausal für eventuelle Änderungen 
bei den gemessenen Werten interpre-
tiert werden. Man braucht sowohl zu-
sätzliche Annahmen über die Wirkungs-
zusammenhänge als auch zusätzliche 
Messungen bzw. Indikatoren für die Ein-
flussfaktoren. All diese Voraussetzun-
gen lagen im Beispielsfalle nicht vor, sie 
wurden zumindest nicht ausgewiesen. 
Es handelt sich also um eine ziemlich 
wilde Spekulation und keinesfalls um 
das Ergebnis einer Analyse.

Welche Funktionen erfüllt 
die Wahlforschung?

Informationsaufgaben 
Analysiert man eine so komplexe Ent-
scheidung, wie die eines Individuums 
am Wahltag für eine bestimmte Partei 
oder aber die, nicht an der Wahl teilzu-
nehmen, so bedarf dies auch eines kom-
plexen Ansatzes. Dies geschieht in der 
Regel bei der Analyse von Wahlen bzw. 
Wahlentscheidungen durch Mitglieder 
der akademischen Wahlforschung, die 
innerhalb der Politischen Wissenschaft 
seit 2007 in einer eigenen Gesellschaft 
organisiert sind, der Deutschen Gesell-
schaft für Wahlforschung. Die Zielset-
zungen der akademischen Wahlfor-
schung sind jedoch eher retrospektiv 
und erfüllen deshalb kaum die Anforde-
rungen der Medien in ihrem Bemühen, 
ständige Informationen über die Reakti-
onen der Wähler auf Ereignisse in der 
Politik darzustellen und darüber hinaus 
auch noch Hinweise auf das wahr-
scheinliche Verhalten der Wähler bei 
zukünftigen Ereignissen zu geben.13 Die 
akademische Wahlforschung sieht ihre 
Aufgabe darin, „mit höchsten wissen-
schaftlichen Standards (…) der Be-
schreibung und theoriegeleiteten Erklä-
rung (…) des Verhaltens der Wähler 
und seiner Hintergründe“, aber vor al-
lem auch einen „Beitrag zur praktischen 
Demokratieforschung“ zu leisten. Und 
weiter: „Die empirische Wahlforschung 
liefert unverzichtbare Erkenntnisse über 
die Grundlagen der Legitimation des 
demokratischen politischen Systems, 
seiner Funktionsmechanismen und sei-
ner Leistungen“.14 Diese selbstgestellte 
Aufgabe bemüht sie sich, zu erfüllen. 
Die akademische Wahlforschung hat in 
der Vergangenheit unzweifelhaft wert-
volle Beiträge geleistet, wie z. B. die 
Veröffentlichungen der „Blauen Bände“, 
die seit 1980 umfassend und systema-
tisch Analysen zu allen Bundestags-
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wahlen und zu international relevanten 
Ergebnissen der Wahl- und Wählerfor-
schung bereitgestellt haben.15 Außer-
halb dieser Reihe gibt es von akademi-
schen Wahlforschern unzählige Einzel-
analysen von Wahlaspekten auf allen 
Ebenen sowie Beiträge zur Methoden-
diskussion und deren Weiterentwick-
lung. Auch wird Wahlforschung inzwi-
schen an vielen Universitäten gelehrt. 
Was Bundestagswahlen angeht, so ver-
sucht die akademische Wahlforschung 
eine Institutionalisierung einer Deut-
schen Nationalen Wahlstudie mit ent-
sprechender organisatorischer und fi-
nanzieller Absicherung, auch um den 
internationalen Anschluss auf diesem 
Gebiet nicht zu verlieren. Zu den jüngs-
ten Bundestagswahlen gibt es durchaus 
Publikationen, die sich in Sprache und 
Vorwissen nicht nur an die Fachwelt, 
sondern auch an ein breiteres Publikum 
wenden.16 Insofern erfüllt die Wissen-
schaft durchaus ihre Informationsauf-
gaben, die breite Öffentlichkeit erreicht 
sie allerdings nur selten.
Die Medien sind die eigentlichen Infor-
manten einer breiteren Öffentlichkeit, 
nicht nur weil es ihrem Selbstverständ-
nis entspricht, sondern auch weil es aus-
reichend öffentliches Interesse an aktu-
ellen Daten der Wahlforschung gibt, 
wie auch an prospektiven Ergebnissen 
und Erwartungen. Dies wiederum führt, 
schon wegen des Wettkampfcharakters 
von Wahlen, zu einer Konkurrenz der 
Medien um die nächste Schlagzeile. Al-
lerdings führt dieser Aktualitätsdruck 
zur Verkürzung der Informationen, die 
aus Umfragen gewonnen werden kön-
nen und einer gewissen Unnachprüf-
barkeit der Veröffentlichungen durch 
die Konsumenten bzw. Adressaten. Das 
Berufsethos der Umfrageinstitute sollte 
eigentlich dazu führen, die Erhebung 
der Daten nach wissenschaftlichen 
Standards und bestem Wissen und Ge-
wissen durchzuführen, aber darüber hi-
naus auch für eine saubere und nach-
vollziehbare Darstellung der Daten zu 
sorgen. Hier gäbe es inzwischen (und 
zunehmend) einiges zu tun. 

Strategie- und Wahlkampfhilfen
Wahlkämpfe haben an Bedeutung ge-
wonnen, weil die Wahlforschung einen 
immer größer werdenden Anteil an nicht 
oder wenig an Parteien gebundenen 
Wählern nachgewiesen hat und auch 
der Anteil der sich spät entscheidenden 
Wähler immer größer geworden ist. 
Parteien müssen deshalb nicht nur eine 
Strategie entwickeln, wie sie wann die 
ihr nahestehenden Wähler mobilisieren 
bzw. halten und neue Wähler gewinnen 
können. Sie müssen auch die Wirksam-
keit und den Erfolg dieser Strategie 
ständig überwachen, um auf Fehlent-
wicklungen reagieren zu können. Allein 

Ergebnisse der sogenannten „Sonn-
tagsfrage“ bieten dafür keine ausrei-
chende Grundlage, nicht nur wegen 
der Fehlerbereiche von Umfragen, son-
dern auch wegen der Unverbindlich-
keit, mit der solche Antworten von den 
Wahlberechtigten weit vor dem eigent-
lichen Wahltermin abgegeben werden, 
und wegen des möglichen Einflusses ak-
tueller Ereignisse in den verschiedenen 
Phasen eines Wahlkampfes. Wahlab-
sichten sind deshalb nicht mehr als eine 
summarische Orientierungshilfe für die 
Entwicklungsrichtung beim Vergleich 
von Zeitreihen.
Was man mit Umfragen aber erfassen 
kann, ist z. B. der Mobilisierungsgrad 
der Kernanhängerschaft einer Partei 
und natürlich auch der des politischen 
Gegners. Mit verschiedenen durchaus 
erprobten Indikatoren für die Parteinä-
he und aus der Kombination dieser 
kurz-, mittel- und langfristigen Orientie-
rungen kann ziemlich genau festgestellt 
werden, ob es sich bei einem „Anhän-

ger“ um einen Kernwähler der Partei 
handelt oder einen Gelegenheitswäh-
ler; auch alle Zwischenstadien sind er-
kennbar. Mit Sympathieüberschneidun-
gen zu anderen Parteien, relativen Ab-
ständen zu diesen und dem Vergleich 
von Basisorientierungen mit aktuellen 
Themen sind auch Reaktionsmuster und 
sogar Reaktionswahrscheinlichkeiten 
erfahrbar. Beispiele aus früheren Wahl-
kämpfen machen zumindest deutlich, 
dass sehr unterschiedliche Mobilisie-
rungsphasen der Parteien beobachtet 
werden können, die auch von der Regie-
rungs- bzw. Oppositionsrolle abhängig 
sind und für den kenntnisreichen Wahl-
strategen eine völlig neue Beurteilung 
der Stimmungswerte bedeuten. Mit an-
deren Worten: Hohe Stimmungswerte 
bei gleichzeitig hoher Unsicherheit der 
Entscheidung bei einem Teil der gemes-
senen „Anhänger“ bedeuten etwas an-
deres als hohe Stimmungswerte, die 
über andere Indikatoren der Parteinähe 
„abgesichert“ sind. Oder noch anders 

Einen Tag nach der Bundestagswahl 2009 titelt die Presse mit Schlagzeilen. Der Aktua-
litätsdruck der Medien und die Konkurrenz um Schlagzeilen führen immer wieder zur 
Verkürzung der Informationen, die aus Umfragen gewonnen werden. 
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ausgedrückt: schlechte Stimmungswer-
te bei einem erheblichen mobilisierba-
ren Potenzial17 bedeuten etwas anderes 
und erfordern natürlich auch andere 
Reaktionen als relativ gute Stimmungs-
werte bei hohem Mobilisierungsgrad. 
In der Öffentlichkeit werden zumeist 
nur die Ergebnisse der Sonntagsfrage 
wahrgenommen und bestimmen mögli-
cherweise die Diskussion bzw. befeuern 
die Spekulation. Dies ist dann wieder-
um ein Problem für die Wahlkampfstra-
tegen.

Fazit

Die empirische Wahlforschung, privat-
wir tschaftlich organisiert oder rein wis-
senschaftlich auf dem Wege, erfüllt not-
wendige gesellschaftliche Funktionen 
in einem demokratisch verfassten Staat. 
Sie informiert über wichtige Entschei-
dungen des Souveräns, des Wählers. 
Sie tut das zunächst nach Wahlen, also 
ex post, in Form von Darstellungen des 
Ergebnisses in vielerlei Formen, regio-
nal und sozialstrukturell, aber vor allem 
in Analysen über die Beweggründe der 

Wählerinnen und Wähler für ihre Ent-
scheidung. Allerdings besteht auch ei-
ne rege Nachfrage nach Informationen 
vor Wahlen, also ex ante. Kennt man 
die verschiedenen Einflussfaktoren auf 
Wahlentscheidungen und ihre zeitli-
chen Wirkungszusammenhänge – das 
ist das Ziel der wissenschaftlichen Ana-
lyse – dann sollte es möglich sein, auch 
vor Wahlen Aussagen über mögliches 
Verhalten der Wähler zu machen, also 
eine Prognose zu wagen. Allerdings ist 
das Problem dabei, dass Prognosen in 
die Zukunft reichen, wie schon Mark 
Twain feststellte, und deshalb ungewiss 
sind. Man kann es auch so ausdrücken: 
die verschiedenen Einflussfaktoren sind 
ja durchaus bekannt und messbar, aber 
ihre Kombination und jeweilige Ein-
flusstärke ändern sich von Wahl zu 
Wahl. Deshalb kann die Wahlfor-
schung vor Wahlen bestenfalls Trends 
bzw. wahrscheinliche Entwicklungen 
aufzeigen. Dies ist allerdings auch eine 
wichtige Information in einem freien 
Land.

ANMERKUNGEN

1 „Wahlforscher“ ist keine geschützte Berufs-
bezeichnung, sondern eine ziemlich willkürlich 
vergebene Titulierung, meistens von Seiten der 
Medien, für Menschen oder Institute, die mit 
Hilfe von Umfragen Daten über das Verhalten 
von Bürgerinnen und Bürgern anlässlich von 
Wahlen erheben oder veröffentlichen.
2 Frank Brettschneider (2003): Wahlumfra-
gen: Medienberichterstattung und Wirkungen. 
In: Wüst, Andreas M. (Hrsg.): Politbarometer. 
Opladen, S. 257–282.

3 Andreas M. Wüst (2003): Simmung, Projek-
tion, Prognose? In: ders. (Hrsg.): Politbarometer. 
Opladen, S. 83–107. 
4 So das Wochenmagazin Der Spiegel nach 
der Wahl 2005 und 2009.
5 So zum Beispiel Helmut Kohl vor der Wahl 
1998.
6 Viele Beispiele von Politikern, die bei Wahl-
umfragen beabsichtigte oder vollendete Mani-
pulation unterstellen, finden sich bei Frank Brett-
schneider (vgl. Fußnote 2, S. 258).
7 Aus ökonomischen Gründen können Ge-
samtheiten nur in den seltensten Fällen befragt 
bzw. beobachtet werden. 
8 Mehr hierzu: Dieter Roth (2008): Empirische 
Wahlforschung. Ein Lehrbuch. Wiesbaden 
2008, Kapitel 2.
9 Max Kaase (Hrsg.) (1999): Deutsche For-
schungsgemeinschaft. Qualitätskriterien der 
Umfrageforschung. Berlin; Max Kaase (2003): 
Die Bundesrepublik Deutschland nach der Bun-
destagswahl 2002. Überlegungen eines Wahl-
soziologen. In: Politische Vierteljahresschrift, 
1/2003, S. 3–9.
10 Vgl. Frank Brettschneider (2000): Demosko-
pie im Wahlkampf – Leitstern oder Irrlicht? In: 
Klein, Markus/Jagodzins, Wolfgang/Moch-
mann, Ekkehard/Ohr, Dieter (Hrsg.): 50 Jahre 
Empirische Wahlforschung in Deutschland. Ent-
wicklung, Befunde, Perspektiven, Daten. Wies-
baden, S. 477–505.
11 Auf „wahlrecht.de“ werden die Ergebnisse 
eines sechsten Instituts aufgeführt: GMS, Ge-
sellschaft für Markt- und Sozialforschung, das 
jedoch im Gegensatz zu den anderen Instituten 
nur einmal monatlich eine ca. 1.000 Befragte 
umfassende Umfrage veröffentlicht. Dadurch 
treten beim Vergleich der Ergebnisse zu be-
stimmten Zeitpunkten größere Schwierigkeiten 
auf.  
12 So zum Beispiel: tagesschau.de: Spießru-
tenlauf in eigener Sache (16. Januar 2013). 
13 Siehe jedoch die Versuche der Wahlfor-
scher Helmut Norpoth und Thomas Gschwend 
(2003): Politbarometer und Wahlprognosen: 
Die Kanzlerfrage. In: Wüst, Andreas M. (Hrsg.): 
Politbarometer. Opladen, S. 109–124.
14 Siehe Web-Seite der DGfW (Deutsche Ge-
sellschaft für Wahlforschung): http://dgfw.info. 
15 Jüngste Veröffentlichung dieser Reihe: Bern-
hard Weßels/Harald Schoen/Oscar W. Gabri-
el (Hrsg.) (2013): Wahlen und Wähler: Analysen 
aus Anlass der Bundestagswahl 2009. Wiesba-
den.
16 Hans Rattinger/Sigrid Roßteutscher/Rüdi-
ger Schmitt-Beck/Bernhard Weßels u. a. (2011): 
Zwischen Langeweile und Extremen: Die Bun-
destagswahl 2009. Baden-Baden; Heinrich 
Oberreuter (Hrsg.) (2011): Am Ende der Gewiss-
heiten, Wähler, Parteien und Koalitionen in Be-
wegung. München.
17 Wie z. B. für die SPD bis zum Sommeranfang 
2002. Deshalb war es sträflich, von Seiten der 
Umfrageinstitute Allensbach und mit Einschrän-
kung auch Emnid, zu diesem Zeitpunkt von einem 
klaren Sieg der Oppositionsparteien auszuge-
hen. Siehe dazu Frank Brettschneider (vgl. Fuß-
note 2). 

Prof. Dr. Dieter Roth ist Honorarprofes-
sor am Institut für Politische Wissen-
schaft der Universität Heidelberg und 
Mitbegründer der Forschungsgruppe 
Wahlen e. V. in Mannheim, deren Vor-
stand er bis 2003 war. Er hat in Heidel-
berg, Frankfurt, Cornell und Mannheim 
Volkswirtschaft, Politik und Soziologie 
studiert und über das Demokratiever-
ständnis von Eliten in der Bundesrepu-
blik promoviert. Neben zahlreichen 
anderen Publikationen hat Dieter Roth 
ein Lehrbuch über empirische Wahlfor-
schung geschrieben, das 2008 in ak-
tualisierter Form erschien.
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DAS REFORMIERTE WAHLRECHT

Das Bundestagswahlrecht 2013  
Hans Meyer

Bei den Wahlen zum 18. Deutschen Bun-
destag findet erstmals das reformierte 
Wahlrecht Anwendung. Die Wahl-
rechtsänderungen sind am 9. Mai 2013 
in Kraft getreten und sollen Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts umset-
zen. Das Gericht hatte die Regelungen 
des Sitzzuteilungsverfahrens im Bun-
deswahlgesetz für nichtig erklärt. Ein 
Hauptanliegen der Wahlrechtsreform 
ist die Änderung des Sitzzuteilungsver-
fahrens mit dem Ziel, das sogenannte 
negative Stimmgewicht zu beseitigen. 
Dieser Begriff beschreibt eine Parado-
xie des alten Wahlrechts: Ein Mehr an 
Zweitstimmen konnte für eine Partei in 
bestimmten Konstellationen weniger 
Sitze im Deutschen Bundestag bedeu-
ten und umgekehrt ein Weniger an 
Zweitstimmen mehr Sitze. Hans Meyer 
erörtert die Vorgeschichte sowie die 
Grundentscheidung der 2013 in Kraft 
getretenen Reform. Er erläutert sodann 
den entscheidend geänderten Paragra-
phen und schildert im Anschluss das 
neue, mehrere Schritte umfassende Ver-
fahren der Sitzverteilung im Einzelnen. 
Vielfach wurde die Befürchtung geäu-
ßert, das neue Wahlrecht könne zu ei-
ner erheblichen Vergrößerung des Bun-
destages führen. Ob dies eintritt und 
wie lange die Reform Bestand haben 
wird, bleibt abzuwarten. I

Unser Wahlsystem

Wir wählen den Bundestag, also die 
598 im Wahlgesetz vorgesehenen Ab-
geordneten, wie das Bundeswahlge-
setz in § 1 exakt ausdrückt, „nach den 
Grundsätzen einer mit der Personen-
wahl verbundenen Verhältniswahl“. 
Trotz der in Wahlkreisen nach den Re-
geln der relativen Mehrheitswahl ge-
wählten 299 Abgeordneten ist „Verhält-
niswahl“ eine korrekte Beschreibung für 
das Gesamtsystem, weil alle 598 Man-
date, also auch die Wahlkreis- oder Di-
rektmandate, auf die jeweiligen Partei-
en nach ihrem verhältnismäßigen Zweit-
stimmenanteil verteilt werden. Erst dann 
werden die direkt Gewählten von dem 
Listenkontingent einer jeden Partei auf 
Landesebene abgezogen. Ist das Kon-
tingent dafür zu klein, entstehen Über-
hänge, die der Partei erhalten bleiben. 
Das Wahlkreismandat ist also im Nor-
malfall sowohl von Erststimmen als auch 

von Zweitstimmen der Partei gedeckt. 
Gewollt ist nur der personelle Einfluss ei-
ner Einzelpersonenwahl auf eine Listen- 
also Gruppenwahl. Lediglich Überhän-
ge sind nur von Erststimmen gedeckt. 
Selbst beim bisher höchsten Anfall an 
Überhangmandaten bei der Wahl 
2009 war dies nur bei circa 8 Prozent 
der Wahlkreismandate der Fall.

Die Vorgeschichte der Reform 2013

Die Bundestagswahl 2013 findet unter 
einem reformierten Bundestagswahl-
recht statt. Die Reform war vom Bundes-
verfassungsgericht durch zwei Ent-
scheidungen erzwungen worden. In der 
ersten aus dem Juni 2008 wertete es 
das negative oder inverse Stimmge-
wicht, wenn also eine Zweitstimme für 

eine Partei unmittelbar gegen diese 
oder zugunsten einer Konkurrenzpartei 
wirkt, als einen Verstoß gegen die Ver-
fassungsgrundsätze (Art. 38 GG) der 
unmittelbaren und gleichen Wahl.1 Die 
„willkürliche“ oder „widersinnige“2 Wir-
kung beruhte damals auf der Kombina-
tion von Überhangmandaten mit der 
Verrechnung von Zweitstimmen dersel-
ben Partei über ein Land hinaus. Bei der 
Bundestagswahl 2005 war dieses bis-
her nur einigen Fachleuten bekannte 
Phänomen für jeden offenbar gewor-
den.3 Als in Dresden eine Nachwahl an-
stand, hätte die CDU ein Mandat verlo-
ren, wenn zu viele ihrer Anhänger mit 
ihrer Zweitstimme CDU gewählt hätten. 
Durch ihr Stimmgewicht hätten sie bei 
der Konkurrenz der Landeslisten dersel-
ben Partei ein CDU-Mandat von Nord-
rhein-Westfalen nach Sachsen abge-
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zogen, das dort aber nicht hätte reali-
siert werden können, weil es auf ein 
beste hendes Überhangmandat ange-
rechnet worden wäre.4
Das Gericht hat in dieser Entscheidung 
dem Bundestag für die Korrektur drei 
Jahre Zeit eingeräumt, weil die Aufgabe 
so kompliziert sei. 2009 ist darum nach 
einem verfassungswidrigen Wahlge-
setz gewählt worden. Trotz dieser er-
staunlichen Großzügigkeit des Gerichts 
haben die Fraktionen über zwei der drei 
Jahre ungenutzt verstreichen lassen. 
Bald war klar, dass Koalition und Op-
position sich nicht würden einigen kön-
nen. Entgegen einem im Wahlrecht lan-
ge geübten Brauch beschloss die Koali-
tion, von ihrer Mehrheit gegenüber der 
Opposition Gebrauch zu machen. Uni-
on und FDP hatten aber durchaus unter-
schiedliche Interessen. Die Union favo-
risierte abgeschlossene Landeswahl-
gebiete,5 die FDP fürchtete das dann 
sechzehn Mal mögliche Rundungs-
pech – es können ja nur ganze Mandate 
vergeben werden. Auch könne sie in 
kleinen Ländern wie Bremen ohne Man-
date dastehen, auch wenn sie mehr als 
acht Prozent der Stimmen erziele.6 Die 

Rücksicht der Fraktionen auf ihre Lan-
desgruppen spielte bei den Verhand-
lungen durchgehend eine Rolle, manch-
mal eine entscheidende.
Die FDP setzte gegen die Union durch, 
dass die Rundungsverluste7 einer Partei 
in allen Ländern zusammengezählt und 
dafür Zusatzmandate ausgewiesen 
werden. Es sollte jedoch vermieden 
werden, dass auch Überhangparteien 
davon profitieren. Zudem wurde ver-
fügt, dass den Ländern ein Sitzkontin-
gent proportional zur Wählerzahl zu-
stehe.
Der in der Koalition gefundene Kompro-
miss wurde durch Normenkontrollklage 
von 214 Abgeordneten, durch Organ-
klage einer Partei und durch Verfas-
sungsbeschwerde von über 3.000 
Wahlberechtigten angegrif fen und vom 
Bundesverfassungsgericht am 25. Juli 
2012 im Wesentlichen für verfassungs-
widrig erklärt: er verstoße gegen das 
Verbot negativen Stimmgewichts, weil 
er u. a. die Ländersitzkontingente nach 
der Wählerzahl bemesse, und gegen 
die vom Grundgesetz geforderte 
Gleichheit der Wahl, weil er Zusatz-
mandate vorsehe und den ausgleichslo-

sen Anfall von Überhangmandaten in 
zu hoher Zahl zulasse.8 Mit der letzten 
Feststellung korrigierte das Gericht ei-
ne Vier-zu-vier-Entscheidung aus dem 
Jahre 19979, bei der die „obsiegende“ 
Hälfte der Richter noch Überhänge in 
Höhe von etwa 30 tolerieren wollte, und 
reduzierte die Zahl auf „etwa 15“.
Nun war Eile angesagt. Ein nochmali-
ger Alleingang der Koalition schien der 
Union angesichts der widerstreitenden 
Interessen einer großen und einer klei-
nen Partei nicht opportun, ein Zusam-
mengehen mit der SPD zu Lasten der 
kleineren Parteien hätte die Koalition 
gesprengt. Man war da angelangt, wo 
man 1955 bei der damals endgültigen 
Fassung des Wahlgesetzes geendet 
hatte: alle gegen die Union.10 Wie da-
mals konnte sie nicht mehr hoffen, das 
Mehrheitswahlrecht oder auch Mehr-
heitsprämien durch Überhänge durch-
zusetzen.11 Als Kompensation für die 
Aufgabe der Überhänge, die gleich-
heitswidrige Effekte produzieren und 
eine wichtige Ursache negativer Stimm-
gewichte waren, setzte sie mit Hilfe des 
von ihr verwalteten Innenministeriums 
die strikte Abschottung der Länder als 
abgeschlossene Wahlgebiete jeden-
falls als erste Berechnungs- und Vertei-
lungseinheiten durch. Die Reform ist am 
8. Mai 2013 verkündet worden (BGBl. 
2013 I S. 1082).

Die Grundentscheidung der Reform

Die wichtigste Entscheidung war, Über-
hangmandate zu beseitigen oder ge-
nauer: ihre Bonuswirkung unschädlich 
zu machen. Überhänge sind nicht die 
Folge einer besonders hohen Zustim-
mung zu der begünstigten Partei, son-
dern eher des Gegenteils. Als die CDU 
2009 in Baden-Württemberg gegen-
über 2005 über 400.000 Zweitstimmen 
verlor, schnellte die Zahl der Überhang-
mandate von drei auf zehn hoch. Und 
als die CSU 2009 einen Einbruch von 
9,2 Prozentpunkten bei den Zweitstim-
men erlit t, erzielte sie erstmals in der 
über 60-jährigen Wahlrechtsgeschich-
te überhaupt Überhangmandate, näm-
lich drei. Für deren Entstehen ist die Dis-
krepanz zwischen einem markanten Er-
folg in den Wahlkreisen und einem be-
scheidenen Listenerfolg entscheidend. 
Letzterer aber spiegelt die Zustimmung 
der Wähler zur Partei hinreichend exakt 
wider. Die auf den Zweitstimmen beru-
henden Listenmandate hängen unmit-
telbar an den Schwankungen des 
Zweitstimmenanteils einer Partei. Die 

Hauptanliegen 
der Wahlrechtsre-
form war es, das 
sogenannte nega-
tive Stimmgewicht 
zu beseitigen. Die-
ser Begriff 
beschreibt eine 
Paradoxie des 
alten Wahlrechts: 
Ein Mehr an 
Zweitstimmen 
konnte für eine 
Partei in bestimm-
ten Koalitionen 
weniger Sitze im 
Bundestag bedeu-
ten und umge-
kehrt ein Weniger 
an Zweistimmen 
mehr Sitze.
picture alliance/dpa
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auf den Erststimmen basierenden Di-
rektmandate hingegen sind gegen 
Stimmverluste robuster. Wenn eine Par-
tei z. B. in ländlichen Gebieten eine 
Hochburg hat, können Wahlkreise auch 
mit 60 Prozent und mehr der Stimmen 
gewonnen werden. Selbst ein Verlust 
von 20 Prozentpunkten an Erststimmen 
würde dann bei einer relativen Mehr-
heitswahl kaum zum Verlust des Man-
dats führen, bei den Zweitstimmen wäre 
er eine Katastrophe.
Zwei grundsätzliche Wege boten sich 
an, das Problem der Überhänge zu lö-
sen. Entweder beseitigte man die im 
Wahlgesetz liegenden Gründe für das 
Entstehen von Überhängen oder man 
kompensierte durch Einführung von 
Ausgleichsmandaten den in ihnen lie-
genden Gleichheitsverstoß und damit 
zugleich, wenn möglich, den Eintrit t von 
negativen Stimmgewichten. Es ist nicht 
verwunderlich, dass man sich für die 
zweite Lösung entschied. Es war der po-
litisch bequemere Weg. Mit einer prog-
nostizierten Vergrößerung des Bundes-
tages um 50 bis 70 Mandate konnte 
man gegen die Bedenken in einzelnen 
Landesgruppen der Fraktionen ange-
hen, dass sie mit ihren Listenmandaten 
für Überhänge ihrer Partei in anderen 
Ländern herangezogen würden. Außer-
dem steigert jede Erhöhung der Bun-
destagsgröße die Wahrscheinlichkeit 
für die darüber abstimmenden Abge-
ordneten, auch dem nächsten Bundes-
tag anzugehören.
Hätte man auf die Ursachen von Über-
hangmandaten geschaut, wäre der 
Blick auf das Zweistimmensystem gefal-
len, dem bei der Wahl 2009 über die 
Hälfte der 24 Überhänge zu verdanken 
war.12 Das hängt mit dem möglichen Ef-
fekt der gesplit teten Erststimme zusam-
men. Anhänger aller Parteien split ten. 
Am häufigsten split ten jedoch FDP-An-
hänger; 2009 waren es nach dem Bun-
deswahlleiter über 55 Prozent. Die we-
nigsten wissen freilich, dass ein erfolg-
reiches, also zum Gewinn eines Direkt-
mandats der benachbarten Partei 
führendes Stimmensplit ting normaler-
weise nur ein Listenmandat dieser Partei 
er folglos macht. Der split tende Wähler 
entscheidet also im Normalfall mit sei-
ner Erststimme zwischen zwei Personen 
der benachbarten Partei, von denen er 
eine gar nicht kennen kann. Der Begrif f 
„Persönlichkeitswahlrecht“ bezeichnet 
diesen „Er folg“ nicht gerade zutreffend. 
Führt der Direktwahlerfolg dagegen zu 
einem Überhang bei der benachbarten 
Partei, dann hat der Wähler gleich-
heitswidrig ein „doppeltes“ Stimmge-
wicht.13 Er verhilf t der benachbarten 
Partei zu einem nicht von Zweitstimmen 
der Partei gedeckten Mandatserfolg 
und seiner eigenen Partei mit der Zweit-
stimme zu einem Listenplatz.

Da mit der Einführung von Ausgleichs-
mandaten diese Effekte zugunsten der 
übrigen Parteien kompensiert werden, 
hätte es nahe gelegen, das Zweistim-
mensystem aufzugeben14 und die Stim-
me für den Wahlkreisabgeordneten wie 
schon 1949 zugleich für die Liste zu bu-
chen. Das würde die Zahl der Überhän-
ge und damit der nötigen Ausgleichs-
mandate erheblich reduzieren. Das hät-
te um so eher nahe gelegen, als ein er-
folgreiches Stimmensplit ting nach dem 
neuen Recht nicht mehr zu einem dauer-
haften Vorteil der Direktmandatspartei 
durch ein Überhangmandat führen 
kann, da ein solcher durch Ausgleichs-
mandate an die Konkurrenzparteien 
aufgezehrt wird. Ein erfolgreiches und 
zudem Überhänge produzierendes 
Stimmensplit ting, das 2009 Zehntau-
sende von Wählern geübt haben,15 wird 
nach der neuen Konstruktion in Zukunft 
nur den einen, vom split tenden Wähler 
sicherlich nicht gewollten Effekt haben, 

dass der Bundestag vergrößert wird. 
Ein Vorteil für die benachbarte Partei ist 
damit nicht mehr zu erreichen.
Die Rückkehr zum 1949 noch vorgesehe-
nen Einstimmensystem würde zudem die 
Parteibindung der Wähler stärken. Wer 
einer benachbarten Partei schon die 
Hälfte seiner Stimmen gibt, wird eher zu 
dieser ganz überwechseln, als jemand, 
der sich für eine Partei ganz entschei-
den muss. Schließlich wären die Partei-
en mehr als heute gezwungen, mög-
lichst attraktive Direktwahlbewerber 
aufzustellen.16

Die Chance, zum Einstimmensystem zu-
rückzukehren, wurde nicht ergrif fen, da 
in allen Parteien die direkt Gewählten 
in dem Glauben leben, sie seien wegen 
ihrer persönlichen Vortrefflichkeit und 
weniger wegen ihrer Parteizugehörig-
keit gewählt worden. Für die inoffizielle, 
aber auch die offizielle Rangordnung in 
der Fraktion kann diese Überzeugung 
auch nützlich sein. Es dürfte aber 
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schwerlich einleuchten, dass über drei 
Millionen FDP-Wähler den Direktkandi-
daten der eigenen Partei verschmähen, 
weil der konkurrierende CDU-Kandidat 
die überzeugendere Persönlichkeit sei. 
In Wirklichkeit trafen die „Stimmensplit-
ter“ unter dem alten Wahlsystem über-
wiegend eine durchaus rationale politi-
sche Entscheidung, den chancenrei-
chen Kandidaten einer benachbarten 
Partei dem chancenlosen der eigenen 
vorzuziehen. Oder anders gewendet: 
der Wähler split tet durchweg aus politi-
schen, nicht aus persönlichkeitsbezoge-
nen Gründen. Der politische Grund ist 
mit der Kompensation durch Ausgleichs-
mandate entfallen.
Da Überhänge durch die Diskrepanz 
von Direktwahl- und Zweitstimmenerfol-
gen erzielt werden, würde zudem eine 
Reduzierung der Wahlkreise von dem 
derzeitigen Verhältnis zu den Listen-
mandaten von 50:50 auf etwa 40:60 
den Anfall von Überhang- und damit 

von Ausgleichsmandaten automatisch 
reduzieren.17

Die Fraktionen konnten sich darauf nicht 
verständigen und haben also einver-
nehmlich18 eine Chance ausgeschla-
gen, die Zahl der zu erwartenden Aus-
gleichsmandate möglichst klein zu hal-
ten. Sie haben es auch aus diesem 
Grunde peinlich vermieden, im Gesetz 
von Überhängen und Ausgleichsman-
daten zu sprechen, was das Verständ-
nis des Wahlgesetzes erheblich erleich-
tert hätte. Die Erkenntnis ihrer Vorläufer 
aus dem Jahre 1996, dass ein Parlament 
von 656 Mitgliedern zu groß und eines 
unter 600 Mitgliedern angemessen ist,19 
wurde verdrängt.
Die Kompliziertheit der gefundenen Lö-
sung lässt sich nur verstehen, wenn man 
den Text des entscheidend geänderten 
§ 6 BWahlG, auf das Wesentliche kon-
zentriert, vor Augen hat (Der Volltext fin-
det sich am Ende des Beitrages). Eigene 
Bemerkungen sind kursiv gesetzt: 

Der Zweite Senat 
des Bundesverfas-
sungsgerichts in 
Karlsruhe unter 
Vorsitz von And-
reas Voßkuhle 
erklärt am 25. Juli 
2012 zentrale 
Bestimmungen des 
Bundestagswahl-
rechts für verfas-
sungswidrig. 
picture alliance/dpa

„§ 6 Wahl nach Landeslisten

(1) Für die Verteilung der nach Lan-
deslisten zu besetzenden Sitze 
werden die für jede Landesliste 
abgegebenen Zweitstimmen zu-
sammengezählt.20

(2) In einer ersten Verteilung wird zu-
nächst die Gesamtzahl der Sitze 
(598) in dem in Satz 2 bis 7 be-
schriebenen Berechnungsverfah-
ren den Ländern nach dem Bevöl-
kerungsanteil21 und sodann in je-
dem Land die Zahl seiner Sitze22 
auf der Grundlage der zu berück-
sichtigenden Zweitstimmen den 
Landeslisten zugeordnet. Es folgt 
(S. 2–7) eine aufwendige und in der 
Abfolge nicht einsichtige Beschrei-
bung23 des Verteilungsverfahrens. 
Alle anzurechnenden Zweitstimmen 
werden durch die Zahl der jeweils 
zu verteilenden Sitze geteilt. Mit 
dem Ergebnis, dem Zuteilungsdivi-
sor, wird das Zweitstimmenergebnis 
jeder Partei geteilt. Dabei ergeben 
die ganzen Zahlen deren Mandats-
ergebnis, Brüche werden auf- oder 
abgerundet. Wird dabei die Ge-
samtsitzzahl über- oder unterschrit-
ten, ist der Zuteilungsdivisor entspre-
chend (geringfügig) herauf- oder 
herunter zu setzen. Das klingt aufre-
gender, als es ist. 

(3) Enthält die hier nicht interessierende 
Sperrklauselregel.

(4) Von der für jede Landesliste so er-
mittelten Abgeordnetenzahl wird 
die Zahl der von der Partei in den 
Wahlkreisen des Landes errunge-
nen Sitze abgerechnet. In den 
Wahlkreisen errungene Sitze ver-
bleiben einer Partei auch dann, 
wenn sie die nach den Absätzen 2 
und 3 ermittelte Zahl übersteigen.

(5) Die Zahl der 59824 Sitze wird so 
lange erhöht, bis jede Partei bei 
der zweiten Verteilung der Sitze 
nach Absatz 6 Satz 1 mindestens 
die bei der ersten Verteilung nach 
den Absätzen 2 und 3 für sie ermit-
telten zuzüglich der in den Wahl-
kreisen errungenen Sitze erhält, 
die nicht nach Absatz 4 Satz 1 von 
der Zahl der für die Landesliste er-
mittelten Sitze abgerechnet wer-
den können.25 Die Gesamtzahl 
der Sitze (= 598) erhöht sich um 
die Unterschiedszahl.

(6) Die nach Absatz 5 Satz 1 zu ver-
gebenden Sitze werden in jedem 
Fall bundesweit nach der Zahl der 
zu berücksichtigenden Zweitstim-
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Die Ermittlung der Wahlergebnisse 
im Einzelnen

Weil wir den Bundestag nicht nach Bun-
deslisten wählen, sondern ausschließ-
lich nach Landeslisten, ist die Umset-
zung von Stimmen in Mandate kompli-
ziert. Das haben die Besatzungsmäch-
te, die den Zentralstaat aus schlimmer 
Er fahrung schwächen wollten, gegen 
den Parlamentarischen Rat durchge-
setzt. Herren über das politische Perso-
nal im Bundestag, dem „unitarischen 
Vertretungsorgan“,28 sind also die Lan-
desparteien. Sie denken nicht daran, 
dieses Monopol aufzugeben. Die Bun-
desparteien haben keinen Einfluss auf 
die personelle Besetzung des zentralen 
Bundesorgans. 
Bald stellte sich aber heraus, dass eine 
Abwicklung der Bundestagswahl nur 
über die Länder für die Parteien, vor al-
lem für die kleineren, erhebliche Nach-
teile hatte, weil in jedem Land für jede 
Partei unverwertbare Zweitstimmen an-
fielen. Zehn- oder sechzehnmal addiert, 
konnte das eine für die Mehrheitsbe-
schaffung relevante Zahl von Manda-
ten bedeuten. Man entschied sich für 
die Möglichkeit, die Landeslisten nur zu 
dem Zweck zu verbinden,29 alle Zweit-
stimmen über die Ländergrenzen hin-
weg für die Mandatsverteilung nutzbar 
zu machen. Das führt zu einer nur rech-
nerischen bundesweiten Verteilung al-
ler 598 Mandate nach dem über alle 
Länder kumulierten Zweitstimmener-

gebnis jeder Partei. Das nennt man 
Oberverteilung. 
Wenn bei der Wahl 2009 alle gewon-
nenen Direktmandate schon von dem so 
ermittelten Bundeskontingent der Par-
teien abgezogen worden wären, wäre 
trotz der einmalig hohen Zahl von 21 
Überhängen bei der CDU kein einziges 
Überhangmandat entstanden: Sie hat-
te mit 173 so viele Direktmandate er-
worben, wie ihr bei einer Bundesrech-
nung nach ihren Zweitstimmen zuge-
standen hätten.30 Man wollte also die 
bundesweite Nutzung der Reststimmen, 
also z. B. die Wertung im Saarland nicht 
mehr nutzbarer Zweitstimmen der SPD 
für ein SPD-Mandat in Hessen, den 
möglichen Ausgleich von Überhängen 
auf diesem Weg wollte man aber nicht. 
Das hat auch das Bundesverfassungs-
gericht einen Systembruch genannt.31 
Da es keine Bundesliste gab, musste 
man das bei der Oberverteilung ge-
wonnene Sitzkontingent einer fiktiven 
Bundespartei32 auf die Landeslisten 
derselben Partei rückverteilen (Unter-
verteilung); diese konkurrierten dabei, 
wie an dem Dresdner Beispiel gezeigt, 
untereinander. 
Nur diese Vorgeschichte erklärt die ge-
fundene Lösung, freilich nicht den Ver-
stoß gegen die Aufforderung des Bun-
desverfassungsgerichts, dem Wähler 

eine „normenklare und verständliche 
Grundlage“33 zu schaffen.34 Der ein-
schlägige § 6 BWahlG ist ein leuchten-
des und bei Einzelbestimmungen schon 
beleuchtetes Muster grob missratener 
Gesetzgebungskunst. So ist schon auf 
die zwanghafte Vermeidung der für das 
Verständnis der Lösung existenziellen 
Begrif fe „Überhang“ und „Ausgleich“ 
verwiesen worden.35 
Das Gesetz hält an der Ober- und Un-
terverteilung fest, schaltet ihr aber noch 
eine neue, in zwei Phasen gegliederte 
Unterverteilung vor (Abs. 2 Satz 1), was 
nicht gerade verständnisfördernd ist, 
aber seinen politischen Sinn hat. In der 
ersten Phase werden die Länder als ab-
geschlossene Landeswahlgebiete be-
handelt und die 598 Sitze auf sie nach 
der Zahl der deutschen Bevölkerung 
verteilt. Von diesem Landeskontingent 
an Sitzen erhalten die Landesparteien 
ihren Anteil nach ihrem Stimmerfolg bei 
den Zweitstimmen.36 Dass gewonnene 
Direktmandate davon abgezogen wer-
den, Überhänge aber den Parteien er-
halten bleiben,37 er fährt man erst in 
Abs. 4, weil die Sperrklauselregel, sys-
tematisch ohne jeden Sinn, dazwi-
schengeschaltet ist (Abs. 3).
Nicht gerade lesefreundlich zwischen-
geschaltet ist auch die oben erläuterte 
umständliche Regelung des Vertei-

men in dem in Absatz 2 Satz 2 bis 
7 beschriebenen Berechnungs-
verfahren auf die nach Absatz 3 
zu berücksichtigenden Parteien26 
verteilt. In den Parteien werden 
die Sitze nach der Zahl der zu be-
rücksichtigenden Zweitstimmen in 
dem in Absatz 2 Satz 2 bis 7 be-
schriebenen Berechnungsverfah-
ren auf die Landeslisten verteilt; 
dabei wird jeder Landesliste min-
destens die Zahl der in den Wahl-
kreisen des Landes von der Partei 
errungenen Sitze zugeteilt. Von 
der für jede Landesliste ermittel-
ten Sitzzahl wird die Zahl der von 
der Partei in den Wahlkreisen des 
Landes errungenen Sitze abge-
rechnet. Die restlichen Sitze wer-
den aus der Landesliste in der 
dort festgelegten Reihenfolge be-
setzt. Bewerber, die in einem 
Wahlkreis gewählt sind, bleiben 
auf der Landesliste unberücksich-
tigt. Entfallen auf eine Landesliste 
mehr Sitze als Bewerber benannt 
sind, so bleiben diese Sitze unbe-
setzt.“27 
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lungsverfahrens für diese, aber auch für 
alle folgenden Verfahren, nämlich in 
Abs. 2 Satz 2 bis 7. 
Dann schreibt das Gesetz aber eine 
zweite Verteilung vor (Abs. 5), welche 
die erste, ohne es ausdrücklich zu sa-
gen, zu einer in keinem Fall endgültigen 
Vorrechnung herabstuft. Für diese zwei-
te Verteilung soll nämlich die Sitzzahl 
des Bundestages über 598 Sitze hinaus 
erhöht werden. Die in der ersten „Vertei-
lung“ (Abs. 2 Satz 1) errechneten Sitz-
kontingente der einzelnen Länder sind 
also in jedem Fall Makulatur. Die Erhö-
hung soll so lange fortgesetzt werden, 
bis „mindestens“ alle Proporzergebnis-
se der ersten, auf die Landesergebnisse 
bezogenen Verteilung zuzüglich anfal-
lender Überhänge, die natürlich nicht 
so genannt werden (Abs. 4 Satz 2), 
durch die neue Rechnung aufgefangen 
werden. Wie gerechnet werden soll, 
sagt der Absatz 5 nicht, sondern ver-
weist auf Absatz 6.
Dessen Satz 1 bestimmt nun, dass die 
immer noch nicht feststehende, aber je-
denfalls über 598 liegende Sitzzahl 
nach dem Bundesergebnis der Zweit-
stimmen auf die beteiligten Parteien 
verteilt werden soll (Bundesproporz). Er 
kommt also auf die Oberverteilung des 
alten Rechts zurück, und zwar ohne eine 
Listenverbindung anzuordnen. Das gilt 

„in jedem Fall“, also nicht nur, wenn bei 
der Vorrechnung Überhänge angefal-
len sind. Das ergibt einen Sinn, weil eine 
Bundesrechnung andere Ergebnisse 
zeitigt als die Kumulation von 16 ge-
trennten Landesrechnungen, bei denen 
sechzehn Mal für jede Partei unverwert-
bare Reststimmen anfallen und bei de-
nen auch wegen relevanter unter-
schiedlicher Wahlbeteiligung von Land 
zu Land die Sitze mit unterschiedlichen 
Zweitstimmenzahlen gewonnen wer-
den. Die in Abs. 2 angeordnete Pro-
porzverteilung innerhalb der Länder 
(erste Unterverteilung) wird also in je-
dem Fall durch die in Abs. 6 S. 1 an-
geordnete Bundesproporzverteilung 
(Oberverteilung) überholt. Was bei der 
Erhöhung der Gesamtsitzzahl von der 
Vorrechnung allein noch zu Buche 
schlagen kann und auch soll, sind die in 
ihr identifizierten (Abs. 4 Satz 2), aber 
nicht so genannten Überhänge.
Mit diesem zweiten Schrit t ist für die 
Parteien aber nur ein Bundesergebnis 
ermittelt. Da es keine Bundeslisten gibt, 
müssen die errechneten Bundesergeb-
nisse auf die Landeslisten jeder Partei 
unterverteilt werden. Statt der früher 
vorgeschriebenen Oberverteilung und 
nachfolgender Unterverteilung haben 
wir also nun einen Dreischrit t von zwei-

phasiger Unterverteilung, Obervertei-
lung und erneuter Unterverteilung. 
Festzuhalten ist, dass wir immer noch 
nicht wissen, wie stark die Sitzzahl des 
Parlaments erhöht werden muss. Gleich-
wohl bezieht sich Abs. 6 Satz 1 mit der 
angeordneten Sitzverteilung auf die 
Parteien nach ihrem Zweitstimmener-
gebnis im Bund auf diese Sitzzahl. Wel-
ches Bundesergebnis immer dabei für 
jede Partei herauskommt, verlangt 
Abs. 6 Satz 2, proportional auf die Lan-
deslisten der jeweiligen Partei zu vertei-
len. Nach dieser Festlegung klingt frei-
lich die im nächsten Halbsatz getroffe-
ne Anordnung etwas rätselhaft, dass 
„jeder Landesliste mindestens die Zahl 
der in den Wahlkreisen des Landes er-
rungenen Sitze zugeteilt“ wird. Das ers-
te Verteilungsverfahren ist nämlich ein 
Proporzverfahren, das andere aber ein 
Vorrangverfahren, das an sich keine 
Rücksicht auf den Proporz nimmt.38 Da-
mit ist aber das Verhältnis beider Ver-
fahren im Einzelnen noch nicht bestimmt. 
Sicher ist lediglich, dass in jedem Land 
für jede Partei mit Direktwahlerfolgen, 
seien es Überhänge oder nicht, diese 
vorrangig zu bedienen sind. 
Eine Konkordanz mit der zugleich vor-
geschriebenen Proporzverteilung nach 
den Zweitstimmen ließe sich nur herstel-
len, wenn die notwendig über 598 hin-
ausgehende, aber noch nicht bekannte 
Mandatszahl des Parlaments nach 
Abs. 5 S. 1 bei der Rückrechnung auf die 
einzelnen Länder in jedem Land und für 
jede Landespartei mindestens eine De-
ckung der Vorrangrechnung des Landes 
durch seine Proporzrechnung ergibt. 
Anders gewendet: die Mandatszahl 
wäre so lange über 598 zu erhöhen, bis 
bei der proportionalen Rückverteilung 
auf die Länder auch in jedem Land jeder 
Überhang durch Zusatzmandate aus-
geglichen ist. Ist aber dieser zusätzli-
che, also doppelte Proporz gemeint? 
Der Bundesproporz der Parteien ist von 
eminenter staatspolitischer Bedeutung, 
weil er die Parlamentsanteile der Partei-
en nach ihrem Erfolg bei den Zweitstim-
men bemisst und damit deren Gewicht 
strikt gleich bemisst, den einzelnen 
Wähler also ernst nimmt. Der Proporz 
der Landeslisten einer Partei unterein-
ander hat dagegen nur parteipolitische 
Bedeutung. Vielleicht ist das der gehei-
me Grund, warum die Begründung voll-
mundig behauptet, die Erhöhung der 
Gesamtsitzzahl vermeide, „dass die 
nach § 6 Abs. 5 Satz 3 BWG zur Sicher-
stellung der Anrechenbarkeit aller 
Wahlkreismandate den Landeslisten 
mindestens zugeteilten Sitze auf ande-

Vielfach wurde 
die Befürchtung 
geäußert, das 
neue Wahlrecht 
könne zu einer 
erheblichen Ver-
größerung des 
Bundestages füh-
ren. Ob sich die 
Sitze mehren und 
wie lange die 
Reform Bestand 
haben wird, bleibt 
abzuwarten.
picture alliance/dpa
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ren Landeslisten der Partei kompensiert 
werden müssen.“ Sie schließt an: „Damit 
wird dem Ziel Rechnung getragen, fö-
derale Proporzstörungen zu vermei-
den.“39

Der Wortlaut des Abs. 5 Satz 1 spricht 
allerdings gegen eine solche Ausle-
gung. Dort ist das Versprechen, durch 
die Erhöhung der Mandatszahl des Par-
laments so viele Mandate zu erhalten, 
wie ihrem proportionalen Anspruch zu-
züglich der Überhänge entspricht, nicht 
den Landeslisten der Parteien, sondern 
„jede(r) Partei“ gegeben. Damit ist die 
Bundespartei gemeint; auch der paral-
lele Abs. 6 Satz 1 meint die Bundespar-
teien, wenn er von „den zu berücksichti-
genden Parteien“ spricht. Denn es geht 
dabei um eine Verteilung von Sitzkon-
tingenten auf Bundesebene. Daher 
muss nach dem Gesetz die Sitzzahler-
höhung des Parlaments enden, wenn 
auf Bundesebene alle Überhänge einer 
Partei ausgeglichen sind.
Da die Erhöhung der Sitzzahlen als die 
politische Achillesverse der Reform an-
gesehen wurde und man in den Bera-
tungen immer nur mit 50 bis 70 Zusatz-
sitzen rechnete, war der doppelte Pro-
porz mit seinen zahlreicheren Zusatz-
mandaten nie ernsthafter Gegenstand 
der Überlegungen.40 Die Gesetzesbe-
gründung mag der Tatsache geschuldet 
sein, dass den Landeslisten einer Über-
hangpartei, anders als in dem oben ge-
schilderten nordrhein-westfälischen 
Fall, ihre Landeslistenerfolge aufgrund 

der ersten Verteilung erhalten bleiben. 
Sie werden aber an den Zuwächsen für 
die Partei aufgrund der allgemeinen Er-
höhung der Sitzzahl nicht oder nicht in 
gleichem Maße beteiligt. Inproportio-
nalitäten zwischen den Landeslisten ei-
ner Partei sind also nicht zu vermeiden. 
Trif f t das zu, dann lügt die Begründung 
nicht, sondern flunkert nur.
Technisch wird die Eliminierung der 
Überhänge durch eine Absenkung des 
Stimmerfordernisses für ein Mandat er-
reicht, weil mit derselben Stimmenzahl 
nunmehr eine höhere Zahl von Abge-
ordneten gewählt werden kann. Die 
Zweitstimmen werden insofern also 
„veredelt“. Die zusätzlichen, über 598 
hinausgehenden Mandate können, da 
die Zahl der Direktmandate mit 299 
feststeht, nur Listenmandate sein. Sie 
sind in der Lage, die Überhänge zu kom-
pensieren.
Verfassungsrechtlich relevante Proble-
me kann es jedoch bei der Berechnung 
im Einzelnen ergeben. Da bei der Erhö-
hung der Gesamtsitzzahl des Bundes-
tages nur der Bundesproporz zwischen 
den Parteien einschließlich aller Über-
hänge auf dieser Stufe garantiert wird, 
wie vorstehend gezeigt ist, kann Abs. 6 
Satz 1 ohne Probleme eine Verteilung 
der größeren Sitzzahl zwischen den Bun-
desparteien auf der Basis der Zweitstim-
men nach dem Divisorverfahren des 
Abs. 2 Satz 2 bis 7 vorsehen. Für die 
Rückverteilung der so bestimmten Sitz-
kontingente jeder Bundespartei auf de-

ren Landeslisten sieht aber Abs. 6 Satz 2 
ausschließlich dasselbe Verteilungsver-
fahren vor. Das ist unproblematisch, so-
weit sich Direktwahlerfolge innerhalb 
des Gesamtanspruchs der Landespar-
tei halten, der sich durch die Erhöhung 
der Gesamtsitzzahl und den damit ver-
edelten Zweitstimmenanspruch regel-
mäßig ebenfalls erhöht hat. Geht die 
Zahl der gewonnenen Direktwahlsitze 
aber über dieses erhöhte Kontingent ei-
ner Landespartei hinaus, erzielt der 
Landesverband also trotzt der Erhö-
hung der Gesamtsitzzahl weiterhin 
Überhänge, dann wird für das entspre-
chende Land das angeordnete Divisor-
verfahren gesprengt. Die überhängen-
den Direktmandate wären dann entge-
gen dem in Abs. 6 Satz 2 allein ange-
ordneten Divisorverfahren zugeteilt. Bei 
mindestens einem Landesverband der 
„Überhangpartei“ mit dem krassesten 
Verhältnis von Zweitstimmen- und Erst-
stimmenerfolgen würde ein solcher Fall 
eintreten. 
Es fehlt eine gesetzliche Regel, wie 
dann zu verfahren ist. Das allein ange-
ordnete Divisorverfahren löst das Prob-
lem nicht. Überlässt man die Entschei-
dung, welcher Landesverband darum 
zurückzutreten hat, dem Bundeswahl-
leiter und ergibt sich z. B. aus mathema-
tischen Gründen keine einzig denkbare 
Lösung, dann verstieße seine Auswahl 
gegen das Verfassungsgebot der un-
mittelbaren Wahl (Art. 38 Abs. 1 GG). 
Es verbietet, dass zwischen dem Wäh-

Das Wahlportal der Landeszentrale für politische Bildung 
Baden-Württemberg bietet ein umfassendes Angebot rund 
um die Bundestagswahl 2013.
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ler und seiner Wahlentscheidung ein 
Drit ter mit Entscheidungsbefugnis ein-
geschaltet wird. 

Ausblick

Es ist nicht zu erwarten, dass das gefun-
dene Ergebnis langen Bestand haben 
wird. Politischer Druck wird bei einem 
ungebührlich hohen Anwachsen der 
Mandatszahlen des Bundestages ent-
stehen. Das immer schon bestehende, 
wenn auch nicht immer verdiente 
schlechte Ansehen der Politiker könnte 
dann dem Vorwurf der Selbstbedie-
nung schwerlich etwas entgegenset-
zen. Dass ein Anwachsen des Parla-
ments um60 oder mehr Mitglieder seine 
Arbeitsfähigkeit steigern würde, dürfte 
angesichts der eigenen Erkenntnisse im 
Jahre 1996 als Argument eher kontra-
produktiv wirken.
Rechtlich hängt über dem gefundenen 
Ergebnis die schon für die vorangehen-
de Fassung des § 6 BWahlG geäußerte 
Kritik eines „für den Wähler kaum noch 
nachvollziehbaren Regelungsgeflechts 
der Berechnung der Sitzzuteilung“ und 
die dringliche Aufforderung des Bun-
desverfassungsgerichts, die Berech-
nung „auf eine neue, normenklare und 
verständliche Grundlage“ zu stellen.41 
Die nunmehr gefundene Fassung des § 6 
BWahlG kann das Gericht nur als Hohn 
empfinden.
Gravierender wäre, wenn der im Text 
erörterte Vorwurf der Verletzung der 
Unmittelbarkeit der Wahl durch die 
mangelhafte Regelung des Verteilungs-
verfahrens in Abs. 6 Satz 2 nicht ausge-
räumt werden könnte.42

Der Beitrag ist mit Blick auf den be-
schränkten Platz nicht auf die Frage 
möglicher negativer oder inverser 
Stimmgewichte eingegangen. Die Dis-
krepanz zwischen der im Beitrag „Vor-
rechnung“ genannten ersten Unterver-
teilung, die allein auf die Landesebene 
bezogen ist und dort Sitzkontingente für 
die Länder nach der Bevölkerung ver-
teilt und danach Überhänge identifi-
ziert, und der endgültigen Verteilung, 
die das Wahlergebnis im Bund als Aus-
gangspunkt nimmt, lässt auf den ersten 
Blick negative Stimmgewichte nicht von 
vorne herein als unwahrscheinlich er-
scheinen. Die Wahlergebnisse 2013 
werden sicher für Klarheit sorgen. 
Die jetzige Fassung ist auch stark von 
parteipolitischem Eigensinn getragen, 
der trotz oder gerade wegen des 
schließlich gefundenen politischen 
Konsenses sich unter Einbeziehung des 
Bundesinnenministeriums in Formulie-
rungskämpfen quasi als Ersatzhand-
lung manifestierte.43 Der nächste Regie-
rungswechsel wird vielleicht, unter Bei-
behaltung des Grundkonsenses, eine 

lesbare Formulierung ermöglichen. Da-
bei kann und sollte die Politik durchaus 
über die Vertreter des Verfassungs-
rechts hinaus auf das erheblich ge-
wachsene Interesse und die unter Be-
weis gestellte Sachkunde von Politolo-
gen, Mathematikern und Physikern für 
das Wahlrecht zurückgreifen.

ANMERKUNGEN

1 BVerfGE 121, 266–317.
2 Beide Charakterisierungen finden sich in 
BVerfGE 121, 266, 300.
3 Erstmals öffentlich nachgewiesen in Hans 
Meyer (1994): Der Überhang und anderes Un-
terhaltsame aus Anlass der Bundestagswahl 
1994. In: Kritische Vierteljahresschrift für Ge-
setzgebung und Rechtswissenschaft (KritV), 77 
(1994), S. 312–362; hier S. 321ff.
4 Siehe die Darstellung in BVerfGE 121, 266, 
277.
5 Der Grund war wohl, dass man auf jeden 
Fall die Gefahr verhindern wollte, Überhänge 
z. B. in Baden-Württemberg durch Listenman-
date in Nordrhein-Westfalen ausgleichen zu 
müssen.
6 Wenn Bremen nur fünf Mandate zustehen, 
reichen 8 % an Zweitstimmen in der Regel nicht 
für ein Mandat aus.
7 BVerfGE 131, 316, 355/356 rügt jedoch, 
dass Rundungsgewinne unberücksichtigt ge-
blieben seien.
8 BVerfGE 131, 316, 324ff. mit intensiver Ein-
zelbegründung.
9 BVerfGE 95, 335–407.
10 Nur die damals noch existierende rechtsna-
tionale Deutsche Partei (DP), die Hochburgen in 
Niedersachsen und Hamburg hatte, votierte mit 
der Union für ein Mehrheitswahlrecht.

11 Mitgespielt mag haben, dass die Begrün-
dung des Gerichts für die Zulässigkeit von etwa 
15 Überhängen in sich wenig überzeugend war 
und man auf eine Beibehaltung dieser Recht-
sprechung nicht vertrauen konnte. Auch hatte 
das Gericht sich keine Gedanken über die 
Schwierigkeit gemacht, ein solches Limit einzu-
halten, die Frage zu beantworten, welches der 
Mandate denn als das unzulässige 16. anzuse-
hen wäre und was gelten sollte, wenn mehr als 
eine Partei Überhänge erhielte.
12 Siehe die Nachweise bei Hans Meyer 
(2010): Die Zukunft des Bundestagswahlrechts 
zwischen Unverständnis, obiter dicta, Interes-
senkalkül und Verfassungsverstoß. Baden-Ba-
den, S. 76ff.
13 BVerfGE 79, 161, 166. Im Folgenden be-
zeichnet das Gericht den Effekt auch als „dop-
pelten Stimmerfolg“ und spricht kurz später wohl 
treffender von einer Erhöhung des Stimmge-
wichts (beides S. 167).
14 Schon die eingehende und fundierte Kritik 
von Sophie-Charlotte Lenski (2009): Paradoxien 
der personalisierten Verhältniswahl. In: Archiv 
des öffentlichen Rechts (AöR), 134 (2009), 
S. 473–512, insb. 496ff. hätte hinreichenden An-
lass dazu gegeben.
15 Siehe die Nachweise bei Hans Meyer 
(2010) (s. Anm. 12), S. 76–78.
16 Der Spruch, in sicheren Wahlkreisen könne 
man auch „Bohnenstangen“ aufstellen, würde 
sich dann verbieten.
17 Die Gegner einer solchen Veränderung ver-
gessen leicht, das schon das bisherige Recht bei 
Überhängen die 50:50-Regel durchbricht.
18 Nur die Fraktion Die Linke hatte in BT-Druck-
sache 17/11821 einen überhangverschonenden 
Vorschlag vorgelegt. Der Abzug der gewonne-
nen Direktmandate sollte vom Bundeskontin-
gent der Parteien und nicht erst in den Ländern 
erfolgen. Auf diese Weise wären bisher niemals 
Überhangmandate angefallen. Siehe unter IV.
19 1996 wurde beschlossen, dass 2002, also 
bei der übernächsten Wahl, die Sitzzahl von 
656 auf unter 600 fallen solle. Wegen dieser 
Festlegung kommen wir auf die doch eigenarti-
ge Größe von 598. Den Abgeordneten war da-
mals nicht zugemutet worden, ihre Chancen bei 
der nächsten Wahl selbst zu minimieren.
20 Die folgenden Sätze regeln zwei noch nie 
vorgekommene Fälle nicht anrechnungsfähiger 
Zweitstimmen und verweisen auf die Sperrklau-
selregel in Absatz 3, die eine entsprechende 
Wirkung hat.
21 Genauer: Alle außer Ausländer, im Folgen-
den verkürzt als „deutsche Bevölkerung“ be-
zeichnet. 
22 Auch hier wird auf Sonderfälle verwiesen, 
die in den sechzig Jahren Erfahrung erst einmal 
vorgekommen sind, also hier für die Erklärung 
der Reform ohne Not weggelassen werden kön-
nen.
23 Statt es mit der herkömmlichen Bezeichnung 
St. Laguë/Schepers oder „Divisorverfahren“ zu 
versehen, was die mehrfachen Rückverweise 
eleganter gemacht hätte, wird es in einer beson-
ders sinnwidrigen Weise erklärt, indem zu-
nächst die kaufmännischen Rundungsregeln 
erläutert werden und dann erst das Wichtigste 
gesagt wird, nämlich was wodurch geteilt wer-
den soll.
24 Hier wird wieder auf die nach Abs. 1 Satz 3 
verbleibenden Sitze verwiesen; in 60 Jahren 
Wahlrechtsgeschichte ist es aber immer die Ur-
sprungszahl gewesen.
25 Der letzte Halbsatz meint die Überhänge, 
ohne sie als solche zu bezeichnen, was für das 
Verständnis nicht förderlich ist. 
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26 Also alle, die nicht unter die Sperrklauselre-
gel fallen.
27 Abs. 7 mit der Regel für eine Partei, die mehr 
als 50 Prozent der Zweitstimmen erhält, ist hier 
ohne Interesse und schon angesichts der Tatsa-
che überflüssig, dass die einzigen in Frage kom-
menden Parteien, CDU (nicht „Union“) und SPD 
diese Schwelle nie erreicht und derzeit Mühe 
haben, auch nur 30 Prozent der Stimmen zu ge-
winnen.
28 BVerfG 131. 31, 342 mit Verweis auf E 6, 84, 
99; 95, 335, 402; 121, 266, 305.
29 Zunächst mussten die Landesparteien das 
erklären, was sie natürlich taten, später wurde 
der Zusammenschluss gesetzlich fingiert. Die 
Landesparteien konnten sich dagegen ausspre-
chen, was sie natürlich nicht taten.
30 Die Konsequenz wäre gewesen, dass die 
CDU in keinem Land ein Listenmandat erreicht 
hätte. So wären z. B. weder der jetzige Bundes-
tagspräsident Lammert noch die Ministerin von 
der Leyen, der Staatsminister von Klaeden oder 
der Parlamentarische Staatssekretär Hintze ins 
Parlament gelangt.
31 BVerfGE 121, 266, 307. Siehe vorher schon 
Hans Meyer (1994) in: KritV 1994, S. 312, S. 321f. 
Ein Systembruch ist dem Gesetzgeber nicht von 
vorne herein verboten, in gleichheitssensiblen 
Sachgebieten wie der Wahl kann er aber ein 
starkes Indiz für einen Gleichheitsverstoß sein.
32 Die CSU wird dabei wie eine Bundespartei 
behandelt; eine Rückverteilung erübrigt sich bei 
ihr.
33 BVerfGE 121, 266, 316.
34 Einen ebenso verdienstvollen wie vergebli-
chen Versuch einer lesbaren Fassung haben die 
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen (BT-Drucks. 
17(4)625, wiedergegeben in BT-Drucks. 
17/12417) und Die Linke (BT-Drucks. 17/11821) 
gemacht, aber weder die Koalition noch die SPD 
beeindrucken können.
35 Oben sub III am Ende.
36 Da die Wahlbeteiligung zwischen den Län-
der schwankt, und zwar bis über 10 Prozent-
punkte, führt das zu unterschiedlichen Stimman-

forderungen pro Sitz, was aber nicht gegen die 
Wahlgleichheit verstößt, da die Länder in die-
sem System abgeschlossene Wahlgebiete sind.
37 Sie zerstören also die Balance der Landes-
sitzkontingente.
38 Sein Ergebnis kann jedoch von ihm einge-
holt oder übertroffen werden. Das Verfahren ist 
verschleiernd formuliert, weil es in Wirklichkeit 
nicht auf „die“ Direktmandate ankommt, sondern 
nur auf die Überhänge. Alle anderen Direktman-
date sind durch die Proporzrechnung schon au-
tomatisch abgedeckt. 
39 BT-Drucks. 17/11819 S. 5 sub 2. Es geht um 
den innerparteilichen Proporz. Das war ein 
Reizwort nicht nur bei der CDU.
40 Die erste wissenschaftliche Erörterung des 
Themas geht denn auch wie selbstverständlich 
nicht von einem „Vollausgleich“ aus (Heiko Hols-
te (2013): Demokratie wieder flott gemacht: Das 
neue Sitzzuteilungsverfahren im Bundeswahl-
gesetz sichert das gleiche Wahlrecht. In: Neue 
Zeitschrift für Verwaltungsrecht (NVwZ), 
9/2013), S. 529, S. 531).
41 BVerfGE 121, 226, 316
42 Eine weitergehende und fundierte Kritik fin-
det sich bei Joachim Behnke (2013): Das neue 
Wahlrecht – sicher nicht das letzte. In: Recht und 
Politik, 1/2013, S. 1, 4 bis 9.
43 Heiko Holste (s. Anm. 40), NVwZ 2013, 
S. 533, formuliert: „Trotz des parteiübergreifen-
den Kompromisses in der Sache wurden die re-
daktionellen Verbesserungen zu einer Frage von 
Sieg oder Niederlage und ein verschwurbelter 
Gesetzeswortlaut unter dem Vorwand der 
Normkontinuität zu einer parteipolitischen Pres-
tigefrage“.

Anhang

§ 6 Wahl nach Landeslisten 
(1) Für die Verteilung der nach Landeslis-

ten zu besetzenden Sitze werden die 

für jede Landesliste abgegebenen 
Zweitstimmen zusammengezählt. 
Nicht berücksichtigt werden dabei 
die Zweitstimmen derjenigen Wäh-
ler, die ihre Erststimme für einen im 
Wahlkreis er folgreichen Bewerber 
abgegeben haben, der gemäß § 20 
Absatz 3 oder von einer Partei vorge-
schlagen ist, die nach Absatz 3 bei 
der Sitzverteilung nicht berücksich-
tigt wird oder für die in dem betref-
fenden Land keine Landesliste zuge-
lassen ist. Von der Gesamtzahl der 
Abgeordneten (§ 1 Absatz 1) wird die 
Zahl der erfolgreichen Wahlkreisbe-
werber abgezogen, die in Satz 2 ge-
nannt sind. 

(2) In einer ersten Verteilung wird zu-
nächst die Gesamtzahl der Sitze (§ 1 
Absatz 1) in dem in Satz 2 bis 7 be-
schriebenen Berechnungsverfahren 
den Ländern nach deren Bevölke-
rungsanteil (§ 3 Absatz 1) und sodann 
in jedem Land die Zahl der dort nach 
Absatz 1 Satz 3 verbleibenden Sitze 
auf der Grundlage der zu berück-
sichtigenden Zweitstimmen den Lan-
deslisten zugeordnet. Jede Landes-
liste erhält so viele Sitze, wie sich 
nach Teilung der Summe ihrer erhal-
tenen Zweitstimmen durch einen Zu-
teilungsdivisor ergeben. Zahlen-
bruchteile unter 0,5 werden auf die 
darunter liegende ganze Zahl abge-
rundet, solche über 0,5 werden auf 
die darüber liegende ganze Zahl 
aufgerundet. Zahlenbruchteile, die 
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gleich 0,5 sind, werden so aufgerun-
det oder abgerundet, dass die Zahl 
der zu vergebenden Sitze eingehal-
ten wird; ergeben sich dabei mehre-
re mögliche Sitzzuteilungen, so ent-
scheidet das vom Bundeswahlleiter 
zu ziehende Los. Der Zuteilungsdivi-
sor ist so zu bestimmen, dass insge-
samt so viele Sitze auf die Landeslis-
ten entfallen, wie Sitze zu vergeben 
sind. Dazu wird zunächst die Ge-
samtzahl der Zweitstimmen aller zu 
berücksichtigenden Landeslisten 
durch die Zahl der jeweils nach Ab-
satz 1 Satz 3 verbleibenden Sitze ge-
teilt. Entfallen danach mehr Sitze auf 
die Landeslisten, als Sitze zu verge-
ben sind, ist der Zuteilungsdivisor so 
heraufzusetzen, dass sich bei der Be-
rechnung die zu vergebende Sitz-
zahl ergibt; entfallen zu wenig Sitze 
auf die Landeslisten, ist der Zutei-
lungsdivisor entsprechend herunter-
zusetzen. 

(3) Bei Verteilung der Sitze auf die Lan-
deslisten werden nur Parteien be-
rücksichtigt, die mindestens 5 Prozent 
der im Wahlgebiet abgegebenen 
gültigen Zweitstimmen erhalten oder 
in mindestens drei Wahlkreisen ei-
nen Sitz errungen haben. Satz 1 fin-
det auf die von Parteien nationaler 
Minderheiten eingereichten Listen 
keine Anwendung. 

(4) Von der für jede Landesliste so ermit-
telten Sitzzahl wird die Zahl der von 
der Partei in den Wahlkreisen des 

Landes errungenen Sitze (§ 5) abge-
rechnet. In den Wahlkreisen errun-
gene Sitze verbleiben einer Partei 
auch dann, wenn sie die nach den 
Absätzen 2 und 3 ermittelte Zahl 
übersteigen. 

(5) Die Zahl der nach Absatz 1 Satz 3 
verbleibenden Sitze wird so lange 
erhöht, bis jede Partei bei der zwei-
ten Verteilung der Sitze nach Absatz 
6 Satz 1 mindestens die bei der ers-
ten Verteilung nach den Absätzen 2 
und 3 für sie ermittelten zuzüglich der 
in den Wahlkreisen errungenen Sitze 
erhält, die nicht nach Absatz 4 Satz 1 
von der Zahl der für die Landesliste 
ermittelten Sitze abgerechnet wer-
den können. Die Gesamtzahl der Sit-
ze (§ 1 Absatz 1) erhöht sich um die 
Unterschiedszahl. 

(6) Die nach Absatz 5 Satz 1 zu verge-
benden Sitze werden in jedem Fall 
bundesweit nach der Zahl der zu be-
rücksichtigenden Zweitstimmen in 
dem in Absatz 2 Satz 2 bis 7 be-
schriebenen Berechnungsverfahren 
auf die nach Absatz 3 zu berücksich-
tigenden Parteien verteilt. In den Par-
teien werden die Sitze nach der Zahl 
der zu berücksichtigenden Zweit-
stimmen in dem in Absatz 2 Satz 2 bis 
7 beschriebenen Berechnungsver-
fahren auf die Landeslisten verteilt; 
dabei wird jeder Landesliste mindes-
tens die Zahl der in den Wahlkreisen 
des Landes von der Partei errunge-
nen Sitze zugeteilt. Von der für jede 

Landesliste ermittelten Sitzzahl wird 
die Zahl der von der Partei in den 
Wahlkreisen des Landes errungenen 
Sitze (§ 5) abgerechnet. Die restli-
chen Sitze werden aus der Landeslis-
te in der dort festgelegten Reihenfol-
ge besetzt. Bewerber, die in einem 
Wahlkreis gewählt sind, bleiben auf 
der Landesliste unberücksichtigt. Ent-
fallen auf eine Landesliste mehr Sit-
ze, als Bewerber benannt sind, so 
bleiben diese Sitze unbesetzt. 

(7) Erhält bei der Verteilung der Sitze 
nach den Absätzen 2 bis 6 eine Par-
tei, auf die mehr als die Hälfte der 
Gesamtzahl der Zweitstimmen aller 
zu berücksichtigenden Parteien ent-
fallen ist, nicht mehr als die Hälfte 
der Sitze, werden ihr weitere Sitze 
zugeteilt, bis auf sie ein Sitz mehr als 
die Hälfte der Sitze entfällt. Die Sitze 
werden in der Partei entsprechend 
Absatz 6 Satz 2 bis 6 verteilt. In ei-
nem solchen Falle erhöht sich die 
nach Absatz 5 ermittelte Gesamtzahl 
der Sitze (§ 1 Absatz 1) um die Unter-
schiedszahl. 

Quelle: Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 
(BGBl. I S. 1288, 1594), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1082) 
geändert worden ist.
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BUNDESTAGSWAHLEN: KONSTANTEN UND VERÄNDERUNGEN

Bundestagswahlen: 1949 bis 2009
Uwe Andersen

Betrachtet man die Bundestagswahlen 
von 1949 bis 2009 zeigen sich über die 
Zeit hinweg Konstanten und Verände-
rungen. Die einzelnen Bundestagswah-
len haben die politische Entwicklung 
der Bundesrepublik Deutschland so-
wohl geprägt als auch gespiegelt. Uwe 
Andersen gibt einen zeitgeschichtlichen 
Überblick über die Bundestagswahlen 
von 1949 bis 2009. Er skizziert die ein-
zelnen Bundestagswahlen, bettet sie in 
den jeweiligen zeitgeschichtlichen Kon-
text ein und benennt die gesellschaftlich 
bzw. politisch prägenden Kräfte. Ein 
besonderes Augenmerk wird dabei auf 
die sogenannten Schlüsselwahlen 
(1949, 1969, 1990) gerichtet. Die Cha-
rakterisierung der einzelnen Bundes-
tagswahlen berücksichtigt das politi-
sche Umfeld und die wahlrechtlichen 
Rahmenbedingungen, die wichtigsten 
Aspekte des Wahlergebnisses sowie 
die Auswirkungen, insbesondere die 
Regierungsbildung. Abschließend wer-
den einige langfristige Tendenzen 
(Wahlbeteiligung und Wahlverhalten, 
die Veränderung der Parteienland-
schaft, die Sitzverteilung im Deutschen 
Bundestag sowie Konstanten und Ver-
änderungen in der Regierungsbildung) 
aufgezeigt. I

Vorbemerkung

Die Bundestagswahlen haben die poli-
tische Entwicklung in der Bundesrepub-
lik Deutschland sowohl geprägt als 
auch gespiegelt. Unter den fünf obers-
ten Staatsorganen Bundestag, Bundes-
rat, Bundespräsident, Bundesregierung 
und Bundesverfassungsgericht ist der 
Bundestag das einzige, das direkt vom 
Volk gewählt wird. In der repräsentativ 
ausgestalteten Demokratie auf der Bun-
desebene bedeutet dies eine herausge-
hobene Position des Bundestages, wel-
che sich auch darin zeigt, dass der Bun-
destag an der Bestellung der übrigen 
obersten Staatsorgane – mit Ausnahme 
des Bundesrates – maßgeblich beteiligt 
ist. Im politischen Mehrebenensystem 
der Bundesrepublik – mindestens mit 
den Ebenen Kommunen, Länder, Bund, 
Europäische Union (EU) – gilt die Bun-
destagswahl nicht nur in den Augen der 
Bevölkerung als die wichtigste Parla-
mentswahl, was sich u. a. in der traditio-

nell höchsten Wahlbeteiligung auf die-
ser Ebene äußert. 
Jede Wahl bedeutet eine Machtvertei-
lung auf Zeit, wobei die Dauer der 
Wahlperiode den Handlungsspielraum 
der Gewählten mitbestimmt. Die Wahl-
periode ist in einer der wenigen auf 
Wahlen bezogenen Grundgesetzbe-
stimmungen grundsätzlich auf vier Jah-
re fixiert worden (Art. 39 Abs. 1), und 
trotz zunehmender Diskussionen ange-
sichts längerer Wahlperioden auf allen 
anderen politischen Ebenen ist sie bis-
her unverändert geblieben. Wahlkämp-
fe sind für die politischen Parteien als 
politische Hauptakteure Kämpfe um die 
Macht, die mit konkurrierenden Sach- 
und Personenangeboten ausgetragen 
und letztlich mit der Wahlentscheidung 
der Bürger entschieden werden.
Bei den Bundestagswahlen zeigen sich 
über die Zeit Konstanten und Verände-
rungen. Im Folgenden wird in einem 
Überblick versucht, die einzelnen Bun-
destagswahlen kurz zu skizzieren. Ab-
schließend werden einige langfristige 
Tendenzen herausgearbeitet.

Die einzelnen Bundestagswahlen

Bei der folgenden kurzen Charakteri-
sierung der einzelnen Bundestagswah-
len sollen das politische Umfeld, die 
wahlrechtlichen Rahmenbedingungen, 
die wichtigsten Gesichtspunkte des 
Wahlergebnisses und die Auswirkun-
gen, insbesondere die Regierungsbil-
dung, berücksichtigt werden. 

Die Bundestagswahl 1949
Die Bundestagswahl 1949 kann zu Recht 
als Schlüsselwahl bezeichnet werden, 
insofern sie zu wichtigen politischen 
Weichenstellungen führte. Es handelte 
sich um die erste Wahl auf Bundesebe-
ne seit der Reichstagswahl 1932, aller-
dings begrenzt auf den gerade aus der 
Taufe gehobenen und mit dem Grund-
gesetz als vorläufiger Verfassung aus-
gestatteten westdeutschen Teilstaat. 
Die schwierige politische und ökonomi-
sche Ausgangslage wurde charakteri-
siert durch die verheerenden Wirkun-
gen des Nationalsozialismus verbun-
den mit dem verlorenen Zweiten Welt-
krieg, die resultierende beschränkte 
Souveränität unter der Oberhoheit der 
alliier ten Besatzungsmächte, die Tei-
lung Deutschlands im Kontext des Kal-
ten Krieges, die starken Flüchtlings- und 

Vertriebenenströme auf einem um rund 
ein Drit tel verkleinerten Territorium und 
die extremen sozialen und ökonomi-
schen Probleme in dem beginnenden 
wirtschaftlichen Wiederaufbau des 
kriegszerstörten Landes seit der Wäh-
rungsreform 1948.
Im zugespitzten Wahlkampf war eine 
der Hauptkonkurrenten die neu gegrün-
dete, stark föderalistisch orientierte 
Christlich Demokratische Union (CDU) – 
formal 1949 noch eine Arbeitsgemein-
schaft der juristisch selbstständigen 
Landesverbände mit der Schwesterpar-
tei Christlich-Soziale Union (CSU) in 
Bayern. Ihre Hauptmatadoren waren 
Konrad Adenauer, der 73-jährige ehe-
malige Oberbürgermeister von Köln, 
und Ludwig Erhard, der politischen „Va-
ter“ der Sozialen Marktwirtschaft. Der 
wichtigste Widerpart war die traditio-

Bundestagswahl 
1949: Das Viel-
parteiensystem 
stand bei der 
Gründung der 
Bonner Republik 
noch weitgehend 
in der Tradition 
von Weimar. Ein 
findiger Seifen-
hersteller aus Düs-
seldorf hat zwi-
schen die Wahl-
plakate seine Pro-
duktwerbung 
geklebt.
picture alliance/dpa
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nell stärker zentralistische Sozialdemo-
kratische Partei Deutschlands (SPD) un-
ter Führung des schwer kriegsversehr-
ten Kurt Schumacher, der seine Partei 
nicht nur scharf gegen die Union, son-
dern noch schärfer gegen die Kommu-
nistische Partei Deutschlands (KPD) ab-
grenzte. Im Wahlkampf wurden sehr 
unterschiedliche Grundkonzepte so-
wohl in der Außenpolitik – zugespitzt 
Westbindung versus Neutralitätspolitik 
im Kontext der angestrebten Wieder-
vereinigung – als auch in der Innenpoli-
tik, insbesondere im Hinblick auf die 
ange strebte, im Grundgesetz als Kom-
promiss bewusst offen gehaltene Wirt-
schaftsordnung – Soziale Marktwirt-
schaft versus stärker planwirtschaftli-
che staatliche Lenkung mit Vergesell-
schaftung von Schlüsselbereichen der 
Wirtschaft – vertreten.
Beim Wahlrecht waren nur wenige Ele-
mente – Wahlgrundsätze, Legislaturpe-
riode – im Grundgesetz verankert. Al-

Tabelle 1: 1. Bundestagswahl am 14. August 1949 (1949 nur Erststimmen)

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 31 207 620
Wähler 24 495 614 78,5
Ungültig 763 216 3,1
Gültig 23 732 398 410 (19)
SPD 6 934 975 29,2 136 (9)
CDU 5 978 636 25,2 117 (5)
FDP 2 829 920 11,9 53 (5)
CSU 1 380 448 5,8 24
KPD 1 361 706 5,7 15
BP 986 478 4,2 17
DP 939 934 4,0 17
Zentrum 727 505 3,1 10
WAV 681 888 2,9 12
DKP/DRP 429 031 1,8 5
SSW 75 388 0,3 1
Parteilose 1 141 647 4,8 3
Sonstige 264 842 1,1 –

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils 
in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeord-
nete, ab dem 15.1.1952 wurde ihre Zahl auf 19 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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lein für die Bundestagswahl 1949 war 
ein spezielles Wahlrecht geschaffen 
worden. Während der Parlamentari-
sche Rat bei der Beratung des Grund-
gesetzes noch eine Fünf-Prozent-Hürde 
abgelehnt hatte, sorgte die Minister-
präsidentenkonferenz der Länder mit 
dem Segen der westlichen Siegermäch-
te für die Einfügung einer Fünf-Prozent-
Klausel, allerdings begrenzt auf die ein-
zelnen Bundesländer. Als Ausnahmere-
gelung für die zum Einzug in den Bun-
destag erforderlichen mindestens fünf 
Prozent der Stimmen in einem Bundes-
land genügte darüber hinaus der Ge-
winn eines Direktmandates.
Wie das Wahlergebnis (vgl. Tabelle 1) 
zeigt, blieb die Sperrwirkung der Fünf-
Prozent-Hürde auf Landesebene ge-
ring. Insgesamt gelangten zehn Partei-
en (die Union aus CDU und CSU als Ein-
heit gerechnet) in den Bundestag – mehr 
als jemals bei späteren Bundestags-
wahlen bis 2009. Allerdings erreichten 
bereits 1949 nur die vier Parteien, die in 
allen Bundesländern antraten, mehr als 
fünf Prozent der Stimmen auf der Bun-
desebene – CDU/CSU, SPD, FDP und 
KPD. Auch für die Parteien gab es mit 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges und 
des „Drit ten Reiches“ nicht die „Gnade 
der Stunde Null“, insofern durchaus an 
das Parteiensystem der Weimarer Re-
publik angeknüpft wurde, allerdings mit 
gewichtigen Veränderungen. Während 
auf dem linken Spektrum mit der Konkur-
renz von SPD und KPD die Tradition von 
Weimar fortgeführt wurde, versuchte 
die Freie Demokratische Partei (FDP) die 
parteipolitische Spaltung des Liberalis-
mus in Weimar zu überwinden, und die 
Union war eine genuine überkonfessio-
nelle Neuschöpfung insbesondere aus 
christlichen und konservativen Orien-
tierungen, die sich gegenüber der Kon-
kurrenz der traditionell auf das katholi-
sche Wählerspektrum orientierten 
Deutschen Zentrumspartei (DZP) schnell 
durchsetzte. Immerhin gelang der DZP 
in Nordrhein-Westfalen mit 8,9 Prozent 
ein Achtungserfolg, der ihr zehn Bun-
destagsmandate sicherte. Die an die 
Tradition der Welfenpartei anknüpfen-
de konservative Deutsche Partei (DP) 
kandidierte nur in den vier norddeut-
schen Bundesländern, wo sie beachtli-
che 12,1 Prozent (Schleswig-Holstein) 
bis 18,0 Prozent (Bremen) verbuchte und 
mit 17,8 Prozent in Niedersachsen die 
CDU knapp auf den drit ten Platz ver-
wies. Die länderbezogene Mandats-
verteilung führte auch dazu, dass die DP 
mit bundesweit 4,0 Prozent der Stimmen 
mit 17 Mandaten mehr Bundestagsab-
geordnete stellte als die KPD mit bun-
desweit 5,7 Prozent (15 Mandate), da 
letztere in vier Bundesländern unter fünf 
Prozent blieb (bestes Ergebnis 8,5 Pro-
zent in Hamburg). Weitere drei Parteien 

kandidierten nur in einem Bundesland 
und sicherten sich dort mehr als fünf 
Prozent der Stimmen. In Bayern erreich-
ten die Bayernpartei (BP – 20,9 Prozent, 
17 Mandate) und die Wirtschaftliche 
Aufbau-Vereinigung (WAV – 14,4 Pro-
zent, zwölf Mandate) beachtliche Er-
gebnisse. In Schleswig-Holstein nahm 
der Südschleswigsche Wählerverband 
(SSW), die Vertretung vor allem der dä-
nisch orientierten Minderheit, mit 5,4 
Prozent die Fünf-Prozent-Hürde und ge-
wann somit ein Bundestagsmandat. Die 
Deutsch Konservative Partei-Deutsche 
Rechtspartei (DKP-DRP) trat zwar in drei 
norddeutschen Bundesländern und in 
Nordrhein-Westfalen an, war aber mit 
8,1 Prozent allein in Niedersachsen er-
folgreich (fünf Mandate). Auf Einzelbe-
werber entfielen immerhin 4,8 Prozent 
aller abgegebenen Stimmen mit 
Höchstwerten im Bundesland Württem-
berg-Baden (18,0 Prozent) – die Länder 
Württemberg-Baden, Württemberg-
Hohenzollern und Baden wurden erst 
1952 zum Bundesland Baden-Württem-
berg vereinigt – und in Hessen (11,8 Pro-
zent). Als einmaliges Ereignis erwies 

sich, dass drei Einzelbewerber ein Di-
rektmandat eroberten, allerdings je-
weils unter besonderen Umständen. Zu-
gunsten von Eduard Eckert verzichteten 
CDU, FDP und DP im Wahlkreis Flens-
burg „erfolgreich“ auf einen eigenen 
Kandidaten, um im deutlichen deutsch-
dänischen Nationalitätenkonflikt den 
sonst möglichen Sieg des SSW-Kandi-
daten zu verhindern. Im Wahlkreis 
Mannheim-Land hatte die FDP/DVP zu-
gunsten des siegreichen Einzelbewer-
bers Richard Freudenberg keinen eige-
nen Kandidaten ins Rennen geschickt, 
und im Wahlkreis Esslingen siegte Franz 
Ott, der der Vertriebenenorganisation 
Notgemeinschaft Württemberg-Baden 
angehörte, die jedoch von den Alliier-
ten keine Parteilizenz erhalten hatte. 
Die beiden erstgenannten „unabhängi-
gen“ Einzelbewerber traten denn auch 
sofort der Unions- bzw. FDP-Fraktion 
bei. Mit der Parteilizensierung verfüg-
ten die alliier ten Besatzungsmächte 
über ein Steuerungsinstrument, das ins-
besondere eingesetzt wurde, um die 
Wahlteilnahme von rechtsextremen und 
Vertriebenenparteien zu verhindern. 

Bundestagswahl 
1949: Mit selbst-
gebastelten Plaka-
ten wirbt eine 
Gruppe Fahrrad-
fahrer auf dem 
Frankfurter 
Römerberg mit 
dem Slogan „Wähl 
SPD“.
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Bei der Interpretation der Wahlergeb-
nisse ist also zu berücksichtigen, dass 
das Parteienspektrum 1949 von den Al-
liier ten nach rechts beschnitten war.
Von den ursprünglich 410 Sitzen entfie-
len acht auf Berliner Abgeordnete mit 
eingeschränktem Stimmrecht, die auf-
grund des Berliner Vier-Mächte-Status 
auch nicht direkt gewählt, sondern vom 
Abgeordnetenhaus direkt entsandt wur-
den (am 1.2.1952 noch um elf Berliner 
Abgeordnete auf insgesamt 421 Man-
date aufgestockt). Von den 402 in Volks-
wahl bestimmten Abgeordneten entfie-
len 242 auf Direktmandate (einschließ-
lich zweier Überhangmandate) in den 
Wahlkreisen, wobei zwar Union und 
SPD die Masse der Direktmandate ge-
wannen, aber auch FDP (zwölf), BP (elf) 
und DP (fünf) Direktmandate eroberten 
und damit in diesen Wahlkreisen relativ 
die meisten Stimmen gewannen. Die 
Wahlbeteiligung war mit 78,5 Prozent 
im internationalen Vergleich durchaus 
beachtlich, auch wenn sie im Vergleich 
mit späteren Beteiligungsquoten abfällt.
Sieger der Wahl war mit 31,0 Prozent 
die Union, die zwar nur relativ knapp 

die SPD mit 29,2 Prozent auf den zwei-
ten Platz verwies, aber über weitaus 
bessere Koalitionsoptionen verfügte. In 
den elf damaligen Bundesländern lag 
die Union in sieben Bundesländern vor 
der SPD, erreichte in Württemberg-Ho-
henzollern (59,1 Prozent) und Baden 
(51,1 Prozent) die absolute Mehrheit 
und in Bremen mit 16,1 Prozent ihr 
schlechtestes Ergebnis. Die SPD war in 
den vier Bundesländern Hamburg (39,6 
Prozent), Bremen (34,4 Prozent), Nieder-
sachsen (33,4 Prozent) und Hessen (32,1 
Prozent) an der Spitze und erzielte mit 
18,9 Prozent in Württemberg-Hohen-
zollern ihr schlechtestes Ergebnis. Die 
FDP kam mit bundesweit 11,9 Prozent 
klar auf Platz drei und verdrängte in 
Hessen mit stolzen 28,1 Prozent sogar 
die CDU von Platz zwei und erzielte in 
Schleswig-Holstein mit 7,4 Prozent ihr 
schlechtestes Ergebnis. 
Die Regierungsbildung mit einer Koaliti-
on aus Union, FDP und DP im Bundestag 
war schon im Vorgängergremium Wirt-
schaftsrat1 vorgeprägt worden und 
konnte sich auf eine ausreichende 
Mehrheit stützen, auch wenn Bundes-

kanzler Adenauer nur mit der berühm-
ten einen Stimme Mehrheit ins Amt ge-
wählt wurde.

Die Bundestagswahl 1953
Bei dieser Bundestagswahl ging es im 
Kern um die nachträgliche Billigung 
oder Missbilligung und Korrektur der 
von der Regierung Adenauer und ihrer 
Koalitionsmehrheit getroffenen Grund-
entscheidungen in der Innen- und Au-
ßenpolitik. Innenpolitisch begünstigte 
das einsetzende „Wirtschaftswunder“, 
das der Wirtschaftskonzeption der So-
zialen Marktwirtschaft zugeschrieben 
wurde und die Bewältigung der Kriegs-
lasten einschließlich der Integration der 
Flüchtlinge und Vertriebenen ermög-
lichte, die Regierungsparteien. Außen-
politisch war mit der 1951 gegründeten 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl (Montanunion) der Weg in 
die europäische Integration beschrit ten 
worden, und selbst die emotionale Dis-
kussion um die Wiederbewaffnung 
Deutschlands wenige Jahre nach dem 
Zweiten Weltkrieg brachte unter der 
Rahmenbedingung des Kalten Krieges 
trotz sowjetischer Lockungen mit der 
Möglichkeit der Wiedervereinigung 
(Deutschlandnoten Stalins 1952 mit um-
strit tenem Verhandlungsangebot über 
ein wiedervereinigtes sowie neutrales 
Deutschland) der Opposition ange-
sichts der mehrheitlichen Stimmungsla-
ge in der Bevölkerung nicht das ent-
scheidende Wahlkampfthema.
Wahlrechtlich gab es wiederum ein 
Wahlgesetz nur für die Bundestags-
wahl 1953 mit drei gewichtigen Ände-
rungen: Die Fünf-Prozent-Klausel wurde 
nicht mehr auf das einzelne Bundes-
land, sondern auf das gesamte Wahl-
gebiet bezogen – ein gravierender 
Nachteil für Regionalparteien – und 
erstmals das Zwei-Stimmen-System ein-
geführt, das die Gestaltungsmöglich-
keiten für Wähler und Parteien erhöhte. 
Auch wurde die Mandatszahl von 400 
auf 484 (jeweils ohne Überhangman-
date und ohne Berlin) erhöht, wodurch 
sich das Verhältnis von Direkt- zu Listen-
mandaten von 60 zu 40 auf 50 zu 50 ver-
änderte. Hinzu kam, dass die Lizensie-
rungspflicht für Parteien durch die Alli-
ierten wegfiel. Stattdessen wurde die in 
Art. 21 Abs. 3 GG verankerte Möglich-
keit des Parteienverbots erstmals einge-
setzt. Die Sozialistische Reichspartei 
(SRP), eine Nachfolgeorganisation der 
NSDAP, war vom Bundesverfassungs-
gericht 1952 als verfassungswidrig ver-
boten worden, und gegen die KPD lief 
seit Ende 1951 ein Verbotsantrag der 
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Bundesregierung, über den das Bun-
desverfassungsgericht aber erst 1956 
zu einem positiven Urteil kam.
Das Wahlergebnis brachte bei mit 86,0 
Prozent erheblich gestiegener Wahlbe-
teiligung der Union einen klaren Wahl-
sieg, die mit 45,2 Prozent um 14,2 Pro-
zentpunkte zulegte und die absolute 
Mandatsmehrheit nur knapp verfehlte. 
Die SPD – nach dem Tode Kurt Schuma-
chers unter ihrem neuen Vorsitzenden 
Erich Ollenhauer – verlor mit 28,8 Pro-
zent sogar geringfügig (minus 0,4 Pro-
zentpunkte), vor allem aber wuchs der 
Abstand zur Union auf über 16 Prozent-
punkte. 
Alle anderen bereits 1949 im Bundestag 
vertretenen Parteien verloren prozentu-
al an Stimmen und blieben mit Ausnah-
me der FDP (9,5 Prozent) deutlich unter 
fünf Prozent. Dennoch fielen nur die 
KPD, die vor allem durch das Anschau-
ungsbeispiel DDR belastet wurde, die 
Bayernpartei und der SSW (in Schles-
wig-Holstein weit unter fünf Prozent) so-
wie die nicht mehr angetretene Wirt-
schaftliche Aufbau-Vereinigung (WAV) 
aus dem Bundestag heraus. Die Deut-
sche Partei (DP) kam auf Grund der zehn 
errungenen Direktmandate mit 3,3 Pro-
zent noch auf insgesamt 15 Mandate. 
Das Zentrum errang nur mit Hilfe der 
CDU bei 0,8 Prozent der Stimmen letzt-
malig drei Mandate. Sie gewann den 
Oberhausener Wahlkreis durch Ver-
zicht des CDU-Kandidaten direkt, der 
dafür auf der Zentrums-Liste ein Man-
dat erhielt und sofort wieder der Uni-
onsfraktion beitrat. Die einsetzende 
Konzentration des Parteiensystems wur-
de gemildert durch den Erfolg einer 
neuen Partei. Der Gesamtdeutsche 
Block (GB)/Bund der Heimatvertriebe-

nen und Entrechteten (BHE), dessen 
Kernzielgruppe bereits in der Bezeich-
nung deutlich wird, erreichte beachtli-

che 5,9 Prozent der Stimmen und zog mit 
27 Abgeordneten in den Bundestag ein. 
Dagegen scheiterte der als CDU-Innen-
minister im Konflikt mit der außenpoliti-
schen Linie Adenauers zurückgetretene 
spätere Bundespräsident Gustav Hei-
nemann mit seiner neu gegründeten 
Gesamtdeutschen Volkspartei (GVP) 
mit 1,2 Prozent.
Obwohl die Union nur einen Partner für 
eine Mehrheit im Bundestag benötigte, 
ging Bundeskanzler Adenauer eine Ko-
alition aus CDU/CSU, FDP und DP ein. 
Allerdings veranlasste der Versuch der 
Union, ein „Grabenwahlrecht“ (Nicht-
anrechnung der Direktmandate bei der 
Mandatsverteilung nach den Zweit-
stimmen) einzuführen, das zu Lasten der 
kleineren Parteien gegangen wäre, die 
FDP 1956, die Koalition aufzukündigen, 
wobei der Minister flügel der FDP in der 
Koalition blieb und eine eigene Partei 
gründete. Die FDP versuchte erfolgreich, 
die grundlegende Wahlrechtsände-
rung zu torpedieren, indem sie über die 
Länderebene neue Koalitionen einging, 
insbesondere in Nordrhein-Westfalen 
die Koalition wechselte. 

Tabelle 2: 2. Bundestagswahl vom 6. September 1953

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 33 120 940
Wähler 28 479 550 86,0
Ungültig 928 278 3,3
Gültig 27 551 272 509 (22)
CDU 10 016 594 36,4 197 (6)
SPD 7 944 943 28,8 162 (11)
FDP 2 629 163 9,5 53 (5)
CSU 2 427 387 8,8 52
GB/BHE 1 616 953 5,9 27
DP 896 128 3,3 15
GVP 318 475 1,2 –
Zentrum 217 078 0,8 3
Sonstige 1 484 551 5,5 –

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils 
in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeord-
nete, ab dem 15.1.1952 wurde ihre Zahl auf 19 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt

Der SPD-Vorsit-
zende Erich 
Ollenhauer ver-
folgt am 15.9.1957, 
dem Tag der Bun-
destagswahl, vor 
einem Radio in 
der SPD-Partei-
zentrale in Bonn 
die ersten Wahl-
ergebnisse. Der 
durch das Wirt-
schaftswunder 
ausgelösten 
Grundstimmung in 
der Bevölkerung 
konnte die SPD 
unter Führung 
ihres Partei- und 
Fraktionsvorsit-
zenden Ollen-
hauer wenig ent-
gegensetzen.
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Die Bundestagswahl 1957
Diese Bundestagwahl fand in einem für 
die Regierung Adenauer sehr günstigen 
Grundklima statt. Das „Wirtschaftswun-
der“ des Wiederaufbaus befand sich 
auf dem Höhepunkt, auch wenn sich mit 
der nunmehr stark zum Weltmarkt ge-

öffneten deutschen Wirtschaft neue 
Herausforderungen („importierte Infla-
tion“) abzeichneten. Mit der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 
wurde 1957 ein zentraler europäischer 
Integrationsschrit t eingeleitet. Außen-
politisch hatte Adenauer nach dem Bei-

trit t zur NATO mit der Rückkehr des 
Saarlandes in den deutschen Staats-
verbund nach einer Volksabstimmung 
einen wichtigen Erfolg zu verzeichnen. 
Im durchaus hitzigen Wahlkampf traf 
die CDU mit ihrem Wahlplakat „Keine 
Experimente“ wohl die Grundstimmung 
in der Bevölkerung, der die SPD als 
Hauptopposition erneut unter Führung 
ihres Partei- und Fraktionsvorsitzenden 
Ollenhauer wenig entgegenzusetzen 
hatte.
Wahlrechtlich wurde eine Verschärfung 
eingeführt, insofern als Ausnahme von 
der Fünf-Prozent-Klausel statt eines nun-
mehr drei Direktmandate verlangt wur-
den. Eine weitere Neuerung war die 
Einführung der Briefwahl, die bereits 
1957 von etwa fünf Prozent der Wähler-
schaft genutzt wurde.
Das Wahlergebnis brachte bei einer 
Wahlbeteiligung von 87,8 Prozent einen 
beeindruckenden Sieg für die Union, 
die in der bisherigen Geschichte der 
Bundesrepublik von der Wählerschaft 
zum einzigen Mal mit einer absoluten 
Mehrheit (50,2 Prozent) ausgestattet 
wurde. Die SPD legte zwar um drei Pro-
zentpunkte zu, blieb aber mit 31,8 Pro-
zent im „Ghetto der 30 Prozent“. Die 
Konzentration der im Bundestag vertre-
tenen Parteien setzte sich primär zu-
gunsten der Union fort. Außer der FDP, 
die aber weiter auf 7,7 Prozent schrumpf-
te, gelangte nur die DP mit 3,4 Prozent – 
wiederum mit Hilfe von sechs Direkt-
mandaten – in den Bundestag. Sie ver-
dankte ihre Direktmandate allerdings 
einer Wahlabsprache mit der CDU, die 
in einigen Wahlkreisen auf eigene Di-
rektkandidaten zugunsten der DP ver-
zichtete. Ein entsprechendes „Hucke-
pack-Verfahren“ zugunsten der Födera-
listischen Union (ein wahlorientierter 
Zusammenschluss von Bayernpartei, 
der Deutschen Zentrumspartei und der 
Deutsch-Hannoverschen Partei), für die 
die SPD in einigen chancenreichen 
Wahlkreisen keinen eigenen Direktkan-
didaten aufstellte, scheiterte dagegen.
Obwohl die Union über eine klare ab-
solute Mandatsmehrheit verfügte, ging 
sie eine Regierungskoalition mit der DP 
ein, die sich allerdings dadurch erledig-
te, dass die zwei Minister der DP 1960 
zur CDU übertraten. 

Die Bundestagwahl 1961
Die Bundestagswahl 1961 fand im 
Schatten der Berliner Mauer statt, die 
die Teilung Deutschlands brutal forcier-
te. Bundeskanzler Adenauer wurde u. a. 
dafür kritisiert, dass er erst verspätet 
nach dem Mauerbau in Berlin erschie-

Tabelle 3: 3. Bundestagswahl am 15. September 1957

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 35 400 923
Wähler 31 072 894 87,8
Ungültig 1 167 466 3,8
Gültig 29 905 428 519 (22)
CDU 11 875 339 39,7 222 (7)
SPD 9 495 571 31,8 181 (12)
CSU 3 133 060 10,5 55
FDP 2 307 135 7,7 44 (3)
DP 1 007 282 3,4 17
Sonstige 2 087 041 7,0 –

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils 
in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeord-
nete, ab dem 15.1.1952 wurde ihre Zahl auf 19 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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nen war. Gegen ihn wurde von der SPD 
in einem modernisierten, amerikanische 
Wahlkampfmethoden adaptierenden 
Wahlkampf als Herausforderer und 
erstmals als „Kanzlerkandidat“ der Ber-
liner Regierende Bürgermeister Willy 
Brandt ins Rennen geschickt. Die SPD 
hatte sich mit dem Godesberger Pro-
gramm von 1958 von marxistischen Tra-
ditionsbeständen verabschiedet und 
auf den Weg zur prinzipiell für alle Be-
völkerungsschichten wählbaren Volks-
partei gemacht, den die Union bereits 
so erfolgreich beschrit ten hatte.
Bei der Wahl mit einer erneut hohen 
Wahlbeteiligung von 87,7 Prozent ver-
lor die Union mit 45,4 Prozent 4,8 Pro-
zentpunkte und damit trotz fünf Über-
hangmandaten ihre absolute Mandats-
mehrheit. Der SPD gelang mit 36,2 Pro-
zent (plus 4,4 Prozentpunkte) ein 
Achtungserfolg. Die Parteienkonzentra-
tion erreichte ihren Höhepunkt, insofern 
nur noch drei Fraktionen im Bundestag 
vertreten waren. Die Reste der DP wa-
ren in der Gesamtdeutschen Partei 
(GDP) aufgegangen, die mit 2,8 Prozent 
und ohne Direktmandate scheiterte. 
Erstmals entfielen Direktmandate nur 
noch auf CDU/CSU und SPD. Die FDP 
hatte aus der Oppositionsrolle heraus 
ihren Wahlkampf unter dem Slogan 
„Mit der CDU, aber ohne Adenauer“ 
geführt und kam mit 12,8 Prozent der 
Stimmen unter ihrem Parteivorsitzenden 
und Spitzenkandidaten Erich Mende 
auf ihr bisher bestes Bundestagswahl-
ergebnis. 
Die Koalitionsverhandlungen erwiesen 
sich wegen der Fixierung der FDP auf 
den populären Wirtschaftsminister Lud-
wig Erhard als Kanzler anstelle Konrad 
Adenauers als schwierig. Sie mündeten 
in einen zeitlichen Kompromiss mit der 
erneuten Kanzlerschaft Adenauers bis 
1963, belasteten die FDP aber in der 
Öffentlichkeit mit dem Etikett „Umfaller-

partei“. 1962 führte dann die „Spiegel-
affäre“ zu einer Koalitionskrise, in der 
die FDP-Minister durch ihren kurzzeiti-
gen Rücktrit t das Ausscheiden von Ver-
teidigungsminister Franz Josef Strauß 
aus dem Bundeskabinett erzwangen.

Die Bundestagswahl 1965
In einem relativen ruhigen politischen 
Umfeld bestrit t der 1963 zum Bundes-
kanzler gewählte (von seinem Vorgän-
ger wenig geliebte) Nachfolger Konrad 
Adenauers Ludwig Erhard seinen ersten 
Bundestagswahlkampf aus der Position 
des Platzhalters. Gegen ihn kandidierte 
für die SPD erneut als Kanzlerkandidat 
Willy Brandt, der sich aber gegen den 
in der Bevölkerung als politischer „Vater 
des Wirtschaftswunders“ weiterhin po-
pulären Kanzler Erhard schwer tat.

Tabelle 4: 4. Bundestagswahl am 17. September 1961

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 37 440 715
Wähler 32 849 624 87,7
Ungültig 1 298 723 4,0
Gültig 31 550 901 521 (22)
SPD 11 427 355 36,2 203 (13)
CDU 11 283 901 35,8 201 (9)
FDP 4 028 766 12,8 67
CSU 3 014 471 9,6 50
Sonstige 1 796 408 5,7 –

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils 
in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeord-
nete, ab dem 15.1.1952 wurde ihre Zahl auf 19 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt

Geschickt nutzt 
die CDU ein 
Wahlplakat der 
SPD für die Bun-
destagswahlen 
1961 für eigene 
Zwecke. Der SPD-
Slogan „Wohl-
stand ist für alle 
da!“, der neben 
einem Porträt des 
SPD-Kanzlerkan-
didaten Willy 
Brandt zu lesen ist, 
wird auf einem 
CDU-Plakat mit 
den Worten „…
dank Erhards 
Wirtschaftspolitik“ 
ergänzt.
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Die Wahl brachte bei einer Wahlbetei-
ligung von 86,8 Prozent nur geringe Ver-
änderungen. Union und SPD gewannen 
wenige Prozentpunkte zu Lasten vor al-
lem der FDP, die aber weiterhin über die 
Regierungsbildung entschied. Erstmals 
trat im rechtsextremen Lager die Natio-
naldemokratische Partei Deutschlands 
(NDP) an, die aber mit 2,0 Prozent deut-
lich an der Fünf-Prozent-Hürde scheiter-
te.
In den Koalitionsverhandlungen ergab 
sich die erwartete Fort führung der 
CDU/CSU-FDP-Regierungskoalition un-
ter Bundeskanzler Erhard. 

Die Bundestagswahl 1969
Die Bundestagswahl 1969 wurde nach 
zwanzig Jahren zur zweiten Schlüssel-
wahl in politisch turbulenten Zeiten. 
Bundeskanzler Erhard scheiterte 1969 
an einer hausgemachten Rezessionskri-
se mit erstmaligem Anstieg der Arbeits-
losenzahl auf über eine halbe Million in 
seiner eigenen Domäne, der Wirt-
schaftspolitik, und musste, nachdem die 
FDP-Minister das Kabinett aus Anlass 
eines aus heutiger Sicht bescheidenen 
Haushaltsdefizites verlassen hatten, zu-
rücktreten. Erstmals kam es zu einer 
Großen Koalition aus Union und SPD 
mit dem bisherigen Ministerpräsiden-
ten Baden-Württembergs und früheren 
außenpolitisch profilier ten Bundestags-
abgeordneten Kurt Georg Kiesinger als 
Bundeskanzler und Willy Brandt als Vi-
zekanzler und Außenminister sowie 
Franz Josef Strauß (CSU) als Finanz- und 
Karl Schiller (SPD) als Wirtschaftsminis-
ter (in den Medien als „Plisch und Plum“ 
karikiert). Der Regierung der Großen 
Koalition gelang eine schnelle Über-
windung der Rezessionskrise, die we-
sentlich zum Einzug der NDP in mehrere 
Landesparlamente beigetragen und ei-
ne Diskussion ausgelöst hatte, ob 
Deutschland nur eine „Schönwetter-De-
mokratie“ sei. Die Dominanz der Gro-
ßen Koalition im Bundestag gegenüber 
einer relativ kleinen FDP-Opposition 
forcierte auch eine vor allem von der 
studentischen Jugend getragene au-
ßerparlamentarische Opposition, die 
teilweise auf „Systemüberwindung“ 
zielte. 
Wahlrechtlich blieb es beim bisherigen 
Wahlrecht, obwohl als eine Geschäfts-
grundlage der Großen Koalition der 
Übergang zu einem „mehrheitsbilden-
den Wahlrecht“ vereinbart worden war. 
Der Versuch scheiterte an der SPD, als 
Modellrechnungen schlechte Chancen 
für die SPD ergaben und die FDP mit der 
Wahl des SPD-Kandidaten Gustav Hei-

Tabelle 5: 5. Bundestagswahl am 19. September 1965

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 38 510 395
Wähler 33 416 207 86,6
Ungültig 795 765 2,4
Gültig 32 620 442 518 (22)
SPD 12 813 186 39,3 217 (15)
CDU 12 387 562 38,0 202 (6)
CSU 3 136 506 9,6 49
FDP 3 096 739 9,5 50 (1)
NPD 664 193 2,0 –
Sonstige 522 256 1,6 –

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils 
in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeord-
nete, ab dem 15.1.1952 wurde ihre Zahl auf 19 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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nemann zum Bundespräsidenten ihre 
koalitionspolitische Öffnung signali-
sierte.
Bei einer Wahlbeteiligung von 86,7 Pro-
zent gelangten wiederum, wie schon 
bei der Bundestagswahl 1965, nur 
CDU/CSU, SPD und FDP in den Bundes-
tag. Allerdings scheiterte die rechtsext-
reme NDP mit 4,3 Prozent relativ knapp. 
Zwischen den drei Bundestagsfraktio-
nen gab es relativ geringe Mandatsver-
schiebungen. Die Union, die mit 46,1 
Prozent vorn blieb, verlor „nur“ 1,5 Pro-
zentpunkte und kam auf 242 Mandate 
(jeweils ohne entsandte Berliner Abge-
ordnete). Die SPD gewann 3,4 Prozent-
punkte, übersprang mit 42,7 Prozent 
erstmals die 40-Prozent-Grenze und 
gewann 224 Mandate. Die FDP verlor 
mit 3,7 Prozentpunkten mehr als ein Drit-
tel ihrer Wählerschaft, erreichte mit 5,8 
Prozent ihr bisher schlechtestes Wahler-
gebnis und nur noch 30 Mandate. Die 
nun veränderte Koalitionsneigung kam 
auch darin zum Ausdruck, dass bei den 
Erststimmen 62 Prozent an die eigenen 
Direktkandidaten gingen, aber 25 Pro-
zent an die SPD-Kandidaten und nur elf 
Prozent an die Kandidaten der Union.
Bereits in der Wahlnacht vereinbarten 
die Parteivorsitzenden und Spitzenkan-
didaten Willy Brandt (SPD) und Walter 
Scheel (FDP) die Aufnahme von Koaliti-
onsverhandlungen. Ihr er folgreicher 
Abschluss führte zur ersten sozial-libe-
ralen Bundesregierung unter dem ers-
ten SPD-Kanzler Brandt sowie Vize-
kanzler und Außenminister Scheel und 
damit zur schnellen Ablösung der Gro-
ßen Koalition. Die von viel Euphorie be-
gleitete neue deutsche Bundesregie-
rung mit neuen Impulsen in der Außen-
politik (insbesondere in der Ostpolitik) 
und Innenpolitik (Willy Brandt: „Wir 
wollen mehr Demokratie wagen!“) 
konnte sich auf eine knappe, aber unter 

normalen Umständen ausreichende 
Mandatsmehrheit stützen.

Die Bundestagswahl 1972
Es zeigte sich allerdings, dass die koali-
tionspolitische Neuausrichtung der FDP 
in eine Existenzkrise der Partei führte. 
Mehrere stärker national-liberal orien-
tierte FDP-Abgeordnete, darunter der 
frühere FDP-Vorsitzende Erich Mende, 
wechselten mit ihrem Mandat zur CDU. 
Auch die SPD verließen mehrere als 
Zugpferde für die Wählergruppe der 
Vertriebenen aufgestellte Abgeordne-
te, wie der Vorsitzende der Landsmann-
schaft Schlesien Herbert Hupka, ange-
sichts der ostpolitischen Neuausrich-
tung mit ihrem Mandat die Partei. Diese 
Entwicklung kulminierte 1972 in dem 
ersten Versuch eines konstruktiven Miss-
trauensvotums im Bundestag nach Art. 
67 GG, mit dem Bundeskanzler Brandt 
gestürzt und durch den CDU/CSU-

Tabelle 6: 6. Bundestagswahl am 28. September 1969

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 38 677 235
Wähler 33 523 064 86,7
Ungültig 557 040 1,7
Gültig 32 966 024 518 (22)
SPD 14 065 716 42,7 237 (13)
CDU 12 079 535 36,6 201 (8)
CSU 3 115 652 9,5 49
FDP 1 903 422 5,8 31 (1)
NPD 1 422 010 4,3 -
Sonstige 379 689 1,1 -

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils 
in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeord-
nete, ab dem 15.1.1952 wurde ihre Zahl auf 19 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt

Bundestagswahl 
1972: Wahlhelfe-
rinnen beim Sor-
tieren der einge-
gangenen Brief-
wahl-Umschläge 
am 16.11.1972 in 
München. Die 
Umschläge blei-
ben bis zur Schlie-
ßung der Wahllo-
kale am 
19.11.1972 
geschlossen.
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Fraktionsvorsitzenden Rainer Barzel er-
setzt werden sollte. Das konstruktive 
Misstrauensvotum scheiterte in gehei-
mer Abstimmung knapp an zwei fehlen-
den Stimmen (zumindest eine Unions-
stimme wurde durch die Staatssicher-
heit der DDR gekauft). Die Folge war 
aber eine Pattsituation, deren Auflö-
sung durch das Urteil der Wählerschaft 
in der ersten vorgezogenen Bundes-
tagswahl 1972 gesucht wurde. Nach ei-
nem bewusst herbeigeführten negati-
ven Votum bei einer Vertrauensabstim-
mung von Bundeskanzler Brandt nutzte 
Bundespräsident Heinemann die in Art. 
68 GG für diesen Fall vorgesehene 
Möglichkeit und setzte Neuwahlen an. 
In einem sehr emotionalisierten Wahl-
kampf trat Rainer Barzel als Kanzlerkan-
didat der Union gegen den amtieren-
den SPD-Kanzler Brandt und die sozial-
liberale Koalition an, wobei die neue 
Ostpolitik das wichtigste Wahlkampf-
thema war.
Wahlrechtlich führte die 1970 beschlos-
sene Herabsetzung des Wahlalters von 
21 auf 18 zu einer Ausweitung der 
Wahlberechtigten und einer Stärkung 
der jüngeren Wählerschaft.
Das Wahlergebnis war bei einer Spit-
zenwahlbeteiligung von 91,1 Prozent 
eindeutig. Zwar verlor die Union nur 1,2 
Prozentpunkte (44,9 Prozent); aber da 
die SPD gleichzeitig um 3,1 Prozent-
punkte auf 45,8 Prozent zulegte, stellte 
sie erstmals die stärkste Fraktion im 
Deutschen Bundestag und damit auch 
den Bundestagspräsidenten. Die FDP 
kam bei 2,6 Prozentpunkten Gewinn auf 
8,4 Prozent und überwand damit ihre 
Existenzkrise. NPD (0,6 Prozent) wie 
auch die „neue“ Deutsche Kommunisti-
sche Partei (DKP) (0,3 Prozent) blieben 
bedeutungslose Split terparteien. 
Die erholte sozial-liberale Koalition 
konnte sich nunmehr auf eine klare 
Mandatsmehrheit im Bundestag für ih-
ren erneuerten Regierungsauftrag stüt-
zen.

Die Bundestagwahl 1976
Bundeskanzler Brandt übernahm 1974 
die Verantwortung für die Spionageaf-
färe Guillaume (Platzierung eines DDR-
Agenten als persönlicher Referent im 
unmittelbaren Umfeld des Kanzlers) und 
trat von seinem Amt zurück. Sein Nach-
folger wurde der bisherige Bundesfi-
nanzminister Helmut Schmidt. Im Wahl-
kampf wurde dieser konfrontiert mit 
dem Unions-Kanzlerkandidaten Helmut 
Kohl, dem Ministerpräsidenten von 
Rheinland-Pfalz und neuen CDU-Vorsit-
zenden. Auf Seiten der FDP war nach 

Tabelle 7: 7. Bundestagswahl am 19. November 1972

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 41 446 302
Wähler 37 761 589 91,1
Ungültig 301 839 0,8
Gültig 37 459 750 518 (22)
SPD 17 175 169 45,8 242 (12)
CDU 13 190 837 35,2 186 (9)
CSU 3 615 183 9,7 48
FDP 3 129 982 8,4 42 (1)
NPD 207 465 0,6 –
DKP 113 891 0,3 –
Sonstige 27 223 0,1 –

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils 
in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeord-
nete, ab dem 15.1.1952 wurde ihre Zahl auf 19 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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der Wahl von Walter Scheel zum Bun-
despräsidenten Hans-Dietrich Gen-
scher zum neuen Parteivorsitzenden 
und Spitzenkandidaten gewählt wor-
den.
Bei einer erneut überragenden Wahl-
beteiligung von 90,7 Prozent konnte 
sich die sozial-liberale Koalition unter 
Kanzler Schmidt knapp behaupten. 
Zwar erreichte die Union mit Helmut 
Kohl bei einem Gewinn von 3,7 Prozent-
punkten mit 48,6 Prozent das nach 1957 
prozentual beste Wahlergebnis und 
gewann die Spitzenstellung zurück, al-
lein SPD und FDP konnten trotz Verlusten 
(3,2 bzw. 0,5 Prozentpunkte) eine knap-
pe Mandatsmehrheit (253 zu 243 Sitze) 
behaupten.
Erwartungsgemäß wurde nach Ver-
handlungen die Fortsetzung der sozial-
liberalen Regierungskoalition beschlos-
sen. Der CDU-Vorsitzende Helmut Kohl 
gab sein Amt als Ministerpräsident in 
Rheinland-Pfalz auf und übernahm als 
Oppositionsführer zusätzlich das Amt 

des Fraktionsvorsitzenden der Unions-
fraktion in Bonn. 

Die Bundestagswahl 1980
Nach unionsinternen Auseinanderset-
zungen (Verzicht Helmut Kohls und Kon-
kurrenz des niedersächsischen Minis-
terpräsidenten Ernst Albrecht (CDU) 
und des bayerischen Ministerpräsiden-
ten und CSU-Vorsitzenden Franz Josef 
Strauß) wurde durch Mehrheitsvotum 
der Unionsfraktion Strauß zum Kanzler-
kandidaten der Union gekürt. Der 
Wahlkampf war besonders emotionali-
siert und personalisiert auf das Duell 
der Kanzlerkandidaten.
Bei einer leicht gesunkenen Wahlbetei-
ligung von 88,6 Prozent blieb die Union 
zwar vor der stabilen SPD (plus 0,3 Pro-
zentpunkte), verlor aber 4,1 Prozent-
punkte. Im unionsinternen Konkurrenz-
kampf stärkte die Niederlage des CSU-
Vorsitzenden Strauß als Kanzlerkandi-
dat die Position des CDU-Vorsitzenden 
Kohl. Hauptgewinner war die FDP (plus 

2,7 Prozentpunkte), die mit 10,6 Prozent 
wieder zweistellig wurde. Erstmals seit 
1961 kam es auch wieder zu einem 
Überhangmandat (zugunsten der SPD 
in Schleswig-Holstein). Die Grünen, die 
bereits in mehrere Landesparlamente 
eingezogen waren, traten nun erstmals 
auch zur Bundestagswahl an. Sie schei-
terten zwar mit 1,5 Prozent vorerst deut-
lich, kamen aber als einzige der übrigen 
bei der Bundestagwahl kandidieren-
den Parteien auf mehr als 0,5 Prozent 
der Stimmen und damit in den Genuss 
der staatlichen Parteienfinanzierung. 
Die Koalitionsverhandlungen führten 
erneut zur Fortsetzung der sozial-libe-
ralen Regierungskoalition unter Bun-
deskanzler Schmidt sowie Vizekanzler 
und Außenminister Genscher.

Die Bundestagswahl 1983
Die Bundestagswahl 1983 fand vor ei-
nem turbulenten politischen Hinter-
grund statt. Die zunehmende Entfrem-
dung zwischen den Koalitionsparteien 

Tabelle 8: 8. Bundestagswahl am 3. Oktober 1976

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 42 058 015
Wähler 38 165 753 90,7
Ungültig 343 253 0,9
Gültig 37 822 500 518 (22)
SPD 16 099 019 42,6 224 (10)
CDU 14 367 302 38,0 201 (11)
CSU 4 027 499 10,6 53
FDP 2 995 085 7,9 40 (1)
Sonstige 333 595 0,9 –

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils 
in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeord-
nete, ab dem 15.1.1952 wurde ihre Zahl auf 19 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt

Bundeskanzler 
Helmut Kohl im 
Wahlkampf vor 
den Bundestags-
wahlen am 6.3. 
1983 mit dem 
Regierenden Bür-
germeister von 
Berlin (West), 
Richard von Weiz-
säcker. Das Wahl-
ergebnis war bei 
einer Wahlbeteili-
gung von 89,1 
Prozent ein ein-
deutiger Sieg für 
die Union.
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Tabelle 9: 9. Bundestagswahl am 5. Oktober 1980

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 43 231 741
Wähler 38 292 096 88,6
Ungültig 353 115 0,9
Gültig 37 938 981 519 (22)
SPD 16 260 677 42,9 228 (10)
CDU 12 989 200 34,2 185 (11)
FDP 4 030 999 10,6 54 (1)
CSU 3 908 459 10,3 52
Grüne 569 589 1,5 –
Sonstige 180 057 0,4 –

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils 
in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeord-
nete, ab dem 15.1.1952 wurde ihre Zahl auf 19 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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SPD und FDP in der Wirtschafts- und Au-
ßen- bzw. Sicherheitspolitik – mit be-
dingt durch eine zunehmende innerpar-

teiliche Machtverschiebung zu Gunsten 
des linken, kanzlerkritischen Flügels in 
der SPD (deutlich insbesondere bei der 

Umsetzung des von Bundeskanzler Hel-
mut Schmidt initiier ten NATO-Nachrüs-
tungsbeschlusses bei den Mittelstre-
ckenraketen) – kulminierte 1982 im 
Rücktrit t der vier FDP-Minister. Am 1. Ok-
tober wurde dann Helmut Schmidt im 
Wege des konstruktiven Misstrauens-
votums als Bundeskanzler abgewählt 
und durch den bisherigen Oppositions-
führer Helmut Kohl ersetzt. Der Schwenk 
der FDP von der sozial-liberalen zurück 
zu einer christlich-liberalen Koalition in 
der Mitte der Legislaturperiode führte 
wiederum zu einer Existenzkrise der Li-
beralen, da prominente Abgeordnete 
(wie der Generalsekretär Günter Ver-
heugen) die Partei verließen und in die 
SPD eintraten und die Partei z. B. in der 
dem Koalitionswechsel folgenden 

Tabelle 10: 10. Bundestagswahl am 6. März 1983

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 44 088 935
Wähler 39 279 529 89,1
Ungültig 338 841 0,9
Gültig 38 940 687 520 (22)
SPD 14 865 807 38,2 202 (9)
CDU 14 857 680 38,2 202 (11)
CSU 4 140 865 10,6 53
FDP 2 706 942 7,0 35 (1)
Grüne 2 167 431 5,6 28 (1)
Sonstige 201 962 0,4 –

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils 
in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeord-
nete, ab dem 15.1.1952 wurde ihre Zahl auf 19 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Landtagswahl in Hessen eine krachen-
de Niederlage erlit t (3,1 Prozent). 
Die neue Regierungskoalition verfügte 
im Bundestag über eine stabile Mehr-
heit, gleichwohl war Teil der Koalitions-
absprache, mit einem zeitlichen Ab-
stand durch eine vorgezogene Bundes-
tagswahl die Legitimation durch die 
Wählerschaft zu suchen. Das Verfahren 
war umstrit ten, wurde aber vom Bun-
desverfassungsgericht gebilligt. Auf 
der Basis einer künstlich herbeigeführ-
ten Niederlage bei einer Vertrauensfra-
ge durch Bundeskanzler Kohl löste Bun-
despräsident Karl Carstens den Bun-
destag auf und setzte Neuwahlen an. 
Gegen den amtierenden Kanzler Kohl 
trat nach einem Verzicht Helmut 
Schmidts der SPD-Fraktionsvorsitzende 
und frühere Justizminister Hans-Jochen 
Vogel als Kanzlerkandidat auf.
Das Wahlergebnis war bei einer Wahl-
beteiligung von 89,1 Prozent ein eindeu-
tiger Sieg für die Union, die 4,3 Prozent-
punkte gewann und mit 48,8 Prozent 
dicht an die absolute Mehrheit heran-
rückte. Dem standen Verluste der SPD 
von 4,7 Prozentpunkten gegenüber, die 
sie mit 38,2 Prozent wieder unter die 
40-Prozent-Linie drückten. Auch die FDP 
verlor mit 3,6 Prozentpunkten jeden drit-
ten Wähler, konsolidierte sich aber mit 
7,0 Prozent deutlich über der Fünf-Pro-
zent-Grenze. Eine wichtige Neuerung 
war, dass die als alternative Partei ge-
startete Partei Die Grünen mit 5,6 Pro-
zent erstmalig in den Bundestag einzog 
und damit das bisherige Drei-Fraktio-
nen-Parlament um eine weitere Fraktion 
erweitert wurde.
Die eindeutigen Mehrheitsverhältnisse 
hatten der christlich-liberalen Koalition 
die erhoffte Legitimation durch den 
Wähler verschafft, so dass die Regie-
rung unter Bundeskanzler Kohl und Vi-
zekanzler sowie Außenminister Gen-
scher fortgesetzt werden konnte.

Die Bundestagwahl 1987
Die Bundestagwahl 1987 war eine eher 
unspektakuläre Wahl. Gegen den wie-
der antretenden Kanzler Kohl benannte 
die SPD den Ministerpräsidenten von 
Nordrhein-Westfalen, Johannes Rau, 
als Kanzlerkandidaten, der sich inner-
halb des bevölkerungsreichsten Bun-
deslandes als Wahllokomotive erwie-
sen hatte.
Die Wahl bestätigte bei etwas gesun-
kener Wahlbeteiligung (84,3 Prozent) 
die bisherige Regierungskoalition, al-
lerdings mit leichten Verschiebungen. 
Die Volksparteien CDU/CSU und SPD 
verloren Stimmen und Mandate (minus 
4,5 bzw. minus 1,2 Prozentpunkte), wäh-
rend die kleineren Bundestagsparteien 
FDP (plus 2,1 Prozentpunkte) und Grüne 
(plus 2,7 Prozentpunkte) zulegten. Wie 

schon 1983 blieben alle anderen Par-
teien unter ein Prozent. 
Entsprechend den vorherigen Ankündi-
gungen wurde die christlich-liberale 

Regierungskoalition mit den bisherigen 
Hauptmatadoren fortgesetzt.

Tabelle 11: 11. Bundestagswahl am 25. Januar 1987

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 45 327 982
Wähler 38 225 294 84,3
Ungültig 357 975 0,9
Gültig 37 867 319 519 (22)
SPD 14 025 763 37,0 193 (7)
CDU 13 045 745 34,5 185 (11)
CSU 3 715 827 9,8 49
FDP 3 440 911 9,1 48 (2)
Grüne 3 126 256 8,3 44 (2)
Sonstige 512 817 0,9 –

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl ist jeweils 
in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt der Wahl acht Berliner Abgeord-
nete, ab dem 15.1.1952 wurde ihre Zahl auf 19 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt

Bundeskanzler 
Helmut Kohl freut 
sich sichtlich über 
den Ausgang der 
Wahlen. Am 
2. Dezember 1990 
fanden die ersten 
gesamtdeutschen 
Bundestagswah-
len statt. Bei einer 
Wahlbeteiligung 
von „nur“ 
77,8 Prozent 
gewannen die bis-
herigen Koaliti-
onsparteien CDU/
CSU und FDP die 
erste gesamtdeut-
sche Wahl ein-
deutig.
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Die Bundestagswahl 1990
Die Bundestagswahl 1990 fand vor dem 
Hintergrund des welthistorischen Sys-
temwandels (Ende des Ost-West Kon-
flikts) und in deren Kontext der friedli-
chen Revolution in der DDR und der 
deutschen Wiedervereinigung statt 
und ist deshalb als weitere Schlüssel-
wahl einzustufen. Die von Bundeskanz-
ler Kohl geschmiedete „Allianz für 
Deutschland“ hatte die erste freie Parla-
mentswahl in der DDR seit 1947 am 
18.3.1990 überraschend eindeutig ge-
wonnen. In der Folge kam es zum Ver-
trag über die Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion und dem Beitrit t der 
DDR mit ihren wiederbelebten Ländern 
zum Geltungsbereich des Grundgeset-
zes und damit zur Wiedervereinigung 
am 3.10.1990. Ihr hatten auch die alli-
ierten Siegermächte einschließlich der 
Sowjetunion zugestimmt, wobei letztere 
auch den Verbleib von Gesamtdeutsch-
land in der NATO am Ende akzeptierte.
Kurzfristig wurde der Bundestag um 144 
von der DDR-Volkskammer entspre-
chend den Mehrheitsverhältnissen ent-

sandte Abgeordnete auf 663 aufge-
stockt. Bei der Volkskammerwahl war 
die Parteidiktatur der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands (SED), die 

sich in die Partei des Demokratischen 
Sozialismus (PDS) umgewandelt hatte, 
hinweggefegt worden, wobei das Par-
teiensystem schon stark vom westdeut-
schen Parteiensystem beeinflusst wor-
den war. Bei der Bundestagswahl 1990 
setzte sich das westdeutsche Parteien-
system im Wesentlichen auch in Ost-
deutschland durch. Als Kanzlerkandi-
dat der SPD trat der saarländische Mi-
nisterpräsident Oskar Lafontaine ge-
gen den mit dem Nimbus des „Kanzlers 
der Einheit“ ausgestatteten Helmut Kohl 
an.
Wahlrechtlich waren nicht nur erstmals 
die Bürger der früheren DDR, sondern 
auch die Westberliner wahlberechtigt. 
Die gesetzliche Mitgliederzahl des Bun-
destages wurde von 519 auf 656 Sitze 
angehoben. Durch Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts wurde aus Grün-
den des fairen Wettbewerbs zudem nur 
für diese Wahl die Fünf-Prozent-Klausel 
nicht für das erweiterte Bundesgebiet 
insgesamt, sondern getrennt für West-
deutschland und die ehemalige DDR 
einschließlich des wiedervereinten Ber-
lins angewandt.
Bei einer Wahlbeteiligung von „nur“ 
77,8 Prozent gewannen die bisherigen 
Koalitionsparteien CDU/CSU und FDP 
die erste gesamtdeutsche Wahl eindeu-
tig. Zwar verlor die Union prozentual 
leicht an Stimmen (minus 0,5 Prozent-
punkte) blieb aber gegenüber der stär-
ker verlierenden SPD (minus 3,5 Prozent-
punkte), mit 43,8 Prozent klarer Spitzen-
reiter und gewann zusätzlich sechs 
Überhangmandate in den neuen Bun-
desländern. Hauptgewinner war die 
FDP mit plus 1,9 Prozentpunkten, die mit 

Tabelle 12: 12. Bundestagswahl am 2. Dezember 1990

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 60 436 560
Wähler 46 995 915 77,8
Ungültig 540 143 1,1
Gültig 46 455 772 622
CDU 17 055 116 36,7 268
SPD 15 545 366 33,5 239
FDP 5 123 233 11,0 79
CSU 3 302 980 7,1 51
Grüne 1 788 200 3,8 –
PDS 1 129 578 2,4 17
REP 987 269 2,1 –
B 90/Gr 559 207 1,2 8
Sonstige 964 823 2,0 –

Quelle: Statistisches Bundesamt
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11,0 Prozent wieder zweistellig wurde. 
Kurios war das Ergebnis für die Grünen, 
die bundesweit 5,1 Prozent erhielten. 
Da die stark von der Bürgerbewegung 
geprägte ostdeutsche Gruppierung 
Bündnis 90/Grüne und die westdeut-
schen Grünen sich aber noch nicht ver-
einigt hatten, wurden sie getrennt ge-
wertet. Das ostdeutsche Bündnis 90/
Grüne nahm mit 6,2 Prozent die Fünf-
Prozent-Hürde in Ostdeutschland und 
entsandte acht Abgeordnete in den 
Bundestag. Die westdeutschen Grünen 
scheiterten dagegen mit 4,8 Prozent 
knapp. Profiteur der getrennt kalkulier-
ten Fünf-Prozent-Klausel war allein die 
PDS, die mit 11,1 Prozent in Ostdeutsch-
land (Gesamtdeutschland 2,4 Prozent) 
und einem Direktmandat in Berlin 17 
Mandate im Bundestag gewann. Da-
durch wurde der Bundestag zu einem 
Fünf-Fraktionen-Parlament. Den als 
neue Partei im rechtsextremen Lager an-
getretenen Republikanern blieb mit 2,1 
Prozent der Einzug in den Bundestag 
klar verwehrt, allerdings übersprangen 
sie leicht die 0,5-Prozent-Hürde für die 
staatliche Parteienfinanzierung.
Im Ost-West-Vergleich zeigt sich, dass 
die Koalition in beiden Wahlgebieten 
über eine klare Mehrheit verfügte. Die 
CDU schnitt in Ostdeutschland gering-
fügig schlechter ab (41,8 zu 44,3 Pro-
zent), die SPD mit der Konkurrenz der 
PDS deutlich schlechter (24,3 zu 35,7 
Prozent). Die FDP erhielt in Ostdeutsch-
land sogar mehr Stimmen (12,9 zu 10,6 
Prozent) und errang aufgrund der Popu-
larität des aus Halle stammenden Au-
ßenministers und FDP-Spitzenkandida-
ten Genscher in Halle ein Direktman-
dat. Besonders krass war das Ungleich-
verhältnis erwartungsgemäß für die 
PDS, die mit 0,3 Prozent zu 11,1 Prozent 
eindeutig als ostdeutsche Regionalpar-
tei wahrgenommen wurde. Trotz des 
pluralistischer gewordenen Parteien-
systems im Deutschen Bundestag er-
möglichte die solide Mehrheit, die 
christlich-liberale Regierungskoalition 
mit Bundeskanzler Kohl und Vizekanzler 
und Außenminister Genscher fortzufüh-
ren.

Die Bundestagswahl 1994
Die mit der Wiedervereinigung verbun-
denen Probleme, insbesondere die 
strukturelle Neuordnung und Eingliede-
rung der Wirtschaft mit der Abwicklung 
vieler nicht wettbewerbsfähiger Betrie-
be und resultierender hoher Arbeitslo-
sigkeit sowie die finanziellen und men-
talen (vor allem von der Ostdeutschen 
zu tragenden) Belastungen und Umstel-
lungen, erwiesen sich als schwieriger 
und längerfristiger als von der Regie-
rung angenommen und propagiert. In 
der Folge verlor die Bundesregierung, 
obwohl das Urteil über die innerdeut-

sche Integrationspolitik im Ausland 
deutlich positiver ausfiel, im Inland er-
heblich an Rückhalt. Im Wahljahr ge-
lang der Regierungskoalition allerdings 
eine Aufholjagd, so dass ein knappes 
Wahlergebnis erwartet wurde. Für die 
Union kandidierte erneut Bundeskanz-
ler Kohl, während die SPD nach inner-
parteilichen Disputen ihren Parteivor-
sitzenden, den früheren rheinland-pfäl-
zischen Ministerpräsidenten Rudolf 
Scharping, als Kanzlerkandidaten no-
minierte, der im Rahmen einer wenig 
harmonischen „Troika“ (zusammen mit 
Oskar Lafontaine und Gerhard Schrö-
der) den Wahlkampf bestrit t. Auf Seiten 
der FDP trat als Nachfolger des aus Al-
tersgründen zurückgetretenen Hans-
Dietrich Genscher als Spitzenkandidat 
sein Nachfolger Außenminister Klaus 
Kinkel an.
Am Wahltag konnten sich bei einer 
Wahlbeteiligung von 79,0 Prozent die 
Koalitionsparteien trotz Verlusten (Uni-
on minus 2,3, FDP sogar minus 4,1 Pro-
zentpunkte) knapp behaupten. Alle Op-
positionsparteien im Bundestag legten 
zu (SPD um 2,9, die inzwischen vereinig-
ten Bündnis 90/Die Grünen um 2,2 und 
die PDS um 2,0 Prozentpunkte), womit 
die Grünen erstmals den drit ten Platz 
vor der FDP belegten. Die PDS scheiterte 
zwar mit 4,4 Prozent an der nunmehr 
wieder für das gesamte Bundesgebiet 
geltenden Fünf-Prozent-Hürde, ge lang-
te aber über die Ausnahmeklausel (drei 
Direktmandate) mit vier in Ost-Berlin di-
rekt gewonnenen Wahlkreisen (u. a. 
Gregor Gysi) mit 30 Abgeordneten in 
den Bundestag. Die sehr knappe Man-
datsmehrheit für Union und FDP (nur 
zwei Mandate) wurde dadurch komfor-
tabler, dass erstmals die Zahl der Über-
hangmandate mit 16 zweistellig wurde 
(zwölf für die CDU, vier für die SPD), wo-
bei die Masse der Überhangmandate 
wegen der Parteienkonstellation (PDS 

als drit te Kraft) überwiegend in Ost-
deutschland anfiel (13 gegenüber drei 
in westdeutschen Ländern). Die Repub-
likaner blieben mit weiter geschrumpf-
ten 1,9 Prozent bedeutungslos.
Im Ost-West-Vergleich zeigt sich, dass 
die Veränderungen der Wählerströme 

Tabelle 13: 13. Bundestagswahl am 16. Oktober 1994

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 60 452 009
Wähler 47 737 999 79,0
Ungültig 632 825 1,3
Gültig 47 105 174 672
CDU 16 089 960 34,2 244
SPD 17 140 354 36,4 252
FDP 3 258 407 6,9 47
CSU 3 427 196 7,3 50
Grüne 3 424 315 7,3 49
PDS 2 066 176 4,4 30
REP 875 239 1,9 –
Sonstige 823 527 1,6 –

Quelle: Statistisches Bundesamt
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in Ostdeutschland sehr viel stärker aus-
fielen als in Westdeutschland (Verhält-
nis etwa 3:1), was vor allem auf die ge-
ringere traditionelle Parteienbindung 
und die extremen Veränderungen der 
Lebenssituation in Ostdeutschland zu-
rückzuführen sein dürfte. Die stärksten 
Unterschiede ergaben sich (jeweils Ost 
zu West in Prozentpunkten) bei PDS 
(plus 8,7 zu 0,7), FDP (minus 9,4 zu minus 
2,9) und SPD (plus 7,2 zu plus 1,8). 
Das Ergebnis der Koalitionsverhandlun-
gen war eine erneute Regierungskoaliti-
on aus CDU/CSU und FDP unter Bun-
deskanzler Kohl und Vizekanzler und 
Außenminister Kinkel.

Die Bundestagswahl 1998
Die 14. Bundestagswahl fand statt in ei-
nem schwierigen wirtschaftlichen Um-
feld mit stark gestiegener Arbeitslosig-
keit, die von der Bevölkerung als wich-
tigstes Problem eingestuft wurde. Die 
Bundesregierung hatte versucht, mit 

vorsichtigen Reformen in der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik zu reagieren, 
die zwar von Seiten der Wissenschaft 
überwiegend als unzureichend bewer-
tet wurden, bei Gewerkschaften und 
teilweise in der Bevölkerung aber auf 
heftigen Protest stießen (z. B. Einschrän-
kungen der Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall) und in Teilen im Bundesrat an 
dem vom SPD-Vorsitzenden Lafontaine 
koordinierten Widerstand der SPD-ge-
führten Länder scheiterten. Europa-
politisch hatte Bundeskanzler Kohl sein 
ganzes politisches Gewicht zu Gunsten 
der Euro-Einführung (1999 bzw. als Bar-
geld 2001) eingesetzt, die am 2. Mai 
1998 von den Staats- und Regierungs-
chefs der EU beschlossen worden war, 
in der auf die Deutsche Mark fixierten 
deutschen Bevölkerung aber auf große 
Vorbehalte und teilweise organisierten 
Widerstand stieß (z. B. neue Partei „Pro 
DM“).
Personalpolitisch hatte Bundeskanzler 
Kohl in der Union seine erneute Kandi-
datur angemeldet und Wolfgang 
Schäuble zugleich zum „Kronprinzen“ 
erhoben, ihn aber auch in eine Warte-
position geschoben. In der SPD ent-
schieden der Wahlerfolg bei der nie-
dersächsischen Landtagswahl und die 
dabei bewiesene Attraktivität für die 
Wähler der „neuen Mitte“ den Konkur-
renzkampf zwischen dem Parteivorsit-
zenden Lafontaine und dem nieder-
sächsischen Ministerpräsidenten Ger-
hard Schröder zugunsten des letzteren 
als Kanzlerkandidat. Nach Meinungs-

Bundestagswahl 1994: Die Ankündigung „Gregor kommt!“ reichte im Wahlkampf, um 
bei PDS-Veranstaltungen Plätze und Säle zu füllen. Die PDS scheiterte zwar mit 4,4 
Prozent an der Fünf-Prozent-Hürde, gelangte aber über die Ausnahmeklausel (drei 
Direktmandate) mit vier in Ost-Berlin gewonnenen Wahlkreisen (u.a. Gregor Gysi) mit 
30 Abgeordneten in den Deutschen Bundestag. picture alliance/dpa

Tabelle 14: 14. Bundestagswahl am 27. September 1998

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 60 762 751
Wähler 49 947 087 82,2
Ungültig 638 575 1,3
Gültig 49 308 512 669
SPD 20 181 269 40,9 298
CDU 14 004 908 28,4 198
CSU 3 324 480 6,7 47
Grüne 3 301 624 6,7 47
FDP 3 080 955 6,2 43
PDS 2 515 454 5,1 36
REP 906 383 1,8 –
DVU 601 192 1,2 –
NPD 126 571 0,3 –
Pro DM 430 099 0,9 –
Sonstige 835 577 1,7 –

Quelle: Statistisches Bundesamt
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umfragen erhielt Gerhard Schröder als 
Kanzlerkandidat deutlich bessere Wer-
te als der schon 16 Jahre amtierende 
Bundeskanzler Helmut Kohl. Der Wahl-
kampf war auch ein „Lagerwahlkampf“, 
insofern Union und FDP auf der einen, 
SPD und Grüne auf der anderen Seite 
sehr deutlich machten, dass sie eine Ko-
alition anstrebten, wobei auch die rot-
grüne Koalition bereits in mehreren 
Bundesländern erprobt worden war.
Das Wählervotum war ein eindeutiger 
Sieg der SPD und der rot-grünen 
Wunschkoalition und entsprechend ei-
ne Ablösung der seit 1982 amtierenden 
christlich-liberalen Koalition unter Bun-
deskanzler Kohl. Die SPD gewann 4,5 
Prozentpunkte und verdrängte mit 40,9 
Prozent zum zweiten Mal (nach 1972) 
die Union von der Spitzenposition. Sie 
gewann zudem alle 13 Überhangman-
date (davon wiederum zwölf in Ost-
deutschland) und fast zwei Drit tel der 
Direktmandate (212 von 328). Die Union 
verlor 6,4 Prozentpunkte und musste mit 
35,1 Prozent das nach 1949 schlechtes-
te Bundestagswahlergebnis und damit 

eine bit tere Niederlage hinnehmen. 
Bündnis 90/Die Grünen (minus 0,6 Pro-
zentpunkte) verloren ebenso wie die 
FDP (minus 0,7 Prozentpunkte) an Zu-
stimmung, konnten aber ihren drit ten 
Rangplatz behaupten. Die PDS dage-
gen legte um 0,6 Prozentpunkte zu und 
konnte mit 5,1 Prozent erstmals die Fünf-
Prozent-Hürde nehmen. Erneut gewan-
nen sie auch vier Direktmandate in Ber-
lin. Im rechtsextremen Lager erreichten 
die Republikaner 1,8 Prozent, die DVU 
1,2 Prozent und die NPD 0,3 Prozent (zu-
sammen 3,3 Prozent). Auch die Euro-kri-
tische Partei „Pro DM“ partizipierte mit 
0,9 Prozent noch an der staatlichen Par-
teienfinanzierung. 
Im Ost-West-Vergleich ist bemerkens-
wert, dass die SPD sowohl in Ost- wie in 
Westdeutschland den Spitzenplatz be-
setzte (35,1 bzw. 42,3 Prozent). Das Er-
gebnis beruht neben den SPD-Gewin-
nen vor allem auf den starken Verlusten 
der Union, die in Ostdeutschland einem 
Absturz gleichkamen (minus 11,2 Pro-
zentpunkte auf 27,3 Prozent gegenüber 

minus 9,1 Prozentpunkten auf 37,0 Pro-
zent in Westdeutschland).
Als Folge des Wahlergebnisses kam die 
erste rot-grüne Bundesregierung unter 
Bundeskanzler Schröder sowie Vize-
kanzler und Außenminister Joschka Fi-
scher ins Amt. Der in der Kanzlerkandi-
datenkonkurrenz unterlegene Oskar La-
fontaine, der über die mächtige Position 
des Parteivorsitzenden verfügte, über-
nahm das in seinen Kompetenzen ge-
stärkte Finanzministerium und damit ei-
ne Schlüsselposition im Kabinett. Er ge-
riet aber mit seinen stärker traditionell 
sozialistisch ausgerichteten wirtschafts- 
und finanzpolitischen Vorstellungen 
(nachfrageorientierte Politik) schnell in 
Konflikt mit dem eher wir tschaftsliberal 
orientierten Kanzler Schröder und löste 
diesen Konflikt durch seinen Rücktrit t so-
wohl als Finanzminister als auch als Par-
teivorsitzender (eine Position, die dann 
von Gerhard Schröder übernommen 
wurde). Auf der Unionsseite waren als 
Konsequenz der Wahlniederlage so-
wohl der CDU-Vorsitzende Kohl als 
auch der CSU-Vorsitzende Theo Waigel 
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zurückgetreten. Ihre Nachfolger wur-
den der bisherige Fraktionsvorsitzende 
Wolfgang Schäuble für die CDU und 
der bayrische Ministerpräsident Ed-
mund Stoiber für die CSU. Schäuble trat 
allerdings wegen seiner angepranger-
ten Verwicklung in die Parteispenden-
affäre von Helmut Kohl kurz darauf wie-
der zurück, und erstmals wurde mit An-
gela Merkel eine Frau und Ostdeutsche 
zur CDU-Vorsitzenden gewählt. 

Die Bundestagswahl 2002
Erstmals musste sich eine rot-grüne Bun-
desregierung erneut dem Urteil der 
Wähler stellen, nachdem sie mehreren 
Härtetests unterworfen worden war. So 
beteiligte sich Deutschland unter rot-
grüner Regierungsverantwortung zum 
ersten Mal nach dem Zweiten Weltkrieg 
an einem bewaffneten Konflikt (Nato-
Einsatz auf dem Balkan), und bei den 
Grünen verließen daraufhin Exponen-
ten des fundamentalistischen Flügels 
der Friedensbewegung die Partei. Im 
Wahlkampf spielten außenpolitisch der 
Irakkrieg, zu dem Bundeskanzler Schrö-

der und Außenminister Fischer eine ent-
schieden kritische Rolle gegenüber dem 
wichtigen traditionellen Verbündeten 
USA einnahmen, innenpolitisch die Re-
formvorschläge der Hartz-Kommission 
zur Verbesserung der kritischen Wirt-
schaftslage sowie die kontroversen Dis-
kussionen um die Ökosteuer eine wichti-
ge Rolle. Alle Parteien hatten zudem mit 
mehr oder weniger gewichtigen Skan-
dalen zu kämpfen. Stichworte sind bei 
der CDU der nachwirkende Spen-
denskandal (anhaltende Weigerung 
von Altkanzler Kohl, die Namen der 
Spender zu nennen), bei der FDP eine im 
Alleingang vom nordrhein-westfäli-
schen Landesvorsitzenden Jürgen Möl-
lemann gestartete Israel-kritische Flug-
blattaktion unmittelbar vor der Wahl, 
die auf das rechte Wählerspektrum ziel-
te, bei der SPD die Kölner Spendenaffä-
re im Kontext der Müllverbrennungsan-
lagen, und prominente Grüne- und 
PDS-Repräsentanten wurden von der 
„Bonusmeilen-Affäre“ beschädigt. Zu-
gunsten der rot-grünen Bundesregie-
rung dürfte sich das medienwirksame 
Agieren von Bundeskanzler Schröder in 
der Flutkatastrophe der Elbe im Wahl-
jahr ausgewirkt haben. 
Als Herausforderer und Kanzlerkandi-
daten schickte die Union den CSU-Vor-
sitzenden und bayrischen Ministerprä-
sidenten Edmund Stoiber in den Wahl-
kampf, zu dessen Gunsten die CDU-
Vorsitzende Angela Merkel in der 
unionsinternen Konkurrenz verzichtet 
hatte. Erstmals ernannte auch die FDP 
ihren neuen Parteivorsitzenden Guido 
Westerwelle zum Kanzlerkandidaten, 
um mehr Medienresonanz zu erzielen. 
Der Versuch, die Teilnahme an der zwei-
teiligen Fernsehdiskussion der Kanzler-
kandidaten gerichtlich durchzusetzen, 

scheiterte jedoch vor dem Bundesver-
fassungsgericht.
Die Zahl der Wahlkreise war durch ei-
nen Neuzuschnitt auf 299 und die ge-
setzliche Mandatszahl auf 598 und da-
mit um etwa zehn Prozent verringert 
worden.
Das Wahlergebnis fiel bei einer leicht 
gesunkenen Wahlbeteiligung von 79,1 
Prozent so knapp aus, dass z. B. in ers-
ten Hochrechnungen der ARD die ange-
strebte Koalition aus Union und FDP irr-
tümlich als Sieger erschien. Tatsächlich 
konnte sich aber die Regierungskoaliti-
on knapp behaupten (306 Mandate zu 
295 Union/FDP und zwei PDS). Die 
Mandatsmehrheit wurde dadurch et-
was komfortabler, dass von fünf Über-
hangmandaten die SPD vier und die 
CDU nur eines gewann. SPD (minus 2,4 
Prozentpunkte) und Union (plus 3,4 Pro-
zentpunkte) lagen mit jeweils 38,5 Pro-
zent fast gleichauf (hauchdünner Vor-
sprung von rund 6000 Stimmen bei der 
SPD), blieben aber beide erstmals seit 
1949 unter der 40-Prozent-Linie. Grüne 
(plus 1,9 Prozentpunkte) und FDP (plus 
1,2 Prozentpunkte) legten leicht zu. Mit 
Hans-Christian Ströbele gewannen die 
Grünen in Berlin erstmals ein Direkt-
mandat. Für die Koalitionsmehrheit ent-
scheidend war, dass die PDS nicht nur 
1,1 Prozentpunkte verlor und damit wie-
der unter die Fünf-Prozent-Grenze 
rutschte, sondern auch nur zwei Direkt-
mandate in Berlin gewann und damit 
nicht von der Ausnahmeklausel (drei Di-
rektmandate) profitieren konnte. Im 
rechtsextremen Lager erreichten die Re-

Bundestagswahl 
1998: Gerhard 
Schröder erhielt 
deutlich bessere 
Werte als der 
schon 16 Jahre 
amtierende Bun-
deskanzler Helmut 
Kohl. Das Wähler-
votum war ein 
eindeutiger Sieg 
der SPD und der 
rot-grünen 
Wunschkoalition 
und eine Ablö-
sung der seit 1982 
amtierenden 
christlich-liberalen 
Koalition.
picture alliance/dpa

Tabelle 15: 15. Bundestagswahl am 18. September 2002

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 61 432 868
Wähler 48 582 761 79,1
Ungültig 586 281 1,2
Gültig 47 996 480 603
SPD 18 488 668 38,5 251
CDU 14 167 561 29,5 190
CSU 4 315 080 9,0 58
Grüne 4 110 355 8,6 55
FDP 3 538 815 7,4 47
PDS 1 916 702 4,0 2
Schill 400 476 0,8 –
REP 280 671 0,6 –
NPD 215 232 0,4 –
Sonstige 562 920 1,2 –

Quelle: Statistisches Bundesamt

BUNDESTAGSWAHLEN: 1949 BIS 2009
 
 

BiS2013_03_umbr.indd   235BiS2013_03_umbr.indd   235 23.07.13   07:3923.07.13   07:39



236

publikaner noch 0,6 Prozent, während 
die NDP mit 0,4 Prozent erneut nicht ein-
mal die finanziell bedeutsame 0,5 Pro-
zent-Hürde nahm. Auch die in Hamburg 
ursprünglich furios gestartete „Schill-
Partei“ stürzte mit 0,8 Prozent ab.
Erstmals wurde die Wahl in Ostdeutsch-
land entschieden. Der Vorsprung von 
Union und FDP im Westen gegenüber 
SPD und Grünen wurde durch den Vor-
sprung der Regierungsparteien in Ost-
deutschland überkompensiert. Wäh-
rend die CDU im Osten nur einen Pro-
zentpunkt hinzugewann und sich leicht 
auf 28,3 Prozent verbesserte (West-
deutschland 40,8 Prozent), legte die 
SPD im Osten um 4,6 Prozentpunkte auf 
39,7 Prozent zu und vergrößerte den 
Vorsprung gegenüber der CDU auf sat-
te 11,4 Prozentpunkte. Auch die PDS, die 
im Westen nur 0,1 Prozentpunkte ein-
büßte, verlor die wahlentscheidenden 
Prozente in ihrer ostdeutschen Hoch-
burg (minus 4,7 Prozentpunkte), wo sie 
in Berlin auch zwei ihrer vier Direktman-
date an die SPD abgeben musste. 
Nach Koalitionsverhandlungen wurde 
die rot-grüne Koalition wie angekündigt 
fortgesetzt, sollte aber bald in schwere 
Wasser geraten. 

Die Bundestagswahl 2005
2005 fand die vierte vorgezogene Bun-
destagwahl statt. Sie hatte wie ihre Vor-
gänger eine dramatische Vorgeschich-
te. Bundeskanzler Schröder und die rot-
grüne Koalition entschieden sich nach 
der Bundestagswahl 2005 in weiterhin 
kritischer Wirtschaftslage für das muti-
ge Reformprogramm „Agenda 2010“, 
das eine Überprüfung des Sozialsys-
tems („Fördern und Fordern“) mit Härten 
z. B. bei den Sozialleistungen und der 
Arbeitslosenversicherung (Arbeitslo-
sengeld I und II) einschloss und auf mehr 
Wettbewerbsfähigkeit als Vorausset-
zung für verstärktes Wachstum und 
mehr Beschäftigung zielte. Ungeachtet 
strit tiger Reformdetails wird die „Agen-
da 2010“ heute überwiegend als gelun-
gene Reform und wichtige Grundlage 
für die spätere wirtschaftliche Auf-
wärtsentwicklung, insbesondere die 
rückläufige Arbeits losigkeit, angese-
hen. Gleichwohl führte der abrupte, im 
Wahlkampf nicht thematisierte Reform-
kurs mit seinen sozialpolitischen Härten 
zu heftigen innerparteilichen Kontro-
versen in der SPD bis hin zu Mitglieder-
verlusten – insbesondere bei gewerk-
schaftsnahen Mitgliedern. Die „Agen-
da 2010“ stieß vor allem auf den erbit-
terten Widerstand der Gewerkschaften, 
so dass es zu einer zeitweiligen Ent-
fremdung zwischen der SPD-Führung 
und ihrem traditionell engstem Verbün-
deten kam.
Parteipolitisch formierte sich – getra-
gen vor allem von organisationserprob-

ten Gewerkschaftsfunktionären der 
mittleren Hierarchie – eine Wahlalter-
native Arbeit und Soziale Gerechtigkeit 
(WASG), die nach ersten Achtungser-
folgen den früheren SPD-Vorsitzenden 
Lafontaine als prominenten Spitzen-
mann gewann und eine enge Zusam-
menarbeit mit der PDS einging, auf de-
ren Listen zur Bundestagswahl 2005 
WASG-Kandidaten antraten (und die 
2007 zur Fusion in der Partei Die Linke 
führte).
Nach der schweren Niederlage der 
SPD bei der Landtagswahl im größten 
Bundesland Nordrhein-Westfalen am 
22. Mai 2005, die u. a. zur Abwahl des 
bisherigen Ministerpräsidenten Peer 
Steinbrück und seiner rot-grünen Lan-
desregierung und der Regierungsüber-
nahme durch den CDU-Ministerpräsi-
denten Jürgen Rüttgers mit einer christ-

lich-liberalen Koalition sowie zur weite-
ren Machtverschiebung im Bundesrat 
führte – Zweidrit telmehrheit für unions-
geführte Regierungen – entschloss sich 
Bundeskanzler Schröder zu einer radi-
kalen „Vorwärtsverteidigung“ und 
strebte vorzeitige Neuwahlen an. Wie 
schon 1983 Bundeskanzler Kohl führte 
er künstlich eine Niederlage bei einer 
Vertrauensabstimmung herbei und bat 
anschließend Bundespräsident Horst 
Köhler, den Bundestag aufzulösen und 
Neuwahlen anzusetzen. Der Bundes-
präsident entschied sich, dieser Bit te zu 
folgen, eine Entscheidung, die von zwei 
Bundestagsabgeordneten, mehreren 
kleinen Parteien sowie Bürgern als ver-
fassungswidrig eingeschätzt und vor 
das Bundesverfassungsgericht ge-
bracht, aber wie schon 1983 von die-
sem bestätigt wurde. 

Bundestagswahl 2005: Die Koalitionsverhandlungen mündeten in eine Große Koali-
tion mit einer Frau und Ostdeutschen als Bundeskanzlerin in Gestalt der CDU-Vorsit-
zenden Angela Merkel. In der Regierungsbank sind außerdem zu sehen Frank Münte-
fering (Bundesminister für Arbeit und Soziales sowie Vizekanzler), Frank-Walter Stein-
meier (Bundesminister des Auswärtigen), Wolfgang Schäuble (Bundesminister des 
Inneren). picture alliance/dpa
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Im Wahlkampf traten die Parteien wie-
derum für die bisherigen Koalitionsprä-
ferenzen ein. Auf Unionsseite forderte 
die CDU-Partei- und -Fraktionsvorsit-

zende Angela Merkel als Kanzlerkandi-
datin den amtierenden SPD-Kanzler 
Gerard Schröder heraus. Sie verfocht 
ein noch weitergehendes wirtschafts-, 
finanz- und sozialpolitisches Reform-
programm, u. a. mit dem früheren Ver-
fassungsrichter und Professor Paul 
Kirchhoff eine radikale Steuerreform, 
die aber in der Bevölkerung auf Vorbe-
halte stieß. Tendenziell gelang es den 
Parteien der bisherigen Regierungskoa-
lition, im Wahlkampf in den Meinungs-
umfragen aufzuholen.
Das Votum der Wählerschaft erwies 
sich bei einer Wahlbeteiligung von 77,7 
Prozent als schwierig. Beide großen 
Parteien verloren weiter an Rückhalt. Da 
die Union (minus 3,3 Prozentpunkte) 
aber etwas weniger verlor als die SPD 
(minus 4,3 Prozentpunkte) wurde sie mit 
35,2 Prozent wieder stärkste Fraktion 
vor der SPD (34,3 Prozent). Die mit 16 er-
neut zweistellige Zahl von Übergang-
mandaten (neun für die SPD und sieben 
für die CDU) fiel wiederum überwie-
gend in Ostdeutschland an (elf zu fünf). 
Da die FDP um 2,4 Prozentpunkte auf 9,8 
Prozent zulegte, während die Grünen 
0,5 Prozentpunkte einbüßten (8,1 Pro-
zent, aber weiterhin ein Direktmandat in 
Berlin), eroberte sie den drit ten Rang-
platz zurück. Schwarz-Gelb lag mit 
45,0 Prozent also deutlich vor Rot-Grün 
mit 42,3 Prozent. Gleichwohl reichte es 
nicht zu einer Regierungsmehrheit, da 
sich die PDS in Verbindung mit der 
WASG auf 8,7 Prozent mehr als verdop-
pelte (plus 4,7 Prozentpunkte sowie drei 
Direktmandate) und vor den Grünen auf 
Platz vier landete. Im rechtsextremen 
Lager hatte es nach Absprache einen 
Wahlverzicht der Deutschen Sozialen 
Union (DSU) zugunsten der NPD gege-
ben, die 1,6 Prozent erhielt und damit 
auf niedrigem Niveau klar vor den Re-
publikanern (0,6 Prozent) lag. 

Im Ost-West-Vergleich fällt auf, dass 
die SPD trotz starker Verluste (minus 9,3 
Prozentpunkte) ihre Spitzenstellung in 
Ostdeutschland behauptete (30,4 Pro-
zent) und die PDS auf Grund ihrer star-
ken Gewinne (plus 8,4 Prozentpunkte) in 
Ostdeutschland zur Union aufschloss 
(beide 25,3 Prozent). 
Angesicht dieser Konstellation, die erst-
mals seit 1949 keine Mehrheit mehr für 
eine Zwei-Parteien-Regierung jenseits 
der Großen Koalition ergab, erwies 
sich die Regierungsbildung als schwie-
rig. Da eine Koalition SPD-Grüne-PDS 
schon aus inhaltlichen Gründen sowohl 
von SPD und Grünen als auch von der 
PDS ausgeschlossen wurde, gab es Dis-
kussionen um eine SPD-Grüne-FDP-Ko-
alition (Ampel) oder alternativ Union-
FDP-Grüne-Koalition („Schwarze Am-
pel“ oder nach den Landesfarben „Ja-
maika-Koalition“), die aber im Sande 
verliefen. Am Ende erwies sich allein ei-
ne Große Koalition als machbar, wobei 
die SPD nach langem Zögern und nach 
Verzicht Gerhard Schröders die Kanz-
lerschaft Angela Merkels akzeptieren 
musste. Der CSU-Vorsitzende Stoiber 
verzichtete auf das ihm angebotene 
Amt des Wirtschaftsministers und blieb 
als Regierungschef in Bayern. Die Koali-
tionsverhandlungen mündeten in der 
zweiten Großen Koalition mit der Neu-
erung einer Frau und Ostdeutschen als 
Bundeskanzlerin in Gestalt der CDU-
Vorsitzenden Angela Merkel. Auf Seiten 
der SPD traten insbesondere der Partei-
vorsitzende Franz Müntefering als Ar-
beitsminister und Vizekanzler und 
Frank-Walter Steinmeier als Außenmi-
nister in die Bundesregierung ein.

Die Bundestagswahl 2009
Mehr noch als 1967 erwies sich die 
Große Koalition als Notgemeinschaft, 
bei der beide Partner die angestrebte 
Scheidung bei der nächsten Wahl stets 
im Auge behielten. Gleichwohl ist der 
Großen Koalition zu bescheinigen, dass 
sie insbesondere die 2008 hereinbre-
chende Weltwir tschaftskrise besser be-
wältigt hat als die meisten anderen In-
dustrieländer. Die krisenbedingte Aus-
weitung des staatlichen Finanzdefizits 
hielt sich in vergleichsweise engen 
Grenzen, und auch der Anstieg der Ar-
beitslosigkeit wurde mit Hilfe verschie-
dener Maßnahmen der Arbeitsmarkt-
politik begrenzt. Nach dem Höhepunkt 
der Weltwir tschaftskrise zeichnete sich 
ab, dass das stark exportorientierte 
Deutschland aus der Krise eher gestärkt 
hervorgehen würde. Weltwir tschafts-
krise und die sich anschließende Staats-

Tabelle 16: 16. Bundestagswahl am 18. September 2005

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 61 870 711
Wähler 48 044 134 77,7
Ungültig 756 146 1,6
Gültig 47 287 988 614
SPD 16 194 665 34,2 222
CDU 13 136 740 27,8 180
FDP 4 648 144 9,8 61
Die Linke 4 118 194 8,7 54
Grüne 3 838 326 8,1 51
CSU 3 494 309 7,4 46
NPD 748 568 1,6 –
REP 166 101 0,6 –
Sonstige 942 941 1,6 –

Quelle: Statistisches Bundesamt
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schuldenkrise im Euro-Raum unterstri-
chen die ökonomische Schlüsselstellung 
der Bundesrepublik in Europa. Sie 
brachten auf den unterschiedlichen in-
ternationalen Konferenzen auch Bun-
deskanzlerin Merkel einen deutliche 
Prestigezuwachs und beließen die zu-
ständigen Fachminister, insbesondere 
die SPD-Repräsentanten Außenminister 
Frank-Walter Steinmeier und Finanzmi-
nister Peer Steinbrück, in den Augen der 
Öffentlichkeit in einer sekundären Rolle. 
Der nach dem aus privaten Gründen er-
folgte Rücktrit t Franz Münteferings zum 
Vizekanzler aufgestiegene Außenminis-
ter Steinmeier wurde von der SPD als 
Kanzlerkandidat nominiert, so dass die 
Hauptmatadore – beide mit dem 
Wunsch, die Große Koalition zu been-
den – aus den Regierungsämtern ge-
geneinander antraten.
Die Bundestagswahl 2009 führte zu ei-
nem Absinken der Wahlbeteiligung 
noch unter das Startniveau 1949 mit 
70,8 Prozent zu dem bisher niedrigsten 
Wert bei Bundestagswahlen. Die regie-
renden Volksparteien (Union und SPD) 
verloren deutlich an Stimmen zugunsten 
der kleineren Oppositionsparteien und 
erreichten zusammen mit 56,8 Prozent 
nicht einmal mehr zwei Drit tel der Stim-
men. Die Union verlor mit 1,4 Prozent-
punkten (wobei die CSU deutlich stär-
kere Stimmeneinbußen verzeichnete als 
die CDU) noch relativ bescheiden (33,8 
Prozent) und konnte ihre Mandatsver-
luste durch die Rekordzahl von 24 Über-
hangmandaten (21 für die CDU – davon 
17 in Ostdeutschland –, drei für die CSU 
in Bayern) sogar überkompensieren. 
Hauptverlierer war die SPD, die mit den 
bisher höchsten von einer Partei in einer 
Bundestagswahl erlit tenen Verlusten 
von 11,2 Prozentpunkten (und mehr als 

der Hälfte ihrer Direktmandate) auf ihr 
bisher schlechtestes Bundestagswahl-

ergebnis von 23,0 Prozent zurückfiel 
(länderbezogen blieb sie nur noch in 
Bremen stärkste Partei). Alle drei bishe-
rigen Oppositionsparteien im Bundes-
tag gewannen deutlich prozentual an 
Stimmen und übersprangen die Zehn-
Prozent-Linie. Der stärkste Gewinn ging 
an die FDP mit einem Plus von 4,7 Pro-
zentpunkten, die mit Guido Westerwel-
le als Spitzenkandidat 14,6 Prozent und 
damit ihr bisher bestes Bundestags-
wahlergebnis verzeichnete. Zu den Ge-
winnern zählte auch die aus der Fusion 
von PDS und WASG hervorgegangene 
Partei Die Linke mit dem Spitzenkandi-
datenduo Gregor Gysi und Oskar La-
fontaine, die um 3,2 Prozentpunkte auf 
11,9 Prozent zulegte und in Ostdeutsch-
land 16 Direktmandate eroberte. Die 
Grünen belegten wiederum hinter der 
Linken Platz drei der kleineren Bundes-
tagsparteien, gewannen aber 2,6 Pro-
zentpunkte hinzu (10,7 Prozent) und 
wiederum ein Direktmandat in Berlin.
Einen Achtungserfolg erreichte mit 2,0 
Prozent die neue Partei Die Piraten, die 
vor allem junge Wähler ansprach, ihren 

Tabelle 17: 17. Bundestagswahl am 27. September 2009

Gegenstand der Nachweisung Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 62 168 489
Wähler 44 005 575 70,8
Ungültig 634 385 1,4
Gültig 43 371 190 622
CDU 11 828 277 27,3 194
SPD 9 990 488 23,0 146
FDP 6 316 080 14,6 93
Die Linke 5 155 933 11,9 76
Grüne 4 643 272 10,7 68
CSU 2 830 238 6,5 45
Piraten 847 870 2,0 –
NPD 635 525 1,5 –
REP 193 396 0,4 –
Sonstige 930 111 2,2 –

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Wahlkampf auf Internetaktivitäten kon-
zentrierte und schon wegen dieser in-
tensiven Nutzung neuer technologi-
scher Möglichkeiten von den „etablier-
ten“ Parteien genau beobachtet wurde. 
Im rechtsextremen Spektrum verloren 
die NPD (1,5 Prozent) und die Republi-
kaner (0,4 Prozent) weiter an Wähler-
rückhalt.
Im Ost-West-Vergleich zeigt sich ten-
denziell eine Annäherung der Wahler-
gebnisse. Die drei kleineren Bundes-
tagsparteien übersprangen in Ost-
deutschland bzw. für Die Linke in West-
deutschland die Fünf-Prozent-Hürde. 
Die stärkste Diskrepanz zeigt sich wei-
ter bei der Linken, die in Ostdeutsch-
land auf 28,5 Prozent kam, in West-
deutschland dagegen „nur“ auf 8,3 Pro-
zent (aber im Saarland wohl auf Grund 
der Kandidatur Lafontaines auf 21,2 
Prozent). Die SPD erlit t die stärksten Ver-
luste in Ostdeutschland (minus 12,5 Pro-
zentpunkte auf 17,9 Prozent) während 
die CDU dort sogar um 4,5 Prozent-
punkte zulegte (in Westdeutschland 
dagegen minus 2,8 Prozentpunkte).

Im Vorfeld der Bundestagswahl hatten 
die einzelnen Parteien in Hinblick auf 
die Bildung einer Regierungskoalition 
eine Reihe Negativfestlegungen getrof-
fen (insbesondere keine Beteiligung der 
Linken, keine normale „Ampel“ und auch 
keine „Schwarze Ampel“), die in den 
Medien teilweise als „Ausschließeritis“ 
kritisiert wurden, da sie die Regierungs-
bildung erschweren konnten. Das Bun-
destagswahlergebnis beendete diese 
Diskussion aber schlagartig, da es eine 
klare Mandatsmehrheit (auch ohne die 
Überhangmandate) für eine CDU/
CSU-FDP-Koalition brachte. Ergebnis 
der noch am Wahlabend anvisierten 
zügigen Koalitionsverhandlungen war 
denn auch ein Koalitionsvertrag 
(„Wachstum, Bildung, Zusammenhalt“) 
der eine schwarz-gelbe Regierungsko-
alition unter Bundeskanzlerin Merkel 
mit Guido Westerwelle als Vizekanzler 
und Außenminister vorsah.

Ausgewählte langfristige Tendenzen

Wahlbeteiligung
Nimmt man als erstes die Wahlbeteili-
gung bei Bundestagswahlen in den 
Blick, so ergibt sich eine Art Glocken-
form.
Die Wahlbeteiligung steigt seit 1949 
deutlich an, erreicht 1972 mit 91,1 Pro-
zent ihren Höhepunkt, um dann mit 
leichten Schwankungen wieder abzu-
nehmen und 2009 mit 70,8 Prozent ihren 
bisherigen Tiefpunkt zu erreichen. Wäh-
rend sich geschlechtsspezifisch Wahl-
beteiligungswerte über die Zeit ange-

Die Spitzenkandi-
daten der Bundes-
tagswahl 2009. 
Ergebnis der noch 
am Wahlabend 
anvisierten zügi-
gen Koalitionsver-
handlungen war 
denn auch ein 
Koalitionsvertrag, 
der eine schwarz-
gelbe Regierungs-
koalition unter 
Bundeskanzlerin 
Merkel und Guido 
Westerwelle als 
Vizekanzler und 
Außenminister 
vorsah.
picture alliance/dpa

Abbildung 1: Wahlberechtigte und 
Wahlbeteiligung

1949 und 1953 ohne Saarland. Bis 1987 früheres Bundesgebiet (ohne Berlin-
West), ab 1990 Deutschland.
Quelle: Datenreport 2011, S. 365.
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nähert haben, zeigt sich altersbezogen 
wieder eine Tendenz zur Glockenform 
mit relativ niedrigen Beteiligungswer-
ten bei den Altersgruppen bis 30, dann 
einem kontinuierlichen Anstieg und – 
erwartungsgemäß – einen Rückgang 
bei der Altersgruppe „70 und mehr“.
Die Interpretation der rückläufigen 
Wahlbeteiligung ist umstrit ten. Wäh-
rend die einen sie als politisches Gefah-
rensignal nachlassender Unterstützung 
des demokratischen Systems sehen, 
halten andere sie im internationalen 
Vergleich eher für ein Zeichen der Nor-
malisierung und weisen zudem darauf 
hin, dass eine extrem hohe Wahlbeteili-
gung häufig mit politischen Krisen ein-
hergegangen ist. Zweifellos spielen 
langfristige Veränderungen in der Men-
talität der Wählerinnen und Wähler ei-
ne wichtige Rolle. Während in den 
1950er- und 1960er-Jahren die Einstel-
lung weit verbreitet war, Wählen sei 
Bürgerpflicht, wird die Wahlbeteiligung 
oder auch Nichtteilnahme heute sehr 
viel stärker als individuelle Entschei-
dung wahrgenommen. 

Protest-, Nicht- und Wechselwähler
Die „Partei der Nichtwähler“ ist inzwi-
schen zur stärksten Gruppierung ge-
worden, aber sie ist eben keine Partei, 
sondern eine statistische Zusammenfas-
sung höchst inhomogener Teilgruppen. 
Sie reichen von systemkritischen und/
oder resignativen Protest-Nichtwählern 
über solche, die mit „ihrer“ Partei unzu-
frieden sind, aber noch nicht bereit sind, 
eine andere Partei zu wählen, und Un-
entschiedene, die ihre fehlende Ent-
scheidungsbereitschaft in Nichtteilnah-
me umsetzen, bis zu Wahlberechtigten, 
die mit der politischen Entwicklung 
weitgehend zufrieden sind, aber selbst 
den begrenzten Aufwand der Wahlteil-
nahme (einschließlich der Möglichkeit 
der Briefwahl, deren Nutzung von 4,4 
Prozent 1957 auf 21,4 Prozent 2009 ge-
wachsen ist) bereits als überflüssig an-
sehen. Zweifellos beruht die Legitimati-
on politischer Entscheidungen in einer 
Demokratie auch auf einem breiten 
Mandat der Wählerschaft, kurz „Demo-
kratie braucht Demokraten“, und Nicht-
wähler verzichten auf ein wichtiges Ins-
trument der politischen Einflussnahme 
und müssen die von den Wählern pro-
duzierten Ergebnisse der Wahl akzep-
tieren.
Neben der Gruppe der Nichtwähler, 
die zunehmend in den Fokus der Wahl-
forschung gerückt ist, hat auch die 
ebenfalls stark gewachsene Gruppe 
der Wechselwähler viel Aufmerksam-
keit gefunden. Mit langfristigen gesell-
schaftlichen Trends wie der wachsen-
den Individualisierung hat die Präge-
wirkung der Sozialstrukturen, von ge-
sellschaftlichen Großgruppen und 

Milieus nachgelassen, und die neuer-
dings diskutierten Lebensstile haben 
sich stark ausdifferenziert – Faktoren, 
die ein Wechselwählerverhalten eben-
so begünstigen wie eine „rationale“ In-
teressenabwägung für das eigene 
Wahlverhalten und die stärkere Orien-
tierung an aktuellen politischen Streit-
fragen und (Spitzen)Kandidaten wie 
Stimmungslagen. Zur Gruppe der 
Wechselwähler zählen sowohl der 
„Flugsand der Demokratie“ – von jedem 
politischen Windhauch in die eine oder 
andere Richtung transportierbar – wie 
auch der politisch interessierte, bei je-
der Wahl sorgfältig neu abwägende 
und sich entscheidende Wähler.
Den Wechselwählern steht die entspre-
chend stark geschrumpfte Gruppe der 
Stammwähler gegenüber, die norma-
lerweise „ihre“ Partei wählen. Dabei gilt 
weiterhin, dass z. B. regelmäßige katho-
lische Kirchgänger (und in geringerem 
Umfang auch evangelische) in hohem 
Maße die Union, gewerkschaftlich en-
gagierte Arbeiter in hohem Maße die 
SPD (überproportional allerdings auch 
Die Linke) wählen. Allerdings ist der nu-

merische Anteil beider Gruppen an der 
Wählerschaft über die Zeit stark zurück-
gegangen und entsprechend ihr Ein-
fluss auf die Wahlentscheidung. Zwar 
müssen die Parteien versuchen, im 
Wahlkampf wechselbereite Wähler 
und möglichst auch bisherige Nicht-
wähler für sich zu gewinnen, aber sie 
müssen auch ihre Stammwählerschaft 
pflegen, um diese möglichst vollzählig 
für die Wahl zu mobilisieren.

Veränderter Wahlkampfstil
Die gesellschaftlichen Veränderungen 
und veränderten politischen Herausfor-
derungen haben sich auch im Stil der 
Wahlkämpfe niedergeschlagen. Stich-
worte in diesem Zusammenhang sind 
eine – wenn auch keineswegs vollstän-
dige – „Amerikanisierung“ im Sinne der 
Übernahme US-amerikanischer Wahl-
kampfelemente, insbesondere Professi-
onalisierung (u. a. Einbindung externer 
Spezialisten wie Kommunikationsbera-
ter – sogenannte spin doctors) und Kom-
merzialisierung (Übernahme und An-
passung von üblichen Marketingmetho-
den und Werbestrategien in Unterneh-

Die „Partei der Nichtwähler“ ist im Zeitverlauf erheblich angewachsen. Nichtwähler 
verzichten auf ein wichtiges Instrument der politischen Einflussnahme. Mit auf den 
Kopf gestellten Wahlplakaten appellieren die Mitarbeiter einer Apotheke in Branden-
burg anlässlich der Landtagswahlen 2004 in ihrer Schaufensterdekoration an Nicht-
wähler, doch von ihrem Stimmrecht Gebrauch zu machen. picture alliance/dpa
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men) sowie Mediatisierung (im Gefolge 
der technisch-kommunikativen Weiter-
entwicklung und Aufstieg des Fernse-
hens zum Leitmedium und seit 1998 eine 
wachsende Einbeziehung der Internet-
Möglichkeiten als unterschiedliche For-
men des Online-Wahlkampfes) und 
 teilweise davon mit bedingt Personali-
sierung (symbolisiert in den Fernsehde-
batten der Spitzenpolitiker der im Bun-
destag vertretene Parteien – „Elefan-
tenrunden“ – seit 1972 und den Fernseh-
duellen der Kanzlerkandidaten von 
Union und SPD seit 2002).

Die Entwicklung der 
Parteienlandschaft
Betrachtet man die Zahl der in den Bun-
destag gewählten Parteien im bisheri-
gen Zeitraum, so zeigt sich eher eine U-
förmige Entwicklung. Der Ausgangs-
punkt mit der Bundestagswahl 1949 war 
zugleich der Höhepunkt der Pluralisie-
rung (zehn Parteien, die CDU/CSU als 
Einheit gerechnet). Der dann einsetzen-
de Konzentrationsprozess – mit bedingt 
durch wahlrechtliche Änderungen wie 
die verschärfte Fünf-Prozent-Hürde – 
führte erstmals 1961 zum Gipfel eines 
nur noch Drei-Fraktionen-Parlaments. 
Zu einer begrenzten Erweiterung des im 
Bundestag vertretenen Parteienspekt-
rums und damit eine Tendenz der De-

konzentration kam es seit 1983 durch 
die Grünen und seit 1990 im Zuge der 
Wiedervereinigung durch die PDS, die 
später mit der WASG zur Partei Die Lin-
ke fusionierte. Andere Parteien wie im 
rechtsextremen Lager die NPD, die Re-
publikaner und die DVU sowie darüber 
hinaus die „Schill-Partei“ und jüngst die 
Piratenpartei konnten zwar in mehreren 
Landtagswahlen Erfolge feiern und in 
Landesparlamente einziehen, scheiter-
ten aber jeweils bei Bundestagswahlen, 
bei denen die Wählerschaft offenbar 
weniger risikobereit ist, neuen Parteien 
ihre Stimmen anzuvertrauen. Im interna-
tionalen Vergleich ist bemerkenswert, 
dass das deutsche Parteiensystem im 
Bundestag, das immer noch auf die Mit-
te orientiert ist, seit 1990 auch einen 
Linksaußen-Flügel aufweist (PDS/Die 
Linke), insofern aber asymmetrisch ist, 
als rechtsextreme Parteien es trotz wie-
derkehrender Versuche bisher nicht in 
den Bundestag geschafft haben. Dage-
gen hat eine Reihe kleinerer Parteien 
den vom Bundesverfassungsgericht un-
ter Wettbewerbsgesichtspunkten nied-
rig gesetzten Schwellenwert von 0,5 
Prozent häufig erreicht, der sie an der in 
Deutschland stark ausgebauten staatli-
chen Parteienfinanzierung aus Steuer-
mitteln partizipieren lässt. Es hat sich 
auch gezeigt, dass Protestwähler unter-
schiedliche systemkritische Parteien 
weitgehend unabhängig von deren 
ideologischer Ausrichtung unterstützt 
haben. Insgesamt müssen die Parteien 
mit einem erheblich fluideren Wähler-
verhalten rechnen, wobei sich im Ost-
West-Vergleich seit 1990 eine Annähe-
rung im Parteiensystem zeigt (deutlich 
etwa bei der Zusammensetzung der 
Landtage in Ostdeutschland mit dem 

Sonderfaktor PDS/Die Linke), aber wei-
terhin mit flexiblerem Wählerverhalten 
im Osten.
Die Gewichtung der Parteien im Bun-
destag in Form der Mandatszahl folgt 
über die Zeit im Wesentlichen der Zahl 
der im Bundestag vertretenen Parteien. 
Die beiden dominanten Parteien waren 
die CDU/CSU und die SPD. Dies wird 
besonders deutlich, wenn man die Stim-
menanteile von Union und SPD addiert, 
wobei sich wiederum eine Glockenform 
ergibt. 1949 entfielen auf beide 67 Pro-
zent. In der Folgezeit stieg dieser Wert 
fast kontinuierlich an und erreichte 1969 
mit 94 Prozent seinen Gipfel. Danach 
gab es einen mehr oder weniger be-
ständigen Rückgang mit Abstürzen um 
zehn Prozentpunkte auf 73 Prozent 2005 
und nochmals um elf Prozentpunkte 
2009, als mit 62 Prozent erstmals die 
beiden Volksparteien zusammen keine 
Zwei-Drit tel-Mehrheit der Mandate 
mehr erreichten.
Geschlechtsbezogen ist der Anteil der 
weiblichen Bundestagsabgeordneten 
im Laufe der Zeit zwar deutlich gestie-
gen, bleibt aber weiterhin weit hinter 
ihrem Bevölkerungsanteil zurück. Bis 
einschließlich der zehnten Bundestags-
wahl 1983 blieb er unter der Zehn-Pro-
zent-Grenze (schwächster Wert 1972 
5,8 Prozent), um dann mit leichten 
Schwankungen und unterschiedlichen 
Anteilen bei den Bundestagsparteien 
auf den bisherigen Höchstwert von 
32,8 Prozent 2009 anzusteigen. Dabei 
gilt bis heute, dass der Anteil gewonne-

Abbildung 2: Stimmenanteile der Parteien in Bundestagswahlen (in Prozent)

Seit 1953 Zweitstimmen, bis 1987 früheres Bundesgebiet, ab 1990 Deutschland. 
1949 und 1953 ohne Saarland.
Quelle: Datenreport 2011, S. 366.
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ner Listenmandate von Frauen deutlich 
höher ist als der der Direktmandate. 
In der Regel entfielen auf Union und 
SPD erheblich mehr Erst- als Zweitstim-
men. Meinungsumfragen deuten dar-

auf, dass die über das Direktmandat 
entscheidende Erststimme weniger als 
Ausdruck der Personenpräferenz einge-
setzt wird, sondern überwiegend als 
taktisches Instrument. Das Stimmen-

split ting wird vor allem von Anhängern 
der FDP und der Grünen genutzt, um mit 
der Erststimme Kandidaten des bevor-
zugten großen Koalitionspartners zu 
wählen, zumal der eigene Direktkandi-
dat in der Regel chancenlos ist. Umge-
kehrt können Anhänger großer Parteien 
mit ihrer Zweitstimme auch eine als Koa-
litionspartner gewünschte kleine Partei 
wählen, um ihr über die Fünf-Prozent-
Hürde zu helfen. Formelle Parteiabspra-
chen mit Empfehlungen für die Wahl von 
Direktkandidaten einer anderen Partei 
hat es seit den 1950er-Jahren nicht mehr 
gegeben, obwohl sie rechtlich zulässig 
sind.
Stimmensplit ting kann von Wählern 
auch eingesetzt werden, um die Chan-
cen für Überhangmandate zu verbes-
sern. In den sieben Bundestagswahlen 
bis zur Wiedervereinigung hat es insge-
samt 17 Überhangmandate gegeben 
(zwölf CDU, vier SPD, eins DP), in den 
sechs Wahlen seitdem dagegen 80 (50 
Union, 30 SPD), davon fast zwei Drit tel 
in Ostdeutschland. Nachdem das Bun-
desverfassungsgericht 2012 den Ein-
fluss der Überhangmandate quantitativ 
begrenzt hatte, ist in einem Parteien-
kompromiss das Wahlrecht für 2013 ge-

Abbildung 3: Die Sitzverteilung im Deutschen Bundestag

Bis 1987: früheres Bundesgebiet einschließlich der Abgeordneten von Berlin-West, 
ab 1990 Deutschland.
Quelle: Datenreport 2011, S. 366.

0

50

100

150

200

250

300

350

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17

Si
tz

e

Bundestagswahlen seit 1949

Sitzverteilung im Deutschen Bundestag

CDU
SPD
FDP
CSU
Grüne
Die Linke
Sonstige

Geschlechtsbezogen ist der Anteil der weiblichen Bundestagsabgeordneten im Laufe der Zeit zwar deutlich gestiegen, bleibt aber 
weiterhin hinter ihrem Bevölkerungsanteil zurück. picture alliance/dpa

U
w

e 
A

nd
er

se
n

BiS2013_03_umbr.indd   242BiS2013_03_umbr.indd   242 23.07.13   07:3923.07.13   07:39



243

ändert und sind wie schon in vielen Bun-
desländern Ausgleichsmandate zu den 
Überhangmandaten eingeführt wor-
den. Damit wird bereits für 2013 der 
Verzerrungseffekt der Überhangman-
date zur Proportionalität der Zweitstim-
men beseitigt, die Gesamtzahl der 
Mandate allerdings potentiell stark er-
höht.

Regierungsbildung
Die vom Wähler bestimmte parteipoliti-
sche Zusammensetzung des Bundesta-
ges hat im internationalen Vergleich be-
merkenswert geringe Probleme bei der 
Regierungsbildung verursacht und für 
relativ stabile Regierungen gesorgt. Mit 
einer Ausnahme 1957, als die Wähler-
schaft der Union eine absolute Man-
datsmehrheit bescherte, war allerdings 
für solide Mehrheiten immer der Zwang 
zur Bildung von Koalitionsregierungen 
gegeben. Von den vier jeweils um etwa 
ein Jahr vorgezogenen Neuwahlen 
ging nur die Wahl 1972 auf eine fakti-
sche Pattsituation im Bundestag zurück, 
die Wahl 1990 stand im Zeichen der 
deutschen Wiedervereinigung, und bei 
den Wahlen 1983 und 2005 suchte eine 
durchaus über eine Mehrheit verfügen-
de Regierungskoalition durch bewusst 
inszenierte und verlorene Vertrauens-
abstimmungen des Kanzlers mit Hilfe 
des Bundespräsidenten ein neues Man-
dat durch die Wählerschaft. Von den 
sechs Regierungswechseln gingen die 

veränderten Koalitionen 1967, 1969 
und 1982 auf Neuorientierungen der 
FDP zurück. Bei den Wahlen 1998 und 
2009 standen sich jeweils klare 

Wunschkoalitionen gegenüber, die 
1998 zugunsten einer rot-grünen, 2009 
zugunsten einer schwarz-gelben Koali-
tion durch eindeutiges Wählervotum 
entschieden wurden. Die Wahl 2005 
nimmt eine Sonderstellung ein, insofern 
die Stimmenverteilung der Wähler kei-
ne von den Parteien gewünschte Koaliti-
on erlaubte und in die zweite Große Ko-
alition als eine Art „Zwangsehe“ mün-
dete. Mit einer wachsenden parteipoli-
tischen Pluralisierung im Bundestag und 
wechselseitigen negativen Festlegun-
gen im Hinblick auf eine Regierungsko-
alition schrumpft allerdings der Ver-
handlungsspielraum und nimmt die 
Wahrscheinlichkeit zu, dass die Bildung 
einer handlungsfähigen Regierung 
schwierig wird. So bleibt auch 2013 als 
grundlegende Rahmenbedingung das 
Votum der Wählerschaft abzuwarten.

ANMERKUNGEN

1 Der 1947 gegründete Wirtschaftsrat des 
„Vereinigten Wirtschaftsgebiets der Bizone“ in 
Deutschland war ein quasi-parlamentarisches 
Organ aus 52 (später 104) Vertretern der Lan-
desparlamente der Bizone.

Prof. em. Dr. Uwe Andersen studierte 
Politikwissenschaft und Volkswirt-
schaftslehre an der FU Berlin. 1970 trat 
er eine Assistentenstelle am Seminar für 
Politikwissenschaft der Universität 
Münster an. Von 1975 bis 1979 ging er 
an die Universität München. 1979 er-
hielt er einen Ru f auf eine Professur an 
der Ruhr-Universität Bochum. Dort lehr-
te er an der Arbeitsstelle „Deutsche In-
nenpolitik“ bis zu seiner Emeritierung 
Ende 2005. Seine Forschungsschwer-
punkte sind das politische System der 
Bundesrepublik Deutschland, Wahlen 
und Föderalismus sowie politische 
Ökonomie im nationalen wie internati-
onalen Rahmen.
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Historische Veränderungen in 
Baden-Württemberg

Uwe Wagschal/Ulrich Eith/Michael 
Wehner (Hrsg.):
Der historische Machtwechsel: Grün-
Rot in Baden-Württemberg
Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 
2013.
272 Seiten, 46 Euro.

Wer wissen will, weshalb es 2011 zu ei-
nem historischen Machtwechsel in Ba-
den-Württemberg kam, wird zu diesem 
Buch greifen müssen. Es ist nicht nur für 
alle wichtig, die sich aktiv am politi-
schen Leben beteiligen, sondern auch 
für diejenigen, die sich für Landespolitik 
interessieren und hinter die Kulissen des 
vordergründigen Geschehens blicken 
wollen. Schade nur, dass die wissen-
schaftliche Fachsprache in manchen 
Beiträgen etwas übertrieben ausfällt.
Die profilier ten Herausgeber legen im 
ersten Teil des Buchs den Akzent auf die 
Landtagswahl 2011, bringen das Wahl-
verhalten, das Wahlsystem, den Wahl-
kampf und den Wahlausgang in den 
Blick und gehen im zweiten Teil auf 
Stuttgart 21 und den Volksentscheid 
ein.
Der erste Beitrag vom „alten Hasen“ 
Dieter Roth kontrastiert in einer dif fe-
renzierten und sorgfältigen Analyse die 
dramatischen Verluste von CDU, SPD 
und FDP mit den hohen Gewinnen bei 
den Grünen. Die Verluste erklärt er mit 
der zu geringen Beachtung der gravie-
renden gesellschaftlichen Veränderun-
gen, während die Grünen auch von 
Stuttgart 21 und der Katastrophe von 
Fukushima profitieren konnten. Auffal-
lend waren auch die relativ hohe Wahl-
beteiligung und die hohe Flexibilität der 
Wählerschaft. Ob damit auch eher rati-
onale Wahlentscheidungen getroffen 
wurden, wie Dieter Roth meint, darüber 
kann man streiten.
Carmina Brenner, die Präsidentin des 
Statistischen Landesamts, verdeutlicht 
die Methode der Repräsentativen 
Wahlstatistik und kommt zu interessan-
ten Befunden. Sie macht u. a. klar, dass 
sich das Einflusspotenzial der älteren 
Wahlberechtigten erhöht und das der 
jüngeren Generation entsprechend re-
duziert hat.
Stefanie Haas beobachtet, dass die 
Wanderungsbewegungen 2011 stärker 
als bei früheren Wahlgängen gewesen 
sind: Es gab 32 Prozent Parteiwechsler. 
Sie legt eine detaillier te Darstellung der 
Wählerwanderungen von 1996 bis 
2011 vor und stellt fest, dass sich überra-
schend viele Wählerinnen und Wähler 

erst kurz vor der Wahl für eine Partei 
entschieden haben.
Joachim Behnke beschäftigt sich mit Re-
formperspektiven für das Wahlsystem. 
Er erklärt ausführlich dieses System – ei-
ne Nuss, die wirklich kaum zu knacken 
ist. Der große Nachteil: Nur wenige 
Leute verstehen das System mit all sei-
nen Feinheiten. Der Autor macht konkre-
te Reformvorschläge, die vor allem das 
Problem der Überhangmandate lösen 
würden.
Die Autorengruppe Josef Schmid, Udo 
Zolleis und Daniel Buhr hat den Wahl-
kampf intensiv untersucht und stellt fest, 
dass es sich um eine hoch emotionali-
sierte und mobilisierende Wahlausein-
andersetzung gehandelt hat. Die Auto-
ren vermissen beim Wahlkampf der 
CDU die zündende Idee, sehen die 
Schwierigkeiten der SPD, was das The-
ma „Stuttgart 21“ angeht und stellen 
das Scheitern der Profilierungsversuche 
der FDP fest. Dagegen geben die Grü-
nen eine klare Linie bei Stuttgart 21 vor, 
haben durch Fukushima Rückenwind 
und profitieren vom guten Image ihres 
Spitzenkandidaten Winfried Kretsch-
mann.
Marko Bachl und Frank Brettschneider 
beleuchten das TV-Duell Mappus ge-
gen Schmid. Die theoretischen Grund-
lagen werden breit dargestellt. Bemer-
kenswert an den Befunden ist, dass sich 
in dieser Auseinandersetzung Mappus 
besser geschlagen hat als sein Kontra-
hent. Andererseits sind die Meinungs-
änderungen der Zuschauerinnen und 
Zuschauer nur gering ausgefallen.
Der wohl brisanteste Beitrag des ge-
samten Buchs ist der von Michael Weh-
ner, der die Ursachen für das Scheitern 
der CDU untersucht. Seine Kernthese, 
die CDU habe sich zu sehr vom Lebens-
gefühl vor allem der urban geprägten 
Wählerschichten entfernt, sollte von der 
Partei intensiv erörtert werden. Das si-
cher provozierend gemeinte Etikett der 
CDU als „postdemokratischer Partei“ ist 
eher schillernd als erklärend. Gemeint 
sind eher Mängel, was die innerpartei-
liche Demokratie angeht. Ebenso hat 
Michael Wehner bewusst zugespitzt, 
wenn er der CDU rät, sich Gedanken 
darüber zu machen, das „C“ in ihrem 
Namen zur Disposition zu stellen. Die 
Partei kann ja nicht ihre Seele aufge-
ben. Ein nicht angestaubtes Christen-
tum à la Franziskus erscheint zukunftsfä-
hig.
Der erfahrene Wolfgang Jäger hat ei-
nen anregenden Artikel zum Thema 
„Volksparteien“ beigesteuert. Das 
Wahlergebnis hat ja deutlich gemacht, 
dass der Begrif f Volkspartei, der nach 
Jäger politische und nicht wissenschaft-

liche Wurzeln hat, ins Wanken gekom-
men ist.
Ulrich Eith und Gerd Mielke untersu-
chen am Beispiel des Volksentscheids 
zu Stuttgart 21 das Verhältnis von direk-
ter Demokratie und Parteiendemokra-
tie. Sie favorisieren eine evolutionäre 
Weiterentwicklung hin zu einer Kultur 
von verstärkter Mitentscheidung und 
treten für eine Absenkung der Quoren 
bei Volksbegehren und Volksabstim-
mung ein.
Lothar Frick, der Direktor der Landes-
zentrale für politische Bildung, zeichnet 
klar und ausführlich die Schlichtung zu 
Stuttgart 21 nach, die er als Leiter des 
Büros von Heiner Geißler aus nächster 
Nähe erlebt hat. Sein Fazit: Die Schlich-
tung ist kein Vorbild für eine neue Bür-
gerbeteiligung. Bei der Stuttgarter 
Schlichtung handelt es sich seiner Mei-
nung nach eher um eine „Feuerwehrak-
tion“. Eine Beruhigung der vergifteten 
Atmosphäre ist freilich gelungen, wenn 
auch eine ziemliche Befriedung erst 
durch die Volksabstimmung erreicht 
wurde.
Uwe Wagschal nimmt die Volksabstim-
mung genau unter die Lupe. Er regist-
riert eine Mehrheit für die Abstimmung 
bei allen Parteien. Das eindeutige Er-
gebnis hat zur Befriedung beigetragen. 
Immerhin sagen ca. 70 Prozent aller 
Gegner von Stuttgart 21, dass sie das 
Ergebnis der Abstimmung akzeptieren.
Matthias Fatke und Markus Freitag wä-
gen ab, was für und was gegen Formen 
direkter Demokratie spricht. Auch sie 
sind der Auffassung, dass die Hürden zu 
mehr Demokratie in Baden-Württem-
berg zu hoch sind. Die Autoren stellen 
fest, dass mehr Bildung die Bereitschaft 
zu stärkerer Beteiligung fördert. Das 
kann man u. a. auch als Plädoyer für ei-
ne verstärkte politische Bildung verste-
hen.
Johannes N. Blumenberg und Thorsten 
Faas beschreiben Einstellungen und 
Emotionen bei Stuttgart 21. Sie sehen, 
dass Stuttgart 21 nicht nur auf der sach-
lichen, sondern auch auf der emotiona-
len Ebene das Land bewegt hat. Vor al-
lem bei den Gegnern waren erhebliche 
Emotionen vorhanden, die noch stärker 
waren als bei den Befürwortern. Nach 
der Volksabstimmung sind die Emotio-
nen nach den eingehenden Untersu-
chungen der Autoren wieder ziemlich 
zurückgegangen.
Zum Schluss untersucht Uwe Wagschal 
die Regierungstätigkeit von Grün-Rot. 
Er sieht, dass nach einem Jahr aus der 
„Liebesheirat“ eine „Vernunftehe“ ge-
worden ist. Der Autor untersucht alle re-
levanten Politikfelder und konstatiert 
die größten Reformen im Bereich der 
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Hochschulpolitik. Freilich kann diese Bi-
lanz nach der kurzen Regierungszeit nur 
vorläufig sein.
Das Buch zeigt insgesamt, dass die 
Landtagswahl 2011 in Baden-Württem-
berg das Prädikat „historisch“ wahrlich 
verdient. Wer dieses Buch liest – hof-
fentlich tun es viele –, kann erkennen, 
dass wir eine Demokratie mit Überra-
schungen haben, die aber noch viel 
mehr Leute braucht, die zum Mitmachen 
bereit sind.

Siegfried Schiele

Antipoden und Zwillings-
schwestern – Diven im Doppelpack

Karin Wieland:
Dietrich & Riefenstahl

Der Traum von der neuen Frau.
Hanser Verlag, München 2011.
630 Seiten, 27,90 Euro

Die Politologin Karin Wieland hat un-
längst eine umfassende, sorgfältig re-
cherchierte und – dies sei bereits an 
dieser Stelle gesagt – überaus lesens-
werte Doppelbiografie über Marlene 
Dietrich und Leni Riefenstahl vorgelegt. 
Eine Doppelbiografie, die nicht von vor-
schnellen Synthesen, Interpretationen 
und umständlichen Überleitungen lebt, 
sondern von einer durchdachten Anord-
nung der je unterschiedlichen biografi-
schen – und letztlich gegensätzlichen – 
Lebensabschnitte der Diven. (Gleich-
wohl ist dem Buch anzumerken, wem die 
Sympathie der Autorin gilt.)
Marlene Dietrich und Leni Riefenstahl 
sind Antipoden und Zwillingsschwes-
tern zugleich: Beide verbringen ihre 
kleinbürgerliche Kindheit und Jugend in 
Berlin, machen gegen den Widerstand 
des Elternhauses Karriere und legen 
beim Erklimmen der Karriereleiter ähnli-
che Strategien an den Tag. Sie waren 
beide ehrgeizig, fanatisch diszipliniert, 
geradezu hartnäckig und sozial über-
aus geschickt im Verfolgen einmal ge-
steckter Ziele. Und beide spannten für 
ihr Weiterkommen in durchaus berech-
nender Art und Weise Liebhaber und 
Männer ein. Sie gelten als Prototypen 
der „neuen Frau“, unterscheiden sich in 
ihrem Verhältnis zur Nazi-Diktatur je-
doch völlig. Auf der einen Seite die glü-
hende Nationalsozialistin Riefenstahl, 
auf der anderen Seite die entschiedene 
Nazi-Gegnerin Marlene Dietrich.
Marlene – eigentlich Maria Magdale-
ne – Dietrich wird 1901 in Schöneberg 
bei Berlin geboren. In dem calvinistisch 
geprägten Elternhaus ist der Hang zum 

Höheren stark ausgeprägt. Distinktion 
von anderen sozialen Milieus ist ange-
sagt. Überaus großer Wert wird auf die 
Betonung von Pflicht, Ehre und Disziplin 
gelegt. Diese Sekundärtugenden gip-
feln in dem Satz von Marlenes Groß-
mutter: „Eine Frau verliert nie die Fas-
sung.“ Gleichzeitig gilt die Frau aber 
auch als Repräsentantin des Schönen. 
Marlene Dietrich erkennt bald, dass ihr 
einziges Kapital ihre Schönheit und ihre 
Wirkung auf Männer ist. Vor dem Hin-
tergrund der unruhigen Anfangsjahre 
der Weimarer Republik lässt das selbst-
bewusste Spiel mit weiblichen Rollen 
den „Traum von der neuen Frau“ – so der 
Untertitel des Buches – auch für Marle-
ne Dietrich wahr werden. Erste Schrit te 
als Theaterschauspielerin sind eher ent-
täuschend. Sie ist auf der Bühne absolu-
tes Mittelmaß. 1923 heiratet sie Rudolf 
Emilian Sieber, von dem sie sich trotz all 
ihrer Affären nie scheiden lässt. Von der 
Bühne wechselt sie zum Film und wirkt in 
sogenannten Kostümfilmen mit. Sie ver-
kehrt in der Boheme und spielt sich 
buchstäblich „nach vorne“. Berühmt 
wird sie letztlich als Hauptdarstellerin 
in dem Film „Der blaue Engel“ von Josef 
von Sternberg. In der Rolle der Lola-Lola 
gelingt es ihr, in der vulgären Kleidung 
keinen Moment vulgär zu wirken. Dieser 
cineastische Erfolg ist das Entree für ihre 
Karriere in Hollywood. 1934 legt Mar-
lene Dietrich den Eid auf die amerikani-
sche Verfassung ab. Nach dem Kriegs-
eintrit t der USA wirbt sie für amerikani-
sche Kriegsanleihen. Als gute Preußin – 
so ihre Aussage – weiß sie, wo ihr Platz 
ist. Während des Zweiten Weltkriegs 
singt sie vor US-amerikanischen Solda-
ten, die sie durch Europa begleitet. In 
dieser Zeit trif f t sie auf ihre große Liebe 
Jean Gabin, der auf Seiten de Gaulles 
kämpft. Jean Gabin verlässt „die 
schönste Großmutter der Welt“ 1947. 
Ihre Filmkarriere setzt sie nach 1945 u. a. 
mit Fritz Lang, Alfred Hitchcock und Billy 
Wilder fort. Die Filme fallen jedoch beim 
Publikum durch. Die Bühnenauftrit te 
werden immer spärlicher. Marlene Diet-
rich bekommt zunehmend Angst vor 
dem Alter und der Einsamkeit. Sie ver-
bringt die letzten Jahre in ihrer „Matrat-
zengruft“ und stirbt 1992 vereinsamt in 
Paris. 
Anders hingegen der Lebensweg und 
die Richtungsentscheidungen von Leni 
Riefenstahl, die aufgrund ihrer bekun-
deten Sympathie für die Nationalsozia-
listen zur umstrit tensten Figur der Film-
geschichte zählt. Sie wird 1902 im Berli-
ner Wedding in ärmlichen Verhältnisse 
geboren. Ihr Vater, ein aufstiegsorien-
tierter Handwerker, hat für die künstleri-
schen Ambitionen seiner Tochter wenig 

Verständnis. Leni Riefenstahl setzt sich 
dennoch durch und versucht sich zu-
nächst im Ausdruckstanz. Bereits zu Be-
ginn ihrer Karriere duldet sie keinen Ver-
gleich mit anderen jungen Frauen. Erst 
durch den Umstand, dass 1918 der „ge-
schlagene deutsche Mann“ aus dem 
Ersten Weltkrieg zurückkehrt, wird die 
Entstehung der „neuen“, selbstbewuss-
ten und emanzipierten Frau in der Wei-
marer Republik möglich. Dies weiß Leni 
Riefenstahl überaus gewinnbringend 
für sich zu nutzen. Rasch lässt sie den 
Wedding hinter sich. Sie lernt den „Va-
lutajüngling“ Harry Sokal kennen, der 
sie wiederum mit Luis Trenker in Verbin-
dung bringt. Unter seiner Regie dreht sie 
zunächst Bergfilme. Durch ihre zahlrei-
chen Affären im Filmteam bringt sie 
zwar Unruhe in die Beziehungen zwi-
schen den Männern, beschleunigt je-
doch ihre Karriere immens. 1932 arran-
giert sie gekonnt ein Treffen mit Hitler 
und dient sich in der Folge den Nazis 
skrupellos an. Leni Riefenstahl geht auf 
Tuchfühlung mit Hitler, ist Gast im Hause 
Goebbels, plaudert mit Göring und 
liest Mein Kampf in der Erstausgabe. Ih-
re glühende Begeisterung für den Nati-
onalsozialismus hat sie nach 1945 zu 
relativieren versucht, indem sie sich als 
gänzlich unpolitische Künstlerin gab. 
Ihre Filme „Sieg des Glaubens“ (Nürn-
berger Parteitag 1933) und „Triumph 
des Willens“ (Nürnberger Reichspartei-
tag 1934) sind in ihrer gewollten Ästhe-
tik und Botschaft eindeutig. Auch die 
beiden Filme „Olympia – Fest der Völ-
ker“ sowie „Olympia – Fest der Schön-
heit“ über die Olympischen Spiele in 
Berlin 1936 erregten Aufsehen. Körper-
kult und die Ästhetisierung des Politi-
schen sind fortan Riefenstahls Marken-
zeichen. Sie wird zur „Kulturbotschafte-
rin“ des „Drit ten Reiches“, gehört zum 
intimsten Kreise und duzt Hitler und Gö-
ring. Nach 1945 sollen ihre cineasti-
schen Ideologeme ihren eigenen Aus-
sagen zufolge „nur Dokumentarfilme“ 
gewesen sein. Sie wird im Zuge der Ent-
nazifizierung als „Mitläuferin“ einge-
stuft. Indem sie sich zum Opfer Hitlers 
erklärt, offenbart sie letztlich eine Ego-
zentrik, die kein Schamgefühl kennt. Sie 
setzt ihre Karriere nach 1945 unbescha-
det fort, filmt und fotografiert die Nuba-
Stämme in Afrika und entdeckt die Un-
terwasserwelt für sich. Diese Filme 
knüpfen im Übrigen an die Ästhetik und 
den ausgeprägten Körperkult der Nazi-
Filme an. Leni Riefenstahl stirbt im Alter 
von 101 Jahren.
Karin Wieland präsentiert die beiden 
gegensätzlichen Biografien mehr, als 
dass sie Konstanten, Zäsuren und Wen-
depunkte in den Lebensläufen interpre-
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tiert. Die Doppelbiografie „Dietrich & 
Riefenstahl“ lebt geradezu von klugen 
Gegenschnitten. Karin Wieland ver-
zichtet auch auf ein Resümee, weil die 
jeweils erzählten Lebensabschnitte der 
beiden Diven für sich sprechen. Genau 
dies macht den Reiz der Lektüre aus. 
Mithin ein Buch, dem man viele Leserin-
nen und Leser wünscht.

Siegfried Frech

Fußballland Brasilien

Martin Curi:
Brasilien, Land des Fußballs
Verlag Die Werkstatt, Göttingen 2013.
352 Seiten, 19,90 Euro.

Brasilien, Thema des letzten Heftes die-
ser Zeitschrift, rückte durch die Massen-
proteste in verschiedenen Städten im 
Juni noch mehr in den Blickpunkt der Öf-
fentlichkeit. Dies liegt bei weitem nicht 
nur daran, dass das größte Land Latein-
amerikas der kommende Gastgeber der 
beiden größten Sportveranstaltungen 
sein wird, der Fußball-Weltmeister-
schaft 2014 in zwölf brasilianischen 
Städten und der Olympischen Sommer-
spiele 2016 in Rio de Janeiro. Diese bei-
den globalen Großereignisse werden 
aber dafür sorgen, dass hierzulande 
Millionen Menschen auf Brasilien auf-
merksam werden. Darin liegt eine große 
Chance für die politische Bildung. In 
diesem Zusammenhang ist das im Früh-
jahr 2013 erschienene Buch des in Rio 
de Janeiro lebenden deutschen Anthro-
pologen und Journalisten Martin Curi 
„Brasilien, Land des Fußballs“ beach-
tenswert. Ausgehend von der immensen 
Bedeutung des Fußballspiels für die 
brasilianische Gesellschaft und deren 
Selbstwertgefühl bietet der Autor durch 
zahlreiche persönliche Begegnungen 
einen hoch interessanten und gut ver-
ständlichen Einblick in die Gesellschaft, 
die Geografie und das föderale politi-
sche System Brasiliens. Seine Stärke 
entfaltet das Buch, wenn es von den 
großen Gegensätzen berichtet, die 
Brasilien kennzeichnen, etwa zwischen 
Arm und Reich oder Metropole und Pro-
vinz.
Kuriose Ereignisse, wie das ins Leben ru-
fen eines parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses, der die (Hinter-)
Gründe des vorzeitigen Ausscheidens 
der Nationalmannschaft von der Fuß-
ball-Weltmeisterschaft klären soll, oder 
ein Fußball-Länderspiel als Teil einer 
UNO-Mission, werden beleuchtet. Di-
verse ehemalige Nationalspieler sind 
mittlerweile wichtige Mandatsträger 
auf verschiedenen politischen Ebenen, 

man spricht hier von der „Ball-Fraktion“. 
Thema sind etwa auch die multiethni-
schen (auch deutschen) Wurzeln des 
Landes, so wurde der wohl älteste akti-
ve Fußballverein von deutschen Einwan-
derern gegründet. Auch bei den indige-
nen Völkern spielt der Fußball eine gro-
ße Rolle, auch wenn es noch kein Spie-
ler dieser Bevölkerungsgruppe schaffte, 
zum nationalen Star zu werden. Ebenso 
kommt die außergewöhnliche und gera-
de sich wandelnde Rolle der Religion 
zur Sprache, der Aufstieg der an Leis-
tung orientierten evangelikalen Ge-
meinschaften oder der noch immer be-
stehende Wunsch, durch übernatürli-
chen Einfluss Spiele, Turniere oder 
Meisterschaften zu gewinnen. Fußball-
profis (und sogar Amateure!) gelten als 
Exportschlager des Landes und Lebens-
versicherungen für ganze Großfamilien, 
ihre Ausbildung ist geprägt durch knall-
harte Auslese und nicht von der Fürsor-
gepflicht gegenüber anvertrauten Kin-
dern und Jugendlichen. Ausführlicher 
wird von zwei Spielern berichtet, die es 
in eine 6. Liga (!) in die brandenburgi-
sche Provinz verschlagen hat. Ebenso 
geht es um die Situation der Frauen – so 
ist eines der größten Amateur-Fußball-
turniere des Landes mit einer Misswahl 
gekoppelt. Betrachtet man die Entwick-
lung der Fankultur, wird deutlich, dass 
diese ein Abbild gesellschaftlicher Ver-
änderungen darstellt. Außerdem geht 
es um die Medien und eben die vielfälti-
gen und mitunter städtebaulich ein-
schneidenden Vorbereitungen auf die 
Fußball-Weltmeisterschaft und die 
Olympischen Spiele. Als Abschluss bie-
tet der Autor eine Zeittafel zur Ge-
schichte des Landes, eine kommentierte 
Übersicht über die zwölf Austragungs-
städte der Fußball-Weltmeisterschaft 
2014, Statistiken zur brasilianischen 
Nationalmannschaft, ein deutsch-por-
tugiesisches Fußball-Wörterbuch sowie 
eine kleine Aufzählung gängiger 
Schimpfwörter und deren Übersetzung 
(jüngeren Lesern sollte dies als Teil der 
dortigen Alltagskultur erklärt werden!).
Brasilien ist, wie es Martin Curi an-
schaulich darstellt, größer als Rio, São 
Paulo und Brasília und vielschichtiger 
als Fußball, Samba und Strandleben. 
Das Werk kann und will kein sozialwis-
senschaftliches Fachbuch oder eine 
Landeskunde sein, aber es transportiert 
auf unterhaltsame Weise viel Wissen 
und schafft Verständnis für ein Brasilien 
jenseits vorhandener Stereotype. Trotz 
einiger kleinerer Mängel, dem Fehlen 
eines Stichwortregisters und einer 
Übersichtslandkarte oder einem bis-
weilen plötzlichen Wechsel des Autors 
zwischen Sach- und Kommentarebene, 

kann es zur Lektüre vor dem Eröffnungs-
spiel der nächsten Fußball-Weltmeis-
terschaft nur empfohlen werden.

Martin Mai

Korrespondenz als Mittel der 
Amtsführung

Hrsg. und bearbeitet von Ernst Wolf-
gang Becker, Martin Vogt und Wolfram 
Werner:
Theodor Heuss. Der Bundespräsident. 
Briefe 1949–1954.
De Gruyter Verlag, Berlin/Boston 2012. 684 
Seiten, ill.; Theodor Heuss, Stuttgarter Ausga-
be. Briefe, hrsg. von der Stiftung Bundespräsi-
dent-Theodor-Heuss-Haus. 39,80 Euro.

Auf sechs Bände ist die auf acht Bände 
konzipierte Reihe der Briefe von Theo-
dor Heuss mit dieser Edition gewach-
sen. Darin sind von Heuss selbst ver-
fasste oder diktierte Dokumente aus sei-
ner ersten Amtsperiode enthalten, ge-
sandt an „Personen der Zeitgeschichte 
und Vertreter wichtiger Institutionen“. 
Auswahlkriterium war, wie die Heraus-
geber formulieren, „die biographische 
und zeitliche Relevanz der Schreiben“. 
Sie sollen sein Amtsverständnis und sei-
ne Amtsführung deutlich machen. Dass 
sie sich mit den „großen politischen Fra-
gen“ der ersten Amtsperiode befassen, 
wundert nicht. Darüber hinaus soll die 
Auswahl „die Spannweite des Kommu-
nikationsnetzes“ von Heuss zeigen. 
Wichtig ist den Herausgebern ferner, 
auch die „Lebensumstände von Theo-
dor Heuss“, „seine Persönlichkeit, seinen 
Alltag, sein privates Umfeld“ (S. 65) 
sichtbar werden zu lassen, deshalb sind 
Schreiben an die Familie, Verwandte 
und Freunde mit aufgenommen.
Die Herausgeber wählten 245 von den 
etwa 20.000 Heuss-Briefen aus. Eine 
weitaus größere Zahl ging im Bundes-
präsidialamt ein, von September bis 
Oktober 1949 knapp 5.000 Briefe, 1950 
ca. 70.000, 1953 ca. 80.000. Zehn bis 
15 Prozent davon wurden an Heuss wei-
tergeleitet, im Schnitt verfasste er zehn 
bis zwölf Schreiben pro Tag, wie die 
Herausgeber ermittelten. Verschiedene 
Wege, sich über die Briefe dem Amt und 
der Person des Bundespräsidenten zu 
nähern, bieten die wie gewohnt wissen-
schaftlich fundierte Einführung der Her-
ausgeber, das übersichtliche chronolo-
gische Verzeichnis der Briefe, das aus-
führliche Personen- sowie das thema-
tisch gegliederte Sachregister. 
In den ersten Wochen des Jahres 1951 
zum Beispiel – Heuss war damals etwa 
14 Monate im Amt – erhalten Post aus 
dem Bundespräsidialamt: Der Maler 
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Oskar Kokoschka, Albert Einstein, Veit 
Harlan, Regisseur der NS-Propaganda-
filme „Jud Süß“ und „Kolberg“, ein 1945 
bis 1947 inhaftierter ehemaliger Gene-
ral der Luftwaffe, John McCloy, Hoher 
Kommissar der USA in der Bundesrepu-
blik Deutschland, Willi Daume, Präsi-
dent des Deutschen Sportbundes, Ru-
dolf Alexander Schröder, Schriftsteller 
und Dichter, der ehemalige Reichskanz-
ler Heinrich Brüning, Elly Heuss-Knapp, 
Elisabeth Noelle-Neumann. Es geht u. 
a. um eine Befragung „über Persönlich-
keit und Wirkung des Bundespräsiden-
ten“, seine verfassungsrechtliche Stel-
lung, ein Geburtstagsgedicht, den Text 
einer neuen Nationalhymne, um eine 
„Bit te um Unterstützung gegen öffentli-
che Boykottaufrufe“, um Flüchtlinge und 
Heimatvertriebene, die Begnadigung 
von zum Tode verurteilten Kriegsverbre-
chern, die erneute Mitgliedschaft eines 
aus Deutschland emigrierten Wissen-
schaftlers im renommierten Orden „Pour 
le Mérite“, um die Übernahme der 
Schirmherrschaft über den deutschen 
Sport.
Die politischen Grundpositionen des 
Bundespräsidenten sind bekannt: Er be-
fürwortete die Politik der Westintegrati-
on, die Wiederbewaffnung bzw. Wehr-
pflicht – gegen eine Volksbefragung 
dazu hatte er „grundsätzliche Beden-
ken“ –, wie er überhaupt in einer parla-
mentarischen Demokratie „die Konkur-
renz der plebiszitären“ für „unrichtig“ 
hielt (an Martin Niemöller, 23. Mai 
1951). Die deutsche Teilung bezeichne-
te er als „eine schwer erträgliche, seeli-
sche Last“, die Wiedervereinigung 
Deutschlands „in nicht zu ferner Zeit“ 
hielt er für möglich. 
„Das verbrecherische Regime des Nati-
onalsozialismus“ ist eines der großen 
Themen der Korrespondenz, das Sach-
register weist unter dem Stichwort „Na-
tionalsozialismus“ zahlreiche Hinweise 
aus von „Auswärtiges Amt“ bis „Wider-
stand“. Die Aussöhnung zwischen Chris-
ten und Juden, zwischen der Bundesre-
publik und Israel lag ihm besonders am 
Herzen. Vier der ausgewählten Briefe 
befassen sich allein mit seiner in Wies-
baden 1949 bei einer Feierstunde der 
Gesellschaft für christlich-jüdische Zu-
sammenarbeit gehaltenen Rede „Mut 
zur Liebe“. In ihnen setzt er sich mit Kritik 
und Zustimmung an seinem Bekenntnis 
zur „Kollektivscham“ auseinander. Die 
deutsche Bevölkerung pauschal für die 
NS-Verbrechen zu verurteilen („Kollek-
tivschuld“), lehnte Heuss bekanntlich 
ab: „(…) ist es nicht so, daß die Scham 
ein Weg zur Sühne ist (…)?“, schrieb er 
einer Kritikerin. Seine Rede zur Einwei-
hung des Mahnmals im ehemaligen 

Konzentrationslager Bergen-Belsen am 
30. November 1952 fand viel Anerken-
nung, Kritiker warfen ihm jedoch vor, 
darin die Kollektivschuld-Anklage zu er-
neuern. Er ließ darauf antworten: „(…) 
daß Juden vernichtet und Kranke ge-
mordet wurden, das haben schließlich 
nur die Leute nicht gewußt, die sich in 
diesen bösen Jahren eine Idylle glau-
ben gestatten zu können.“ Heuss wand-
te sich, worauf die Herausgeber in ihrer 
Einführung hinweisen, früh gegen Ten-
denzen in der Bundesrepublik, die nati-
onalsozialistischen Verbrechen zu ver-
drängen, einen „Schlussstrich“ zu zie-
hen (S. 40), den Holocaust gegen die 
Opfer des Bombenkriegs, der Vertrei-
bung, der Verbrechen der Siegertrup-
pen aufzurechnen (S. 42).
Es bedarf jedoch einer Erklärung, dass 
Heuss sich für NS-Belastete, für verur-
teilte Kriegsverbrecher und hohe Reprä-
sentanten des NS-Staates verwandte. 
Den Hohen Kommissar Frankreichs in 
Deutschland, François-Poncet, bat er, 
die Haftbedingungen für „die in 
Spandau sitzenden Leute“ verbessern 
zu lassen, besonders für Konstantin Frei-
herrn von Neurath, der als Hauptkriegs-
verbrecher in Nürnberg zu 15 Jahren 
Gefängnis verurteilt worden war. John 
McCloy gegenüber gab er seiner „Be-
trübnis Ausdruck (…), daß Herr von 
Weizsäcker immer noch inhaftiert ist, 
(…) nach meiner inneren Überzeugung 
hier ein Fehlurteil vorliegt“. Der ehema-
lige Staatssekretär im Auswärtigen Amt 
wurde wenige Wochen später begna-
digt. Auch für Alfred Krupp, zu zwölf 
Jahren Haft und Vermögensentzug ver-
urteilt, hielt Heuss eine Begnadigung 
angebracht. Die Herausgeber erklären 
mit Hinweisen auf neuere Forschungen, 
diese „Vergangenheitspolitik“ sei „sym-
ptomatisch für die frühe Bundesrepub-
lik“ gewesen und von Politik und Bevöl-
kerung breit unterstützt worden. Beson-
ders dann hätten die Verurteilten mit 
„Nachsicht und Unterstützung (…) bis in 
die Staatsspitze rechnen“ können, 
„wenn sie (bildungs-)bürgerlicher Her-
kunft waren und es ihnen gelang, ihre 
Taten als Ausdruck eines politischen Irr-
tums erscheinen zu lassen“ (S. 46). Hier 
spiegeln die Briefe die Neigung von 
Heuss wider, den Nationalsozialismus 
zu personalisieren, „den er vor allem auf 
eine kleine Elite von Tätern und Verfüh-
rern beschränkte“. Die Mehrheit der 
Deutschen sah er als „Verführte“ (S. 42).
Eingliederung möglichst vieler Perso-
nen und Gruppierungen in die demo-
kratische Entwicklung der jungen Repu-
blik war ein wichtiges Ziel der Amtsfüh-
rung des Bundespräsidenten Heuss. 
Traditionen sollten wieder belebt oder 

weitergeführt werden. Zu der damit zu-
sammenhängenden „Symbolpolitik“ 
des Bundespräsidenten gehörten u. a. 
die Ehrung erfolgreicher Sportlerinnen 
und Sportler mit dem Silbernen Lorbeer-
blatt, die Einführung des Bundesver-
dienstordens, die Erneuerung des Or-
dens „Pour le Mérite“ (Friedensklasse), 
die Weiterführung des Volkstrauertags 
und auch der letztlich gescheiterte Ver-
such, eine neue Nationalhymne einzu-
führen – etwa zwölf Schreiben befas-
sen sich mit diesem Thema. Den Wider-
stand der Verschwörer des 20. Juli und 
der Mitglieder der „Weißen Rose“, da-
mals noch höchst umstrit ten, gedachte 
Heuss als „Erzieher zur Demokratie“ im 
Sinne einer „positiven Gedenktraditi-
on“ zu thematisieren.
Nicht in allen Fällen war Heuss gewillt, 
an Traditionen festzuhalten oder neue 
zu begründen. So weigerte er sich, Bay-
reuth und die Richard-Wagner-Fest-
spiele zu besuchen, „den Spuren des 
Herrn Hitler auf den Festhügel und nach 
Wahnfried“ wollte er nicht folgen. Die 
Idee, ihm die Schirmherrschaft für das 
Hambacher Fest zu übertragen, das als 
lokales Volksfest geplant war, lehnte er 
ebenfalls ab. Er sah die Gefahr „daß 
das bedeutende geschichtliche Pathos 
des Jahres 1832 nach einiger Zeit auf-
gebraucht sein würde“.
Was erzählen die Briefe an weniger Be-
kanntem? Nur wenige Beispiele von vie-
len: Heuss rät Kurt Schumacher „sehr 
intensiv“, eine wissenschaftliche Bio-
graphie über August Bebel zu verfas-
sen. Den späteren Verteidigungsminis-
ter Blank machte er auf „L’armée nou-
velle“, das Buch des 1914 ermordeten 
französischen Sozialistenführers Jean 
Jaurès – für Heuss „ein großer Mann“ – 
aufmerksam. Ablehnend beschied er 
die Presseanfrage, eine Bildreportage 
„Ein Tag beim Bundespräsidenten“ zu 
machen. Keine Heuss-Edition ohne Hu-
morvolles: Mit einem eigenen Gedicht 
reagierte er, als auf sein „Dicker-Wer-
den“ angespielt wurde: „(…) stellt ein 
Durchschnittsschicksal dar, / bei dem 
der Bundespräsident / sich nicht von 
seinem Volke trennt.“ Und was es mit 
dem bekannten Schlager „der Theodor, 
der Theodor, der steht bei uns im Fuß-
ball“ bzw. „im Bundestor“ genau auf 
sich hat, er fährt man ausführlich in ei-
nem Schreiben an den Direktor der 
Stuttgarter Staatsgalerie.
Für Heuss war seine Korrespondenz, 
wie die Herausgeber betonen, neben 
Reden und Publizistik „eines seiner zen-
tralen Kommunikationsmittel“, ein „Mit-
tel der Amtsführung“. In einem Brief an 
einen Freund äußerte er sich 1953 selbst 
zum Thema „Funktion des Bundespräsi-
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denten“ und seiner Amtsführung. In den 
ersten ein, zwei Jahren habe er diese 
„programmatisch unter das Stichwort 
‚Entkrampfung‘ der Deutschen gestellt“; 
bei „dem Staat gegenüber sonst ziem-
lich fremden Gruppen von Wissen-
schaftlern und Künstlern“ habe er „eine 
Wirkung erzielt (man nennt das heute 
Integration), die vor mir ein anderer 
Mann in verwandter Lage nicht erreicht 
habe“. Den Inhalt des Schreibens be-
zeichnete er als „ein Vademecum für 
Bundespräsidenten in der Mitte des 
20. Jahrhunderts“.

Walter-Siegfried Kircher

Kritische Kirchengeschichte

Hubert Wolf
Die Nonnen von Sant‘Ambrogio. 
Eine wahre Geschichte.
Verlag C.H. Beck, München 2013.
544 Seiten, 24,95 Euro.

Es waren skandalöse Vorgänge im römi-
schen Frauenkloster Sant‘Ambrogio, die 
Fürstin Katharina von Hohenzollern-
Sigmaringen ans Tageslicht brachte. 
Man versuchte gar, sie zu vergiften, weil 
sie die Vorgänge durchschaute. Sie 
wurde gerettet von ihrem Cousin, dem 
in Rom tätigen Erzbischof Gustav Adolf 
von Hohenlohe-Waldenburg-Schil-
lingsfürst. Nach der Trennung ihrer El-
tern war sie in der Familie ihrer Mutter, 
einer geborenen Fürstenberg, in Do-
naueschingen aufgewachsen. Fürstin 
Katharina war eine fromme Frau, hoch 
gebildet, nach zwei Ehen als Witwe 
korpulent und zur Betschwester gewor-
den, was auch in Hochadelskreisen bis 
heute vorkommen mag. So war sie im 
Kloster Sant‘Ambrogio aufgenommen 
worden. Die aus dem Kloster geflohene 
Hohenzollern-Witwe lernte im Sommer-
sitz ihres Cousins, in Tivoli, den Benedik-
tinerpater Maurus Wolter kennen, den 
sie bewegen konnte, das verlassene 
Kloster Beuron wieder zu beleben: S ie 
kann als eigentliche Gründerin des bis 

heute blühenden Klosters im oberen 
Donautal gelten.
Romanhaft, mit Sex and Crime, ist die-
ses Buch – doch es ist „eine wahre Ge-
schichte“, wie der Untertitel deutlich 
macht. Es ist nicht nur die Schilderung 
der pikanten und kriminellen Verhältnis-
se in einem Nonnenkloster in der Mitte 
des 19. Jahrhunderts, also nicht im fer-
nen Mittelalter und auch nicht irgend-
wo in einem abgelegenen Tal, sondern 
in Sichtweite des Vatikans. Auch die ak-
tenkundigen Vorgänge sind es nicht al-
lein, die das Buch so lesenswert ma-
chen: In den Verhandlungen vor der In-
quisition, die Katharina angerufen hat-
te, wollte man alles sehr genau wissen, 
die lesbischen wie auch heterosexuel-
len Praktiken ließ man sich detaillier t 
beschreiben. Ein Stück weit liest sich 
das Buch von Hubert Wolf wie ein Porno 
von heute. Doch gleichzeitig erfahren 
wir eine Menge über die Institution des 
Sacrum Officium – der Inquisition also – 
und deren Verfahrensweisen. 
Das Buch lässt sich vor allem auch als 
kritische Kirchengeschichte lesen, die 
bis in unsere Tage reicht. Die Kurie war 
gespalten: „Während die einen, die Ei-
ferer, die neue Rombegeisterung dafür 
nutzen wollten, jede Reform in Kirche 
und Kirchenstaat zurückzudrängen und 
den Papst immer mehr zum unfehlbaren 
Gottkönig zu stilisieren, waren die an-
deren, die Pragmatiker, eher skeptisch, 
weil sie ihr Programm einer Versöhnung 
von Kirche und Welt gefährdet sahen“ 
(S. 19). Eine dubiose Rolle in der ganzen 
Affäre spielt der Jesuitenpater Joseph 
Kleutgen, der unter dem Decknamen 
Giuseppe Peters einer der beiden 
Beichtväter des Klosters war. Das Heili-
ge Offizium – die Inquisition – verurteil-
te ihn wegen Häresie und „Sodomie“ 
(womit die ganze Bandbreite sexueller 
Vergehen gemeint war, einschließlich 
des für Priester unverzeihlichen Miss-
brauchs des Beichtstuhls). Doch als füh-
render Vertreter der rückwärtsgewand-
ten theologischen Schule der Neoscho-
lastik genoss er die Gunst von Papst 

 Pius IX . Seine Handschrift ist in wichti-
gen kirchenpolitischen Dokumenten zu 
finden, insbesondere ist er (Mit-)Verfas-
ser des Dogmas von der Unfehlbarkeit 
des Papstes. Hier wird dann das kir-
chenpolitische Anliegen des Buches 
von Hubert Wolf deutlich – vereinfacht 
ausgedrückt: Wenn man sieht, welche 
zweifelhaften Typen in welch merkwür-
digem Umfeld über das Profil der Kirche 
seit Mitte des 19. Jahrhunderts mit ent-
schieden und damit die Ausrichtung der 
Kirche zu einer absolutistischen Papst-
kirche betrieben haben, wird man doch 
von erheblichen Zweifeln geplagt sein 
können. 
Wenigen Autoren gelingt es wie Hubert 
Wolf, von einem einzigen Ereigniskom-
plex aus ein Schlaglicht auf die ganze 
Zeit zu werfen, farbig, personalisiert. So 
etwa Thomas Nicklas in seinem Aufsatz 
„Ernst von Hohenlohe-Langenburg ver-
sus Matthias Erzberger“, als es gelang, 
in der Kaiserzeit die Ministerverant-
wortlichkeit gegenüber dem Reichstag 
durchzusetzen. Oder Fritz Kallenberg, 
der im Falle der Rivalität des Regie-
rungspräsidenten des preußisch ge-
wordenen Hohenzollern und Fürsten 
von Hohenzollern zeigen kann, wie die 
Autorität der Republik von Weimar 
durch die Entscheidung des sozialde-
mokratischen preußischen Innenminis-
ters zugunsten des Fürsten ins Rutschen 
kam. Der Scheinwerfer des Historikers 
macht in beiden Fällen historische 
Scheidewege überdeutlich.
Insgesamt gesehen haben wir im Falle 
des Buches von Hubert Wolf ein Meis-
terwerk vor uns. Brillant geschrieben, 
mit Sinn für Pointen, quellennah, gleich-
zeitig auch ein Werk mit vielen Dimensi-
onen. Selbst die zahlreichen Anmerkun-
gen sind mehr als ein wissenschaftlicher 
Nachweis, es ist stellenweise ein Kom-
pendium kirchenhistorischen Wissens, 
das man nutzen kann oder auch nicht.
 Hans-Georg Wehling
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Abteilung Haus auf der Alb 
Tagungszentrum Haus auf der Alb,
Hanner Steige 1, 72574 Bad Urach
Telefon 07125/152-0, Fax -100
www.hausaufderalb.de

Abteilungsleiter/Gesellschaft und Politik: 
Dr. Markus Hug      -146
Schule und Bildung/Integration und Migration: 
Robert Feil  -139  
Internationale Politik und Friedenssicherung/
Integration und Migration: Wolfgang Hesse   -140
Europa – Einheit und Vielfalt: Thomas Schinkel -147 
Bibliothek/Mediothek: Gordana Schumann -121
Hausmanagement: Nina Deiß -109

Außenstellen
Regionale Arbeit
Politische Tage für Schülerinnen und Schüler
Veranstaltungen für den Schulbereich

Außenstelle Freiburg   
Bertoldstraße 55, 79098 Freiburg
Telefon: 0761/20773-0, Fax -99
Leiter: Dr. Michael Wehner -77
Thomas Waldvogel -33
 
Außenstelle Heidelberg 
Plöck 22, 69117 Heidelberg
Telefon: 06221/6078-0, Fax -22
Leiter: Wolfgang Berger -14
N. N. -13

Projekt Extremismusprävention
Staffl enbergstraße 38, 70184 Stuttgart
Leiterin: Regina Bossert -81
Assistentin: Friederike Hartl  -82

* Paulinenstraße 44-46, 70178 Stuttgart 
Fax: 0711/164099-55

LpB-Shops/Publikationsausgaben

Bad Urach  Hanner Steige 1, Telefon 07125/152-0
Montag bis Freitag 
8.00–12.00 Uhr und 13.00–16.30 Uhr

Freiburg   Bertoldstraße 55, Telefon 0761/20773-0
Dienstag und Donnerstag 9.00–17.00 Uhr

Heidelberg Plöck 22, Telefon 06221/6078-0
Dienstag 9.00–15.00 Uhr
Mittwoch und Donnerstag 13.00–17.00 Uhr

Stuttgart  Staffl enbergstraße 38, 
Telefon 0711/164099-66
Mittwoch 14.00–17.00 Uhr
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anfordern unter www.lpb-bw.de
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